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Die neueste Anwendung des Gefrierverfahrens auf der Zeche Auguste Victoria i. W.

Yen Dipl. Ingenieur J o o s t e n ,  Terwinselen bei Kirchrath (Holl. Limburg).

Hierzu Tafel 38—40.

D e r  u r s p r ü n g l i c h e  P l a n  für  d as  A b t e u f e n  der  
S c h ä c h t e  I/TI.

Das Bergwerkseigentum der Gewerkschaft Auguste 
Victoria bei Sinsen, im Bergrevier Ost-Kecklinghausen 
gelegen, umfaßt 9 Normalfelder. Das Steinkohlen- 
gebirge ist im südlichen Feldesteil bei 470 m, im 
nördlichen bei 700 m Teufe angetroffen worden. Es 
wird von Cenoman, Turon, sowie von den unter- 
senonen Schichten des Emscher Mergels und des 
Recklinghausener Sandmergels überlagert. Die Mächtig­
keit dieser beiden senonen Schichten wächst nach 
Norden, zur Lippe hin, bis auf etwa 170 m an. Sie 
enthält fast horizontale, 1 0 - 3 0  cm starke, sein- feste 
Bänke aus Kalkmergel, während in größerer Teufe 
1—2 m mächtige Sandmergelbänke auftreten.

Die beiden Schächte I  und II  liegen etwa 6,5 km 
nördlich von Recklinghausen. Ihre Entfernung von­
einander in ostwestlicher Richtung beträgt 80 m. Sie 
wurden am 1. Mai 1900 m it einem Durchmesser von
6,7 und 9,5 m angehauen Fig. 1 der Tafel 38 gibt 
den Lageplan der Anlage wieder.*)

*) Die Figuren der Tafeln 38 u. 39, sowie die Textfiguren 9, 10 u. 
12 sind mit Erlaubnis des Herausgebers dem Band III des Werkes: 
„Die Entwickelung desNiederrheinisch-WestfiilischenSteinkohlen- 
Bergbaues in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts“ entnommen.

Man durch teufte von Tage aus etwa 10 m sandigen 
Lehm m it vereinzelten bis 3/t 111 gi'oßen Findlingen 
und 20 m wasserreichen Sandmergel m it festen Kalk­
mergelbänken, während man nur. von 17,5—27 m Teufe 
echten Fließsand antraf. Beide Schächte sollten so 
tief wie möglich abgesenkt werden. Bei Schacht 1 
entstanden jedoch hinter dem Schachtstoße Hohlräume, 
welche zur Folge hatten, daß der Schacht stark nach 
Norden abwich und die Mauer sowie der Senkschuh 
Risse bekamen. Infolgedessen mußten hier die Arbeiten 
eingestellt werden.

Die Schwierigkeiten bei Schacht I I  waren nicht 
geringe]'. Bei 37 m Teufe traf man eine wenig 
mächtige, sehr wasserreiche Sandschicht, welche die 
Wasser von Schacht I  herbeiführte, wodurch die Stöße 
mit dem Mauerwerk immer wieder einbrachen. Auch 
die 6 im Schachte hängenden Pulsometer von je 2 cbm 
Leistung waren nicht imstande, die Wassermassen zu 
wältigen, weil durch den Schlamm zu oft Verstopfungen 
vorkamen und die Dampflieferung unzureichend wurde. 
Schließlich war Schacht II, der 9,5 m 1. W. hatte, 
auch etwas aus dem Lote geraten. Daher stellte man 
im September 1901 auch hier die Arbeiten ein und 
entschloß sich, die wasserführenden Schichten mit Hilfe
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des G e f r i e r v e r f a h r e n s  zu durchteufeii. Die Arbeit 
wurde der Firma G e b h a r d t  & K o e n i g  in Nordhausen 
übertragen, welche sich kontraktlich verpflichtete, 
mittels ihrer verbesserten Gefriermethode 2 Schächte 
von 6.1 m 1. W. unter dem Schutze einer 1-30 m tiefen 
Frostmauer bis mindestens 146 m abzuteufen und 
wasserdicht auszubauen.

Da —  wie oben erwähnt — Schacht 1 schief ge­
worden war, und man daher innerhalb seines Durchmessers 
nur einen engen Schacht senkrecht hätte herunter 
bringen können, beschloß man,  diesen Schacht ganz 
abzuwerfen und ihn nur noch zur Förderung des für 
die Anlage erforderlichen Wassers zu benutzen. Schachtll 
dagegen wurde zum Weiterabteufen mittels Gefrier­
verfahrens eingerichtet und erhielt von da ab die Be­
zeichnung Gefrierschacht I, die auch in der folgenden 
Beschreibung beibehalten werden soll. 70 m östlich 
von diesem Schachte wurde der von neuem abzusenkende 
Gefrierschacht 11 angesetzt (vergl. Fig. 1 der Tafel 38).

Die B e r e c h n u n g  d e r  F r o s t m a u e r .

Für die Anwendung der Gefriermethode beim 
Schachtabteufen war es von grundlegender Bedeutung, 
die erforderliche Stärke der Frostmauer und die Druck­
festigkeit des gefrorenen Gebirges festzustellen, weil sich 
hieraus die Abmessungen aller weiteren Einrichtungen 
ergeben mußten. Da jedoch die bisher bekannten Be­
rechnungen über Frostmauern von Poetsch, Dwelshauvers- 
Üery und Hörmann nach Ansicht des Verfassers, der die 
Gefrier- und Abtcufarbeiten leitete, teils unzureichend, 
teils falsch sind, so versuchte er, für den vorliegenden 
Fall eine ganz neue Berechnung anzustellen. Diese Be­
rechnung, die im folgenden wiedergegeben ist, muß aus 
dem Grunde zunächst allgemein und theoretisch sein, weil 
sie teilweise die Theorien der genannten Techniker wider­
legen soll.

Nach Alby (Annales des Ponts et Chaussées, 1887, 
T. VJ1, Serie VI) nimmt die Stärke der Frostmauer 
nach unten zu, erreicht dann etwas unter der halben 
Teufe ein Maximum und nimmt dann nach der Basis 
wieder ab. Lebreton (Annales des Mines, 1885, T. VIII, 
Serie 8) beweist theoretisch für ein einzelnes Doppel­
gefrierrohr, daß die Frostmauer unter Umständen auch 
oben am dicksten sein kann. Es ist jedoch in der 
Praxis konstatiert worden, daß die Frostmaüor nach 
unten hin ziemlich regelmäßig an Stärke zunimmt, 
was auch erklärlich ist, weil unten im Gefrierrohr die 
Temperatur der Lauge noch am kältesten ist. Daß 
jedoch die Stärke direkt über der Basis etwas nachläßt, 
ist selbstverständlich, weil daselbst die Kälteabgabe 
nicht nur radial nach außen, sondern auch nach dem 
unter den Gefrierrohren befindlichen Gebirge stattfindet. 
Ebenso wird die FroMmäuer am Scheitel auch etwas 
schwächer sein als einige Meter tiefer. Unter normalen 
Verhältnissen wird demnach die Frostmauer an der

Basis die Form eines Flaschenbodens haben, und der 
ganze Frostkörper ungefähr der Fig. 1 entsprechen. 
(Dies ist bestätigt worden durch mehrere Bohrungen, 
die der Verfasser in radialer Richtung durch die Frost­
mauer hindurch nach außen hin vorgenommen hat.) 
Da man aber bei größeren Teufen die Stärke der 
Frostmauer erst dann messen kann, nachdem wieder 
ein entsprechendes Stück tiefer geteuft worden ist, also 
erst, nachdem auch die Gefrieranlage länger im Betriebe 
gewesen ist, könnte man geneigt sein, die vermehrte 
Mauerstärke als von längerer Gefrierdauer herrührend zu

Fig. 1.

betrachten. Wenn man jedoch vor Beginn des Abteufens 
bereits längere Zeit gefroren hat, bis die Temperatur 
der ein- und ausströmenden Lauge ziemlich konstant 
bleibt, so darf man annehmen, daß in den konzentrischen 
Frostmauerzonen ungefähr ein Temperaturgleichgewicht 
zustande gekommen ist, nach welchem die Zunahme 
der Frostmauer ijur noch minimal sein kann. So fand 
Verfasser z. B. beim Schacht I der Zeche Auguste 
Victoria bei 44,5 m Teufe einen massiven Frostzylinder 
von 14,30 m, bei 74 m Teufe von 14,82 m und bei 
103 m Teufe von 15,40 m Durchmesser.

Bei der nachfolgenden Berechnung soll die Form der 
Frostmauer als zylindrisch betrachtet werden, eine An­
nahme, welche die Berechnung einfacher gestaltet, ihr 
Ergebnis jedoch nach der oben gegebenen Darlegung 
ungünstig beeinflußt. Ein bereits bis zu einer gewissen 
Teufe herunter gebrachter Gefrierschacht von kreis­
rundem Querschnitt, wobei auch die Gefrierrohre in 
einem Kreise angeordnet sind, wird demnach eine h o h l -  
z y l i n d r i s c h e  Frostmauer haben.

Von Einfluß auf die Form der Frostmauer sind 
besonders Wasserströmungen und Solquellen. Da diese 
jedoch vorher meist nicht genau festzustellen sind, 
kann man sie auch bei der Berechnung außer acht 
lassen. Ebenso verhält es sich mit der Art des Ge­
birges. Zwar ist die Frostmauerstärke abhängig von 
der Art der zu gefrierenden Bodenschichten, da die
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Gefrierkapazität von der spezifischen Wärme und von 
dem Leitungsvermögen der betreffenden Gebirgsarten 
abhängt. Für eine allgemeine Berechnung sind diese 
Größen jedoch nicht von großer Wichtigkeit, weil — 
wie wir später sehen werden — mit mittleren Werten 
für spezifische Wärme gerechnet werden kann.

B e r e c h n u n g .  Wie stark muß die Frostmauer 
eines kreisrunden Schachtes von D m Hehler Weite 
sein (im Gebirge ohne Ausbau), wenn die Frostmauer 
unter dem Grundwasserspiegel 100 m tief werden soll?

Bezeichnet E den resultierenden Erddruck in Tonnen 
für 1 m Wandlänge, iu 1/3 der Höhe h über der Sohle 
angreifend, y das Gewicht des Erdreiches in Ucbim, 
li die ganze Höhe der Frostmauer, p  den natürlichen 
Böschungswinkel des Erdreiches, so is t :

E |  >/2 y  h* tg 2 (45'> -  - 0

Der spezifische Erddruck in der Höhe x unter der. Ge- 
ländefläche in t.'qm m beträgt

2 E . x

(siehe Ingenieur-Taschenbuch „Hütte" unter Erddruck), 
mithin ist der spezifische Erddruck in der Höhe h

e =  - y  =  r h  tg 2 ^45° -  y j .

Sei 7- =  00 1,8 , was der Fall sein wird, wenn das Ge­
birge aus 3 Teilen Sand und 1 Teil Ton mit noch 20 %  
Wasser besteht (siehe auch Seite 1545), sei ferner

p  =  p o  5 ° ,

so ist für h — 100 m

e(ioo =  15 kg/qcm.
Da jedoch im allgemeinen ein Überschuß an Wasser 
im Gebirge vorhanden sein wird, wodurch der natür­
liche Böschungswinkel des Gebirges sich dem Werte 
von 0° nähert, so gewinnen wir für die Berechnung 
eine sichere Unterlage, wenn wir e gleich dem hydro­
statischen Druck p des Fließsandes setzen; dann ist 
p =  18 kg/qcm.

Tm sog. Sammelwerk, Band III, gibt Berginspektor 
Hoffmann auf S. 344 verschiedene Versuche be­
treffend den spezifischen Druck des Fliefssandes wieder 
und kommt dabei zu dem Resultat, daß der größte 
spezifische Druck gleich 1,7 kg/qcm ist. Leider übersah 
er bei diesen Versuchen den bedeutendsten Faktor, 
nämlich den F e u c h t i g k e i t s g r a d  des Gebirges. Denn 
eben dieser ist es, welcher neben den verschiedenen 
spezifischen Gewichten die verschiedenen Werte für den 
spezifischen Druck der einzelnen Erdarten bedingt; 
Hätte er stets denselben Feuchtigkeitsgrad bei seinen 
Versuchen genommen, so hätte er bei gleichen spezi­
fischen Gewichten und gleichem Volumen auch gleiche 
Werte für den spezifischen Druck finden müssen. 
Substituieren wir seine Versuchsw'erte in unsere 
Formel, so werden wir für die Böschungswinkel Werte 
von. 7—0° erhalten, woraus hervorgeht, daß seine

Versuchswerte richtig sind, da tatsächlich vom Ver­
fasser ähnliche Werte für die Böschungswinkel sehr 
nassen Sandes-gefunden worden sind.

Ein dynamischer Druck, wie ihn Riemer bei Senk- 
schächten annimmt (siehe: Riemer, „Schachtabteufen 
zur Zeit der Düsseldorfer Ausstellung") braucht bei 
unseren Berechnungen nicht berücksichtigt zu werden.

Wir betrachten weiter die Frostmauer als einen 
homogenen Körper von der Temperatur — 10° C, 
d. h. von einer Widerstandsfähigkeit gegen Druck von 
110— 120 kg/qcm. Dies dürfen wir tun, wenn wir 
bedenken, daß innerhalb des Gefrierkreises 1— 1,5 m 
Frostmauer von einer meistens niedrigeren Temperatur 
als — 10° C beim Abtenfen stehen bleiben, und daß

die Frostmauer außerhalb des Gefrierrohrkreises zwar 
in konzentrischen Zonen nach außen hin an Wider­
standsfähigkeit abnimmt (weil die Temperatur des Ge­
birges nach außen hin steigt, vergl. Seite 1547), daß sie 
jedoch anfangs ebenfalls eine niedrigere Temperatur 
als — 10° C aufweist.

Bedenken wir weiter, daß die größten Eingspan- 
nungen an der inneren Peripherie auftreten, also da, 
wo die Frostmauer gerade sehr stark ist, so begehen 
wir keinen Fehler bei der Annahme, daß diese Ring- 
spannnng in jedem Teile des Ringes den gleichen W ert 
hat, wenn wir nur mit einem mittleren Widerstands­
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koeffizienteil rechnen, z. B. kd =  —~  — 30 kg/qcm

bei vierfacher Sicherheit. Der Druck auf ein willkürlich 
kleines Stück rd$p (vgl. Fig. 2) der Frostmauer von 
der Dicke 1 sei p r  dp. Die eine Komponente des 
Druckes ist p r #  cos ¡p, Sei P  der gesamte Druck 
bezw. die Summe der Druckkräfte -p in der oben ge­
nannten Teufe, so ist:

120

p r r  , '
—  =  \ p  r cl<p  cos <p
ü v/a

oder
2 ip r  cos <p d f

=  2iJ  0
£

■=■2  p r  ^  "cos <p d£>

f t

=  2 p r  (sin <p)„V — 2 p r  sin =  2 p r.

In unserem Fall ist 2 r  =  D +  2x. Nach den 
obigen Bemerkungen über die Kingspannungen und die 
Widerstandsfähigkeit der Frostmauer finden wir dem­
nach (D +  2x) p =  2 x k d, wobei D gleich dem inneren 
Durchmesser des Frostmauerhohlzylinders, x gleich seiner 
Wandstärke und kd =  30 kg/qcm gleich der Druck­
festigkeit für gefrorenen Fließsand von — 10° C bei 
vierfacher Sicherheit (s. oben) (auf die verschiedenen 
Werte der Druckfestigkeit k d kommen wir weiter nnten 
zurück) und p gleich dem hydrostatischen Druck des 
Fließsandes i s t , welcher im allgemeinen gleich 
18 kg/qcm zu setzen ist (s. S. 1543). Setzen wir in dieser 
Formel z. B. D =  500 cm , k d =  30 kg/qcm,

p =  18 kg/qcm, so wird die Wandstärke =  xrr—^—:
2(kd —p)

=  375 cm. Mithin würde bei einer Teufe von 100 in 
unter dem Wasserspiegel in  r e i n e m  F l i e ß s a n d  eine 
Frostmauerstärke von 375 cm genügen. Wenn bei 
einem solchen Schachte die Gefrierrohre in einem

ÜJy— t —
d x

■>»>

Jp^dyda

Fig. 3.

Kreise von 8 m Durchmesser angesetzt sind, so braucht 
die Frostmauer also nur noch 375 — 150 =  225 cm 
außerhalb des Gefrierrohrkreises fortgeschritten zu sein.

Bei der obigen Berechnung wurde der Druck des 
Gebirges oberhalb des Wasserspiegels, sowie das Eigen­
gewicht der Frostmauer vernachlässigt.

Nimmt man den ungünstigsten Fall an, daß der Frost­
mauerzylinder sein ganzes Eigengewicht zu tragen habe, 
daß also der Beibungswiderstand zwischen Frostmauer 
und Gebirge vernachlässigt werde, und setzt mau das 
spezifische Gewicht der Frostmauer gleich 1,8, so wäre

der Druck k, welchen die Frostmauer bei 100 m Teufe 

durch ihr Eigengewicht erfährt: k =  ■ — --- -- 

=  18 kg/qcm.

Bei Berücksichtigung des Eigengewichtes wirken 
auf jedes Frostmauerelement vom Inhalte" d x . dy . dz 
zwei Kräfte ein (s. Fig. 3), und zwar eine horizontale 
Bingspannung k d . dy . dz und ein vertikaler Druck 
k . dx . dz. Da außer diesen beiden Druckkräften keine 
Schubspannungen Vorkommen, so sind diese auch die 
H a u p t s p a n n u n g e n  nach dem Satze: Das Maximum 
und Minimum der Normalspannung tritt  stets in den 
Flächen auf, wo die Schubspannungen gleich 0 sind 
(Föppl, Festigkeitslehre § 4). Es ist demnach der Frost­
körper nach der größten der beiden Hauptspannungen 
zu berechnen.

Nur wenn der Schacht zum Teil abgeteuft und 
bereits mit Tübbings ausgebaut wäre, könnte der Fall 
eintreten, daß der vertikale Druck der größte wäre. 
Die obige Berechnung zur Feststellung der Wandstärke 
der Frostmauer kann auch dienen zur Berechnung der 
Wandstärken von Tübbings, mit Ausnahme von solchen 
bei Senkschächten, wo auch ein dynamischer Druck be­
rücksichtigt werden muß.

D r u c k f e s t i g k e i t .  Wie wir oben sahen, setzten 
wir die Druckfestigkeit für gefrorenen Fließsand gleich 
30 kg/qcm bei vierfacher Sicherheit. Alby (Annales 
des Ponts et Chaussées, 1887, T. VII Serie VI), fand 
nach eingehenden Versuchen, daß mit Wasser gesättigter 
Sand in gefrorenem Zustande bei — 14° C 131 kg/qcm 
Druckfestigkeit hat, und daß die Widerstandsfähigkeit 
gleichzeitig mit der Abnahme des Feuchtigkeitsgehaltes 
fällt, während sie bei Temperaturabnahme steigt.

Bei tonigem Sand steigt die Druckfestigkeit m it 
dem größeren Sandgehalt der Mischung. Alby fand 
u. a. folgende Druckfestigkeitskoeffizienten:

Material Druckfestigkeit Temperatur

Mit Wasser gesättigter Sand
in kg/qcm 

131 -  14° C
Beines Eis <  20
Eeiner Ton 70 -  15° „
1 kg Sand -1- 100 g Wasser

+  100 g Ton 104 -  15° „
Beliebige Mischung von Sand

und Wasser 1 1 3 -1 2 0 - 10? ,

» » 120 -  12° „
» » 150 -  17° *
}) V 200 -  25° „

1 kg Saud +  100 g Wasser
+  100 g Ton 122— 130 -  17« „

1 kg Sand +  125 g Wasser
4- 125 g Ton 9 3 - 1 0 4 -  15° „

Ähnliche Resultate erhielt Verfasser bei seinen auf 
Zeche Auguste Victoria angestellten Versuchen. Er
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fand dabei, daß ein Frostwürfel von einer n mal so 
großen Oberfläche, im Vergleich mit anderen Versuchs­
körpern, mehr wie n mal soviel Druck- auskalten kann 
wie die letzteren. Dies ist eigentlich ein Widerspruch 
mit der Lehre der Druckfestigkeit, erklärt sich aber 
aus dem Umstande, daß die Körper, je größer sie sind, 
desto weniger schnell ihre Kälte verlieren werden. Da 
nun, wie wir oben sahen, die Temperatur eine sehr 
wichtige Rolle bei der Druckfestigkeit der Frostkörper 
spielt, so sind auch bei größeren Versuchskörpern 
richtigere Resultate zu erwarten. Die wirkliche mittlere 
Druckfestigkeit einer Frostmauer dürfte demnach noch 
bedeutend größer sein, als wir durch Versuchskörper 
feststellen konnten.

F l ü s s i g k e i t s g r a d  des F l i e ß s a n d e s .  Ein­
gehende Versuche, welche Verfasser mit verschiedenen 
Sandarten angestellt hat, haben ergeben:

1. daß der beste rcingewaschene Quarzsand vom 
spezifischen Gewicht 1,5 40,71 pCt. seines Volumens 
an Wasser beim Sättigungsgrad aufnehmen kann,

2. daß bei einer Mischung von 100 Raumteilen 
dieses Sandes mit 40,71 Raumteilen Wasser die nasse 
Mischung nur 95,28 Raumteile einnimmt. Hieraus 
folgt,' d aß  d e r  n a s s e  S a n d  w e n i g e r  R a u m  e i n ­
n i m m t  als  der  k ö r n i g e ,  t r o c k e n e S a n d .  100 Raum­
teile vollkommen mit Wasser gesättigten reinen Fließ­
sandes enthalten demnach 105 Raumteile Sand und 
42,7 Raumteile Wasser. Hat man weniger Wasser 
zugesetzt, so kann man z. B. für 20 pCt. Wasser 
rechnen, daß 100 Raumteile nassen Sandes, die 20 Raum­
teile Wasser enthalten, auch noch 100 Raumteile 
trockenen Sandes enthalten. Das spezifische Gewicht 
des m it Wasser gesättigten Quarzsandes beträgt 2,01.

Enthält der Sand Ton beigemischt, so nimmt er 
dementsprechend weniger Wasser auf.

F r o s t m a u e r b i l d u n g  u n d  G e f r i o r d a u e r .  Die 
Ermittelung des Flüssigkeitsgrades von Fließsand ist 
wichtig für die Berechnung der zur Herstellung einer 
Frostmauer erforderlichen Zeit. Hierbei muß man 
die zum Gefrieren erforderliche Anzahl Kalorien be­
stimmen, welche 100 pCt. des sandigen trockenen Ge­
birges sowohl, als auch die darin enthaltenen 10, 15, 
20 oder mehr Prozente Wasser beanspruchen. Falsch 
ist die Berechnung, wie sie z. B. in Band III des 
Sammelwerkes angegeben wird, wo einfach 80 pCt. 
Gebirge +  20. pCt. Wasser =  100 pCt. 'wasserhaltigen 
Gebirges gesetzt werden. Diese Berechnung ist ebenso 
wie die von Lebreton (Annales des Mines, 1885, T. 
VIII, Serie 8) deshalb nicht richtig, wreil sie auf ganz 
unbegründeten Annahmen beruht.

1. Ist der Wärmeleitungskoeffizient der gefrorenen 
Gebirgsschiehten noch garnicht erforscht und

2. sind die Temperaturunterschiede der ein- und aus­
strömenden Lauge nicht immer dieselben, weil eben der

sogenannte Temperatur - Gleichgewichtszustand worauf 
die Berechnung beruht, tatsächlich nicht vorhanden ist.

Betrachten wir zunächst die Aufnahme der Wärme 
für ein einzelnes Gefrierrohr mit dem üblichen äußeren 
Durchmesser von 128 mm und 112 mm 1. W. Tn 
diesem Gefrierrohr sei ein Fallrohr von 34 mm äußerem 
und 26 mm innerem Durchmesser eingehängt. Die 
Länge des Gefrierrohres wird gleich der Länge des 
Fallrohres gleich 120 m angenommen. Wenn nun 
(wie z. B. auf Zeche Auguste Victoria) der Inhalt der 
Laugenpumpenzylinder 0,00625 cbm beträgt und diese 
Pumpe in der Minute 35 Hübe macht, so werden, da 
die Pumpe vierfach wirkend ist und einen volumetrischen 
Wirkungsgrad von 0,9 eVrcicht, in der Minute 
0,00625 x 35 x 4 x  0,9 =  0,787 cbm Lauge durch­
gedrückt. Wenn diese Lauge auf 26 Gefrierrohre 
verteilt wird, so entfallen auf jedes Rohr etwa 30 1 
in der Minute. Demnach würde die Lauge in

4 - d 2a l 200 4 - 0 , 2 6 ^ 1 2 0 0
4  4

 — — = --------- kk =  2 Minuten das Fall-

r ,

n
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1 2 8 —

T ;
r 3

Fig. 4.

rohr durchströmt haben; dagegen sind zum Hoch­
strömen im Gefrierrohre

^ ( - J - ,1 , 1 2 2 — J -0 ,3 4 2)  1200 =  35,6 Minuten er­

forderlich. Hieraus folgt, daß die Zeit, welche die 
Lauge braucht, um im Fallrohr herunterzufließen, im 
Verhältnis zu der Dauer des Wiederhochströmens so 
klein ist, daß wir keinen Fehler machen, wenn wir 
die Temperatur T2, d. h. diejenige Temperatur, welche 
die Lauge hat, wrenn sie unten im Fallrohr angelangt 
ist (s. Fig. 4), derjenigen oben im Fallrohr gleichsetzen, 
also T2 =  T |. Denn in 2 Minuten wird die Lauge 
beim Herunterströmen keine wesentlichen Temperatur­
änderungen erfahren haben, zumal die ganzen Temperatur­
unterschiede T., — T, nur verhältnismäßig gering sind.
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Ebenso darf man die Temperatur T3, welche die Lauge 
unten im Gefrierrohr hat, gleich T> setzen. W ir haben 
demnach T, =  T2 =  T3. W ir brauchen also nur noch 
die Temperaturzunahme der Lauge Tj — T3 beim Hoch­
strömen im Gefrierrohr zu betrachten. Hierbei steigt 
also die Flüssigkeit von der Anfangstemperatur T, =  T3 
in einem hohlzylindrischen Raum zwischen Fallrohr und 
Gefrierrohr hoch, wobei die Temperatur der Flüssigkeit 
um T, — Tj wächst.

Ist Tj — Tj =  4,5 °. die spezifische Wärme der 
Lauge von 2 8 0 Be c =  0,8, das spezifische Gewicht der 
Lauge s =  1,24, so werden pro Stunde im Gefrierrohr 
(Tj — T,) . c . s  . 30 . 60 =  4,5 . 0,8 . 1,24 . 30 . 60 =  

8035 o o  8000 Kalorien 
aufgenommen. Danach finden wir die Gefrierdauer zur 
Herstellung einer Frostwand von 1000 mm Stärke durch 
folgende Überlegung:

Die Temperatur des dem Gefrierrohre unmittelbar 
anliegenden Gebirges ist derjenigen der Lauge der­
selben Teufe erfahrungsgemäß gleichzustellen. Da nun 
die Temperatur der Lauge unten im Gefrierrohre 
kälter ist wie oben im Rohr, so nehmen wir für unsere 
Berechnung die Temperatur der Lauge in halber Teufe 

( j  .p t ,)
an, — —g --- =  — 17° C, und wurden also auch die

Frostmauerbildung in dieser Teufe betrachten. Gleich 
der ersten mit dem Gefrierrohr konzentrischen Gebirgs- 
zone werden auch die weiteren Zonen des Gebirges 
nach außen hin eine stets höhere Temperatur haben 
und schließlich die Temperatur 0° erreichen, um von 
da an weiter nach außen hin wieder allmählich die 
ursprüngliche Temperatur von etwa +  12° C zurück­
zuerlangen. Die konzentrischen Temperaturzonen von 
- •  17°, — 16° usw. bis +  11° werden sich sofort 
bilden, sobald Lauge von — 17° durch die Gefrier­
rohre hindurchgeführt wird. Das V e r h ä l t n i s  d e r  
G rö ß en  dieser einzelnen Zonen unter sich wird stets das­
selbe sein und hängt nur von der niedrigsten Temperatur 
direkt am Gefrierrohr ab, ist jedoch unabhängig 
von derZeit. Dagegen sind die Größ en  der einzelnen 
Zonen natürlich wohl abhängig von der Zeit der 
Laugenzirkulation. Nennen wir D den äußeren Durch­
messer des Gefrierrohres, D(_ i7) den äußeren Durch­
messer der Frostzonen von — 17°, D(_ig) den äußeren 
Durchmesser der Frostzonen von — 16° usw., so wird 
das Verhältnis nach der vom Verfasser aufgestellten 
Gleichung:

17) _  /T Ü ( - I S )  j  . 16) ~ D ( - 1 S ) j

stets dasselbe bleiben und unabhängig sein von der 

Gefrierdauer. Ist also z.B.D(_i7) — ü(_.18) =  29Wo qmm 

und D(_i6) — D f-15) =  2954 qmm nach 29 stündiger 
Gefrierdauer, so gilt die Proportion 

(®(~1T) ~  D?-18,) : (ü (—ig) ^ “(-(5)) — 2910 : 2954

a u c h  f ü r  j e de  a n d e r e  k ü r z e r e  ode r  l ä n g e r e  

G e f r i e r d a u e r :  Mithin wäre ü~_17) D2_ lß) nach
2 mal 29 Stunden auch =  2 mal 2910 qmm, ebenso 

D(_1G) — Do—15) =  2 mal 2954 qmm usw. W ir suchen 

nun ü f_ 17) — D2_ lß) für eine e i n s t ü n d i g e  G e f r i e r ­
d a u e r  und finden hieraus durch einfache Multiplikation 

ü f -  ?) — ü (2__ig) für eine b e l i e b i g e  m e h r s t ü n d i g e  

Gefrierdauer. Dasselbe tun wir für I ^ - io  — D>(~= 15) usw.

Es sei nun 8000 die mittlere in einer Stunde in 
einem Gefrierrohre aufgenommene Anzahl Kalorien, 

0,189 die spezifische Wärme des trockenen Gebirges,
1,8 das spezifische Gewicht des trockenen Gebirges, 
1200 die Länge des-•Gefrierrohres in dem,
II der äußere Durchmesser des Gefrierrohres =  l,28  dcm, 
D ir der äußere Durchmesser der dem Gefrierrohre 

anliegenden Frostzonen von — 17° C,
0,5 die spezifische Wärme des Eises,
0,9 das spezifische Gewicht des Eises, 

so haben wir, wenn das Gebirge 20 pCt. Wasser ent­
hält, die Gleichung:

8000 gleich der vom trockenen Gebirge abgegebenen 
Wärme von + 1 2 °  bis — 170 

+  der vom Wasser abgegebenen Wärme von + 1211 bis 0°, 
+  der vom Eis abgegebenen Wärme von + 1 2 °  

bis -  17°,
+  der bei der Umgestaltung des Wassers von 0U 

in Eis von 0° abgegebenen Wärme.
Setzen wir die bekannten Zahlen ein, so ergibt sich:

8000 =  0,189 . 1,8 . 1200 (y l )2 — yD'2 )
j_ 17) 4(17-1-12)/

+  1 . 1 .  0,2 . 1200 f e > 2 -  yD 2)  12
\4  (—1-) 4 /

+  0,5 . 0,9.  0,2 . 1200 (y D 2 — y D 2) l 7  
\4  (_ 17) 4 /

+ 0,2 . 12 00  ( y D 2 - y D 2) 79.
' 4 n) 4 /

Hieraus ergibt sich:

8000 =  942,48 ( d 2 — D2)  29,5958,
V ( -  17) /

|  +  ü f  4 =  W

D(_ i7) =  138,7 mm,
D(_ 17; -  D =  138,7 — 128 =  10,7 mm.

Auf dieselbe Weise finden wir für je 8000 Kalorien:

1. D_ 17 =  138,7 mm
2. D 1# =  148,8 ...
3. D j j s =  158,6 .,
4. D_ !4 =  167,7 „
5. D_ 13 =  176,5 „
6. D_ ,2 =  185,1
7. D . , ,  =  193,4 ,.
8. D_ 10 =  201,4
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9. BL 0 =• 209,3 mm
10. D_, 8 =  217,1
11. D_ ,  =  224,7 n
12. D_. s =  232,2

.V

13. D _ 5 --  239,6 !)
14. D 4 =  246,8
15. D.. 3 =  254,0
16. D . , =  261,1 ))
17. D _ , =  268,1 V

Um die Temperaturverteilung im Gebirge außerhalb 
der Frostzonen, also in den Zonen von 0° bis 4- 12 °

zu betrachten. benutzen wir folgende Gleichung: 
8000 gleich der vom trockenen Gebirge abgegebenen 
Wärme von 0 bis +  12° +  der vom Wasser abgegebenen 
Wärme von 0 bis +  12°; dies ergibt z. B. für D0:

8000 =  0,189 . 1,8 . 1200.(J  I)02 — ^D t_ „ '^ 1 2

+  0,2 . 1200 D02 — ^  D(_ lg j 12, mithin

8000 =  942,48 (D„2 -  D (- d 2) 12 . 0,5402,

D02 =  8,5013.

Hieraus ergibt sich also:
18. D() =  291,57 mm;

ebenso finden wir 19. Dj — 315,1 „
20. Da =  339,1 .,
21. D3 -  363,9 „
22. D4 =  390,0 „
23. D3 Ü  417,8 „

24. D6 — 448,0 mm
25. Dr =  481,8 „
26. Dg =  521,0 „
27. D9 =  569,1
28. D)0=  634,3 „
29. Dj | -- 748,0 ,, (s. Fig. 5).

Zur Herstellung einer solchen Frostmauer um ein
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Gefrierrohr herum sind also 29 x  8000 Kalorien 
erforderlich.

Die Frostmauerstärke um ein Kohr wäre demnach
2 6 8 -1 2 8  140 „n . on c . ,
■------——-  mm =  —x— =  70 mm nach 29 Stunden,

¿i Ci
wenn die Temperatur des Gebirges am Rohr während
dieser Stunden — 17° ist. Um eine Frostmauer von
Djc — 1000 mm Stärke um die Gefrierrohre herum herzu- 

2 2

stellen, sind nötig ^  x  29 x 8000 — 4176000
Kalorien. (_1)

Da jedoch die Lauge gleichzeitig durch alle Gefrier­
rohre strömt, werden sich bei gleicher Verteilung der 
Lauge um alle Bohre die gleichen Frostzylinder bilden, 
die einander bald berühren und miteinander in Ver­
bindung treten werden, was z. B., wenn die Kohre 
1000 mm auseinander ständen, nach Aufnahme von 
4 176 000 Kalorien pro Kohr der Fall sein würde. Das 
Gebirge zwischen zwei Nachbarrohren wird demnach 
gleichzeitig von beiden Rohren abgekühlt, wird also umso 
eher zum Gefrieren kommen. Ebenso verhält es sich mit 
dem Gebirge innerhalb des Gefrierrohrkreises. Da wir aber 
sowohl am Scheitel wie am Fuße der Frostmauer durch 
Wärmedurchgang in dem nicht gekühlten Gebirge sowie 
auch durch Abweichungen derGefrierrohre größereVerluste 
haben, so gehen wir am sichersten, wenn wir das Ineinander­
greifen der einzelnen Frostzylinder der Nachbargefrier­
rohre vernachlässigen und die zur Herstellung der
Frostmauer erforderliche Anzahl Kalorien aus der 
Multiplikation der für ein Gefrierrohr nötigen Kalorien 
mit der Anzahl dieser Rohre bestimmen. Für den vor­
liegenden Fall waren demnach 4176000 x  26 —
108576000 Kalorien erforderlich. Man muß jedoch 
bedenken, daß es zumal im Anfang der Gefrierperiode 
unmöglich ist, die Lauge ständig m it — 17° C ein­
strömen zu lassen. Bei einem Temperaturunterschiede 
der ein- und ausströmenden Lauge von 4,5° würde die 
oben erwärmte Laugenpumpe bei 35 Touren in der 
Minute eine Leistung von 26 x 8035 =  208 910
Kalorien in der Stunde gestatten, hierbei wurde aber ein
volumetrischer Wirkungsgrad der Pumpe von 0,9 an­
genommen. Rechnet man durchschnittlich für die un­
unterbrochen wirkende, stark beanspruchte Pumpe einen 
volum. Wirkungsgrad von 0,70, so wäre die durch­
schnittliche Leistung in der Stunde 162485 Kalorien, 
und es wären im ganzen 520 Stunden oder ca. 22 Tage 
erforderlich. Rechnet man hierzu 30 %  für eventuelle 
Unterbrechungen und sonstige Verluste, so dürfte eine 
etwa 30-tägige Gefrierdauer genügen, damit sich die 
einzelnen Frostsäulen berühren.

Sobald die Frostmauer einmal ringsherum 
geschlossen ist, wird das durch den Gefrierrohrkreis 
eingeschlossene Gebirge auch bald mehr und mehr 
ausfrieren, während nach aussen hin die Stärke der 
Frostmauer langsamer zunimmt.

Natürlich gelten diese Zahlen nur für die oben an­
gegebenen Werte der spezifischen Gewichte und der 
spezifischen Wärme, sowie für den angegebenen Prozent­
satz Wasser des Gebirges; auch ist hier eine absolute 
Ruhe des Bodenwassers vorausgesetzt, was z. B. beim 
Schacht I  nicht der Fall war. Von der größten 
Wichtigkeit aber für die Zuverlässigkeit der Berechnung 
der Frostmauer ist es, daß die zur Aufnahme der Ge­
frierrohre dienenden Bohrlöcher möglichst senkrecht 
herunterkommen. Abweichungen der Bohrlöcher und 
der Gefrierrohre von dem normalen Stand verursachen 
eine unregelmäßige Form der Frostmauer, und hierdurch 
können leicht schwache und sogar ungefrorene Stellen 
darin entstehen. Weichen die Bohrlöcher so stark ab, 
daß man befürchten muß, die Frostmauer werde sich

Fig. 6.

überhaupt nicht schließen, so muß man Ersatzlöcher 
stoßen. Bei den Gefrierschächten I und II  der Zeche 
Auguste Victoria brauchte man gar keine Ersatzlöcher 
zu stoßen ; fast alle Löcher standen in der gewünschten 
Richtung, was zumal auf ihre genaue Führung beim 
Ansetzen zurückzuführen ist.

D a s  A b l o t e n  d e r  B o h r l ö c h e r .  Um zu 
kontrollieren, ob und wieviel die Bohrlöcher von 
der senkrechten Richtung abweichen, werden sie 
wiederholt abgelotet. Entweder geschieht die Ab- 
lotung mit einfachem Lot und späterer Berechnung 
der wirklichen Abweichimg bei einer bestimmten Teufe 
aus der gemessenen Abweichung der Schnur oben 
am Bohrloch, oder sie geschieht m it einem Strata- 
meter. Bei der erstgenannten Methode (s. Fig. 6)
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wird ein schweres Eisenlot L, mit 4 oder 8 Führungs- 
federn versehen, an einem starken biegsamen Kupfer­
draht a senkrecht über den Mittelpunkt der Bohrloch­
mündung b aufgehängt. Einige Meter über der Bohr­
lochmündung b wird der Kupferdraht über eine Bolle B 
gelegt, und diese Bolle wird solange hin und her ge­
rückt, bis die Spitze des Lotes genau in der Mitte der 
Bohrlochmündung hängt. Nachdem das Lot also ganz 
genau zentriert ist, läßt man es in das Loch herunter 
und m ißt alle 5 Meter die Abweichung der Schnur 
aus der Mitte oben am Loche ab. Durch eine einfache 
Berechnung stellt man mm die wirkliche Abweichung 
des Loches unten bei der Teufe fest, welche das Lot 
erreicht hat. Zur genauen Messung der Abweichung 
der Schnur von dem Mittelpunkte der Bohrlochmündung 
wurde vom Verfasser bei den Bohrungen auf Zeche 
Auguste Victoria eine neue Methode mittels einer von 
ihm konstruierten Lottafel (s. Fig. 7) zuerst angewendet,

die nachher auch bei den übrigen Gefrierschächten der 
F inna Gebhardt & Koenig ausschließlich angenommen 
wurde. In einer genau quadratischen Eisenplatte ist 
ein Loch ausgedreht, welches genau der lichten Weite 
des Bohrrohres entspricht. Durch 4 unten an der 
P latte befestigte Stellschrauben kann man diese Platte 
auch auf . alle Bohrrohre von geringerem Durchmesser 
festschrauben. Auf der Eisenplatte sind 2 Schieber aus 
Messing in genau aufeinander senkrechter Bichtung ver­
schiebbar. Der obere Schieber träg t in der Mitte einen 
Kompaß, m it dessen Hilfe er in die Nord-Süd-Bichtung 
eingestellt werden kann. Auch kann man nach Be­
lieben einen Schieber in radialer Bichtung zur 
Schachtmitte stellen, wodurch der andere Schieber 
tangential zum Gefrierrohrkreis zu stehen kommt. 
Beide Schieber sind mit Millimeter-Einteilung versehen. 
Wenn nun die Lotschnur bezw. die Spitze des Lotes 
genau in der Mitte der Bohrlochmündung, also auch

in der Mitte der aus der Lottafel ausgeschnittenen 
Öffnung eingestellt ist, und man beide Schieber vor­
sichtig um soviel verschiebt, bis sie die Schnur, ohne sie 
aus ihrer Lage zu bringen, fast berühren, so wird man in 
diesem Berührungspunkt auf beiden Schiebern dieselbe 
Zahl ablesen, welche also sowohl die Mitte der 
Bohrlochmündung, als auch die Mitte der Lottafel 
darstellt. Kommt nun die Schnur beim Tiefersinken 
des Lotes etwas aus der Mitte heraus, so wird man 
nach Einstellung der beiden Schieber jedesmal ganz 
genau "ablesen können, um wievel mm das Lot 
bezw. die Schnur in 2 zueinander senkrechten Bichtungen 
von der Mitte abgewichen ist. Dieser Apparat ge­
stattet also eine ganz genaue Feststellung der 
Abweichung nach einem rechtwinkligen Koordinaten-

Fig. 8.

System und die genauere Anwendung einer schon früher 
beim Abloten von Bohrlöchern benutzten und bekannten 
Methode.

Wenn bei irgend einer Teufe das Bohrloch soviel 
aus der vertikalen Bichtung geraten ist, daß die Schnur 
die Bohrlochwandung berührt und also beim Tieferlassen 
des Lotes anliegend bleibt, so wird man von dieser 
Teufe ab stets dieselbe Abweichung oben messen. Es 
ist jedoch nicht immer gesagt, daß die Schnur anliegt, 
wenn man von einer bestimmten Teufe ab stets die­
selbe Abweichung erhält, denn es ist möglich, daß 
das Loch von jener Teufe an weiter in derselben 
Bichtung heruntergeht.

Hat man zeichnerisch die Mittelpunkte bei den



Nr. 50. 1550 - 10. Dezember 1904.

verschiedenen Teufen aufgetragen und den Anfangs­
punkt mit dem Punkte der zuletzt gemessenen größten 
Teufe durch eine gerade Linie verbunden, so stellt 
diese Linie die horizontale Projektion der Schnur dar 
(s. Fig. 8.) Wenn die Schnur a b n nirgendwo anliegt, so 
darfauch die horizontale Projektion der Schnur nirgendwo 
außerhalb der Kreisquerschnitte b, b i , b 2, b 3 . . . bis 
bn fallen, welche die horizontalen Querschnitte des Bohr­
loches bei den verschiedenen abgeloteten Teufen dar­
stellen. Wenn ein solcher Kreisquerschnitt außerhalb 
der horizontalen Projektion der Schnur abn fällt, so 
liegt eine Ungenauigkeit in der Messung vor; wird 
er von ihr nur berührt, so muß auch die Schnur ab„ 
in dem hierauf projektierten Punkte die Bohrloch- 
wandung berühren. Man ersieht also aus der 
zeichnerischen Darstellung einer nach obigem System 
ausgeführten Ablotung sofort, ob und wo die Schnur 
an der Bohrlochwandung angelegen hat. Für den Fall, 
daß die Schnur während des Ablotens irgendwo an die 
Wandung anzuliegen kommt, bringt man die Lotrolle E  
und damit den festen Punkt a etwas aus der Mitte 
und zwar nach der entgegengesetzten Seite der Ab­
weichung; von da an mißt man nach unten, und sobald 
die Schnur nicht mehr anliegt, wird man bei den ver­
schiedenen Teufen wieder verschiedene Abweichungen 
feststellen. Wenn aber ein Loch erst in der einen 
Richtung soviel abweicht, daß die Schnur unten anzu­
liegen kommt und darauf noch tiefer eine Abweichung 
in der entgegengesetzten Richtung stattfindet, die so 
groß ist, daß die Schnur wieder auf der anderen Seite 
der Bohrlochwandung anliegt, so hat ein Verrücken der 
Lotrolle keinen Zweck mehr. In diesem Falle versagt 
diese Ablotmethode, und da ein solcher Fall sehr wohl 
möglich ist und die Bohrlöcher meistens im Zickzack 
herunterkommen, so sehen wir,  daß die soeben be­
schriebene Ablotmethode ebenso wenig wie die anderen 
bisher bestehenden Verfahren auf Vollkommenheit An­
spruch machen kann.

D as  E i n b a u e n  der  G e f r i e r r o h r e .  Da, wie bereits 
oben erwähnt wurde, der Senkschacht II schief geworden 
war, mußte der Gefrierrohrkreis exzentrisch zur Schacht­
mitte angosetzt werden. Auf dem bei 28 m Teufe be­
findlichen Mauervorsprung wurden 26 Führungsrohro 
in einem Kreise von 8,20 m Durchmesser angesetzt 
und bei 21 m und 9 m Teufe durch Bühnen geführt 
und dadurch auf gleichen Abständen voneinander und 
in vertikaler Richtung gehalten (s. Tafel 40).

Das Abbohren der 26 Bohrlöcher ging auf beiden 
Gefrierschächten der Zeche Auguste Victoria ohne 
Hindernis vonstatten. Nachdem die Bohrlöcher die 
erforderliche Teufe erreicht hatten, wurden sie jedesmal 
sofort mit Gefrierrohren besetzt, damit man die Ver­
rohrung wieder bei anderen Bohrlöchern verwenden 
konnte. Zu den Gefrierrohren wurden nur patent­
geschweißte Rohre m it Nippelverbindungen von

128 und 102 nun äußerem Durchmesser benutzt. 
Eine Rohrtour besteht durchweg aus Rohren von 
5 m Länge und wird unten von einem Rohre 
mit zugeschweißtem Boden geschlossen. Da die Bohr­
löcher in größeren Teufen enger werden, besetzt man 
die Löcher in der unteren Hälfte m it 102 mm-Rohren, 
während die 128 mm-Rohre nur für die obere Hälfte 
gebraucht werden. (Die Aufstellung der Bohreinrichtung 
ist aus Fig. 2 der Tafel 38 zu ersehen.) Auch er­
leichtert dies das spätere Ziehen der Gefrierrohre. 
Zwischen die 128 mm- und 102 mm - Gefrierrohre 
wurde eine elastische Verbindung geschraubt (s. Fig. 9).

Fig. 9.

Diese Verbindung ist der Firma Gebhardt & Koenig 
patentiert und gestattet ein Zusammenziehen und Aus­
dehnen der Rohrtour, was bei den Temperaturunter­
schieden von sehr großer Wichtigkeit ist, da hierdurch 
einem Zerreißen der Rohre vorgebeugt wird. Die Ger 
frierrohre werden, ehe man sie herunterläßt, sorgfältig



10. Dezember 1904. -  1551 - Nr. 50.

in den Verbindungen geprüft und sämtlich bis auf ca. 
30 Atm. abgedrückt, damit nachher aus dem Bohre 
keine Lauge in das Gebirge entweichen kann. Nachdem 
die Gefrierrohre bis unter den Verteilungsring eingebaut 
sind, werden bis zur geeigneten Höhe Paßstücke und 
darauf die Gefrierröhrkopfstücko geschraubt, sodann 
werden die Fallrohre eingelassen. Das unterste Fall­
rohr ist entweder unten verschlossen und hat nur seit­
liche Öffnungen, oder es ist unten offen und wird etwa 
10—20 cm über dem Boden des Gefrierrohres aufge­
hängt. Die Verbindungen der Gefrierrohre mit dem 
Verteilungs- und Sammelring (s. Fig. 10 u. 11) sind
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Fig. 10.

durch Bleirohre hergestellt, da diese sich leicht in die 
gewünschte Form biegen lassen. Der Verteilungsring

und der Sainmelring bestehen aus je 4 — 6 nach einem 
Kreissegment gebogenen Bohrstücken von 100 mm 1. W. 
Die im Maschinenhaus gekühlte Lauge wird durch eine 
Rohrleitung zum Verteilungsring, welcher etwa 9 Meter 
unter Tage montiert ist, geführt, passiert aber vorher 
ein Gefäß mit Sieb, wo sich die evtl. mitgeführten ver­
unreinigenden Bestandteile absetzen können. Die Lauge 
wird durch die Gefrierrohre mit der Geschwindigkeit von 
etwa 3,5 m pro Minute und einem Überdruck von 2 1/ 2 Atm. 
durchgeführt und sammelt sich wieder aus den einzelnen 
Gefrierrohren in dem Sammelringe, um von da durch 
ein Steigrohr wieder bis zutage zu gelangen, wo sie 
dem Kühlmaschinenhaus wieder zuströmt. Am Ver­
teilungsring und Sammelring sind bei jedem Rohr­
anschluß Ventile angebracht, die eine genaue Regu­
lierung der Lauge für jedes einzelne Rohr ermöglichen. 
Man ist hierdurch imstande, je nach Bedarf dem einen 
Gefrierrohr mehr, dem anderen weniger Lauge zuzuführen. 
Auch der gesamte Laugenzufluß ist mit einem Ventil am 
Verteilungsring zu regulieren und abzuschließen.

Es kommt oftmals vor, daß man ein einzelnes Rohr, 
'oder auch, wohl mehrere Rohre von der gesamten 
Zirkulation abschließen muß. Will man z. B. fest­
stellen, ob ein Rohr undicht ist, so stellt man den 
Zufluß und Abfluß am Rohr mittels der oben genannten 
Ventile ab; darauf öffnet man oben das T-Stück und 
schiebt das bleierne Anschlußrohr zur Seite. Der 
Seitenstutzen des T - Stückes wird ■ mittels blinden 
Flansches geschlossen, sodaß die Lauge seitlich nicht 
entweichen kann. Eine Abnahme des Laugenspiegels 
kann dann also nur die Folge eines Undichtseins des 
Rohres im Gebirge sein. Die aus einem Rohre ent­
wichene Lauge frißt sich nicht immer in der unmittel­
baren Nähe der undichten Stelle durch die Frostwand 
durch, sondern sucht sich im gefrorenen Gebirge an 
einer weicheren Schicht oder durch etwaige Eiskliifte 
einen Ausweg. Merkwürdiger und glücklicher Weise 
erfolgt dieser Ausweg stets zum Schachtinnern hin. 
Dies erklärt sich dadurch, daß der Druck nach außen 
hin bedeutend größer ist und die Lauge ihren Weg dahin 
nimmt, wo sie den geringsten Widerstand findet. Manchmal 
läuft die Lauge auch am Rohre herunter und macht das 
dem Rohre unmittelbar anliegende Gebirge weich und 
mürbe, ohne weiter auf den Frostzylinder einzuwirken.

Geht soviel Lauge verloren, daß es notwendig wird, 
diesen Übelstand zu beseitigen, so sucht man auf die 
soeben beschriebene Weise das undichte Rohr auf und 
stellt für den Fall, daß die Lauge am Stoße sichtbar 
wird, die Teufe der undichten Stelle fest. Wie bereits 
erwähnt, ist es jedoch möglich, daß die feuchte Stelle 
am Stoß viel tiefer gelegen ist als die undichte Stelle 
im Rohr. Wenn es angeht, wird das betreffende Rohr 
im Stoße an der undichten Stelle freigelegt und mittels 
einer festgezogenen Schelle gedichtet. Wenn man aber 
die Stelle nicht genau feststellen kann oder die Frost­
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mauer durch Freilegen des Fohres nicht schwächen 
will, so setzt man eine Reservetour ein. Man muß, 
wenn die Undichtigkeit' des Gefrierrohres nicht zu groß 
ist, dafür sorgen, daß zwischen dem weiteren Gefrier­
rohre und dem engeren Ersatzrohre Lauge stehen bleibt, 
denn eine Luftschicht würde isolieren, eine Wasser­
schicht dagegen würde gefrieren und das schwächer- 
wandige Ersatzrohr in die Gefahr des Reißens bringen. 
Man soll aus dem gleichen Grunde auch niemals, wie 
dies wohl in Frankreich zur sogenannten Sicherung der 
Gefrierrohre geschieht, absichtlich, die Verrohrung des 
Bohrloches um die Gefrierrohre herum sitzen lassen, 
weil das zwischen den Rohren sich bildende Eis die 
Gefrierrohre zum Reißen bringen kann. Wenn dagegen 
zwischen der weiteren und engeren Gefriertour 
Lauge stehen bleibt, so wird zwar immer etwas 
Lauge aus dem weiteren undichten Rohr entweichen,

jedoch steht die Lauge daselbst uicht unter dem 
Zirkulationsüberdruck und der Verlust ist aus diesem 
Grunde nur ganz mimimal. Übrigens wird die Lauge 
im Gebirge fortwährend verdünnt und kann schließlich 
zum Gefrieren kommen. Größere Auflösungen des ge­
frorenen Gebirges werden niemals erfolgen können.

Unter Umständen kann man auch, wenn die Frost­
mauer nicht dadurch gefährdet wird, ein undichtes Rohr 
ganz abstellon; die Wirkung der Nachbarrohre genügt in 
der Regel, um die Frostmauer im Stande zu halten.

K r e i s p r o z e ß  d e r  K o m p r e s s i o n s m a s c h i n e n . * )  
In einer doppeltwirkenden Kompressionspumpe N wird 
Ammoniakgas oder Kohlensäure auf 8 - 1 2  Atm. (bezw. 
60— 80 Atm. bei Kohlensäure) bei 20—32 0 G kom­
primiert. Hierauf wird dieses stark komprimierte Gas 
zur Abkühlung in den Kondensator geführt. Der 
Kondensator besteht aus Rohrspiralen, die von Kühl­

wasser umspült -werden. Durch Kompression und darauf 
folgende Kühlung durch fortwährenden Zufluß von Kühl­
wasser wird das Ammoniak bezw. die Kohlensäure ver­
flüssigt unter Abgabe der freiwerdenden latenten Wärme 
an das Kühlwasser. Das im Kondensator verflüssigte 
Ammoniak (bezw. die Kohlensäure) wird einem Ver­
dampfer zu geführt, der aus einem dem Kondensator 
ähnlichen System von Rohrspiralen besteht. Hier ver­
dampft das flüssige Ammoniak (bezw. die flüssige Kohlen­
säure) und entnimmt die dazu erforderliche latente Wärme 
aus der das Rohrsystem umgebenden Flüssigkeit, welche 
abgekühlt wrerden soll. Von hier aus saugt der Kom­
pressor das zu seiner Füllung nötige Quantum Ammoniak 
(bezw. Kohlensäure) wieder an, um es von neuem zu 
komprimieren und in den Kondensator zu drücken. Auf 
diese Weise schließt sich bei jedem Kolbenhübe der Kreis­

prozeß. Dieser Kreisprozeß ist charakterisiert durch" die 
Differenz der beiden Temperaturen, zwischen welchen sich 
der kondensierbare Dampf bewegt, d. h. zwischen

1. der Temperatur des Kondensators oder der Wärme­
quelle und

2. der Temperatur des Refrigerators oder der Kälte­
quelle.

Die beiden obigen Temperaturen bestimmen die 
Wahl des anzuwendenden kondensierbaren Dampfes. 
Man kann demnach die in Betracht kommenden Dämpfe 
in 2 Hauptgruppen. teilen:

1. in Dämpfe, deren kritischer Punkt sehr entfernt

*) Vergl. G. B e h r e n d :  Eis- und Kälteerzeugungsmaschinen 
nebst einer Anzahl ansgeführter Anlagen zur Erzeugung von 
Eis, Abkühlung von Flüssigkeiten und Räumen. H ille, 1900. 
W. K n a p p .
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von den gewöhnlichen Funktionsbedingungen der 
Kältemaschinen liegt, wie z. B. Schwefeläther, 
Methyläther, sehwefelige Säure, Methylchlorür 
und Ammoniak,

2. in Dämpfe, deren kritischer Punkt sich in der 
Nähe der hohen Temperatur des Kreisprozesses 
befindet, wie z. B. Kohlensäure.

"" Yon großer Wichtigkeit dürfte es sein, hier einige 
Betrachtungen über die Wahl der am meisten ge­
eigneten Dämpfe anzuknüpfen.

V o r t e i l e  u nd  N a c h t e i l e  de r  A m m o n i a k ­
m as c h i n e n .  Das Ammoniak wird bei — 38,50 C unter 
atmosphärischem Druck flüssig. Es wird meistens durch 
Destillation aus einer konzentrierten Ammoniaklösung 
(Salmiakgeist) hergestellt. Ammoniakmaschinen arbeiten

unter normalen Verhältnissen bei verhältnismäßig 
niedrigem Drucke, was ihren Bau und ihre Einzelteile 
erleichtert. Undichtigkeiten in den Maschinen und in 
den Leitungen werden leicht ermittelt durch den 
scharfen, stechenden Geruch, den das Ammoniak besitzt. 
Auf die zum Schmieren der Maschinen benutzten Öle 
übt das Ammoniak keinerlei chemische Reaktionen aus, 
dagegen greift es Kupfer und seine Legierungen, wie 
Bronze, Messing und Eotguß, stark an. In dem Schmieröl 
löst es sich teilweise auf, die Ammoniakmaschinen 
müssen deshalb zur Erreichung einer gleichmäßigen 
Leistimg stets mit Ölseparationsapparat versehen sein. 
Der Preis des Ammoniaks ist verhältnismäßig hoch, er 
betiägt etwa 2 J i  pro kg, d. h. etwa 6 mal soviel wie 
der von Kohlensäure.

V o r t e i l e  und  N a c h t e i l e  de r  K o h l e n s ä u r e ­
m a s c h i n e n .  Kohlensäure wird entweder als natürliches 
oder als künstliches Produkt in den Handel gebracht. 
Künstliche Kohlensäure wird aus der Vergährung 
alkoholischer Flüssigkeiten gewonnen oder durch die 
Wirkung von Schwefelsäure oder Salzsäure auf kohlen­
saure Alkalien hergestellt. Über 3 1 0 C (kritische 
Temperatur) ist ihre Verflüssigung nicht zu erreichen, 
sie ist aber dennoch, entgegen der Theorie, auch bei 
höheren Temperaturen für Kälteerzeugung zu verwenden. 
Bei nicht zu warmem Kühlwasser eignet sich Kohlen­
säure besonders zur Herstellung sehr tiefer Temperaturen 
bis — 45 °G, weil ihre spezifische Wärme in flüssigem 
Zustande bei niedriger Temperatur sehr gering ist, 
bei hoher Temperatur dagegen schnell wächst. Kohlen­

säuremaschinen sind daher bei salzhaltigem Grundwasser 
im Gefrierverfahren vorteilhaft zu verwenden. Die 
Schlangenrohre werden bei den Kohlensäuremaschinen 
lange nicht so schnell durch das Schmiermaterial ver­
unreinigt wie bei den Ammoniakmaschinen. Hier­
durch büßen diese Maschinen auch bei längerem, 
ständigem Betriebe fast nichts von ihrer Leistung 
ein. Kohlensäure ist ein gänzlich neutraler Körper, 
der weder auf Metall noch auf Öl wirkt. Sie ist billiger 
als Ammoniak, muß aber häufiger nachgefüllt werden. 
Ungünstig ist bei den Kohlensäuremaschinen, daß sie 
mit hohem Druck arbeiten (50 bis 80 Atm.), je nach 
der Temperatur und der Menge des zur Verfügung 
stehenden Kühlwassers. Hierdurch werden die Maschinen 
stärker beansprucht und sind ebenso wie die Leitungen
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leichter Undichtigkeiten ausgesetzt. Da überdies Kohlen­
säure- geruchlos ist,  sind kleinere Undichtigkeiten 
schwerer zu finden.

' D ie  E i s m a s c h i n e n a n l a g e  a u f  A u g u s t e  Vi c t o r i a .

Zum Ausfrieren der beiden Schächte Auguste 
Victoria wurde eine Eismaschinenanlage mit Kohleu- 
säurekompression gewählt, welche von der Firma 
Gebhardt & Koenig geliefert wurdet Die Disposition 
der Anlage ist aus der Tafel 39 sowie aus der Fig. 12 
ersichtlich. Eine Beschreibung diöser Anlage befindet 
sich im sog. Sammelwerke, Band III, auf Seite 516 ff., 
dem auch die Abbildungen entnommen sind. Ein ge­
naueres Eingehen auf die Einzelheiten der Anlage dürfte 
sich daher erübrigen, jedoch seien noch einige allge­
meine Bemerkungen gestattet.

Wie früher bereits erwähnt -worden ist, beruht die 
Kühlung der Lauge auf der Vergasung flüssiger Kohlen­
säure, daher hängt die Ergiebigkeit des Prozesses 
hauptsächlich von dem Quantum flüssiger Kohlensäure 
in dem Apparat ab. Man hat an erster Stelle also 
dafür zu sorgen, daß stets eine genügende Menge 
Kohlensäure darin vorhanden ist. Es herrscht eine 
bestimmte Abhängigkeit zwischen dem Druck der 
Kohlensäure im Kondensator und der Temperatur des 
Kühlwassers. Je wärmer das Kühlwasser, desto größer 
ist der Druck der Kohlensäure; einer bestimmten 
Temperatur des Kühlwassers entspricht ein bestimmter 
Druck im Kondensator. Ist jedoch dieser Druck geringer, 
als aus der Höhe der Temperatur des Kühlwassers 
hervorgehen müßte; so ist eben zu wenig Kohlensäure 
in den Apparaten enthalten. Hieraus geht hervor, daß 
die Menge des Kühlwasssrs von großer Bedeutung ist, 
da sonst die Kohlensäure njeht genügend gekühlt wird, 
also auch nicht ganz verflüssigt werden kann. Bei der 
Anlage auf Auguste Victoria brauchte man ca. 30 cbm 
pro Stunde. Das Kühlwasser wurde unten in die 
Kondensatoren eingeführt und floß oben wieder zum 
Vorkühlerbassin ab. Von diesem Bassin wurde es zum 
Schacht II geführt, wo es als Spülwasser beim Bohren 
Verwendung fand. Die Temperatur des Zuflußwassers 
schwankte sehr, da man zeitweise das vom Pulsometer 
aus dem abgeworfenen Senkschachte gepumpte Wasser, 
zeitweise frisches Bachwasser zur Kühlung verwendete. 
Natürlich arbeiteten die Maschinen bei der niedrigen 
Temperatur des Bachwassers viel günstiger als bei der 
höheren Temperatur des Pulsometerwassers, denn bei 
der höheren Temperatur stieg nicht allein der Druck 
ganz bedeutend (bis 80 Atm., während der mittlere 
Druck im Kondensator etwa 60 Atm. war), sondern 
es arbeiteten dadurch auch die Kompressoren viel 
schwerer, und es konnte Vorkommen, daß nicht alle 
Kohlensäure sich verflüssigte, wodurch * sich die wirk­
same Monge des Kälteerzeugers erheblich verringerte. 
Als Kühlungsträger benutzte man Chlormagnesiumlauge,

und zwar eine Lösung von 28° Bd., die bei etwa — 32° C 
zum Gefrieren gebracht werden kann. Eine Lösung 
von Chlormagnesium in Wasser hat sich bis jetzt als 
die beste Lauge für Gefrierzwecke erwiesen, weil sie, 
wenn richtig und sorgfältig gelöst, am wenigsten Rück­
stände hinterläßt und deshalb ein Verstopfen der Ge­
frierrohre so gut wie ausgeschlossen ist. Solche Ver­
stopfungen sind denn auch auf Auguste Victoria nicht 
vorgekommen. Die niedrigste Temperatur, welche er­
zielt wurde, war — 2 2 0 Einströmung und — 17n Aus­
strömung. Nach dem Beginn des Abteufens entlastete 
man die Maschinen und arbeitete während der ganzen 
Abteufperiode nur mit einer Temperatur von etwa
— 1811 Einströmung und — 15° Ausströmung.

D ie G e f r i e r p e r i o d e .

Am 1. Juli 1902 waren sämtliche 26 Gefrierrohre 
des Schachtes I  mit Lauge gefüllt und wurden dann, 
nachdem alle Anschlüsse gemacht waren, nach und 
nach in Betrieb genommen, um einen allmählichen 
Temperaturausgleich zu bewirken. Der Schacht, den 
die Gewerkschaft, wie bereits erwähnt, früher bis etwa 
40 m abgeteuft hatte, war wieder bis etwa 31 m 
unter Tage vollgeschlemmt. Über diesem Schlamm 
stand eine Wassersäule bis etwa 10 m unter Tage. 
Diese etwa 21 m hohe Wassersäule hatte bis 28 m 
unter Tage, d. h. bis dahin, wo der Senkschacht 
aufhörte, einen Durchmesser von 9,5 m und von da an 
bis etwa 40 m nur 6,70 m. Dieser Durchmesser war 
vorgesehen, um nötigenfalls mit gußeisernen Tübbings 
weiter abzusenken, wozu bereits ein Senkschuh beschafft 
worden war. Im Durchschnitt hatte man also mit einer 
Wassersäule von etwa 1381,5 cbm zu rechnen. Dieses 
Wasser hatte eine Anfangstemperatur von -h 18° 0 
entsprechend der des umgebenden Gebirges. Am 18. Juli 
strömte die Lauge zum ersten Mal m it Kälte zurück, 
die einströmende Lauge hatte — 9 72°, die zurück­
strömende — 1 Vs0 C. Am gleichen Tage war das Schacht­
wasser bereits auf -j- 12 °0 , am Ende des Monats auf 
+  6 7 2°C abgekühlt.

Wenn auch zu Anfang die Maschinen mehreren 
Stillständen ausgesetzt waren, so liefen sie doch vom
24. Juli an ohne bedeutende Betriebsstörungen; 
die Lauge ging durchschnittlich m it — 1 1 ° herunter 
und kam mit — 2° zurück. Im Juli sowohl wie im 
August waren durchweg nur 2 Kompressoren in Betrieb. 
Die Temperatur der Lauge betrug am letzten August
— 13° Einströmung und — 5 1/,10 Ausströmung, während 
das Schachtwasser nur noch V20 Wärme hatte. Im 
allgemeinen war die Kälteleistung der Maschinen be­
deutend größer, als man aus der Abkühlung des 
Wassers und der Eisbildung schließen würde. Dies lag 
daran, daß das im Schacht befindliche Wasser nicht 
in Ruhe war, sondern daß sich der Wasserstand fort­
während änderte und große Mengen des schon bis otwa
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0 0 abgekühlten Wassers durch den wechselnden Wasser­
stand abfloßen und durch etwa 15° warmes Wasser 
ersetzt wurden. Auch saugten die Pulsometer aus dem 
Pumpenschachte (dem früher aufgegebenen Schachte I) 
das Wasser an, wodurch eine dem Gefrieren schädliche 
Wasserströmung und größere Niveauunterschiede her­
vorgerufen wurden. Am 17. September war das Schacht­
wasser überall bis 0 0 abgekühlt. Am 30. September be­
trug die Temperatur der einströmenden Lauge — 15 y 2 °, 
die der ausströmenden — 8 y 2 °.

Daß die Frostmauer trotz der guten Leistungen

Die Eisen- und Stahlindustrie der

Viel später als in früheren Jahren ist diesmal der 
Jahresbericht der American Tron and Steel Association, 
der den langjährigen bewährten Geschäftsführer dieser 
Vereinigung, Herrn James M. Swank, zum Bearbeiter 
hat, erschienen. Dafür entschädigt der Bericht durch 
ein noch reichhaltigeres statistisches Material als 
es schon seine Vorgänger boten. In gewohnter Weise 
gibt Herr Swank in der Einleitung des Berichtes einen 
Gesamtüberblick über die Lage des amerikanischen 
Eisen- und Stahlgeschäftes im letzten Jahre. Die 
ersten Anzeichen des beginnenden Niederganges, der 
dem seit 1899 währenden „boom“ ein Ende setzte, 
traten im Monat Juni zutage, als der Effektenmarkt 
eine Schwäche zu zeigen begann, die stellenweise in 
eine Panik ausartete. Doch wurde die allgemeine Ge­
schäftslage, die im übrigen gesund blieb, davon nur 
insoweit beeinflußt, als die Preise wichen und der Ge­
schäftsumfang sich verminderte, worauf auch noch 
andere Verhältnisse, namentlich die großen Streiks im 
Baugewerbe, einwirkten. Es gab keine nennens­
werten Zusammenbrüche, weder in der Bankwelt, noch, 
wenn man vom Schiffsbau absieht, in der Industrie. 
Im Verlauf des Jahres verschlechterte sich aber 
bei weiterem Schwinden des Vertrauens die allgemeine 
Lage immer mehr, ohne daß jedoch von mehr als einer 
wirtschaftlichen Depression die Rede sein konnte. Für 
einen „Krach" fehlte es an den Vorbedingungen: die 

> Finanzen des Landes waren in bester Ordnung, Geld im 
Überfluß vorhanden, der Geschäftskredit keineswegs er­
schüttert. Dazu hielt der Dingley-Tarif eine ruinöse Aus­
landskonkurrenz fern. Die Zahl der Arbeitslosen nahm 
keinen übermäfsigen Umfang an und auch der Rückgang 
der Löhne hielt sich in ziemlich engen Grenzen. DieEisen- 
und Stahlindustrie wurde von dem allgemeinen Nieder­
gang naturgemäß stark in Mitleidenschaft gezogen. Die 
Preise verfolgten von April bis zum Jahresschluß eine 
rückläufige Bewegung, wogegen die Produktion erst 
von Ju li ab den Rückschlag stärker zu empfinden be­
gann, dem in einer umfassenden Produktionsein­

nock nicht überall geschlossen war, ging daraus hervor, 
daß der Wasserstaud innerhalb des Schachtes die 
Sclrwankungen des Wasserstandes außerhalb noch mit- 
machto, was z. B. sofort zu ersehen war, wenn mittels 
Pulsometers im alten Senkschachte I der Wasserspiegel 
tiefer gebracht wurde. Da Ende September eine neue 
Dampfmaschine in Betrieb kam, konnten vom 2. Oktober 
an 3 Kompressoren verwendet werden. Hierdurch ging 
die Temperatur der Lauge schnell bis auf — 19°' 
herunter. (Schluß folgt.)

Vereinigten Staaten im Jahre 1903.

. schränkung (die im 2 . Halbjahr erblasene Roheisen­
menge blieb um 1405 482 t  gegen das 1. Halbjahr 
zurück) zu begegnen versucht wurde. Verschiedene 
Zusammenbrüche, so der Consolidated Lake Superior 
Company, eines kanadischen, aber mit amerikanischem 
Gelde finanzierten Unternehmens, der United States 
Shipbuilding Company, trugen noch weiter dazu 
bei, die Lage zu verschlechtern. Der Stahltrust sah 
sich genötigt, den veränderten Verhältnissen Rechnung 
zu tragen, indem er die Dividende auf die Stamm­
aktien zunächst auf die Hälfte ermäßigte und dann 
gänzlich aussetzte. Den tieferen Grund für den Rück­
schlag des letzten Jahres sieht Swank einmal in einem 
Zuviel an spekulativen Unternehmungen, das die Jahre 
der Hochkonjunktur gebracht hatten, viele Börsenpapiere 
hatten einen ungerechtfertigt hohen Stand und die Zurück­
führung auf ihren wahren W ert war zur Gesundung 
des Wirtschaftslebens der Union unerläßlich. So­
dann führt er das den Niedergang begründende 
Schwinden des Vertrauens zu einem guten Teilo auch 
auf die Haltung der Regierung in der Trustfrage, in­
sonderheit in der Angelegenheit der Northern Securities 
Company, zurück, wodurch die geschäftliche Unter­
nehmungslust in großem Umfange lahmgelegt worden 
sei. Auch das laufende Jahr brachte zunächst keine 
Besserung der Lage, allmählich kehrte jedoch das Ver­
trauen zurück, und der Februar wies bereits wieder 
eine Zunahme der Roheisenpioduktion und eine Steige­
rung der Nachfrage nach Fertigprodukten auf. Diese 
Verhältnisse haben, wenn man von Juni und Juli ab­
sieht, wo die Produktion wieder beträchtlich ein­
geschränkt werden mußte, auch im weiteren Verlauf 
des Jahres angehalten.

Im folgenden sind die wichtigsten Einzelangaben 
aus dem Berichte beigebracht.

G e w i n n u n g  von E i s en e rz .

Die Gewinnung von Eisenerz blieb in 1903, wie 
die nachstehende Tabelle im einzelnen zeigt, um mehr
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als %  Mill. t  gegen das Vorjahr zurück, ein Ausfall, 
der in der Hauptsache von Michigan und Peunsylvanien 
getragen wurde, während Alabama seine Erzproduktion 
noch um 110 000 t  steigern konnte.

1902 1003

gross tons

M i n n e s o t a ........................... 15 137 650 15 371 396
M ich igan................................ 11 135 215 10 600 330
A la b a m a ................................ 3 574 474 3 684 960
Tennessee . . . . . . 874 542 852 704
Virginien n. West-Virginien 987 958 801 161
W i s c o n s i n ........................... 783 996 675 053
P en n sy lvan ien ..................... 822 932 644 599
New Y o i k ........................... 555321 540 460
New J e r s e y ........................... 441 879 484 796
G eorg ien ................................

1 364 890 443 452
N ord-C arolina................................
Montana. Nevada, New Mexiko,

75 252

Utah und Wyoming . . 362 034 392 242
C olorado................................ 293 297 252 909
M is s o u r i ................................ 66 308 63 380
Texas ...................................... 6 516 34 050
K entucky................................
Connecticut, Massachusetts und

71 006 32 227

V e r m o n t ........................... 29 093 30 729
O h i o ...................................... 22 657 29 688
Maryland................................ 24 367 9 920

Se. 1 35 554 135 35 019 308

Entsprechend dem Eückgang der Produktion ließ 
auch der Versand von Eisenerz aus dem Oberen See- 
Gebiet, der wichtigsten Gewinnungsstätte, eine Abnahme 
erkennen, die 3 281 243 t =  12%  betrug.

Die Beteiligung der verschiedenen Distrikte an der 
Gesamtversendung dieses Produktionsgebietes ist aus 
der folgenden Zusammenstellung zu ersehen.

E i s e n e r z v e r s e n d u n g e n  vom O be r e n  See.

Distrikt
1900 1901 1902 1903

gross tons

Marquette . . . .  
Menominee . . . 
Gogebic . . . .  
Vermilion . . . .  
Mesabi . . . . .  
Iron Ridge-Grube .

3457 522 
3 261221 
2 875 295 
1 655 820 
7 809 535

3 245 346 
3 619 083 
2 938155 
1 786 063 
9 004 890

3 868 025
4 612 509 
3 663 484 
2 084 263

13 342 840

3 040 245 
8 749 567 
2 912 912 
1 676 699 

12 892 542 
17 913

Se. 19 059 393 20 593 537127 571 121|24 289 878

Der Eückgang in den Versendungen tra f  in erster 
Linie den Marquette-, Menominee- und den Gogebic- 
Bezirk, welche 828000, bezw. 863 000 und 751000 t 
verloren. Die Zahl der Gruben im Lake-Superior- 
Distrikt, welche in 1903 Eisenerz zum Versand brachten, 
betrug 142 gegen 133 in 1902; davon entfielen 22 
auf den Marquette-, 33 auf den Menominee-, 28 auf 
den Gogebic-, 5 auf den Vermilion-, 53 auf den Mesabi- 
Bezirk; außerdem ist noch die Iron Eidge-Grube in 
Wisconsin zu erwähnen, die erst 1903 in Förderung 
getreten ist. Die größten Gruben befinden sich im 
Mesabi-Bezirk; 6 davon haben eine Förderung von 
1 bis fast IV2 MUI. t. Der Stahltrust bezog im letzten 
Jahr vom Obern See 1429308 5 gr. t  =  5 8 ,8 %  des

Gesamtversandes gegen 16659470 t oder 60,40 %  bi 
1902.

Die Versendungen aus den anderen Erzgebieten von 
Bedeutung erfuhren gleichfalls im letzten Jah r eine 
Abnahme, die am beträchtlichsten bei den Gruben von 
Alabama (1542434 t  gegen 1699714 t) und den 
Cornwall-Gruben in Pennsylvanien (401469 gegen 
594177 t) war, wogegen die New Jersey-Minen (472490 
gegen 399 984 t) und die Port Henry-Minen (373565 
gegen 365437 t) ihre Versendungsziffern etwas erhöhen 
konnten.

Auch die Einfuhr von Eisenerz wurde in die rück­
läufige Bewegung mit.einbezogen und blieb (980 440 t  
gegen 1165 470 t) erheblich gegen das Vorjahr zurück. 
Das wichtigste Herkunftsland ist nach wie vor Kuba, 
das in 1903 der amerikanischen Eisenindustrie 613 585 t  
gegen 696 375 t  in 1902 lieferte. Beträchtliche Mengen 
von Eisenerz kamen außerdem noch aus Kanada 
(169 681 gegen 203 824 t), aus Spanien (94 720 gegen 
153526 t) und Neufundland (86 730 gegen 81 920 t). 
Die Ausfuhr von Eisenerz, welche nicht sehr ins Gewicht 
fällt, hielt sich mit 80 611 t  annähernd auf der Höhe 
des Vorjahres (88 445 t).

K o k s e r z e u g u n g .

Während die Kohlenproduktion der Union in 
1903 ihre bisherige Höchstziffer erreichte, ging die 
Koksproduktion um ein Geringes zurück, indem sie 
von 25 401 730 net. t  auf 25 262 360 t  sank. Die beiden 
wichtigsten Produktionsgebiete für Koks sind der 
Connellsville- und der Pocahontas-Bezirk. Der Versand 
dieser beiden Bezirke bezifferte sich in den drei letzten 
Jahren auf nachstehend verzeichnete Mengen.

1901 1902 1903
net. tons

Connellsville-Bezirk 12 609 949 14138 740 13 345 230 

Pocahontas-Bezirk 1279 949 1 191436 1693403

Der Mehrversand aus dem Pocahontas-Bezirk genügte 
nicht, die Abnahme, die der Versand von Connellsville- 
Koks zu verzeichnen hatte, auszugleichen.

P r o d u k t i o n  von E o h e i s e n .

Die Zahl der Eoheisen produzierenden Staaten 
betrug 1903 23 gegen 22 im Vorjahre. Ungeachtet 
des in der zweiten Jahreshälfte einsetzenden Eück- 
schlages, welcher gegen die erste Jahreshälfte eine 
Produktionsabnahme um 1405 482 t  zur Folge hatte, 
erreichte die Produktion im letzten Jahre m it 18 009 252 t  
ihre bisher höchste Ziffer. Das Mehr gegen das Vor­
jahr betrug allerdings nur 187 945 t.

In der folgenden Tabelle sind die verschiedenen 
Staaten nach ihrer Bedeutung für die Eoheisenerzeugung 
in den beiden letzten Jahren aufgeführt.
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1902 1903

 g j  _    ____________ __________ gross tons
P e n u s y lv a n ie n .......................................... . 8117800] 8211 500
O h io ..................................................................... ! 3 631 388' 3 287 434
I l l i n o i s   1730 220; 1692 375
A l a b a m a .......................................................... i 1472211 1561 398
New Y o r k  ' . j 401369' 552 917
V ir g in i e n   537 216 544 034
T en n essee   392 77S: 418 368
M a r y la n d   303 229 324 570
Wisconsin und M i n n e s o t a   273 987; 283 516
Missouri, Colorado und Washington . . | 269 930j 270 289
M i c h ig a n .......................................................... S 155 213 244 709
New J e r s e y ...................................................... I 191380! 211667
West V ir g in ie n ...........................................  183 005’ 199 013
K e n t u c k y   110 725; 102 441
Nord Carolina und Georgien . , . . . [  32315; 75602
C o n n e c t ic u t   12 0861 14 501
T e x a s ........................................................3095! 11653
M a s s a c h u s e t t s ................................................j 3 360; 3 265

Zusammen [17 821 3Ö7|18009 252

Bemerkenswert ist der starke Rückgang der Produktion 
in Oliio und ihre beträchtliche Zunahme im Staate 
New York.

Nach dem verwendeten Brennstoff stellt sich die
Roheisenproduktton in 1903 im Vergleich zu den 3 Vor­
jahren wie folgt:

Brennstoffe
1900 1901 1902 I 1903

gross tons

Weichkolile, haupt­
sächlich Koks . . 

Hartkohle und Koks 
Hartkohle allein . . 
Holzkohle . . . .  
Holzkohle und Koks

11727 712 
1 636 366 

40 682 
339 874 
44 608

13 782 386 16315891 15592221 
1668 808 1096 040, 1864199 

43 719 19 207 47 148 
360 1471 378 504 504 757 

23 294 11665, 927
Zusammen 13 789 242 15 878 354j 17 821 307| 18 009 252

Die Zahl der in den letzten 4 Jahren in Betrieb 
befindlichen Hochöfen gliedert sich nach dem ver­
wendeten Brennstoff in folgender Weise:

B r e n n s t o f f 1900 1901 1902 1903

Weichkohle und Koks . . . .  
Hartkohle u. Hartkohle mit Koks 
Holzkohle u. Holzkohle mit Koks

155
45
32

188
54
24

222
52
33

120
29
33

Se. 232 266 307 182

Ende 1903 gab es in der Union 243 außer Betrieb 
befindliche Hochöfen gegen 105 Eude 1902. In dieser 
Zahl kommt die starke Produktionseinschränkung am 
Schluß des letzten Jahres zum Ausdruck.

Der Verbrauch von Kalkstein beim Hochofenprozeß 
betrug in 1903 9 591 760 t, was bei einer Roheisen­
produktion von 18 009 2 521 einen Durchschnittsverbrauch 
von 1193 Pfd. gegen 1192,8 Pfd. auf die Tonne Roh­
eisen ohne Unterschied ergab. Bei den Weich- und 
Hartkohle verwendenden Öfen betrug der Verbrauch auf 
1 t  1207,3 Pfd. Dagegen bei den Holz mit Koks 
verwendenden Hochöfen 695,5 Pfd.

Aus der folgenden Tabelle ist die Verteiluug der 
Roheisenproduktion in den beiden letzten Jahren auf 
die verschiedenen Roheisensorten zu ersehen.

1902 1903

gross tons
Bessemer- nnd phosphorarmes Roheisen 10 393 168 9 989 908
Basisches Roheisen...................................... 2 038 590 2 040 726
F r iseh ro h e ise n ........................................... 833 093 783 016
Gießerei- und siliziumreiches Roheisen . 3 851276 4 409 023
Schmiedbares Bessemer-Roheisen . . . 311458 473 781
Weißes und graues Roheisen . . . . 172 085 120 137
S p ieg e lo isen ................................................ 168408 156 700
Ferromangau................................................ 44 573 35 961
Hochofenguß................................................ 8 656 —

Se. 17 821 307 18 009 252

Mehr als 55 pCt. (über 58 pCt.) der Gesamtproduktion 
war sonach Bessemer- und phosphorarmes-Roheisen, 
24,4 pCt. (21,6 pCt.) graues Roheisen, 11,3 pCt. 
(11,4 pCt.) basisches, 4,3 pCt. (4,6 pCt.) weißes Roheisen, 
rund 1,06 gegen 1,9 pCt. Spiegel- und Manganeisen.

Der Roheisen verbrauch der Ver. Staaten in den beiden 
letzten Jahren berechnet sich in der folgenden Weise:

1900 1901 1902 1904

gross tons

Heimis he Produktion 
Einfuhr . . . .  
Unverkaufte Vorräte 

am 1, Jan. . . .
Se.

Vorräto am 31. Dez. 
Ausfuhr.....................

13 789 242 
52 565

68 309

15 878 354! 17 821 307' 18 009 252 
62 930! 619 354j 599 574

446 0201 73 647' 49 951
13 910 1161Ö 387 304| 18 514 30848 658 777

446 020, 73 647; 49 9511 598 489 
286 687 81211; 27 487! 20 379

Verbrauch . . . . 13 177 409116 232 446;i8 436 870118 039 909

Ungeachtet der um 187 945 t  größeren Produktion 
war sonach der innere Verbrauch in 1903 kleiner als 
im Vorjahre.

S t a h l e r z e u g u n g .

Die Stahlproduktion der Union erreichte im Jahre 
1903 nicht ganz die Ziffer des Vorjahres, sie blieb mit 
14 534 978 gr. t  um 412 272 t  gleich 2,7 pCt. dahinter 
zurück.

Aus der nachstehenden Tabelle ist die Verteilung 
der Stahlproduktion nach den verschiedenen Stahlsorten 
auf die einzelnen Staaten zu ersehen.

Bessemer­
stahl

Offcnherd-
Stahl

Tiegel-
gU 8S-

u. anderer 
Stahl

Se.

gross tons
Massachusetts.Rhode 

Island und Con­
necticut . . . . 169 2r>9 2 385 171 594

New York und New 
Jersey . . . . 62 978 104 598 23 819 191 395

Pennsylvanieu . . 3 909 436 4 442 730 80 461 8 432 627
Delaware, Maryland, 
Virginien, West-Vir- 

ginien, Columbien, 
Kentucky, Ten­
nessee u. Alabama 755 406 180 241 50 935 697

O hio ........................... 2 330 134 369 349 10 2 699 493
Indiana u. Illinois . 1 366 569 497 398 3 314 1867 281
Michigan, Wisconsin, 
Minnesota, Missouri, 
Colorado, Oregon u 
Californien . . . . 168 306 66 386 2199 230 891

So. | 8 592 829 5 829 911 112 238 14 534 978
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Seit 1890 hat sich die Stahlerzeugung der Yer. 
Staaten mehr als verdreifacht, indem sie von 4 277 071t  
in dem genannten Jahre auf 14 534 978 t  in 1903 
stieg. Die verhältnismäßig größte Produktionssteigerung 
entfällt auf Offenherdstahl, dessen Anteil an der ge­
samten Stahlproduktion in 1890 erst 1 2 pCt., in 1903 
dagegen 40 pCt. betrug. Dagegen ging der Anteil von 
Bessemerstahl von 86 pCt. auf 59 im letzten Jahre 
zurück. Die Produktion von Tiegelgußstahl zeigt keine 
nennenswerte Entwicklung, sie betrug in 1892 71 175 t  
und in 1903 102 434 t. Über die Zahl der Bessemer- 
Stahlwerke enthält der Bericht keine Angaben, dagegen 
ist ihm zu entnehmen, daß im Jahre 1903 in der Union 
111 Offenherdstahlwerke in Betrieb waren gegen 98 in 
1902. Sie verteilen sich auf 17 Staaten und lieferten 
4 734 913 t  (4 496 533 t  in 1902) an basischem und 
1 094 998 t  (1 191 196 t) an saurem Produkt.

Im folgenden seien nach dem Jahresbericht noch 
einige Angaben über Erzeugung der wichtigsten Fertig­
stahlprodukte gemacht.

Die Produktion von Schienen aller Art betrug in 
1903 2 992 477 t  gegen 2 947 933 t in 1902, was eine 
Zunahme um 44 544 t  bedeutet. Rund 98 pCt. dieser 
Mengen waren Bessemer - Stahlschienen. Ihre Pro­
duktionsziffern sind für die letzten vier Jahre in der 
nachstehenden Tabelle wiedergegeben:

S t a a t e n
1900 1901 1902 1903

groß tons

Pennsylvanien . . 1 195 255 1 406 008 1 148 425 1 186 284

Andere Staaten
■ ■ ’ ' :; :

1 188 399 1464808 1 786 967 1 760 472

Se. 2 383 654 2 870 816 2 935 392 2 946 756

Außer Pennsylvanien wurden Bessemer-Stahlschienen 
im Jahre 1903 in den Staaten New York, New Jersey, 
Maryland, Ohio, Illinois, Wisconsin, Colorado und 
Wyoming gewalzt. Die amerikanischen Schienenwalz­
werke sind fast sämtlich mit Stahlwerken verbunden, in 
reinen Walzwerken wurden in 1903 nur 73 528 t Bessemer- 
Stahlschienen erzeugt. Die Produktion von Offenherd­
stahlschienen hat in 1903 eine starke Zunahme erfahren, 
indem sie von 6029 t  im Vorjahre auf 45 0 5 4 1 wuchs. 
Die Erzeugung von Eisenschienen (667 t  in 1903 
gegen 6512 in 1902) ist völlig bedeutungslos

Einen interessanten Einblick in die Entwicklung des 
Eisenbahnnetzes der Union und die fortschreitende Er­
setzung der Eisen- durch die Stahlschiene bietet die 
nachstehende Tabelle.

Das Eisenbahnnetz der Vereinigten Staaten umfaßte:

im Jahre
Meilen von 

Eisenschienen
Meilen von Stahlschienen 

absolut | prozentual

1880 81967 33 680 29,1
1885 62 493 98 013 61,0
1890 40 694 167 458 8>,4
1895 28 650 206 381 87,8
1897 26 043 215 658 89,2
1899 21 387 228 976 91,5
1900 19 389 238 464 92,4
1901 19 181 246 811 92,7
1902 17 398 257 437 93,6
1903 15 249 271 013 94,6

Danach kann die demnächstige vollständige Ver­
drängung der Eisen- durch die Stahlschiene im Eisen­
bahnbau als entschieden gelten.

Die Ungunst der Geschältslage, unter der das Bau­
gewerbe in 1903 litt, spiegelt sich auch in dem Rück­
gang der Produktion der sogenannten structural shapes 
wieder, welche sich unter dem Einfluß der steigenden 
Verwendung von Stahl zu Bauzwecken in dem Zeit­
raum von 1892— 1902 fast verdreifacht hatte. Der 
Rückgang (1095813 t  gegen 1300326 t) war jedoch 
nicht bedeutend und ist jedenfalls nur vorübergehend, 
da dem Gebrauch des Stahls zu Bauzwecken noch ein 
weites Feld offen steht.

In der nachstehenden Tabelle ist die Entwicklung 
der Produktion von Walzdraht (aus Eisen und Stahl), 
Drahtstiften, geschnittenen Nägeln, Eisen- und Stahl­
blech, Stab- und Bandeisen etc. für die letzten 3 Jahre 
veranschaulicht:
. - Walzdraht 

1000 gr. t

Drahtstifte jgesch.Nägel 
in Fässern zu 

100 engl. Pfund

Eisen- u. | Stab- u. 
Stahlblech1 Bandeisen 
1000 gr. 1 1000 gr. t

1901 1366 9 803 822 1 542 240 2254 5785
1902 1574 10 982 246 1 633 762 2665 6684
1903 1503 9 631 661 1 435 893

■ 2600 6048

Alle diese Walzwerkserzeugnisse weisen gegen das 
Vorjahr eine Abnahme ihrer Produktionsziffern auf.

Die Fabrikation von Weißblech in der Union, 
welche auf eine nur zwölf Jahre alte, aber 
einen außerordentlichen Aufschwung darstellende Ent­
wicklung zurückblickt, hat im letzten Jahre den 
Rückgang des Vorjahres weit mehr als ausgeglichen, 
indem sie von 360 000 t  auf 480 000 t  stieg rmd damit 
das Ergebnis von 1901 noch um mehr als 80000 t  
iibertraf.

Werfen wir nach der Betrachtung der Haupt­
produktionsziffern der amerikanischen Eisen- und Stahl­
industrie auch einen Blick auf ihre Ausfuhrziffern.

Der Außenhandel in Stahl und Eisen zeigt in den 
beiden letzten Jahren rein zahlenmäßig annähernd dasselbe 
Gesicht. Die Einfuhr belief sich dem W ert nach in 
1903 auf 41255 864 Doll, gegen 41468 826 Doll, in 
1902 und die Ausfuhr auf 99 035 865 gegen 97 892 036 
Doll. Dabei ist aber zu berücksichtigen, daß die 
Höhe der Einfuhr im letzten Jahre zum guten Teil 
auf die Ausführung von Bestellungen zurückzuführen
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ist, die vor dem Abflauen des amerikanischen Geschäfts 
gemacht waren.

Von der Ausfuhr von Stahl und Eisen und ihrer 
wichtigsten Fabrikate liefert das statistische Bureau des 
Schatzamtes für die letzten 3 Jahre die nachstehenden 
Angaben:

A u s f u h r
1901 1902 1903

gross tons

lto h e is e n ................................... 81211 27 487 20379
Abfall und Alteisen . . . . 14199 9411 8 034
St a b e is e n ................................... 17 708 22249 19 380
Stahlstäbe, nicht zu Draht . 27 397 9300 17 802
Walzdraht .............................. 8165 24613 22449
Eiserno Schienon..................... 901 211 181
S tah lsch ien en .......................... 318055 67455 30656
Stahlblöcke und -kuiippel . . 28 614 2409 5445
Band- und Reifeneisen . . . 1561 1674 2141
Eisenbleche und -platten . . 6 909 3434 4782
Stahlbleche und -platten . . 23923 14.866 13 312
Weißblech.................................. -i- 1566 292
Baueisen und -stahl . . . . 54 005 53 859 30 641
Draht ....................................... 8s 238 97 843 108 521
Geschnittene Nägel . . . . 9302 7198 88:10
Drahtstifte . ■ . . . 18 773 26580 31453
Andere Nägel einschl. Zwecken 1896 2244 2321

Se. (Eisen und Stahl) 700 857 372399 326 679
Eisenerz .................................. 64 703 88445 80611
Lokomotiven (Zahl) . . . . 448 368 287

Dem W ert nach zeigt der Gesamtexport von Eisen 
und Stahl — zu den vorstehend aufgeführten Waren 
auch noch die Ausfuhr von Lokomotiven, Eisenbahn­
wagenrädern, Maschinen, Werkzeuge, Öfen, Kessel usw. 
hinzugerechnet — seit 1898 die folgende Entwicklung: 

1898 1899 1900 1901 1902 1903
82 772 105 690 129 633 102 535 97 892 99 036 

Die rückläufige Bewegung, welche die amerikanische 
Ausfuhr nach ihrem in 1897 einsetzenden Aufschwung 
in 1901 und 1902 wieder eingeschlagen hat, kam 1903 
infolge des Nachlassens der heimischen Nachfrage zum 
Stehen, und im laufenden Jahre dürfte die Ausfuhr der 
Union voraussichtlich die bisherige Höchstziffer von 
1900 wieder erreichen,. wenn nicht gar überschreiten.

Der Export landwirtschaftlicher Maschinen, für den 
vorstehend keine Zahlenangaben gemacht sind, zeigt 
eine stetig steigende Entwicklung. Die betreffenden 
Ziffern sind für die letzten 7 Jahre: 1897: 5 303000 
Doll., 1898: 9 073 000 Doll., 1899: 13 595 000 Doll., 
1900: 15980000 Doll., 1901: 16714000 Doll., 1902: 
17 982 000 Doll., 1903: 22 952 000 Doll.

Die folgenden Ziffern geben ein Bild von der Eisen- 
und Stahleinfuhr der Union in den letzten 3 Jahren:

E i n f u h r
1901 1902

- :
1903

gross tons

Roheisen, Spiegeleisen u. Ferro- 
m an gan .................................. 62930 619354 599 574

Abfalleisen und -stahl . . . 20130 109 510 82921
Stabeisen . . . 20 792 28 844 43393
Eisen--und Stahlschienen . . 1905 63 522 95 555

E i n f u h r
1901 1902 1903

gross tons

Band- und Reifeneiseu , . 2 974 3362 1525
Stahlblöcke und -kniippel etc. 
Eisen- und Stahlbleche und

8163 289318 261570

-platten .......................... 5621 7156 11557
Baueisen und -stahl . . . . — _ _ _ 8865
W e is sb le c h .............................. 77 395 60115 47 360
Walzdraht .............................. 16804 21382 20836
Draht und Drahterzeugnisse . 4129 3 469 5018
Ambosse . . . • ................. 251 203 250
K e t t e n ...................................... 198 576 373

Se. (Eisen und Stahl) 221 292 1 206811 1 178797
Eisenerz .................................. 966 950 1 165470 980 440
M a n g a n e rz .............................. 165 722 235 576 146 056

Die günstige Geschäftslage im Jahre 1902, welche 
einen so großen inneren Bedarf zur Folge hatte, daß 
zu dessen Deckung auch das unter einer Krise leidende 
Europa herangezogen werden mußte, dauerte auch in 
der ersten Jahreshälfte 1903 noch an, sodaß sich die 
Einfuhrziffern trotz des in der zweiten Jahreshälfte 
erfolgenden Rückschlages noch annähernd auf der Höhe 
des Vorjahres hielten.

Nachstehend mögen aus dem Bericht noch einige 
Angaben über die Preisentwicklung Platz finden.

Die hauptsächlichsten Rohstoffe der Eisenindustrie, 
Eisenerz und Koks, mußten sich naturgemäß den im 
Laufe des Berichtsjahres eintretenden Preisherab- 
herabsetzungen für die Produkte anschließen.

Eisenerzsorten vom Oberen See notierten auf Saison- 
Kontrakte frei Erie-Häfen wie folgt:

1902 1903 1904
Doll. Doll. Doll.

Marquetteuspekular Nr. 1 Bess. . 4,65-5,00 4,85-5,15 8,60-3,85
„ 1 non Bess. 3,80-4,00 4,00-4,25 3,10-3,35

Mesabi B essem er ........................... 3,00-3,25 4,00 2,75-3,00
Mesabi non Bess..............................  2,60-2,85 3,20 2,35-2,50

Als Durchschnittspreis von Koks wird für das ganze 
Land der Satz von 2,63 Doll, pro t  gegen 2,37 Doll, 
im Vorjahre angegeben. Für Connellsville-Koks betrug 
der Jahresdurchsclmittspreis in 1903 3,00 Doll, gegen 
2,37 in 1902 und 1,95 in 1901. Während sich in dem 
ersten Vierteljahre 1903 der Preis für Hochofenkoks auf 
5 ‘/2—6 V2 Doll, pro t  stellte, war im April schon zu 
4,00 und im Mai zu 3,25 Doll, anzukommen. In.den 
folgenden Monaten wichen diese Sätze noch weiter und 
erreichten am Schluß des Jahres den Stand von 
1,50 Doll., der auch zur Zeit der Berichtsabfassung 
noch gilt.

Für einige wichtige Halb- und Fertigprodukte 
geben wir in Fortführung früherer Mitteilungen in 
dieser Zeitschrift (s. Glückauf 1902, S. 492 und 1903 
S. 90 und 737) die folgenden Preisangaben;
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Gußeisen 
Nr. 1

Phila­
delphia

Bessemer
Roheisen

Pittsburg

Stahl­
schienen

Penn-
sylvanien

Stahl­
knüppel

Pittsburg

in Doll, für 1 gross ton f 1016 kg)
Januar 1901 16,05 13,43 26,00 19,75
Juli » 15,87 16,00 28,00 24,00
Januar 1902 17,55 16,70 28,00 27,60
Juli 24,20 21,60 28,00 31,75
Januar 1903 24,00 22,85 28,00 29,60
März 23,50 21,85 28,00 30,62
Mai 21,37 20,01 28,00 30,25
Juli 19,00 18,93 28,00 27,40
September » 17,50 17,22 28,00 27,00
November n 16,00 15,19 28,00 24,00
Dezember « 15,85 14,40 28,00 23,00
Januar 1904 15,50 13,90 28,00 23,00
Febraar 15,50 13,66 28,00 23,00
März » 15,45 14,03 28,00 23,00

.

Gußeisen 
Nr 1

Phila­
delphia

Bessemer
Roheisen

Pittsburg

Stahl­
schienen

Penu-
sylvanien

Stahl-
Knüppel

Pittsburg

in Doll, für 1 gross ton (1016 kg)

April 1904 15,75 14,19 28,00 23,00
Mai 15,40 13,60 28,00 23,00
Juni „ 15,19 12,81 28,00 23,00
Juli „ 14,94 12,46 29,00 23,00
August 15,00 12,76 28,00 23.00
September „ 15,00 12,69 28,00 21,25
Oktober (20.) „ 15,00 12,93 28,00 19,50

Zum Schluß sei hier noch eine Tabelle wieder­
gegeben, aus der der Anteil des Stahlt' ustes an der 
gesamten amerikanischen Eisen- und Stahlindustrie 
zu ersehen ist:

Stahltrust •
Audero Ge- 
sellchaften

Gesamt­
produktion.

Anteil des Stahltrusts 
an der Gesamt­

produktion in pCt.

1903 1902 1903

1. Eisenerzversand vom Oberen S e e - G e b ie t ........................... Rr- t 14 293 083 9 996 795 24 289 878 60,4 58,8
P r o d u k t io n :

2. E i s e n e r z ...................................................................................... 15 363 355 19 655 953 35 019 308 45,1 43,8
3. K o k s ........................................................................................... net t 8 658 391 16 603 969 25 262 360 37,4 34,2
4. Roheisen (ausschl. Spiegeleisen und Ferromangan) . . gr. t 7 123 053 10 693 538 17 816 591 44,3 39,9
5. Spiegeleisen uud F e r r o m a n g a n ........................................... w 156 188 36 473 192 661 81,0 81,0

Se. 4 + 5  gr. t 7 279 241 10 730 011 18 009 252 +1,7 40,4
6. Bessemer-Stahlblöcke und G u ß w a r e n ................................ 6 191 660 2 401 169 8 592 829 73,9 72,0
7. Offenherd-Stalilblöcke und „ ................................. w :: 2 976 300 2853 611 5 829 911 52,4 51,0

Se. 6 +  7 gr. t 9 167 960 5 254 780 14 422 740 65,7 63,5
8. B essem er-Stahlschienen........................................................... 1 934 315 1 012 441 2 946 756 65,4 65,6
9. Konstruktionsstahl...................................................................... 660 978 434 835 1 095 813 57,9 60,3

10. Platten und Bleche, einschl. Schwarzblcch zum Verzinnen 1 557 223 1 042 442 2 599 665 59,4 59,9
11. W alzdraht...................................................................... .....  . . 1 100 290 403 165 1 503 455 71,5 73,1
12. Stäbe, geschuitt. Nägel, Offeuherdstahl u .Eisenschionen und

andere fertiggewalzte P r o d u k t e ..................... ..... „ 1 510 085 3 551 923 5 062 008 31,1 29,8
Se. 8 - 1 2 gr. t 6 762 891 6 444 806 13 207 697 50,8 51,2

13. Drahtstifte........................................... Fässer zu 100 engl, Pfd. 6 801 180 2 830 481 9 631661 ; 64,8 70,6

Es verdient, beachtet zu werden, daß der Anteil 
des Trustes sowohl an der Erz- und Koksgewinnung, 
wie auch an der Koheisenproduktion und Stahlerzeugung

im letzten Jahre nicht unerheblich zurftckgegangen ist, 
wogegen sich sein Anteil an der Herstellung von Walz­
produkten von 50,8 pCt. auf 51,2 pCt. gehoben hat.

Verkehrswesen,
W a g o n g e s t o l lu n g  fü r  d ie  im  R u h r - ,  O b e r sc h le ­

s isch en . u n d  S a a r -K o h le n r e v ie r  b e le g o n e n  Z e c h e n ,
K o k e r e ie n  u n d  B r ik e t tw e r k e .  (Wagen auf 10 t  Lade­
gewicht zurückgeführt.)

1904 Ruhr-Kohlen­
revier

1

Davon
Zufuhr aus den Dir.-Bez. 

Essen u. Elberfeld nach den 
Rheinhäfeu

Monat Tag gestellt gefehlt (23 .-30 . Nov. 1904)

Nov. 23. 19 935 — j Ruhrort 13 043
w 24. 19 564 196 Essen < Duisburg 8 133
» 25. 18 692 1 156 ( Hochfeld 1 678
« 26. 19 034 1120 ( Ruhrort 159
n 27. 2 524 • ----- Elberfeld { Duisburg 2

28. 18819 ----- ( Hochfeld —
29. 19 062 "

» 30. 19 480

Zusammen 137 110 2 472 ~  Zus. 2-3 015
Durckschnittl. 
f. d. Arbeitstag 

1904 19 587 353
1903 19 621 —

Der Versand an Kohlen, Koks und Briketts betrug in 
Mengen von 10 t (D .-W .):

j Ruhr-
Zeitraum ! Kohlen-

; revier

16. bis 30. Nov. 1904 . . 242 631 88 064 40 907 371 602
+  geg. d. gl. 1in abs. Zahl. +  2 0S5 +  10 150 + 3 370 +  15 605
Zeitr. d.Vorj. j in Prozenten +  0,9 +  13,0 + 9,0 +  4,4
1. bis 30. Nov 1904 . . . 482 016 170 565 79 071 731 652
+  geg. d. gl. in abs. Zahl. +  10 676 +  14 057 + 3 528 +  28 261
Zeitr. d.Vorj. in Prozenten +  2,3 +  9,0 + 4,7 +  4,0
1. Jan. bis 30. Nov. 1904 . 5 214 431 1625 418 867 095 7 706 944
+  geg. d. gl.l in abs. Zahl. +  113212 -  3 528 + 26 630 +  136314
Zeitr.d. Vorj. in Prozenten +  2,2 -  0,2 + 3,2 +  1,8

*) Gestellung des Dir.-Bez. St. Johann-Saarbrücken und der 
Reichs-Eisenbahnen in Elsaß-Lothringen.

A m t l ic h e  T a r ifv e r ä n d e r u n g e n .  Am 10. 12 . treten 
im höhm.-nordd, Kohlenvorkehr für die Beförderung von 
Sendungen nach Stat. Mühlenheck (b. Berlin) der Reinicken­
dorf-Liebenwalde-G roß-Schönebecker Eisenbahn direkte 
Frachtsätze in Kraft. Bis zur Herausgabe eines Tarif-

Ober-
schles.

Kohlen­
revier

Saar- 
Kohlen­
revier *)

Zu­
sammen
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nachtrages sind im Yörkehro von Stat. Ossegg-Bieseuberg 
der k. k. österr. Staatsbahnon die um 4  JL  erhöhten 
und im Vorkehr von allen übrigen im Tarif Gezeichneten 
Versandstat. der k. k. österr. Staatsbahnen, k. k. priv. 
Aussig-Teplitzor Eisenbahn, priv, österr.-nngar. Staats- 
eiseubahngesellschaft und k. k. priv. österr. Nordwestbahn 
die um 3 j e  (für 10 t) erhöhten Frachtsätze der Stat. 
Schönholz des Dir.-Bez. Berlin anzuwenden.

Am 1. 12. ist zum Tarifheft 4 a  des mitteldeutschen 
Privatbahu-Gütertar. der Nachtrag VIII in Kraft getreten. 
Durch denselben worden ermäßigte Frachtsätze für Bohbraun- 
kohle, Braunkohlenbriketts in 20  t-Sendungen —  Ausnahme- 
tar. 6 c —  von Stat. Oranienbaum eingeführt.

Am 1. 12 . ist im Saarkohlenverkehr, nach den Eeichs- 
eisenbahnen zum Kohlentar. Nr. 9 der Nachtrag III erschienen, 
welcher u. a. Entfernungen für die Stat. der neuen Strecken 
Metz-Liocourt und Wesserling-Krüt, sowie geänderte Ent­
fernungen für die Stat. der Strecke Liocourt-Chätcau-Salins 
enthält.

Der im Nachtrag VI zu Heft 1 dos sächs.-östorr.-ungar. 
Verbandstar, auf Seite 4  verzeichnete Frachtsatz dos Ausnahme- 
tar. 4 8 c  (Petroloumkoks usw.) von Pardubitz (St. E. G.) 
nach Coswig von 67 Pfg. für 100  kg wird zur Herstellung

dor Tarifgleichhoit auch für dio Beförderung von Sendungen 
von Pardubitz ( ö .  N. W. B. und S. N. D. V. B . )  nach 
Coswig angowendet.

Im niederschles. Steinkohlenverkehr nach Stat. der 
Eiesengebirgsbahn sind mit dem 1. 12 . für Sendungen 
nach Stat. Arnsdorf i. Biesgb. und Krummhübel an Stelle 
der bisherigen Sätze anderweito zumeist ermäßigte Fracht­
sätze in Kraft getreten.

Am 1 . 1 .  wird im oberschl.-österr. Kohlenverkehr über 
Mittolwaldo bezw. Mittelsteine, Liebau, Grünthal usw. der 
Nachtrag I eingeführt. Dadurch werden die Versandstat. 
Koksanstalt Orzegow und Hillebrandschacht in den Verkehr 
einbezogen. Außer den durch besondere Bekanntmachungen 
bereits geänderten Sätzen nach Stat. der Lokalbahn Friedland- 
Heinersdorf enthält der Nachtrag noch abgeänderte Sätze 
von verschiedenen Versandstationen Berichtigungen und 
Ergänzungen. Die Sätze von Hillebrand treten erst zu 
einem später bekannt zu machenden Zeitpunkt in Geltung. 
Erhöhungen gegenüber den bisherigen Frachtsätzen gelten  
vom 1. 2. 19 0 5  ab.

Zum Ausnahmetar. für Steinkohlen etc. (gültig im Eück- 
vergütungswege ab 1. 1. 04) des südoutsch-österr.-nngar. 
Eisenbahnverbandes ist am 1. 12. der Nachtrag I erschienen.

Volkswirtschaft und Statistik.

B o r g a r b e it e r lö h n e  in  d e n  H a u p tb e r g b a u b e z ir k e n  P r e u fs e n s  im  m .  V ie r te l ja h r e  1904.
Mit Ausschluß der fest besoldeten Beamten und Aufseher.

Tabelle I. Durchsclniittslöhne s ä m t l i c h e r  Arbeiter.

Gesamtbelegschaft
Verfahrene

Arbeits-
Verdiente r e i n e  Löhne (nach Abzug aller Arbeitskosteu, 

sowie der Knappschafts- und Iuvalidenversicherungsbeiträge)
im schichten aut 

1 Arbeiter im insgesamt im auf 1 Arbeiter und 
1 Schicht im

auf 1 Arbeiter 
im

Art und Bezirk des Bergbaues
III.

V.-J.

1904

II.

V.-J.

1904

LV.\.
Jahres­

mittel

1903

" m i  F ü r
V.-J. j V.-J. 
1904 i 1904 
(abgerundet 

auf ganze 
Zahlen)

III. V.-J. 

1904

JL

II. V.-J. 

1904

JL

III.
V.-J.
1904

JL

II.
V.-J.
1904

JL

Jahres­

mittel

1903

JL

III.
V.-J.

1904

JL

11.
V.-J.

1904

JL
1. 2. 3. 4- 5. 6. 7- 8. 9. 10. 11. 12. 13.

a. S t e i n k o h l e n b e r g b a u  
in O b e r sch le s ien .....................

i 1.
818701 82 085i 82 213 73 67 17 965 517 16 378 633 3,00

.
2,97 2,98 219 200

in Niederschlesien..................... 24 759 25 115 24 553 78 72 5 414 992 5 022 022 2,81 2,77 2,75 219 200
im Oberbergamtsbezirk Dort­

mund:
a. Nördliche Keviere1) . .

i
1

192 629:191822480 543 77

.

73 59 842 473 56 609 647 4,05 4,02

:
'

3,94 311 295
b. Südliche Reviere2) . . . 65 350! 66 092i 65 482 78 75 19 568 093 18 779 742 3,83 3,79 3,72 299 284

Summe O.-B.-A. Dortmund (a, b 
und Revier Hamm). . . . 260 280 260 193 248 120 77 74 80 067 301 75 996 158 3,99 3,96

■
3,88 308 292

bei Saarbrücken (Staatswerke). 45 001 44 720 43 811 76 71 12 833 493 11697 952 3,74 3,68 3,60 285 262
bei A a c h e n ................................ 14855 14 413 13 178 77 74 4 398 814 4101091 3,86 3,86 3,79 296 285

b. B r a u n k o h l e n b e r g b a u
im Oberbergamtsbezirk Halle . 32 262 32 557 33 016 79 74 7 854 684 7 332 332 3,10 3,05 2,98 243 225

c. S a l z b e r g b a u
im Oberbergamtsbezirk Halle . 6 098 6211 5 901 77 73 1 653 133 1 628 986 3,53 3,57 3,59 271 262

d / E r z b e r g b a u  
in Mansfeld (Kupferschiefer) . 14 838 14 872 14 591 79 74 3 645 865 3 363 931 3,11 3,06 2,93 246 226
im Oberharz................................ 3 046 3100 3145 78 73 3) 549 829 3) 526 025 3) 2,32 3) 2,33 3) 2,28 3) 181 3) 170
in Siegen-Nassau . . . . . 
sonstiger rechtsrheinischer . .

17 505 17 664 17 058 73 67 3 749 621 3 492 338 2,94 2,94 2,96 214 198
7 369 7 373 7 580 74 69 1 548 940 1437 523 2,83 2,81 2,78 210 195

linksrheinischer........................... 3 812 3 786 4 127 75 71 732 218 648 312 2,56 2,40 2,42 192 171

i) und 2) Siehe Anmerkung 5) und G) der folgenden Nachweisung. 3) Hinzu 
im HI. V.-J. 1904 == 0,05 JL, im II. V.-J. 1904 =  0,02 JL, im Jahresmittel 1903

tritt der 'Wert der Brotkornzulage für 1 Schicht: 
=  0,08 J L
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Unterirdisch be­
schäftigte eigen tl. 

Bergarbeiter

Sonstige unter­
irdisch besebäft. 

Arbeiter

Über Tage be­
schäftigte erwachs, 
männliche Arbeiter

Jugendliche 
männliche Arbeiter; Weibliche Arbeiter 
(unter 16 Jahren)
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1. 2- 3. 4- 5. 6. 7. 8. 9. 10. 1 11. 12. 13. 14. 1 15. 16. 17.

a. S t e i n k o h l e n b e r g b a u  
in O berschlesien..................... 3)8-12 53,5

•

3.42 15,4 3.12 3,07 23,0 2,65! 2,65 2,6
1

1,00 1,02 5,5 1,12 1,10
in Niedersclilesien . . . . D8-12 49,3 3,03 2,93 18,8 2,88 2,84 27,6 2,63! 2,-59 2,8 1,02! 1,01 1,5 1,46 1,45
im Oberbergamtsbez. Dortmund

a. Nördliche Reviere5) . . 8 - 9 49,8 4,87 4,74 28,6, 3,40 3,30! 18,4 3,40 3 32! 3,2 1,22: 1,20! - — —

b. Südliche Reviere6) . . . 8 - 9 50,4 4,581 4,40 27,9 3,25 3,17; 17,7 3,291 3.23: 4,0 l.iß! l,14j - —
Summe O -B.-A Dortmund (a, 

b und Revier Hamm) . . 8 - 9 49,9 4,79
.

4,64 28,4 3,35 3,27 18,4 3,37 3,29 3,3 1,20
i

1,19 ~  
1,13 -bei Saarbrücken (Staatswerke) 8,0 59,8 4.24 4,12 23,9 3,08 2,94 13,6 3,20 3,04 2,7 1,24 - - - - - —

bei‘ A a c h e n ................................ 9,3 60,3 4,37 4,26 14,6 3,41! 3,30 21,5 3,28 3.2-5 3,4 1,25 1,17 0,2 1,80 1,69
b. B r a u n k o h l e n b e r g b a u ■

im Oberbergamtsbezirk H alle. 11,3 28,3 3,56 3,42 7,2 3,00 2,89 60,3 2,99' 2,85 1,4 1,53 1,48; 2,8 1,79 1,67
c. S a l z b e r g b a u  

im Oberbergamtsbezirk Halle 8,0 39,8 3,83 3,85 23,5

-

3,47- 3,55 35,2 3,35 3,41 1,5 1,09 1,20! 0,03 1,51 _

d. E r z b e r g b a u  
in Mansfeld (Kupferschiefer) . 9,2 69,2 3,31 3,09 3,6 3,39 3,24 20,5 3,01: 2,92 6,7 1,21 1,15 -
im Oberharz................................ 10,0 44.7 02,66 7 (2,60 13,9 712,68 7)2,64 34,0 02,06 7)2,04 7,4 710,82 7)0,73 - - —

in Siegen-Nassau...................... 8,3 68,6 3,15 3,17 4,7 3,09: 2,97 19,0 2,78 2,79 6,5 1,39 1,37, 1,2 1,38 1,39
sonstiger rechtsrheinischer. '. 8,1 62,3 3,12 3,08 5,8 2,75 2,73 23,8 2,61 2,51 5,2 1,35 1,32' 2,9 1,30 1,30
linksrheinischer........................... 8,7 43,8 2,82 2,70 4,2 2,68' 2,68 46,4 2,46 2,29 3,5 1,14 1,13; 2,1 1,41 1,31

>) Einschliesslich Ein- und Ausfahrt. •) Gesamtbelegschaft vergl. Spalte 2 vou I. 3) Für 10,4 °/0: 8 Stunden; für 60.8% ;  
10 Stunden; für 28,8% : 12 Stunden. D Für 69.9% : 8 Stunden; für 29,9% : 10 Stunden; für 0 ,2% : 12 Stunden. 5) N ö r d ­
l i c h e  Ke v i e r e :  Ost-Recklinghausen, West-Recklinghausen, Dortmund II, Dortmund III, Nord-Boclmm, Home,r Gelsenkirchen, 
Wattenscheid, Ost-Essen, West-Essen, Oberhausen. 6) S ü d l i c h e  R e v i e r e :  Dortmund I, Witten, Hattingen, Süd-Bochum, Süd- 
Essen, Werden. 7) Siehe Anmerkung 3) bei I.

W e s t f ä l i s c h e  S t e in k o h le n ,  K o k s  u n d  B r ik e t t s  in  
H a m b u r g ,  A l t o n a  u s w .  (Mitgetoilt durch Anton Günther 
in Hamburg). Im Hamburger Verbrauchsgebiot trafen im 
Monat November 1 9 0 4  (1 9 0 3 )  an westfälischen Stein­
kohlen, Koks und Briketts ein:

Tonnen zu 1000 kg

1903 | 1904

In Hamburg Platz . .................................
Durchgangs versand nach Altona-Kieler Balm 

„ „ Lübeck-Hamb. „
, Berlin-

92 672,5 
57 306 

9 123 
6 672,5

98 107,5 
57 138 
12 090 
9 216

Insgesamt ! 165 774 I 176 551,5

e l b w ä r t s ...........................................................
Zur Ausfuhr wurden verladen......................

! 22 550 ! 
4 290 !

11415 
6 112

K o h le n e in f u h r  in  H a m b u r g .  Im Monat November 
kamen heran: 1903 1904

t t
von Northumborland und Durham 131 9 9 6  126  128

„  M i d l a n d s ................................  3 6  5 35  38  310
„ S c h o t t la n d ................................  73 691  86  81 0
„ W a l e s   10 223  4  9 2 8

an K o k s .................................  . . 5 51  1 001

zusammen 2 5 2  9 9 6  2 5 7  177

von Deutschland . . . . . 168  5 9 9  177  291

überhaupt 421  5 95  4 3 4  46 8

Es kamon somit 12 8 7 3  t molir heran als in demselben 
Zeitraum dos Vorjahrs. Die Gesamtzufuhren von Groß­
britannien und Deutschland betrugen in den Monaten Jan. —  
Novbr. 1 9 0 4  4 520  958  t gegen 4 57 7  5 0 2  t im gleichon 
Zeitraum 1 9 0 3 , demnach im Jahro 1 9 0 4  56  5 4 4  t weniger. 

(Mitgeteilt von H. W. H o i dm an n, Altona.)

Marktberichte.
R u h r k o h le n m a r k t .  Es wurden an Kohlen- und 

Kokswagen im Kuhrkohlenrevier arbeitstäglich. durch­
schnittlich in Doppelwagen zu 10 t  berechnet, gestellt: 

Oktober November
1 . - 1 5 .  16.—31. 1 . - 1 5 .  1 6 .-3 0 .

1903 18 548 18 822 19 233 20 046
1904 18 490 19 123 19 151 20 219

Die durchschnittliche arbeitstfigliche Zufuhr an
Kohlen und Koks zu den Rheinhäfen betrug in Doppel­
wagen zu 10 t  in:

Ruhrort Duisburg Hoehfeld
dieseu drei 
Häfen zus.

■ 1903 1904 1903 1904 1903 1904 1903 1904

1 — 7. Nov 
8 . -1 5 .  .  

1 6 .-2 2 .  „ 
2 3 .-3 0 .  „

2061
1909
1897
2272

1480
1538
1897
1886

1093
1221
1282
1411

1136
1110
1447
1162

335
336 
360 
370

233
269
304
240

3488
3466
3539
4054

2850
2918
3648
3288
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Der Wasserstantl des Rheins hei Caub war im 
November am':

1. 4. 8 . 13. Iß. 20. 24. 28. 30.
1,30 1,18 1,06 1,54 1,75 1,39 1,20 1,16 1,09 m.

Die Besserung, welche in der allgemeinen Lage 
des R u l i r k o h l e n m a r k t e s  im Oktober zu verzeichnen 
war, hat sich im November fortgesetzt. Die wesent­
lich höhere Förderung fand hei flottem Abruf seitens
der Industrie im ganzen glatten Absatz, nur die Haus­
brandsorten wurden durch die Wiederkehr des warmen 
Wetters in der zweiten Monatshälfte ungünstig beeinflußt. 
Der Wasserstand des Rheines ließ den ganzen Monat 
hindurch zu wünschen übrig, auch hatten einzelne Zechen 
noch immer über Wagenmangel zu klagen, doch war 
die Beschäftigung regelmäßiger und die Zahl der 
Feierschichten geringer als im Vormonat.

Der Gaskoh l en-Absa t z  hat wie alljährlich um 
diese Jahreszeit eine nennenswerte Steigerung erfahren; 
auch in Gasi i  a m m k o h l e n  ist in den nicht aufbereiteten 
Produkten im allgemeinen eine Versandzunahme festzu­
stellen, während in Nußkohlen der Absatz nicht über 
die Ziffer des Vormonats hinausging.

In Fett-Förderprodukten und Stückkohlen war der 
Absatz befriedigend. Der Versand in den Nußsorten 
blieb gegen die Herstellung zurück. Die Abnahme in 
Feinkohlen hielt sieh in den Grenzen der Oktober- 
Lieferung.

E ß -  und M a g e r k o h l e n  fanden im allgemeinen 
guten Absatz mit Ausnahme der groben Nüsse und 
Feinkohlen, deren Unterbringung teilweise erschwert war.

Der Koksversand belief sich im Berichtsmonat 
auf rund 677 000 t;  er blieb damit zwar um 12 000 t 
gegen den Vormonat zurück, da dieser aber einen 
Arbeitstag mehr hatte, so stellte sich der arbeits­
tägliche Versand im November etwas höher. Der 
Abruf war im Rahmen dieser Beschäftigung be­
friedigend. Die Besserung der Lage fand auch in dem 
Rückgang der Einschränkung von 27 %  au  ̂ 26 %  
ihren Ausdruck.

Der Br ike t tabs at z  ist auch im November auf den 
Arbeitstag ■weitergestiegen, erbetrug im ganzen 150 530t 
gegen 160 537 t  im Vormonat, der l ' / 8 Arbeitstage 
mehr hatte, sodaß sich auf den Arbeitstag eine Zu­
nahme um 65 t  ergibt.

S c h w e f e l s a u r e s  A m m o n i a k .  Die bereits im 
Oktober einsetzende Steigerung der Preise für schwefel­
saures Ammoniak hat im November ununterbrochen 
angehalten. — Während man zu Anfang des Monats 
in England noch 12 L . 5 s. notierte, verlangte man 
dort Ende des Monats im Durchschnitt 12 L . 17 s. 6 cf. 
bis 13 L . 2 s. Q d. Im Inlande war die Nachfrage 
aus der Erzeugung des hiesigen Bezirks nicht zu be­
friedigen. Auch für spätere Sichten konnten schon 
erhebliche Geschäfte zu erhöhtem Preise getätigt werden.

Teer .  Die nicht unwesentlich gesteigerte Her- ■ 
Stellung von Teer fand im laufenden Monate gleich­
mäßige und glatte Abnahme. Die Steigerung der 
Preise für Teerpech setzte sich auch im Berichts­
monat in England fort, und zwar wurden Ende des 
Monats dort 35 s. bis 37 s. 6 d. gegen 31 s. 6 d. 

bis 32 s. 6 d. zu Anfang des Monats verlangt.
Benzol .  Die englischen Marktnotierungen für 

Benzol konnten sich gleichfalls nicht unwesentlich be­
festigen, sodaß sie sich zum Monatsschluß für 90 er 
Benzol auf 10V2 d. und für 50 er auf 8 '/2 d. bis 9 d. 

stellten gegen 10 bezw. 7 */2 d- zu Anfang des Monats. — 
Der inländische Verbrauch bewegte sicli weiter in auf- 
steigender Richtung und die inländische Herstellung 
konnte vollständig untergebracht werden.

E ss e n e r  B ö r se .  Amtlicher Bericht vom 5. Dezember, 
aufgestellt vom Börsenvorstand unter Mitwirkung der ver­
eideten Kursmakler Otto von Born, Essen und Karl Hoppe, 
Küttenscheid - Essen. Notierungen für Kohlen, Koks und 
Briketts unverändert. Die Lage des Kohlenmarktes hat 
keine Änderung erfahren. Nächste Börsenversammlung 
Montag, den 12. Dezember 1 90 4 , nachm. 4  Uhr, im 
„Berliner Hoff1, Hotel Hartmann.

/  E n g l i s c h e r  K o h le n m a r k t .  Auf dein onglischon 
Kohlenmarkte ist noch während dos größten Teiles des 
letzten Monats ein stiller Geschäftsverkehr vorherrschend 
geblieben; dann hat mit der letzten Novemberwoche das 
Frostwetter die Nachfrage allenthalben angeregt. So wird 
jetzt aus den vorwiegend Hausbrand produzierenden 
Distrikten, wie Lancashire und Yorkshire, eine ungewöhn­
liche Regsamkeit mit günstigen Aussichten für die Weiter­
entwicklung des Marktes berichtet. Ziemlich allgemein kann 
jetzt eine volle Arbeitszeit von fünf Tagen in der Woche 
eingehalton werden. Bei einer Fortdauer des Frostwetters 
dürften sich dieNotierungen früher, als zunächst angenommen 
werden konnte, höher halten lassen; einstweilen läßt sich 
nur eine Festigung verzeichnen. In West-Yorkshire konnte 
die vor etwa 6 Wochon angekündigte Preiserhöhung um 
1 s. auf Hausbrand bislang nicht durchgesetzt worden. 
Kleinkohlen und Abfallkohlen gehen in den Midlands jetzt 
ebenfalls flotter, vornehmlich infolge der Wiederbelebung 
in der Baumwollindustrio. In Maschinenhrand sind auf 
den nördlichen Bezirken und in Wales größere Aufträge 
am Markte. Das Ausfuhrgeschäft hat seit einiger 
Zeit empfindlich durch die Ungunst der Witterung ge ­
litten, doch können die dadurch verursachten Störungen 
nur als vorübergehend angesehen werden. Koks hat einiger­
maßen gewonnen durch die Haussebewegung auf dem Roheisen­
markte. —  In N o r t k u m b e r l a n d  u n d  D u r h a m  ist der 
Markt ruhig, zumal die Verschiffungen von Newcastle durch 
die Witterung Einbuße erlitten haben. Zuletzt sind ver­
schiedene größere Abschlüsse getätigt worden. Im ganzen 
herrscht eine befriedigende Durchschnittsnachfrage. Bester 
Maschinenbrand wird in Newcastle für Dezember zu 9 s., 
zweiter zu 8 s. bis 8  s. 3 d. verkauft. Maschinenbrand- 
Kleinkohle is t  ziemlich knapp und bewegt sich je  nach 
Qualität zwischen 4  s. 3 cf. und 5 s. 3 cf. In Gaskohle 
ist nahezu die gesamte Fördorung bereits verschlossen; 
beste Sorten erzielen 8 s. 9 cf. bis 9 s., geringere gehen 
herab bis zu 7 s. 1 0 y 2 cf. Bunkerkohle geht flott zu
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7 s. 9 d. bis 8 s. 3 d. Hausbrand ist besser gefragt 
zu 11 s. bis 12 s. Schmiedekohle gebt zu 8 s. Hoch- 
ofenkoks hielt sich bei flottem Begehr zuletzt auf 15 s., 
Gießereikoks auf 16 s. bis 16 s. 6 d. In L a n c a s h i r e  
hat, wie bereits oben bemerkt, die Hausbrandnachfrage 
bedeutend zugenommeu. Die Preise in besseren Stück­
kohlen werden nur für späteren Bedarf höher gehalten, 
und vielleicht wird mit Beginn des neuen Jahres auch 
für prompten Bedarf mehr gefordert werden. Beste Sorten 
notieren allgemein 13 s. bis 14 s., zweite 12 s. bis 13 s., 
gewöhnliche 9 s. bis 10 s. Industriesorten liegen gleich­
falls besser. Guter Maschinenbrand und Schmiedekohle 
notieren 8 s. 3 d. bis 8 s. 9 d. Kleinkohlen bewegen 
sich in den verschiedenen Sorten zwischen 4 s. 3 d. und 
7 s. 6 d. bis 8 s. In C a r d i f f  stagnierte der Markt, 
weil das Ausfuhrgeschält durch die ungünstige Witterung 
beschränkt war. Die Abnahme der Lager stockte, und 
zeitweilige Betriebsunterbrechungen waren die Folge. Die 
Preise sind dennoch behauptet worden, da der Zustand 
nur als vorübergehend gelten konnte, und mit dem neuen 
Jahre ist eine Aufbesserung nicht unwahrscheinlich. 
Größere Kontrakte sind auf dem Markte, u. a. für den 
ostasiatischen Kriegsschauplatz. Bester Maschinonbrand 
notiert 13 s. 3 d. bis 13 s. 6 d., zweiter 12  s. 6 d. 
bis 13 s. Kleinkohle ist stiller und weniger fest zu 
7 s. bis 7 s. 3 d. für beste Sorten; geringere gehen 
herab bis zu 5 s. 6 d. Halbbituminöse Monmouthshirekohle 
ist gleichfalls etwas vernachlässigt; beste notiert 1 1 s .  3 d. 
bis 11 s. 9 d., zweite 10 s. 6 d. bis 10 s. 9 d. 
Hausbrand bossort sich stetig; beste Sorten erzielen bis 
zu 17 s .; gewöhnliche bewegen sich zwischen 10 s. 6 d. 
und 14 s. 6 d. Bituminöso Rhondda ist stetL', Nr. 3 
zu 13 s. 3 d. bis 13 s. 6 d., Nr. 2 zu 9 s. 9 d. bis 
10 s. 9 d. in besten Sorten. Koks ändert sich wenig; 
Hochofenkoks notiert 15 s. bis 16 s., Gioßeroikoks 
16 s. 6 d. bis 17 s. 6 d., Spezialsorten 20 s.

F r a n z ö s i s c h e r  K o h le n m a r k t .  Die Lage des fran­
zösischen Kohlenmarktes und namentlich die dos Nord- 
und Pas-de-Calais-Bezirks leidet infolge des nun schon 
zwei Monate dauernden Schifferstreiks ganz beträchtlich, 
und wenn es nicht bald gelingt, diesen zu beendigen, ist 
nicht abzuschen, welch ungeheuren Schaden die Borgwerks­
industrie dadurch erleiden wird. F ast sämtliche Zechen 
sind derart eingerichtet, daß die tägliche Förderung ohne 
Schwierigkeiten verladen und verfrachtet werden kann, und 
wenn zufälligerweise eine Stockung auf einige Tage durch 
TJnglücksfall oder andere Umstände ointritt, vermögen die 
Gruben wohl einige Tausend Tonnen zu lagern; dauert
aber diese Stockung längere Zeit, so bleibt den Pro­
duzenten nichts anderes übrig, als die Förderung einzu­
schränken und somit Feierschichten einzulegen. Unglück­
licherweise fällt dieser Streik mit der Zuckerrüben-Campagno 
zusammen, sodaß die Bahngesellschaften gar nicht imstande 
sind, die benötigten Wagen zu stellen. Im Monat Oktober 
sind beispielsweise 8 4 2 7  Wagen weniger zum Kohlenversand 
gestellt worden als im gleichen Monat des Vorjahres.

Die Preise ab Zeche sind zur Zeit folgende:
Fette Kohlen Yr fotte Kohlen 

Frcs. Frcs.
Gesiebte 5 cm . . . 2 1 ,5 0  — 17 , 50  2 3 , 0 0 - 2 1 , 0 0

„ 25 mm . . . 2 0 ,5 0 — 16 ,50  —  —
Förderkohle 50 pCt.

Stückzusatz . . . .  2 0 ,0 0 — 1 6,00  —  —

Fette Kohlen ’/ 4 fette Kohlen

Frcs. Frcs.

Förderkohle 3 0 — 35 pCt.
Stückzusatz . . . . 1 7 , 0 0 — 14,50 1 7 , 0 0 — 14,50

Förderkohle 2 0 — 25 pCt.
Stückzusatz . . . . 1 6 , 0 0 — 13, 50 15 , 50  —  14 ,50

Feinkohle 50  mm . 1 5 , 0 0 — 12, 00 1 3 , 0 0 — 11,75
» 30 ,, . . . 1 4 , 5 0 — 11, 50 1 2 , 5 0 — 11,25
„ 13 „ 14 ,00  — 11 , 00 1 2 ,2 5  -  11, 00
„ 8 „ gewaschen 1 5 , 0 0 — 12, 00 1 3 ,25  — 12, 50

Gruskohle 8/ 3o „ 1 7 , 5 0 — 14, 50 17 ,25  —  16 ,00

» 115 » 17,00 — 14 ,00 1 6 , 7 5 — 15, 00
Schmiedekohle 8/ 30 „ 2 1 , 0 0 — 19, 00 —  —

Der Kuks- und Briketfmarkt ist ohne Veränderung 
geblieben; man notiert für Gioßereikoks 25 — 2 2  Frcs. ab 
Zeche; für gewöhnlichen Koks 20 Frcs.; ab Douai stellt 
sich der cokemötallurgique auf 18 ,80  Frcs. Die Lage 
des Loire- und Centre-Marktes bleibt fortwährend ungünstig.

V o m  a m e r ik a n is c l ie n  P e t r o le u m m a r k t .  Die für
den Monat Oktober vorliegende Statistik über die Ergeb­
nisse der Neubohrungen in den alten Distrikten lautet, 
soweit die hochgradiges Öl liefernden Bezirke in Betracht 
kommen, wenig erfreulich. Der Prozentsatz der tauben 
Bohrungen is t  verhältnismäßig sehr hoch, und der 
Durchschnittsertrag der neuen Bohrlöcher orweist sich als 
sehr gering. In den geringwertiges Öl liefernden Distrikten 
waren die erzielten Resultate etwas besser. Aber auch 
dort hört man kaum etwas von der Erschließung von 
Quellen, welche auf die Bezeichnung „gusher" oder Spring- 
quello Anspruch erhoben könnten Die größte Zahl der 
Bohrlöcher liegt in Gebieten, welchen man in früheren 
Jahren keine besondere Beachtung geschenkt hätte. Auch 
die Ergiebigkeit der alten Bohrlöcher weist eine Abnahme 
auf, sodaß sich die verfügbaren Bestände von hochgradigem 
ö l  auch im Oktober wiederum vermindert haben, wogegen 
sich in den Ablieferungen die der Jahreszeit ange-
messone Zunahme des Verbrauches wiederspiegelt. Die 
Gesamtlage rechtfertigt steigende Preise; dementsprechend 
hat soeben auch die Standard Oil Co. einen Aufschlag der 
Rohölpreiso um 4 c. pro Faß angekündigt, nachdem gegen  
Ende September eine Erhöhung um 3 c. erfolgt war. 
Entgegen der sonstigen Übung der Gesellschaft, einer 
Erhöhung der Rohölpreise eine solche für raffiniertes Öl 
vorausgehen zu lassen, ist in den Preisen für raffiniertes 
Öl diesmal keine Änderung angekündigt worden. Die von der 
Standard Oil Co. für Rohöl neuerdings festgesetzten Preise 
sind die folgenden: Tiona 1 ,74 , Pennsylvania 1,60,
C orningl,37, New Castle 1 ,47 , Cabell 1 ,60 , North Lima 1,07,  
South Lima und Indiana 1 ,02  und Whitehouse und Somerset 
1,03  Doll, pro Faß. Die besten Resultate von Neu­
bohrungen sind in den letzten Wochen in Mannington, 
Marion County, W. Va., erzielt worden, indem dort eine 
Quelle erbohrt worden ist, welche anfänglich 60 0  Faß Öl 
am Tage förderte. Inzwischen ist ihre Produktion auf die 
Hälfte gesunken, doch is t  dort eine große Zahl viel-
versprcchendor Bohrungen im Gange, und es ist bereits 
auch eine zweite ergiebige Quelle mit einer Anfangs- 
Produktivität von 175 Faß pro Tag erbohrt worden. Auch 
in Fairview, Marion County, sind Unternehmer mit der 
Erschließung von zwei bis drei ergiebigen Quellen ziemlich 
erfolgreich gewesen. Ebenso sind in Ohio und Oklahoma 
einige Bohrungen mit gutem Resultat vollendet worden,
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doch sind in koiuem Falle die neuen Ölfuiide von hervor­
ragender Bedeutung. Im Vergleich mit dem September wurden 
in den Pennsylvania-Öl liefernden Distrikten im Oktober 
66 Quellon weniger vollendet, und die neue Produktion 
war um 1 8 9 8  Faß geringer. Dazu befanden sich 
unter den vollendeten Bohrungen 49  taube Bohrlöcher 
mehr als unter douon des Septembers. In allen östlichen 
Ölgebieten wurden im letzten Monat 8 0 2  Bohrungen 
beendet; davon waren nur 54 2  produktive Quellen 
mit einem Total-Ertrag von 4 3 1 3  Faß pro Tag. Es ist dies
das geringste Ergebnis seit vielen Monaten, und die durch­
schnittliche Produktivität der neuen Quellen stellt sich 
nur auf etwa acht Faß pro Tag. In den Lima-Öl
liefernden Distrikten wurden im Oktober 631 Bohrungen
vollendet, die bei 55 tauben Löchern täglich im Durch­
schnitt 12  165  Faß neue Produktion lieferten. Für die 
verschiedenen Öl produzierenden Staaten stellt sich das
letztmonatliche Ergebnis folgendermaßen:

Vollendete
Tägliche

Produktion
Bohrungen Faß

New York ...........................  71 199
Pennsylvanion . . . . .  362 908
West-Virginion 2 139
Südost-Ohio . . . . . .  174 1 067
Nordwest-Oliio ............................ 2 4 2 2 319
Indiana . . ...........................3 89 9 846
Kentucky . ........................... 32 507
Kansas . . ..............................239 3 256
Indianer Terr. ü. Oklahoma . 64 4 455

1759 24  696
September 1775 21 992

Unterschied 16 2 704

: Qie Ablieferungen nach dem Ausland sind sehr 
groß,- insbesondere der Versand von Leuchtöl weist 
für die ersten neun Monate des Jahres im Vergleich 
mit der entsprechenden vorjährigen Periode eine 
wesentliche Zunahme, auf. An rohem Mineralöl sind 
diesmal für 4  8 1 0  535  Doll, gegen 4 8 0 6  548  Doll, im 
letzten Jahre exportiert worden, davon allein für 
2 2 1 3  783  Doll, nach Frankreich und für 1 157  5 2 4  Doll, 
nach dem übrigen Europa. An raffiniertem Öl betrug 
die Ausfuhr 54  9 0 2  111  Doll, gegen 46  187  271  Doll, 
im letzten Jahre; die Zunahme entfällt hauptsächlich 
auf die Ausfuhr von Leuchtöl, davon sind für 
4 4  726  2 2 6  Doll, exportiert worden gegen 35  9 0 4  2 29  Doll, 
in 1 9 0 3 . Die starke Zunahme erklärt sich zum größten 
Teile aus dem auffälligen Mohrversand nach China. Während 
von- den bisherigen Hauptabnehmern Großbritannien 
größere (für 10 53 8  538  Doll, gegen 10 080  621  Doll.), 
Deutschland kleinere (für 5 6 8 4 5 4 7  Doll, gegen 6 777 563  
Doll.) und Holland, wovon das meiste wohl ebenfalls für 
Deutschland bestimmt is t ,  die gleichen Mengen (für
5 5 2 0  37 5  Doll, gogen 5 5 2 4  9 1 7 Doll.) bezogen haben, hat 
sich diesen Ländern im Laufe des Jahres ein neuer großer 
Abnehmer von amerikanischem Leuchtöl in China hinzu­
gesellt. In den ersten neun Monaten des letzten Jahres hat 
China nur 11 4 5 3  89 8  Gallonen im Werte von 1 186  307  
Doll, geliefort erhalten. In diesem Jahre sind es dagegen 
für die gleicho Zeit 57 153 030  Gallonen im Werte von
6 01 3  067  Doll. Das „in bulkff versandte raffinierto Öl

kommt in China in direkte Konkurrenz mit dem
russischen Öl, und nach dem bedeutenden Mehrversand
zu urteilen, macht es diesem erfolgreiche Konkurrenz.
Entsprechend dem Abfall der Produktivität der neuen
Ölgebieto in Texas und Louisiana weist auch die 
Versendung des dort gewonnenen Heiz- und Schmieröles 
von den texanischen Ausfuhrhäfen Port Arthur und Sabine 
Pass eine entschiedene Abnahme auf. Im September belief 
sich die Ausfuhr von den beiden Häfen auf 8 5 6  4 8 8  Faß, 
entsprechend einer Kate von 28 5 49  Faß pro Tag. Der 
Versand per Bahn wird für den gleichen Monat auf
540  0 00  Faß geschätzt, entsprechend einer Rate von 
i S 000  Faß pro Tag. Dagegen sind bis zum 28. Oktober 
von Port Arthur 549 3 48  und von Sabine Pass 2 18  6 86  Faß 
versandt worden, entsprechend einer Kate von 26 673  Faß  
pro Tag =  20 0 0  Faß weniger als im . vorhergehenden 
Monat. Der Oktober-Versand per Achse wird um gleich­
viel weniger, nämlich auf 16 000 Faß pro Tag, geschätzt. 
Der einzigo Distrikt, der gegenwätig noch Aussicht auf 
eine Zunahme des Versandes eröffnet, ist der von Jenuings 
in Louisiana, wo in der letzten Oktoberwoche die 
Produktion sich pro Tag auf über 50 00 0  Faß belief. In 
allen anderen Distrikten läßt die Produktivität der alten 
Quollen in rapider Weise nach, in immer häufigeren Fällen 
zerstört das Auftreten von Salzwasser die Ergiebigkeit, 
und von der Erschließung neuer Springquellen is t  es in 
letzter Zeit sehr still geworden. Infolgedessen sind die 
Preise des in den beiden Golfstaaten gewonnenen Petro­
leums im Steigen begriffen. Von 30 Cts. ist der Preis 
bereits in der letzten Zeit auf 45  und 50 Cts. hinaufgegangen, 
und aller Wahrscheinlichkeit nach wird er in Kürze 60 Cts. 
pro Faß betragen. Auch die Preiso von californischem 
Öl sind im Steigen, doch erhalten die dortigen Produzenten 
nur etwa 20 Cts. pro Faß.

(E. E., New York, Mitte November.)

M e ta l lm a r k t  (L o n d o n ).

Kupfer, G.II. . . 66 D.. 5 s . — d. bisi 67  L . — s. — ( l
3 Monate . . 66 „ 5 99 99 99 67 » 7 „ 6 99

Zinn, Straits . . 133 „ 5 99 99 99 134 ty 15 )9 ~~ 99

3 Mouate . . 131 12 99 6 „ 99 133 » 10 99 99

Blei, weiches fremd. 12 „ 17 99 6 » 99 12 >y 18 „ 9 99

englisches . . 13 „ 2 » 6 « V 13 » 5 99 99

Zink, G.O.B . . 24  „ 15 » 99 99 25 » —
99 99

Sondermarken . 25 „ 5 99 99 99
— » — 99 99

N o t ie r u n g e n  a u f  d e m  e n g l i s c h e n  K o h le n -  u n d  
F r a c h te n m a r k t  (Börse zu Newcastlo-upon-Tyne).

Kohlen mark t.

Beste liortlmmbrische 1 ton
Dampfkoble . . 9 5. —  d. bis —  s. — d. f.o.b.

Zweite Sorte . . . 3 v 99 99 8 „ 3 99 99

Kleine Dampfkoble . “99 99 4 „ 9 99 99

Durham-Gaskolile . . 7 , 99 99 8 ;> —
99 99

Bunkerkohlo (unges.) . 7 >i 9 » ■99 8 » —
99 99

Hocbofonkoks . . . 1 4 * 4 7 a » 99 14 » 7 $ | va. Tees.

F r a c h t e n m a r k t .

Tyne— London . . . 3 s. 1 i/ i  d. bis 3 s. 3 d.
— Swinemünde . 3 „ 9 ,, „ 4  „  —  ,,
— Genua . . . 5 „ 6 „  „ 5 „ 9 „
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30. November. 7. Dezember.

L .

von

s. | d . L .

bi 8 

8. d . L .

von

1 r  d .  ; L.

bis 

- »*• d .

Roh-Teer (1 B a r r e l) .................................................. __
-  1 l ‘/4 __ __ 1 7 s __ __

l 3/s
_ __

D/a
A m m onium sulfat (1 1. ton, Beckton terms) . 12 17 6 13 — 13 __ __ __
Benzol 90 pCt. (1 G a l l o n e ) ............................... — -  i 10«/* — — — ■ — — W t --- — —

.  50 „ ( „ ) ......................... — -  ! 8</2 — 9 — — . 8 '/a --- — —
T oluol (1 G a l l o n e ) .................................................. — -  ! 7 V2 — • — — — 7 y  2 --- — —
Solvent-N aphtlia  90 pCt. (1 Gallone) . . . — — 9 '— — 9 Va — — 9 --- — 9V*
Roh- „ 30 pCt. ( „ ) .  . . \ — — — — — • 3 Vi __ __
Raffiniertes N aphthalin  ( 1 1 .  ton) . . . . 5

-  j 3V4
8 — __ — 8 _ ■■■■.

Karbolsäure 60 pCt. (1 Gallone) . . . . — 2 | 4 - , — 2 4Vz — _• - ---
Kreosot, loko, (1 G a l l o n e ) ............................... — -  i 17s — — D /s — —
Anthrazen 40 pCt. A . (U n it )  . . . . -  ; l y , — — 17s — — IVz __ -

B  3 0 - 3 5  pCt. ( „ ) . . . . — — — — — — ---
Pech (1 1. ton f . o . b . ) ............................................ — 37 1 - 6 — —: — 37 6 38 —

Patentbericht.
(Die fettgedruckte Ziffer bezeichnet die Pateutklasse.)

Anmeldungen,
die während zweier Monate in der Auslegehalle des Kaiserlichen 

Patentamtes ausliegen.

Vom 28. November 1904 au.
la .  W. 19 791, Waschmaschine für Sand u. dgl., bestehend 

aus einer mit dem unteren Teil ins Wasser tauchenden, liegenden 
Siebtrommel. Theodor Weber, Berlin, Aloxandrinenstr. 73.
24. 10. 02.

4 a . W. 21335. Gruben- und Sicherheitslampe. Carl 
Wolf sen., Zwickau i. S., Reicheiibacherstr. 08. 27, 10. 03.

21d. S. 19 963. Elektrischer Antrieb von Walzenstraßen 
u, dgl. Kalman Szabo von Borosjenöi. Budapest; Yertr.: 
E. Hoffmann, Pat.-Anw., Berlin SW. 68. 2. 5. 04.

23b. A. 10 706. Verfahren zum Reinigen von Mineralölen, 
insbesondere von Schieferölen. Alexander Adiassewich, London ; 
Vertr.: Dr. Walter Karsten, Pat.-Anw., Berlin SW. 11. 8. 2. 04.

38h. K. 26 134. Vorrichtung zum Imprägnieren und Färben 
von Holz. Georg Krön, Kopenhagen; Vertr.: R. Deißler, 
Dr. G. Döllner und M. Seiler, Pat. - Anwälte, Berlin NW. 6. 
.14. 10. 03.

59a. J .7  508. Schnellaufende Kolbenpumpe mit Vorrichtung 
zum vollständigen Anfüllen des Arbeitsraumes vor Beginn des 
Druckhubes. Internationales Patent- und Maschinen-Ex- und 
Importgeschäft Richard Luders, Görlitz. 23. 9. 03.

81c. S. 17 937. Einrichtung zur Bewegung einer in der 
senkrechten und wagerechten Ebene beweglichen Schüttrinne, 
eines Becherwerks o. dgl. Heinrich Suchowiak, Posen, Posa- 
dowskystr. 16. 27. 4. 03.

81e. S. 18 466. Einrichtung zur Bewegung einer in der 
senkrechten und wagerechten Ebene beweglichen Schüttrinne, 
eines Becherwerks o, dgl; Zus. z. Anm. S. 17 937. Heinrich 
Suchowiak, Posen, Posadowskystr. 16. 11. 9. 03.

Vom 1. Dez. 1904 an.
I m.  G. 18 712. Verfahren z u r  Trennung der von Säuren 

leicht angreifbaren Bestandteile von den säurefesteren Bestand­
teilen von Erzen oder sonstigen Mineralgemischen durch die mit 
den orstereu Körpern in einem freie Säure enthaltenden Bade 
hochsteigenden Gasblasen. George Arthur Govder und Edward 
Laughten, Adelaide, Austr.; Vertr.: Dr. J. Ephraim, Pat.-Anw., 
Berlin NW. 7. 8. 8. 03.

10a. H. 31 486. Vorrichtung zur selbsttätigen Beschickung 
von wandelnden Kohlenstampfmaschinen; Zus. z. Anm. H. 28 902. 
Ernst Heckei, St, Johann a. d. Saar. 8. 6. 03.

78e. S. 16 403. Sicherheits-Minenzünder. Société française 
des Munitions de chasse, de tir et de guerre, Paris; Vertr.: 
Dr. Wilh. Häberlein, Pat.-Anw., Friedenau b. Berlin. 5. 5. 02.

Gebrauchsmuster-Eintragungen.
Bekannt gemacht im Reichsanzeiger vom 28. Nov. 1904.

5 d .  237 87S.  Schacht-und Bremsborgverschluß, bestehend
in einer mit dem Fördergestell mittels Kette und Einhaksttick 
verbundenen Vorschlußstange. Paul Schöndeling, Langendreer,
4. 7. 04.

35 c. 237 831.  Fördermaschine, kombiniert mit einer Tur­
bine. Emil Wolff, Essen a. Ruhr, Bruchstr. 60—64. 3. 10. 04.

59 a. 237 GS2. Verbindung der Umffihrungsstangen mit 
dem verlängerten Kreuzkopfzapfen bei doppeltwirkenden Pumpen. 
Ehrhardt & Sehmer G. m. b. H., Schleifmühle b. Saarbrücken.
25. 7. 04.

78 e. 237 613.  Sicherheitszünder für Zündschnüre, mit Feuch­
tigkeit abhaltonder Schicht (z. B. Kolladium) zur Abdichtung 
der Hülse. Bochum - Lindener Zündwaren- und Wetterlampen- 
fabrik Carl Koch, Linden i. W. 26. 9. 09.

7 8 o. 237 663.  Zündpille für Zündstreifen, bestehend aus 
zwei verschiedenen, vollständig übereinander angeordneten Zünd­
massen. Heinrich Freise, Hamme b. Bochum. 17. 10. 04.

78 e. 237 847.  Zündpille für Zündstreifen, bestehend aus 
zwei verschiedenen, übereinander angeordneten und sich teilweise 
verdeckenden Zündmassen. Heinrich Freise, Hamme b. Bochum. 
17. 10. 04.

S i e .  237 G60. Anordnung eines besonderen Raumes in 
einem Gefäß für feuergefährliche Flüssigkeiten durch eine stellen­
weise mit Gaze versehene Wand. Deutsch - Amerikanische Pe­
troleum-Gesellschaft, Hamburg. 17. 10. 04.

D eutsche P aten te .

l a .  156 73-1, vom 10. Dez. 19 0 3 . Ka r l  S c h m i d t  
i n  D u i s b u r g - H o c h f e l d .  F örderkasten  m it aufgesetztem  
Durchieurfsieb und nach unten aufklappenden Boden­
teilen fü r S and, K ies  usto.

Nach der Erfindung wird den bekannten Förderkästen mit 
aufgesetztem Durchwurfsieb für Sand und dergl. eine solche 
Ausbildung gegeben, daß die zum bequemen Aufwurf des Förder­
gutes auf das Sieb erforderliche niedrige Lage des Siebes über 
dem Fahrgeleise erzielt wird.

Zu dem Zweck werden die Laufräder unmittelbar an den in 
üblicher Weise nach unten zur Kastenentleerung aufklappenden 
Bodenteilen des Kastens angebracht. Die Räder können dabei 
auch in den Kasten hineinragen. Ein besonderes Wagengestell 
für den Förderkasten wird dadurch überflüssig und die Stand­
höhe des Kastens heruntergedrückt.

5 a . 1 5 6  601, vom 30. März 19 0 2 . E m i l  C o r b i s i e r  
und J u l i a n  S m o l u c l i o w s k i  in S t v y j  (Galizien). E x ­
zentrischer B ohrm eifsel fü r  T ie f  bohr zwecke.
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Der Meißel c besitzt eine schräge 
Schneide e1, welche die Bohrmittel- 
linie schneidet, wodurch sich deren 
Spitze seitlich der Bohrmittellinie be­
findet. An diese Schneide schließt 
sich eine zweite gleichfalls schräge 
Schneide e unter einem beliebigen, 
vorzugsweise jedoch spitzen Winkel 
an, weiche sich in ihrer ganzen Länge 
auf derselben Seite der Bohrmittellinie 
befindet. Hierdurch entsteht ein 
meißelartiger Bohrer mit exzentrisch 
zur Bohrmittellinie liegendem Scheitel 
f, dessen Wirkung folgende ist:

Durch die Wirkung der Schneide e1 
wird infolge des Umsetzens des Bohrers 
am Grunde des Bohrloches ein Ge­
steinskegel g  mit obenliegender Spitze 
und durch die Wirkung der S lmeide e 
ein an den Kegel sich anschließender 
Trichter i gebildet. Kegel und 
Trichter bilden zusammen eine sichere 
Führung des arbeitenden Bohrers, 
ohne dessen Wirkung zu beein­
trächtigen.

Auf diese W eise. entsteht ein 
Bohrloch h, welches, wie bekannt, 
einen größeren Durchmesser als das 
nachzuschiebende Rohr r besitzt und 
dessen Wandungen durch die be­
kannte Nachbarschneide d geglättet 
werden.

10a. 156 704, vom 18. August 19 03 . H e i n r i c h
K ö p p e r s  i n  E s s e n ,  Ruhr. G reifvorrichtung fü r  KoMen- 
stam pferstangen m it einer auf- und niederbewegten Backen­
klemme.

Die Stampferstange a, die von im Rahmen b gelagerten, 
paarweise ungeordneten Rollen c geführt wird, wird zum Zwecke

der Aufwärtsbewegung von den Klemmbacken d gefaßt. Diese 
Klemmbacken drehen sich um den Bolzen v, der in der als 
Lager f  ausgebildeten Hülse e befestigt ist; eine Feder g  hat 
das Bestreben, die Enden der Klemmbacken d auseinander zu 
halten, so daß keine Berührung mit der Stampferstange statt- 
findet. Dio Hülse e wird mit der Greifvorrichtnng durch ge­
eignete Mittel auf- und abwärts bewegt. Die Festklemmung 
der Stange im Schlofe findet statt, wenn am Ende der Abwärts­
bewegung der Hülse e die auf ihr um Bolzen 1 drehbar be­
festigten Winkelhebel mit den Annen h und Rollen i gegen 
den Daumen k stoßen. Dadurch werden die gabelförmigen 
Arme m der Winkelhebel h m s seitlich gedreht; die Arme m 
tragen an ihren Enden Walzen n in Lagern, deren seitliche 
Schalen o beweglich sind. Gegen die Stücke o legen si' h die 
Enden von Blattfedern p, deren Bunde sich gegen die Naben q 
der Wink lhebel l i m s  stützen. Beim Anstoßen der Rollen i 
gegen Anschläge k gelangen die Walzen n infolge der Drehung 
der Arme m aus der Stellung I in die Stellung 2 (Fig. 2), 
über welch letztere sie nicht hinaus können, da sich die Hebel h 
gegen geeignete Anschläge au der Hülse e legen. In der oberen 
Stellung 2 werden die in der Stellung I nicht gespannten 
Blattfedern p gespannt und üben einen Druck auf die seitlich 
beweglichen Lagerschalenstücke o aus. Die Walzen werden 
dadurch gegen den Rücken der Klemmbacken d und diese gegen 
die Stampferstange a festgepreßt. Um die Stange a für die 
Dauer des Hubes in der Klemmvorrichtung festzuhalton und zu 
diesem Behufe die Federn p gegen Entspannen zu sichern, 
schwingen die Hebelarme m um ein geringes über die zur 
Stampferachse rechtwinklige Lage hinaus, welche Stellung durch 
den Anschlag der Hebel h beibehalten wird. Beim oberen 
Hubende stoßen, um die Stampferstange wieder von der Grcif- 
vorrichtuug zu lösen, die Armes der Winkelhebel h, m, s gegen 
die schrägen Flächen t des Rahmens b und bringen dadurch 
die Arme m aus der Stellung 2 (Fig. 2) wieder in die Stellung 1 
zurück. Für die unteren Ausehlagkurven k ist eine Einstellung 
nötig, da die Greifvorrichtung zwangläufig auf- und nieder­
bewegt wird und die Hebelarme h mit ihren Rollen i in eine 
durch den Anschlag au Hülse e bestimmte Grenzlage gebracht 
werden müssen. Diese Verstellbarkeit ist dadurch erzielt, daß 
die drehbar gelagerten Kurvepstiicke k sich mit ihren Köpfen 
gegen verstellbare Ansätze legen, gegen welche sie dauernd von 
Spiralfedern gepreßt worden.

2 0 i t .  152 6 0 4 ,  vom 18. Juli 19 0 3 . C h a r l e s
A n d e r s o n  Case  in L e w i s t o n  (Montana, V. St. A.). 
Seilunterstützung fü r Seilhängebahnen.

Die Befestigungsplatte der feststehenden, mit einer Rollen­
kette be'egten Führuugsbahn für das Tragseil ist als Lager für 
eine oder mehrere Führungsrollen ausgebildet, welche die Lage 
des Tragseiles zu der Tragseilführungsbahn sichern.

Die senkrecht stehende Führungsbahn a ist in bekannter 
Weise mit der a's Auflage für das Drahtseil 1 dienenden Rollen­
kette d belegt und sitzt an der Grundplatte b, welche au den 
Querbalken m des Tragegerüstes n befestigt ist. Da dio Seile 
niemals vollkommen ruhig laufen, so kommt es leicht vor, daß 
das Zugseil, während es sich nach der Ueberführung eines Wagens

über einen Bock n auf den letzteren herabsenkt, gegen die Rollen­
kette schlägt und diese von ihrer Führnngsbahn a seitlich ab­
drängt. Um dies zu verhüten, ist in die Befestigungsplatte b, 
und zwar in der von dem Zugseil b bestrichenen Ebene liegend, 
eine Führungsrolle g  eingesetzt, an deren Stelle auch mehrere 
hintereinander liegende treten können. Das Zugseil kann sich 
alsdann nur bis auf die Führungsrolle g  senken, so daß es selbst
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ei stärkeren seitlichen Schwankungen nicht gegen die Rollen- 
ette d trifft.

3 0  l i .  1 5 6 657. vom 4. Februar 1 90 4 . S a n e r s t o f f -  
' a br i k  B e r l i n  G. m.' b. H.  in B e r l i n .  N a sen versc lm fs  
iir Sauerstoffcitm ungsappam tc.

Gemäß der Erfindung werden die Nasenlöcher durch Pfropfen 
us bildsamem Material, z. B. Talg, Wachs, gefettete Watte, 
hetgummi o. dergl. luftdicht verstopft. Damit die Pfropfen 
iclit herausfallen können, werden sie durch eine aus beliebigem 
toff hergestellto und die Nase ganz oder teilweise umschließende 
’asenmnske oder auch nur durch Streben und Bänder iu der 
äse festechalten. Die Befestigung der Nasenmaske kann auf 
ine beliebige Weise geschehen. Um_dio Pfropfen für Apparate 
lit Nasen- oder gemischter Atmung brauchbar zu machen, 
erden sie durch zwei Röhrchen durchbohrt, welche sich ent- 
eder dicht unter der Nasenscheidewand oder weiterhin ver- 
nigen. Bei reiner Nasenatmung würde dieses Nasenstück mit 
nem geschlossenen oder den Mund respiratorartig umschließenden 
iuiulstück zu verbinden sein, während für gemischte Atmung 
ie beiden Nasenröhrclien getrennt , oder vereinigt in das Mund- 
imungsstück geführt werden. Die Verbindung zwischen Nasen- 
,ück und Mundstück erfolgt zweckmäßig durch einen oder zwei 
acligiebige Schläuche.

3 5 a .  1 5 6 7 4 7 .  vom 2. Fobruar 1 904 . H e i n r i c h
t ä h l e r  in N i e d e r j e u t z  in Lothr. F ördergefüfs fü r  
übsttiitig  kippende Schrügaufziige.

Der lose in den Laufwagen I eingesetzte Kasten 7 ist 
ährend dor Fahrt gegen Ilerausfalleu aus dem Laufwagen 
litlich durch zwei Bleche 9 und hinten durch eine Rücken- 
and 10 des Laufwagens gesichert und tritt mit einem an der 
ückenwand 6 des Kastens 7 befestigten Griffe 8 durch die

ickenwund 10 des Laufwagens hindurch Au letzterer ist eine 
Lagern 3 drehbare Welle 2 angeordnet, welche in der Mitte 

len Haken 5 und an den Seiten Zugstangen 4 trägt. An die 
;ztere greift das Förderseil o dgl. au. Beim Kippen des 
lufwngens an der obersten Stelle kommt der Haken 5 zum 
ngriff iu den Griff 8, da die Staugen 4 und damit auch die 
eile 2 ihre Lage beibehalten, während der Kasten 7 an dem 
ppen teiluimmt. Auf diese Weise wird ein Herabgleiten des 
rsteus 7 nach dem Kippen verhütet.

5 9 a .  1 5 5 6 6 3 , vom 14. März 1 9 0 2 . A n d r e a s
a d o v a n o v i c  in Zü r i c h .  K raflschlfissiger Saugventil-

schlufs bei Pumpen. Zusatz zum Patente 13 4  9 42 .  
Längste Dauer: 23 . März 1916.

Um im Raume m auch dann noch einen hydraulischen Druck 
zu erzielen, wenn der Plunger bereits die Totlage erreicht hat, 
wird der Plungerkopf k am Plunger p beweglich angeordnet 
und von der Pleuelstange t° durch Lenkstangen tt< und den 
Hebel h o. dgl. so bewegt, daß er im Totpunkte des Plungers 
noch eine Bewegung in die Verengung c hinein ausführt. Dio 
Pleuelstange t° ist an einem mit dem Plunger p fest ver­
bundenen Kreuzkopf aufgehängt. Im Totpunkt, in welchem die 
Geschwindigkeit des Plungers gleich 0 ist, macht dor am 
Kurüelzapfen eingehängte Kopf der Pleuelstange eine vertikale 
Bewegung nach abwärts und folglich der senkrechte Arm der

Pleuelstange über dem Kreuzkopfzapfon eine Bewegung von 
links nach rechts. Diese Bewegung wird vermittels des Ge­
stänges t h t1 und der durch den Plunger gehenden
Stange 9 auf den Teller k übertragen, so daß dieser sich in
die Einschnürung c hineinbewegt, wenn der Plunger stille steht.

59a . 1 5 6  6 4 6 , vom 17. Juni 1903 .  S o u t l n v a r k  
F o u n d r y  & M a c h  ine, C o m p a n y  i n  P h i l a d e l p h i a .  
Vorrichtung zu r  Steuerung der Ventile von Pum pen u. dgl.

Auf der Zeichnung ist die Erfindung in einem senkrechten 
Schnitt durch den Steuerungsmechanismus dargestellt. Wie aus 

derselben ersichtlich ist, sitzen die durch 
Federn 1 und 2 verbundenen Steuerungs­
kurvenstücke 3 und 4 lose auf der hin- und 
hergehenden Stange 5. Auf den Steuerungs-
kui venstücken gleiten drehbare dreiarmige
Hebel 0 , von welchen die beiden kürzeren
Hebelarme zur Vermeidung der gleitenden 
Reibung mit Rollen versehen sind, während 
der längere Hebelarm mit der Ventilstange 7 
in geeigneter Weise verbunden ist.

Auf der hin- und hergehenden Stange 5 
sitzen federnde Anschläge 8, welche mittels 
Muttern 9 verstellt werden können. Die 
letzteren stützen sich gegen Muffen 10, dio 
mit Flanschen ausgestattet sind, über welche 
als Hülsen ausgebildete, mit Deckeln ver­
sehene Anschläge 8 greifen. In jeder der 
Hülsen 8 liegt eine Feder 11, die sich einer­
seits gegen den Boden der Hülse und an­
dererseits gegen den Flansch der Muffe 10 
stützt. Durch einen auf den Boden der 
Hülse 8 ausgeübten Druck wird daher die 
Feder zusammengedrückt. Durch die dop­
pelte Fed. ranordnung in der Mitte und au 
den beiden Enden der Stange wird eine 
große Gleichmäßigkeit in der die Steuerungs­
kurvenstücke auseinanderhaltenden Feder­
wirkung erzielt.

59b. 1 5 5 3 3 7 ,  vom 30 . Aug. 1903.  G e o r g  S p r i n g e r  
in H a l l e  a. S. H ochdruck-Zentrifugalpum pe.

Die Vergrößerung der Förderhöhe einer Zentrifugalpumpe 
wird gemäß der Erfindung dadurch erzielt/daß das Schaufelrad 
der Pumpe mit mehrstufigen, auf beiden Seiten der Vertikalebene 
symemtrisch angeordneten Druckkauälen versehen wird.

Iu einem aus zwei mit Saugstutzen b b1 und Druckstutzen f f1 
versehenen Teile i i1 bestehenden Gehäuse ist in geeigneter 
Weise auf beiden Seiten der Vertik lachse ein mit symmetrisch 
liegenden Druckkanälen c c1 und e e1 versehenes Rad auf einer 
Welle befestigt. Das Flügelrad ist auf beiden Seiten mit 
stufenweise übereinander ungeordneten Kanälen derart versehen, 
daß die Wasserführung in ihnen eine möglichst günstige ist. 
Die Anzahl der Kanäle , kann natürlich durch eine dritte oder 
vierte Stufe vermehrt worden. Der innere Druckkanal c mündet 
in den im Gehäuse ungeordneten Umlaufkanal d, an welch
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letzteren aich wieder der äußere Druckkanal e des Rades an­
schließt, sodaß die Pumpe in folgender Woise arbeitet: Die 
Flüssigkeit gelangt vom Saugstutzen b bezw. b1 in den inneren 
Druckkanal c bezw. cf des Rades, wird in den Uinlautkanal d 
gedrückt und von hier in den äußeren Druckkanal e des Rades, 
um von hier durch den Druckstutzen f mittels Verbiudungsstutzen g 
in das Hauptrohr zu gelangen. Die beiden Seiten des Rades 
stehen nicht miteinander in Verbindung, sondern arbeiten völlig

getrennt voneinander, solaß also die von beideii Radseiten ge­
förderte Flüssigkeit erst außerhalb der beiden Gebäusehälften 
durch einen Stutzen miteinander vereinigt werden.

Die völlige Uebereinstimmung beider Radseiten und der sie 
umgebenden Gehäuseteile ermöglicht es nun, die durch die 
zweistufige Anordnung der Kanäle crziolte Wirkung dadurch zu 
erhöhen, daß man ein und dieselbe Flüssigkeit durch Verbindung 
beider Gehäuseteile nicht nur die zwei Druckkanäle c und e der 
einen Radhälfte, sondern auch die beiden anderen Kanäle c< und 
e1 der anderen Radhälfte durchlaufen läßt, sodaß sich oin vier­
stufiger statt zweistufiger Kreislauf der Flüssigkeit ergibt.

59b. 15 5 3 3 8 ,  vom 9. Oktober 1903 .  E m i l  B i b u s  
in A l t o n a  Hochdruck  - Z m trifü gg lpu m pc m it Hoppel- 
gchäusc und H oppelschaufelrad.

Das Gehäuse besteht aus zwei Ringniumen g und g,, wovon 
g die Saug- und Druckstutzen S und D trägt, während g, einen 
Zuleitungskanal L enthält. Die Scheidung beider Gehäuse­
ringräume geschieht durch ein Doppellaufrad, in welchem die 
Laufradkanäle a und’ a, kreuzweise durcheinander gesteckt sind, 
und zwar münden die linksseitig einlaufenden Laufradkanäle in 
die rechte Gehäusehälfte g, und umgekehrt die rechtsseitig ein­

laufenden Radkanäle at in die linke Gehäusehälfto g ein. Es 
wird durch diese neue Anordnung die bei S augesaugto Flüssig­
keit, nachdem sie in den Kammern a beschleunigt wurde, in 
den Gehäuseraum g, treten, dort durch Leitschaufeln m, in 
ihrer Richtung beharrend, die erlangte Beschleunigung in Druck

umsetzen, durch den Zuleitungskanal L zum Eintritt in die 
zweiten Kammern a, geführt, in diesen nochmals beschleunigt 
in den Gehäuseraum g gelangen und schließlich mit erhöhtem 
Druck aus verdoppelter Beschleunigung das Gehäuse verlassen.

59b. 156 887 , vom 25. Februar 1902.  K a r l
D i e d e l m e i e r  in Z w i c k a u  i. S. Zenirifugalpum pe.

Gemäß der Erfindung wird der Ausgleichraum a der die 
Pumpe von dem Acbsialdruek entlasten soll, mit einem be­
sonderen reichlich weit bemessenen Ausgleichkanal b verbunden,

welcher das in den Ausgleichraum a getretene Leckwasser mit 
dem vom Kreisel frisch angesaugten Wasser im Sinne der ein- 
gezeiclmeten Pfeilrichtung in Verbindung bringt.

E nglische P a ten te .

14 295, vom 27. Juni 1903 . T h e  E d i s o n  Or e -  
M i l l i n g  S y n d i c a t c  L i m i t e d  i n  L o n d o n  (Thomas Alva 
Edison in Llewellyn Park, Kow Jersey. V. St. A.) E lek ­
tromagnetischer E rzsc lm cider.

Der runde, mit einer Drahtwickelung 4 versehene Kern eines 
Elektromagneten ist mit zwei hufeisenförmigen Polstückeu 2 
und 3 versehen. Das obere größere Polstück 2 ist mit einer 
zum Kern geneigten Endfläche und das untere kleinere Polstück 3 
mit einer zum Kern parallelen Endfläche versehen. Auf die 
geneigte Fläche des’ Polstückes 2 ist mit zwei Schrauben eine 
Platte 5 von Eisen oder weichem Stahl befestigt, während an 
die gerade Stirnfläche des Polstückes 3 ein Winkeleiseu 7 mit 
zwei Schrauben befestigt ist. Die Brücke der Platten 5 und 7 
ist so bemessen, daß die äußerste Kante der Platte 5 über die 
äußerste Kante der Platte 7 vorspringt. Unterhalb der Platte 7

ist eine oben mit einer scharfer! Kaute versehene Trennungs- 
waud 10 derart angeordnet, daß die Verlängerung derselbeu 
zwischen die Kanten der Platten 5 und 7 hindurchgeht. Ober­
halb der Platte 5 ist ein Schütttrichter 11 mit einor Speise­
walze 12 angeordnet, an welche sich eine Schüttrinno 13 an­
schließt, die parallel zur Platte 5 verläuft. Kurz oberhalb der 
unteren Kaute der Piatte 5 ist senkrecht zu dieser und damit 
senkrecht zur Schüttrinne 13 eine zweite Schüttrinne 14 vor­
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gesellen, wobei sowohl zwischen den beiden Schüttrinnen als 
auch zwischen der Schiittrinne 14 und der Platte 5 ein kleiner 
Zwischenraum gelassen ist.

Das aus dem Schütttrichi er in dünner Schicht auf die Schütt­
rinne 13 fallende Gut rutscht über die beiden Schüttrinnen und 
gelangt auf die Platte 5. Die nicht magnetischen Teile des 
Gutes fallen von dieser senkrecht ab zu den Materialhaufen 16 
vor der Scheidewand 10, während die magnetischen Teile, auf 
welche die zwischen den Platten 5 und 7 erzeugten Kraftlinien 
wirken, von der Platte 7 angezogen werden, von dieser senkrecht 
abfallen und sich hinter der Scheidewand 10 zu einem Haufen 15 
sammeln.

15 434, vom 13. Juli 19 0 3 . W i l l i a m  D a v i e s  und 
K o b o r t  B e a l e  in T o n y p a n d y ,  Rhondda. Autom atische  
L öschvorrichtung fü r  Grnben-Sicherheitslampcn.

Die den Docht umgebende Hülse a ist in den Oelbeliiilter A 
hineingeführt und mit einem Längsschlitz versehen, der fast über 
die ganze Höhe der Hülse reicht. In diesen Schlitz sind 2 Haken i 
und h eingeführt, von denen der Haken i, welcher durch den 
Oelbehälter reicht und unten mit einem Hebel versehen ist, dazu 
dient, den Docht in der Hülse a aufwärts zu bewegen. Der 
Haken k sitzt verschiebbar in einem mit der Hülse a verbundenen 
Ring und wird derart eingestellt, daß nur soviel Docht vermittels 
des Stiftes i  hochgedrückt werden kann, wie für einen Tag er­
forderlich ist.

Oberhalb des Stiftes h ist eine Peder g um die Hülse a 
gelegt, die sich einerseits gegen den Deckel des Oelbehälters A, 
andererseits gegen eiueu Ring legt, der seinerseits mit einem 
Stift b versehen ist, welcher oben eineu rechtwinkeligcn Arm 
trägt.

Ein Stift k, der unter den Arm des Stiftes b greift, hält 
diesen in der gezeichneten Lage und damit die Feder g in ge­
spanntem Zustande. Auf dem mit dem Schutzglas usw ver­

sehenen. auf den Oelbehälter auf­
zuschraubenden Iting 13 ist auf einem 
Säulchen d ein Stift c gelagert, 
welcher durch eine Feder in senk­
rechter Lage gehalten wird. Wird 
der Ring B auf den Oelbehälter ge­
schraubt, so legt sich der Stift c 
gegen den Stift b (Fig. 2) und ver­
hindert, daß derselbe von dem Stift k 
abgleitet. Sobald jedoch der Ring B

vom Oelbehälter abgeschraubt wird, gibt der Stift c den Stift b 
frei und dieser gleitet von dem Stift k ab. Jetzt kommt die 
Feder g  zur Wirkung und drückt den Ring nach abwärts; dieser 
legt sich auf den Stift h, der nun ebenfalls nach abwärts ge­
drückt wird und den Docht in die Hülse hineinzieht, wodurch 
die Flamme ausgelöscht wird.

Bttclicrscliau.
D a s  S k iz z ie r e n  o lm e  u n d  nach. M o d e l l  fü r  M a s c h in e n ­

b a u e r .  Ein Lehr- und Aufgabenbach für den Unter­
richt. Von Karl K e i s e r ,  Zeichenlehrer an derStädt. 
Gewerbeschule zu Leipzig. Mit 2 4  Textfiguren und 
23 Tafeln. Berlin, 1 9 0 4 . Vorlag von Julius Springer. 

Das Werk behandelt nach den in Riedlers Buch „Das 
Maschinenzeichnen“ aufgestellten Forderungen das Freihand­
zeichnen als Vorstufe für das konstruktive Entworfen. 
Besonderer Wert ist deshalb auf das Zeichnen nach Vor­
stellung, d, h. Zeichnen ohne Modell gelegt. Das Zeichnen 
nach Modell ist nur soweit herangezogen, als es nötig ist,

um Unklarheiten aufzuhellen. Das Werk stellt vielleicht 
als erstes einen systematisch geordneten Lehrgang' des 
Freihandzeichen-Unterrichts für das spezielle Gebiet der 
Technik dar.

Durch die knappe nnd doch klare Form wird besonders 
auch dem Schüler das Studium erleichtert und zur Ver- 
breitungdes Werkes beigetragen, das infolge seines gediegenen 
Inhaltes auch manchem ausübenden Ingenieur zu empfohlen ist.

Zeitscliviftenschau.
(Wegen der Titel-Abkürzungen vergl. Nr. 1.J

M in e r a lo g ie ,  G e o lo g ie .

T h e  g e n e s i s  o f  t h e  c o p p e r - d e p o s i t s  o f  C l i f t o u -  
M o r e n c i ,  A r i z o n a .  Von Liudgren. Trans. Am. Inst. 
Nov.-Heft. Topographische und geologische Verhältnisse. 
Beschreibung der Erzlager. Entstehung der Erze. Be­
sondere Merkmale der Lagerstätten. Genetische Einteilung.

B e r g b a u t e c h n ik  (einschl. Aufbereitung pp.).

T h e  m e c h a n i c a l  e n g i n e o r i n g  o f  c o l l i o r i o s .  
(Forts.) Von Futers. Coll. G. 2. Dez. S. 1 029 . lOTextf ig.  
Die Fördermaschine der Hylton-Kohlengrubo und ihre kon­
struktiven Einzelheiten. (Forts, f.)

C o p p e r  m i n e s  o f  L a k e  S u p e r i o r .  (Forts.) Von 
Rickard. Eng. Min. J . 24 . Nov. S. 8 2 5 /7 .  4  Fig.
Fördereinrichtungen auf der Quincy-Grube.

D ie  S t e i n  k o h l e n  g r ü b e  v o n  D o m  an  b o i R a s c h i t z a  
i n  U n g a r n .  B. H. Ztg. 2. Dez. S. 6 4 1 /4 .  Die Flöze, 
welche der unteren Liasformation angehören, führen Kohle 
von vorzüglicher Beschaffenheit. Schächte und Förder­
stollen. Vorrichtung. Abbaumethoden. Schacht- und 
Streckohausbau. Streckenförderung mit Pferden und mit 
elektrischer Lokomotive. Wetterführung. Geleuchte. 
Kohlenseparation und Wäsche. Kokerei. Brikettierung. 
Arbeiterverhältnisse. Geschichtliches.

• M a sc h in e n - ,  D a m p f k e s s e lw e s e n ,  E le k t r o t e c h n ik .

T h e  f u t u r e  o f  t h e  s t e a m - t u r b i n e .  Engg. 25 . Nov. 
S. 7 1 9 /2 0 .  Der Artikel behandelt die Verwendbarkeit der 
Parsonsturbine, namentlich auf Schiffen. Nach angestellton 
Versuchen bei der onglischon Marine sind mit den Dampf­
turbinen Dampfersparnisso bis zu 30  pCt. gegenüber 
Kolbendampfmaschinen gemacht worden.

L o c o m o t i v e s  a t  t h e  St.  L o u i s  e x h i b i t i o n .  Engg.
2. Dez. S. 7 4 5 /6 .  10 Abb. 1 Taf. Vier Typen von Lokomo- 
tivon für die amerikanischen Eisonbahngesellschaften.

M a s c h i n e n b r ü c h e .  Von Barta. Wiener Dampfk. 
Z. Nov. S. 1 4 3 /6 . 8. Abb. Bruch des kreuzkopf­
seitigen Bügels der Pleuelstange an einer horizontalen 
Einzylindermaschine nnd Bruch des Riderschiebers an 
einer 60 PS-Einzylindermaschine mit Ridersteuerung.

D r e i s t u f i g e r  L u f t k o m p r o s s o r .  Von Divis. Öst. 
Z. 3. Dez. S. 15 7 / 6 0 .  1 Tafel.

N e u e r e  e n g l i s c h e  u n d  f r a n z ö s i s c h e  M o t o r ­
w a g e n  f ü r  P e r s o n e n  un d  Gü t e r .  (Schluß.) Von 
Heller. Z. D. Ing. 3 . Dez. S. 1 841 . 28 . Toxtfig.
Zündvorrichtungen, Wagengetriebo, Motorwagen mit ge­
mischtem Antrieb.

G as t u r b i n o s .  Von Neilson. Am. Man. 2 4 . Nov. 
S. 6 3 5 /4 8 .  1 4  Toxtfig. Theoretische Betrachtungen und
Berechnungen über die Möglichkeit des Baues von Gas­
turbinen. (Forts, f.)
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D ie  S t o p f b ü c h s e n  de r  D a m p f m a s c h i n e n .  Von 
Lynen. (Forts.) Bayr. Rev. Z. 30 . Nov. S. 206 / 7 .  
1 Abb. Besprechung des Prinzips und der Wirkungsweise 
der neuerdings mehrfach in Aufnahme kommenden Labyrinth­
dichtungen. Anführung praktisch bewährter Konstruktionen. 
(Forts, f.)

L e i c h t e  D a m p f l o k o m  o t i v o n  der F i r m a  A. B o r s i g ,  
B e r l i n - T e g e l .  Von Buhle. (Forts.) Dingl. P. J.
26 . Nov. S. 75 3 / 7 .  9 Abb. 2 Tabellen. (Schluß f.)

A l l g e m e i n e  B e t r a c h t u n g e n  ü be r  K r a n e  und  
e i n i g e  d a z u  g e h ö r i g e  K o n s t r u k t i o n e n .  Von Riehe. 
(Forts.) Dingl P . J. 2 6 . Nov. S. 7 57 / 60 .  4A bb. (Forts.f.)

L a d e m a s c h i n e  „ K o b o l d “ und Z i e h m a s c h i n e  
„ S c h l a n g e “ . Von Eitle. J . Gas-Bel. 26 . Nov. S. 1 0 65 /6 .  
Vereinfachte Apparate zum Laden und Entleeren von Gas­
retorten.

E r f a h r u n g e n  m i t  A u f z u g s  V o r r i c h t u n g e n  für  
G a s l a m p e n .  Von Wunderlich. J. Gas-Bel. 19. Nov. 
S. 1 0 4 7 / 9 .  7 Abb. Auf Grund eingehender Versuche hat
der Verfasser eine neue Aulzugsvorrichtung konstruiert, 
deren genaue Beschreibung er in seinem Aufsatz wiedergibt.

N a h t l o s e  K o t t e n .  Von Klattc. (Schluß.) St. u. E.
1. Dez. S. 1 3 6 3 /7 .

B e s c h ä d i g u n g  v o n  D a m p f k e s s e l n  d u r c h  S c h a d e n ­
f e u e r .  Bayer. Rev. Z. 30 . Nov. S. 2 0 3 /4 .  Besprechung 
einiger Fälle, in denen Dampfkessel durch Niederbrennen 
von Kessel- und Maschinenhäusern beschädigt wurdon.

O s m o n ,  e i ne  n e u e  F o r m  d e s  B r e n n s t o f f e s .  Bayr. 
Rev. Z. 30 . Nov. S. 2 0 4 /5 .  Beschreibung eines neuen, 
mittels Elektrizität aus Torf hergestellten Heizmaterials. 
(Forts, f.)

E in  W e t t h e i z e n  v o n  D a m p f k e s s e l  Wärtern.  
Wiener Dampfk. Z. Nov. S. 151.  Der Jahresbericht 1904  
des Vereins der Dampfkessolbesitzer im nördlichen Frank­
reich enthält interessante Daten über ein Wettheizen von 
Kesselwärtern, welches im Jahre 1903  stattfand. Gemeldet 
hatten sich 80 Heizer, von denen 5 durch Wahl und 5 
durch Auslosen bestimmt wurden. Als Versuchskessel 
dienten 2 Kessel von insgesamt 180 qm Heizfläche. Ver- 
su'chsdauer 10 '/2 Std. Die Verdampfung pro 1 kg Kohle 
schwankte zwischen 8 ,4 9 6  kg und 7 , 383  kg um rund 
13 pCt. Aus der Tabelle der Versuchsrosultate ist er­
sichtlich, daß nicht allein die Anzahl der Rostbeschickungen 
und Zeitintervalle beim Kesselhcizen für die Wirtschaft­
lichkeit der Anlage maßgebend is t;  es muß auch dio 
Art und Weise der Beschickung, die Zugregulierung und 
Luftzuführung Hand in Hand gehen, um günstige Resultate, 
welche vom Hoizor allein abhängen, bei oiner Feuerung zu 
erzielen.

A c o i n p a r i s o n  o f  v e r t i c a l  a nd  h o r i z o n t a l  t u b o s  
i n  w a t e r t u b e  b o i l o r s .  Von Cummins. Ir. Coal Tr. R.
2. Dez. S. 1 7 1 8 /2 0 .  8 Abb.

S t e a m  c l o s i n g  s t o p  v a l v e s  for  l yoi l ers .  Von 
Willits. Ir. Age. 24 . Nov. S. 6 /7 . 3 Textfig. Alte und 
neue Konstruktion von Dampfabsperrventilen.

P u b l i c  t e s t s  o f  t he  N e w  Y o r k  c e n t r a l  e l e c t r i c  
l o c o m o t i v e .  El. world. 19 . Nov. S. 8 5 3 /9 .  16 Abb.
Beschreibung einer elektr. Lokomotive für hohe Geschwindig­
keit, erbaut von der Goneral Electric Company und der 
American Locomotiv Company. Dio Motoren sitzen direkt 
auf der Achse. Dio Maschine kann 2 2 0 0 — 3 0 0 0  PS ent­
wickeln und erreicht eine Geschwindigkeit von 63 —  72 engl. 
Meilen pro Stunde.

Cra l o  for e l e c t r i c  t r a v e l l i n g  c r a no  a t  St .  L o u i s  
e x h i b i t i o n .  Engg. 25 . Nov. S. 7 1 1 /4 .  2 Abb. Be­
schreibung eines 50 t-Kranes auf der St. Louis-Ausstellung. 
Der Kran diente zur Montage der großen Maschinen.

D ie  E r w ä r m u n g  u n t e r i r d i s c h  v e r l o g t e r  D r e h ­
s t r o m k a b e l .  Von Aph uud Mauritius. E. T. Z. 
1. Dez S. 100 8 / 1 4 .  1 Abb. 2 Schaltungs-Schemata
und 24  Diagramme (Schaulinien). Ergebnis der Unter­
suchungen von Sfach verseilten Kabeln im „Laboratorium 
des Kabelwerkes Oberspree der Allgemeinen Elektricitäts- 
Gesellschaft.“

H ü t te n w e s e n ,  C h e m is c h e  T e c h n o lo g ie ,  C h e m ie ,  
P h y s ik .

E i n i g e s  ü be r  den  a m e r i k a n i s c h e n  H o c h o f e n ­
b e t r i e b .  Von Konopassewitsch. B. H. Ztg. 25 . Nov. 
S. 630 / 6 .  1 Tafel.

I m p r o v e m e n t s  in t h e  m e c h a n i c a l  c h a r g i n g  o f  
t h e  m o d e r n  b l a s t  f u r n a c e .  Von Baker. Trans. Am. 
Inst. Novemberheft. 13 Abb.

S p e c i a l  f o r ms  o f  b l a s t  f u r n a c e  c h a r g i n g  
a p p a r a t u s .  Von Witherbee. Am. Man. 24. Nov.
S. 6 4 5 /9 . 9 Toxtfig. Neuore amerikanische Begichtungs­
vorrichtungen für Hochöfen.

T h e  e q u i p m e n t  o f  a l a b o r a t o r y  f or  a s m e l t i n g -  
pl ant .  Von Haas. Trans. Am. Inst. Nov.-Heft, 4  Fig. 
Beschreibung eines Laboratoriums für motallurgische Zwecke 
und technische Analysen. Kosten der Anlage.

C y a n i d o  p r a c t i c e  a t  t h e  M a i t l a n d  p r o p o r t i o s ,  
S o u t h  D a k o t a .  Von Gross. Trans. Am. Inst. Nov.- 
Heft. Zerkleinerung und Separation der Erze, Cyanid- 
Behandlung der Sande und Schlämme, Fällung, Ergebnisse 
und Kosten.

C r u s h i n g  in c y a n i d e  s o l u t i o n ,  a s  p r a c t i c e d  
in t h e  B l a c k  H i l l s ,  S o u t h  D a k o t a .  Von Fulton. 
Trans. Am. Inst. Nov.-Heft 7 Fig. Charakter der Erze. 
Beschreibung des Prozesses. Kosten.

D a s  W a n n e r - P y r o m e t e r .  J. Gas-Bol. 26. Nov. 
S. 1 070 / 1 .  6 Abb. Genanntes Pyrometer gestattet in 
rascher uud sicherer Weise Temperaturen über 900  0 C 
auf optischem Wege zu messen.

I. B e r i c h t  ü b e r  d i e  m i k r o s k o p i s c h e  U n t e r ­
s u c h u n g  der  vom S o n d e r a u s s c h u ß  f ü r  E i s e n ­
l e g i e r u n g e n  dos  V e r e i n s  zur B e f ö r d e r u n g  d e s  
G e w e r b e f l e i ß e s  h o r g o s t e l l t e n  L e g i o r u n g e n .  Von 
Heyn. Ver. Bef. Gew. Nov. S. 3 5 5 / 9 7 .  45 Textfig.
und 31 Taf. Probematorial. Umfang der Untersuchung, 
Versuchsergebnisse.

C h e m i s t r y  in t h e  f o u n d r y .  Von Moldcnko. Jr. 
Age. 24 . Nov. S. 2 4 /6 .  Die Bedeutung chemischer 
Untersuchungen für das Gießereiwesen.

M i n i n g  and m e t a l l u r g y  a t  t b o  St .  L o u i s  
e x p o s i t i o n .  Von Bauerman. Jr. Age. 2 4 . Nov. S. 
2 6 /7 . Kurze Übersicht über die von fromden Staaten 
ausgestellten Kollektionen aus dem genannten Gebiet.

H o l z s c h w e l l e n  o do r  e i s e r n e  S c h w e l l e n .  Von 
Beukonberg. St. u. E. 1. Dez. S. 1 3 4 5 /7 .  Verfasser er­
örtert die Vor- und Nachteile der beiden Arten von Schwellen 
und kommt zu dem Resultat, daß in Zukunft die eiserne 
Schwelle diejenige von Holz gänzlich verdrängen wird.

I m p a c t  t e s t s  o f  s t oe l .  Engg. 2. Dez. S. 763 , 9 .  
39  Abb. Untersuchung verschiedener Stahl- und Eisen­
sorten über ihr Verhalten bei Druck- und Stoßwirkungen. 
Photographien der Struktur des Eisens.
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R c f r a c t o r i n e s s  o f  s o m e  a m e r i c a n  f i r e - b r i c k .  
Von Weber. Trans. Am. Inst. No v.-Heft.

T h e  f i r e - c l a y s  o f  M i s s o u r i .  Von Wheeler. 
Eng. Min. J. 24 . Nov. S. 8 3 4 /5 .  Der feuerfeste Ton 
von Missouri kommt in 2 Arten vor, als kieseliger und 
plastischer Ton. Ersterer besitzt große Feuerbeständigkoit, 
eignet sich aber nicht für Schachtöfen, da er der reibenden 
Wirkung der niedergehenden Beschickung nicht widersteht. 
Hiergegen zeigt der plastische, nicht so reiuo Ton eine 
größere Widerstandskraft gegen mechanische Einflüsse. 
Beschreibung der Ablagerung und Gewinnung, chemische 
Zusammensetzung.

V o lk s w ir t s c h a f t  u n d  S ta t is t ik .

D ie  S t e i n k o h l e n v o r r ä t e  der  Er d e .  Von Simmers­
bach. St. u. E. 1. Doz. S. 1 3 4 7 /5 9 .  Verfassor bespricht 
zunächst in umfassender Weiso die Mächtigkeit und Ab­
baufähigkeit der Kohlcnfolder Deutschlands und der anderen 
Länder und kommt zum Schluß zu der Ansicht, daß 
Deutschland allen übrigen Ländern sogar auch Nordamerika 
in Bezug auf Kohlenreichtum und Produktion überlegen 
ist. Er stellt dio Behauptung auf, daß Deutschland in 
otwa 3 5 0  Jahren, wenn die englischen Reichtümer versiegt 
sind, in der überseeischen Ausfuhr Englands Erbschaft 
autroton könnte, wenn durch Anlage geeigneter Wasser­
wege der Transport zu di;n Seehäfen erleichtert würde! 
Erscheinen diese Zukunftsbilder auch etwas optimistisch 
gefärbt, so bietet der Artikel in seinen tabellarischen 
Zusammenstellungen sicher viel Interessantes.

D ie  E r d ö l i n d u s t r i e  v o n  W i e t z e - S t e i n f ö r d e .  
Von Dziuk. Org. Bohrt. 1. Dez. S. 3/ 7 .  Vortrag, ge ­
halten auf dem letzten Bohrtechnikertago zu Hannover: 
Geschichtlicher Rückblick und gegenwärtiger Stand der 
Ölindustrie. Verfasser spricht sich außerordentlich günstig  
aus und warnt zum Schluß vor der Bohrung mit Wasser­
spülung.
.. T in  in  th o  U n i t e d  S t a t e s .  Von Garrison. Eng. 

Min. J . 24 . Nov. S. 8 3 0 / 2 .  Geschichtlicher Überblick 
über dio Zinnproduktion der Vereinigten Staaten. Vor­
kommen und Lagerungsverhältnisse. Verfasser glaubt, 
daß sich die Zinnproduktion in Zukunft liebou wird, da 
genug zinnführendo Lagerstätten, namentlich im Süden der 
Union vorhanden sind. Jedoch ist es wichtig, sich Kennt­
nisse vom Zinubergbau, seinen Erträgen und Kosten in 
anderen Ländern zu verschaffen.

S i b i r i e n  a l s  G o l d l a n d .  B. H. Ztg. 2. Dez. S. 6 4 4 /6 .  
Obwohl die Goldausbeute nicht zurückgeht, is t  dio Anlage 
ausländischen Kapitals in Sibirien infolge der ungünstigen  
Verhältnisse nicht ratsam. Die Schwierigkeiten sind natio­
naler, politischer und wirtschaftlicher Art.

D ie  f i n a n z i e l l e  S t r u k t u r  d e s  S t e e l  T r u s t s  in  
a m e r i k a n i s c h e r  B e l e u c h t u n g .  Von B. Simmorsbach. 
B. H. Ztg. 2. Dez. S. 6 4 6 /8 .  Die Zusammenstellung der 

■ Besitzungen des Stahltrusts und die Bemessung ihres Wertes 
durch den Präsidenten des Trusts, Schwab, ergibt dio 
Summe von 140 0  Mill. Dollars. Diese Zahl entspricht 
jedoch nicht den tatsächlichen Verhältnissen, da die Be­
wertung der Erz-, Kohlen-, Kalkstein- und Naturgasfeldor 
viel zu hoch angenommen und überhaupt zur Zeit nicht

möglich ist. Als größter Pehler wird die Gewinnbeteili­
gung der Arbeiter bezeichnet.

G e s e tz g e b u n g  u n d  V e r w a l t u n g .

D ie  S a l i n e n k o n v e n t i o n  z w i s c h e n  B a y e r n  u n d  
Ö s t e r r e i c h .  Von Schraml. Jahrb. Wien. 3. Heft.
S. 333  49 .

V  e r k e h r s w e s e n .

E n t w i c k l u n g  de r  E i s e n b a h n e n  i m R u h r - I n ­
d u s t r i e g e b i e t  w ä h r e n d  d e r  Z e i t  von  1 8 4 0  b i s  
j e t z t .  Gl. Anu. 1. Dez. S. 2 0 2 /6 .  1 Abb. Wieder­
gabe des von Geh. Ober-Baurat Koch am 11. Okt. 0 4  
auf der Versammlung des Vereins für Eise'nbahnkunde zu 
Berlin gehaltenen Vortrags.

D i e  E n t w i c k l u n g  d o s  E i s e n b a h n w e s e n s  i n  den  
A n t h r a z i t - K o h l e n f e l d e r n  N o r d - A m e r i k a s .  Von 
B. Simmersbach. Bergb. 1. Dez. S. 19 / 21 .  Geschicht­
licher Überblick. Fast sämtliche Kohlengruben befinden 
sich heute im Besitz der Eisenbahugesellschaften. (Schluß f.)

V e r s c h ie d e n e s .

O b e r z e i r i n g ,  e i n  B e i t r a g  zur  B e r g - u n d  M ü n z ­
g e s c h i c h t e  S t e i e r m a r k s .  Von Sclimut. Jahrb. Wien.
3. Heft. S. 2 5 1 / 3 3 1 .  1 Abb.

Personalien.
Dem Generaldirektor, Bergrat P i e l e r  zu Ruda im 

Kreise Zabrze ist die Erlaubnis zur Anlegung des Komtur­
kreuzes dos Päpstlichen St. Gregoriusordens erteilt worden.

B e r ic h t ig u n g :

In dem Aufsatze: „ D i e  n e u e s t e  E n t w i c k l u n g  
der  W a s s e r h a l t u n g ,  sowie  V e r s u c h e  m i t  v e r ­
s c h i e d e n e n  P u m p e n s y s t e m e n "  ist von den auf
S. 1523 der Nr. 49 wiedergegebenen Pumpendiagrammen

das rechte obere der Abdruck eines an einer Stelle 
mißglückten Druckstockes. Die vorstehende Figur 
läßt den richtigen Verlauf des Diagrammes erkennen.

Dieser Nummer ist ein Abdruck der im Hause der 
Abgeordneten am 29. und 30 . November 1 9 0 4  g e ­
pflogenen „ B e r a t u n g e n  d e s  G e s e t z e n t w u r f s  b e ­
t r e f f e n d  d i e  B e t e i l i g u n g  d e s  S t a a t e s  a n  de r  
B e r g w e r k s - G e s e l l s c h a f t  H i b e r n i a  zu  H e r n e "  
beigefügt.

Das Verzeichnis der in dieser Nummer enthaltenen größeren Anzeigen befindet sich, gruppenweise geordnet, 
auf den Seiten 44 und 45 des Anzeigenteiles.



Fig. 2 .  Fördergerüst für Gefrierschacht I.
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107. Sitzung. Dienstag, 29. November 1904.

Präsident v. Kröcfer: Ich eröffne die Sitzung. 
W ir treten  in die T a g e s o r d n u n g .  E r s t e r  
G e g e n  s t a n d :

Erste Beratung des Gesetzentwurfs, betreffend 
die Beteiligung des Staates an der Bergwerks­
gesellschaft Hibernia zu Herne — Drucksachen 
Nr. 532, Zu Nr. 532.

Ich eröffne die a l l g e m e i n e  B e s p r e c h u n g .  
Das W ort h a t der H err  Handelsminister.

Möller, Minister fü r  H andel und G ew erbe : 
Meine H erren, die Vorlage, die Ihnen  seit 
m ehreren Tagen  in die ITand gegeben ist, habe 
ich mit einigen B em erkungen zur E rgänzung  
der  Motive zu begleiten. Ich glaube aber  v e r ­
zichten zu dürfen auf eine W iederholung dessen, 
was in den Motiven bereits gesag t ist. Meine 
Herren, die P resse h a t  sich von A nbeginn der 
Aktion mit grösser Lebhaftigkeit mit der F rag e  
beschäftigt. Die P ressäusserungen  waren un ­
gemein zahlreich, wohl kaum eine Zeitung ha t 
sich nicht mit der Sache beschäftigt. Die U r­
teile der Presse w aren  aber keineswegs ein­
seitig; sie w aren durchaus verschieden, es 
waren viele leidenschaftlich dagegen, andere 
ebenso dafür. Manche haben vieles auszusetzen 
gehab t an der Art, wie die Aktion geleitet war. 
(Sehr richtig!) Das w ar n icht anders  zu er­
warten. W enn aber von m anchen Pressorganen 
günstige Urteile kämen, so wurden sie von 
einem gewissen Teil der P resse jnit besonderer 
Vorliebe als offiziöse bezeichnet, und wenn in 
solchen P resso rganen  die Konsequenzen ge- : 
zogen wurden aus der Opposition gegen die 
Aktion, wenn in ihnen gezeigt wurde, was 
etwa die politischen Folgen sein könnten und  
möglicherweise sein würden, so wurde mir immer 
wieder zugeru fo n : der H err  H andelsm inister 
d roh t u n s ! Dem gegenüber muss ich erklären, 
ich habe überh au p t n u r  ein einziges Mal einen 
einzigen Artikel beeinflusst; das ist ein Artikel 
der B erliner Korrespondenz gewesen, der an 
demselben Tage erschienen ist, an dem das 
A ngebot an die Gesellschaft H ibernia im S taats­
anzeiger publiziert wurde. Alles andere ist 
freie Arbeit der betreffenden H erren R edakteure 
gewesen.

Meine Herren, es w aren in der Presse, da 
es nun einmal die saure G urkenzeit war, un ­
endlich viele, geradezu  abenteuerliche E rfin ­
dungen  aufgetaucht. E ine  davon will ich aus­
drücklich erwähnen. Das w ar die, dass der 
F ü rs t  Henckel v. Donnersmarck, weil er ein 
bestimmtes K ohlenquantum  von dem Kohlen­
syndika t nicht bekommen hatte  und  in E n g ­
land hatte kaufen müssen, sich an Allerhöchster 
Stelle beschwert hätte, und dass die Allerhöchste 
Stelle die jetzige Aktion angeordnet habe. 
Meine Herren, ich kan n  n u r  sagen, diese ganze 
schöne Geschichte ist von A bis Z erfunden, 
ist ein Stück freier Phan tasie  des betreffenden 
H errn  Zeitungsschreibers gewesen, und  ich

habe mich gew undert, dass so viele ernste 
Zeitungen auf diese plum pe E rfindung  einge­
gangen  sind, die nichts anders  sein sollte als 
eine Sensation und ein Mittel, welches ja  viel­
fach benutzt ist, auf den Busch zu klopfen, 
um zu sehen, ob nicht durch eine E rw iderung  
etwas herauskäm e. Meine Herren, ich habe 
den P ressvertre te rn  der verschiedensten P a r ­
teien, der verschiedensten B lätter und  m ancher 
Blätter, die sonst mit meinem Tun selten ein­
verstanden sind, auf ihre A nfrage in der 
offensten Weise A uskunft gegeben. Ich danke 
noch heute den H erren  gerade der m ir ent­
gegengesetzten Presse, dass sie mir hierzu 
Gelegenheit gegeben h a b e n ; aber wer sich 
nicht informieren will, wer nicht den W eg zu 
finden weiss, sich Inform ation  zu holen, wo sie 
am genauesten u nd  besten zu haben ist, dem 
ist nicht zu helfen.

Die Angriffe in der Presse w aren zum 
grossen Teil im höchsten Grade persönlich 
gegen m ich . gerich te t; man h a t  vielfach einen 
recht n iedrigen Pam phletton nicht verschmäht, 
tun zu diesen Angriffen zu schreiten. Die Ver­
lockung, h ierauf zu erwidern, war, wie Sie an ­
erkennen werden, gross; aber, meine H erren, 
ich stehe zu lange im öffentlichen Leben, um 
nicht zu wissen, dass der alte E rfah rungssa tz  
immer zu. beherzigen ist, dass Pressfehden, mit 
ungenügenden Mitteln ausgefoclitcn, n u r  zum 
Unheil ausschlagen. In unseren preussischen 
Ressorts aber, meine H erren, haben wir keine 
Pressabteilung, haben wir keinen A pparat, der 

| imstande wäre, auf die täglichen Anzapfungen
 -  und  diese Anzapfungen zählten zuweilen
nach Dutzenden an einem Tage — zu an t­
worten. D arum  gab  es kein anderes Mittel, 
als das, was ich angew endet habe, schweigend 
das über mich ergehen zu lassen, was über 
mich ergossen wurde.

Meine Herren, entschuldigen Sie, wenn ich 
bei diesen A usführungen meine Person  insofern 
in den V ordergrund  rücke, als ich auf die vielen 
Angriffe, die erfolgt sind, und  die zum aller- 
grössten T eil rein persönlicher A rt waren, auch 
hier etwas näher eingehe, und  dass ich mich 
fü r gebunden erachte, diese Vorwürfe in ihren 
K ernpunkten auch persönlich zurückzuweisen.

Meine Herren, die Vorwürfe, die gem acht 
wurden, gipfelten im wesentlichen in zwei An­
griffen: erstens, dass gegenüber meinen wieder­
holt und  noch in jüngste r  Zeit abgegebenen 
E rk lärungen , weitere V erstaatlichungen seien 
zur Zeit nicht beabsichtigt, die plötzliche E in ­
leitung der A nkaufsaktion der H ibernia eine 
Art Treubrucli sei; zweitens, dass diese Aktion 
in illoyaler W eise .gegen  die b isherigen Macht­
h ab e r  der H ibernia eingcleitet sei, dass dem 
V orstand und den Bankiers der H ibernia  die 
Absicht des Ankaufs zuerst hätte  mitgeteilt 
w erden müssen.

Meine H erren, le tzteren V orwurf will ich 
m ir gestatten, vorab  zu erledigen. Meine



H erren, ich habe lange im geschäftlichen Leben 
gestanden; ich weiss, wie Geschäfte gemacht 
werden. (Heiterkeit links.) Ich halte es für 
eine grossartige Naivetät, zu glauben, dass 
m an anders hätte  vorgehen können, als ich 
vorgegangen  bin. (Sehr richtig! rechts.) Meine 
H erren, welche A ntw ort w ürde ich auf einen 
direkten Appell an die H erren  Bankiers und 
den V orstand der H ibernia bekommen haben? 
Ich hä tte  z. B., um bei den H erren  Bankiers 
anzufangeil, ihnen sagen können: meine Herren, 
ich halte es nacli der Staatsraison für notwendig, 
dass ich H ibern ia  fü r den Staat erwerbe, es 
tu t m ir ungeheuer leid, dass ich euch euren 
besten  B ankkunden  nehmen muss, dass ich euch 
persönlich eine fette Aufsichtsratspfründe 
nehm en muss. (Bewegung links.) Meine 
H erren, w äre es menschlich wahrscheinlich, 
wäre es menschlich möglich gewesen, dass die 
H erren  freudig  gesagt h ä t te n : alles dies wollen 
wir, weil du es uns sagst, freudig auf dem 
A ltar des V aterlandes opfern? (Abgeordneter 
K rawinkel; Sehr gut!) Meine Herren, ich glaube, 
das w äre im höchsten Grade unwahrscheinlich 
gewesen, und ich glaube, dass der Skeptizismus, 
m it dem ich an diese Angelegenheit he ran ­
gegangen war, durchaus begründet war. Ich 
bin überzeugt, dass ich auf meinen A ntrag  an 
den V orstand ebenso g u t wie auf meinen An­
trag, der  durch den S taatsanzeiger publiziert 
war, dieselbe A ntw ort bekommen haben würde, 
die der G eneraldirektor der Gesellschaft H iber­
n ia  in dem Bericht an die Generalversammlung 
vom 27. A ugust gegeben hat. Diese E rk lä rung  
gipfelte in einer D arstellung ü ber  die vortreff­
liche Lage, in der sich H ibernia  befinde, und 
in dem Nachweis, dass das, w as.der Staat den 
A ktionären biete, viel zu wenig sei. Meine 
Herren, in demselben Augenblick, wo ich den 
H erren  eine Rente von 7'U oder 8°/.0 geboten , 
haben  würde, w ürde mir der Nachweis geführt 
worden sein, dass eine Rente von 11 bis 12 °/0 
mit Sicherheit zu erw arten  wäre, und  dann 
würde ü b erh au p t die einzige Möglichkeit, zu 
einem Geschäft zu kommen, die gewesen sein, 
dass wir uns etwa auf der Mitte zusammen- > 
gefunden hätten. W enn so prozediert wäre, 
dann  würde ich nicht in der Lage sein, Ihnen 
diese Vorlage zu machen; es würde nicht 
möglich gewesen sein, innerhalb  des Gebiets, 
das ich m ir von vornherein  gestellt habe, 
Ihnen  vorzuschlagen, zum Ankauf von 27% 
Millionen Aktien die Genehmigung zu geben.

Das Angebot, das von mir zusammen mit 
dem H errn  F inanzm inister gemacht worden ist, 
w urde von einem grossen Teil der Presse und so­
g a r  gerade von einem grossen Teil der ernsthaften 
Presse  als viel zu hoch erachtet. Man war an 
sich mit der Aktion einverstanden; meinte aber, 
ich hä tte  viel zu weit gegriffen. Ich erkenne 
an, das A ngebot w ar ein liberales; aber wollte 
ich ü b e rh au p t Aussicht haben, zum Erfolg 
zu kommen, so konnte ich n u r  mit einem wirk­

lich liberalen Angebot durchdringen. E s  war 
aber auch angemessen; es wäre unbillig ge­
wesen, den H erren  Aktionären eines Werkes, 
das in so günstiger Entwickelung stand wie die 
Hibernia, weniger anzubieten als das, was wir 
geboten h a b e n d  W ir haben ihnen lediglich 
einen ganz erheblichen Kurs geboten; in bezug 
auf die Rente boten wir erheblich weniger. In 
der Vorlage ist ja  ausgeführt, dass die D urch­
schnittsrente in den letzten Jah ren  10 bis ll°/o 
gewesen ist, und wir bieten 8% . W ir sagten 
uns aber — und ich glaube, mit Recht —, auch 
diejenigen Aktionäre, die ihre Aktien nicht zu 
spekulativen Zwecken besessen haben, sondern 
die einen dauernden Besitz in den Aktien sich 
erwerben wollten, bekommen doch eine durch ­
aus anständige Kompensation dadurch, dass sie 
eine sichere S taatsrente an die Stelle einer 
immerhin unsicheren industriellen Rente setzen. 
Ich glaube, dass darin  ein angem essener Aus­
gleich lag.

Meine Herren, mir ist der Vorwurf gemacht, 
dass ich Aktien habe vorkaufen lassen. Da 
möchte ich doch all die Herren, d ie ’mir diesen 
Vorwurf machen, fragen: wie w ürden sie es 
gemacht haben, wenn sie in ähnlicher Lage 
gewesen wären; wie würden sie es gemacht 
haben, wenn sie als Direktoren einer grossen 
Gesellschaft imBegriff gewesen wären, eine andere 
Gesellschaft aufzusaugen? Sie würden sich 
doch zunächst einen solchen Einfluss durch 
den Ankauf von Aktien gesichert haben, dass 
sie von einer gesicherten Position aus ihre Ver­
hau dlungen anknüpfen konnten. (A bgeördneter 
Krawinkel: Sehr richtig!) Meine Herren, das 
ist der allgemein übliche Weg, und ich sehe 
nicht ein, wie man mir einen Vorwurf daraus  
machen konnte; ich sehe nicht ein, warum ein 
kaufmännisch gebildeter Minister nicht dieselben 
kaufm ännischen Wege bei seinen Staatsaktionen 
machen soll, wenn sie durchaus ehrenhaft sind. 
(Abgeordneter Krawinkel: Sehr richtig!)

Meine Herren, ich erinnere n u r  daran, dass 
eine der sensationellsten Aktionen in der letzten 
Zeit, die in einem engen Zusam m enhang mit 
der Einleitung dieser Aktion, fü r die ich heute 
einzutreten habe, steht, die Fusion .der Gelsen- 
k irchener Gesellschaft mit grossen H ütten ­
werken, ebenfalls durch stille Ankäufe, sage 
ich mal, von spekulativer, grossindustrieller 
Seite, auch von grossen Bänken, eingeleitet 
wurde, und  diese Aktion, auf die ich aufm erk­
sam gemacht wurde, ist gerade der Anlass ge­
wesen, dass ich mich erkundig t habe, was da 
los sei, u nd  dann habe ich selbst dunkle Ge­
rüchte, die sich immer weiter verdichteten, ge­
hört, dass grossartige Fusionen bei der Gelsen- 
k irchener Gesellschaft und  bei der H arpener in 
Aussicht ständen.

Meine Herren, es ist dies herangezogen 
worden zum Vergleich mit der Verstaatlichung 
der Eisenbahnen. Meine Herren, diese Ver­
staatlichung der Eisenbahnen, wie sie seit den



—  4

letzten 25 Jah ren  stattgefunden haben, können 
aber nicht zum Vergleich herangezogen werden 
bei einer Aktion wie der gegenw ärtigen. (Ab­
geordneter K rawinkel: Sehr w ahr !) Die E isen­
bahnverw altung  ha t unendliche Machtmittel in 
der Hand, um diejenigen Gesellschaften, die sie 
erw erben muss, gefügig zu machen. Mir fehlten 
derartige Machtmittel vollständig, ich stand 
durchaus paritätisch m it dem G eneraldirektor 
jeder anderen Gesellschaft, die es in ihrem 
Interesse liegend findet, eine andere Gesell­
schaft in sich aufzunehmen. Ich konnte nicht 
anders vorgelien, als ich vorgegangen  bin.

Meine H erren, es ist auch gesag t worden, 
meine H andlung  sei nicht loyal gew esen; ja  
m an h a t sehr harte  W orte gebraucht; in einem 
rheinischen B latt s tand  der Ausdruck, ich hätte 
die öffentliche Moral verletzt. (Heiterkeit.) Ich 
kann  Ihnen  dagegen sagen — ich werde 
in der Kommission, der Sie diese Vorlage zweifel­
los überweisen werden, gern  alles Material vo r ­
legen —: ich bin bei dieser Aktion von Anfang 
an in höchstem Masse loyal vorgegangen  ; ich 
glaube, m an konnte nicht loyaler sein. Die 
D resdner Bank, die viel angegriffene, w ar nach 
der ersten  Abmachung, die ich mit ih r  traf, 
lediglich Kommissionärin fü r ein von ih r  zu 
bildendes Konsortium, das die V erstaatlichungs­
aktion ausführen sollte. E s  w ar ausdrücklich 
von ihr angeboten und von mir akzeptiert, dass 
jeder Privatvorte il der D resdner B ank und 
ihrer D irektoren ausdrücklich ausgeschlossen 
war. (A bgeordneter K raw inke l: Hört, h ö r t !) 
Meine Herren, dies w ar die Lage der Dinge 
vor der Veröffentlichung im Staatsanzeiger. 
E he aber diese Veröffentlichung ein trat, habe 
ich den ersten D irektor der D resdner B ank  be­
auftragt, zu den Bankiers der H ibernia  und zu 
den ändern  grossen Banken hinzugehen, ihnen 
Mitteilung von der beabsichtigten Vei’staat- 
lichungsaktion zu machen und sie nunm ehr 
aufzufordern, in das S yndikat einzutreten. 
H ätte  ich diese Mitteilung früher gemacht, so 
wäre die ganze Aktion nicht möglich gewesen. 
(Sehr richtig! rechts.) Solche Sachen sind n u r  
zu machen, wenn sie im allerengsten Kreise 
w eniger Personen bekannt sind, (sehr richtig! 
rechts) und  wie s treng  die Diskretion gew ahrt 
ist, meine Herren, dafür ist das beste Beispiel, 
dass innerhalb  der V erw altung der D resdner 
B ank die Leute selbst nicht Bescheid wussten, 
dass sie, was nachher zu vielem Spott Anlass 
gegeben hat, einige Millionen Aktien, um sich 
etwas Bequemlichkeit in der Geldbeschaffung 
zu  machen, an die Gegner der V erstaatlichung 
reportiert hatten.

Sie sehen, meine H erren, es ist hierbei s trik t 
diskret verfahren, und  anders  w ar es nicht zu 
machen. Ich habe nach dem Bericht, der mir 
am ersten  Tage, als die Mitteilung an die 
B anken gem acht war, zuging, die A uffassung 
.gehabt, die ganze A ngelegenheit wäre den 
H erren  zw ar sehr überraschend  gekommen, aber

sie wollten sicli doch ernstlich überlegen, ob sie 
mitmachten ; von einer A blehnung w ar n irgends 
die Bede. (Hört, h ö r t ! rechts.) Da kam en aber 
die H erren  aus Westfalen über  Nacht heran ­
gefahren, und am nächsten Morgen erfolgte 
die A blehnung seitens der B anken ; sie wollten 
nicht mittun, es verstiesse gegen ihre  Ehre, 
nachträglich zugezogen zu werden.

Meine H erren, ich habe ausserdem  an dem 
Tage der Veröffentlichung durch den S taats­
anzeiger mündlich, weil ich zufällig Gelegenheit 
dazu  hatte, dem V orstand der Gesellschaft 
H ibernia den Vorschlag gemacht, er möge sich 
bereit stellen, mit meinen Kommissaren in Ver­
handlungen einzutreten ü b e r  einen eventuell 
abzuschiiessenden Vertrag, fü r  den U ebergang 
der Gesellschaft Hibernia, dam it ich vor allen 
Dingen Aufschluss bekam ü b er  den zeitigen 
S tand  der Beamtengehälter, der Beamten ver­
trage, um billige Abfindungen fü r alle Beamten 
der  Hibernia, die nicht in den S taatsdienst über ­
tre ten  wollten, von vornherein  fixieren zu 
können. Dieser mein A ntrag  w urde vom Vor­
stand ad referendum  genommen ; aber wenige 
Tage d arau f h a t der Aufsichtsrat der H ibernia 
beschlossen, dem V orstande die Genehmigung 
zu einer Beteiligung an einer V erhandlung mit 
meinen Kommissaren nicht zu geben. (Bewegung 
bei den Nationalliberalen.) Meine H erren, so 
w ar die Möglichkeit einer friedlichen V erhand­
lung  ausgeschlossen. Das ist aber doch w ahr­
lich nicht meine Schuld. (A bgeordneter K ra­
winkel: Sehr richtig!)

Nach einigen Wochen habe ich d arau f das 
Abkommen mit der D resdner B ank  einer R e­
vision unterzogen. E s  erschien mir nicht an ­
gemessen, dass die D resdner Bank allein in 
alle eventuellen Vorteile eintreten solle, die 
dem Konsortium zugefallen wären. Ich habe 
darau f mit der  D resdner B ank  ein neues Ueber- 
einkommen getroffen, dasjenige, was Ihnen  in 
den Motiven als endgültiges bezeichnet worden 
ist. Von da an w ar die D resdner B ank  n u r  
noch Kommissionärin fü r  den B erg fisk u s ; aber 
der Bergfiskus w ar keineswegs g e b u n d e n ; der 
H err  F inanzm inister und  ich haben uns in 
beiden Fällen  lediglich verpflichtet, den gesetz­
gebenden F ak to ren  einen Vorschlag zu machen, 
in der sicheren E rw ar tu n g  allerdings, die auch 
von der D resdner B ank  geteilt wurde, dass 
eine solche Vorlage eine grosse M ehrheit in 
diesem H ohen H ause finden würde. (Na, na! 
rechts. A bgeordneter K rause [W aldenburg]: 
0  ja !)  Sie sehen also, meine H erren, dass ich 
mich durchaus auf konstitutionellem Boden 
bew egt habe, u nd  dass die Vorwürfe, die mir 
gem acht sind, ich hätte  leichtfertig den S taat 
gebunden, die Staatsfinanzen engagiert, durch ­
aus hinfällig sind.

Ich komme nun zu dem ersten Vorwurf 
zurück, von dem ich gesprochen habe. In  
einer grossen A nzahl B lä tte r  w urde mir ein 
V orwurf mit einem A usdruck gemacht, der



lange Jah re  recht beliebt in der Presse war, 
einem M odeausdruck, der je tzt etwas abge­
kommen ist, icli ginge einen Zickzackkurs. 
Ich glaube, Ihnen  den Nachweis führen zu 
können, dass ich in dieser F rage  durchaus 
konsequen t gewesen bin. Ich habe seit langen 
Jah ren  mich mit der F rage  der Konzentration 
in der Industr ie  beschäftigt und habe seit 
langen Ja h re n  die feste U eborzeugung gehabt, 
dass das alte System, dass die freie Kon­
kurrenz alles heile, dass der starke Ellen­
bogen die Schwachen, die Fehlerhaften nieder- 
stosse, heute nicht m ehr anw endbar ist. (Hört, 
hört! rechts.) Das System war anw endbar 
und  richtig zu einer Zeit, wo. sicli die Dinge 
auf einem engeren Raum  vollzogen, als wir 
nicht die V erkehrs Verhältnisse hatten, die wir 
heute haben. Seitdem wir das aufgebreitete 
Eisenbahnnetz , die schnellgehenden Dampfer, 
die Telegraphen und das Telephon haben, 
seitdem die ganze zivilisierte Welt nach ge­
wisser R ichtung hin, möchte ich sagen, ein 
Platz gew orden ist, seitdem alle mächtigen 
K räfte der Welt Zusammenwirken, geht es 
meines E rach tens  nicht m ehr ohne Organisation, 
lind die Schwierigkeit ist nur, die richtige 
Form  dafür zu finden. Ich habe mich auch, 
seitdem ich Minister war, verschiedentlich 
öffentlich in g le icher ' R ichtung ausgesprochen. 
Ich hin von der P resse vielfach dieserhalb 
angegriffen worden von denjenigen P arte i­
richtungen, die mit dieser Auffassung nicht 
e inverstanden  waren. Andere fanden es höchst 
überflüssig, dass ich meine Schwatzhaftigkeit 
auch auf diese Dinge ausdehne. (Sehr richtig! 
links.) Man h a t  mir den Vorwurf gemacht, ich 
suche jede Gelegenheit, um überflüssige Dinge 
und Gemeinplätze zu sagen. Ich glaube, dass 
wenige Minister so wenig öffentlich sprechen, 
wie ich. (Lachen links.)

Meine Herren, zählen Sie die Fälle zu ­
sam m en; ich weiss, es ist ein alter Glaube hei 
Ihnen  auf der Linken, Sie machen einen be­
sonderen Sport daraus, mich lächerlich zu 
machen. Ich habe  aber bei meinen Aeusse- 
rungen  über die N otwendigkeit solcher geschäft­
lichen K onzentrationen stets die W arnung  aus­
gesprochen, dass man zu amerikanischen 
Form en nicht kommen dürfe. (Abgeordneter 
K raw inkel: Sehr gut!) W ir haben in E uropa  
durch m ehrere Jah re  u n te r  dem Zauber der 
gewaltigen am erikanischen G ründungen ge­
s tanden; wir haben geglaubt, dam it sei der 
Stein der Weisen gefunden. Ich habe  gerade 
in einer Zeit, wo dieses gewaltige Im ponieren 
der grossen amerikanischen Schöpfungen noch 
im Schwange war, V eranlassung genommen, 
mal hiergegen vor der  H andelskam m er H an ­
nover zu sprechen. Jetzt, wo so etwas Zeit 
verronnen  ist, wo man E rfah ru n g en  gemacht 
hat, was aus manchen dieser amerikanischen 
T rus tg ründungen  gew orden ist, sieht m an die 
Dinge kühler an. Uns in E u ro p a  und  uns

speziell in Deutschland ha t von all diesen 
G ründungen am meisten der grosse Eisen- 
und S tahltrust interessiert, die United Steel 
and Iron  Corporation. Und, meine Herren, 
wie haben  sich die Dinge bei dieser Gesell­
schaft gestalte t? Um zum Ziele zu kommen, 
mussten sie zu einer wahnsinnigen kapitalisti­
schen U ebergründung  kommen, die manche 
der W erke anfänglich mit dem Zweifachen) 
Dreifachen, schliesslich mit dem Zehnfachen 
des effektiven W ertes in ihre Kapitalssummon 
eingestellt hat. (A bgeordneter Krawinkel: Sehr 
wahr!) Meine Herren, diese Gesellschaft ist im 
eigenen Lande nicht m ehr voll konkurrenz ­
fähig. Die Preispolitik der Gesellschaft ha t 
alsbald neue W erke erstehen lassen, und diese 
neuen W erke wurden selbstverständlich mo­
derner eingerichtet als die alten, die die Ge­
sellschaft erw orben hatte. Sie w aren industriell 
leistungsfähiger, sie konnten billiger p rodu ­
zieren, und. gegenw ärtig  stehen wir in dem 
Zustande, dass dieser S tahltrust ü b e rh au p t nur 
noch 45 °/0 der Gesamtproduktion der Vereinig­
ten S taaten in sich vereinigt, w ährend  er noch 
vor drei Jah ren  70 bis 80%  der Produktion 
hatte. Meine Herren, vor derartigen  E x p e ri­
menten möchte ich, ganz abgesehen von vielen 
anderen Gründen, Deutschland bew ahrt sehen. 
(A bgeordneter Krawinkel! Bravo!) Darum  habe 
ich geglaubt, meine w arnende Stimme ertönen 
lassen zu müssen.

Meine Herren, ich habe auch mit diesen 
Aeusserungen in geschäftlichen Kreisen m ancher­
lei Beifall gefunden. Ich habe Gelegenheit ge­
habt, noch in diesem F rü h ja h r  bei einem D iner 
des B ankiertages in dieser Angelegenheit auch 
das W ort zu nehmen, und habe ausgeführt, 
dass ich die Syndikate für absolut nötig hielte, 
dass sie aber n u r  möglich und erträglich seien, 
wenn das reine Kapitalsinteresse ¿vor dom 
öffentlichen Interesse zurückzustehen vermöchte. 
(Lautes „Sehr richtig!“ dos A bgeordneten Eckert, 
Heiterkeit.) Meine Herren, dieses „Sehr r ic h t ig !“ 
ist mir bei dem Diner auch sehr oft erklungen, 
und ich habe nur einige verdriessliche Ge­
sichter gesehen ; das waren sehr wenige. Meine 
Herren, ich wiederhole das auch heute in der 
allereindringlichsten Weise. (A bgeordneter 
K rawinkel: Bravo!) Von dem geAvaltigen 
Ringen, meine Herren, um den W eltm arkt, das 
wir in den nächsten Jahrzehn ten  erleben w er­
den, glaube ich, machen sich manche H erren 
nicht" die ganz richtigen Vorstellungen. In 
diesem gewaltigen Ringen müssen wir ge­
w appnet sein, unsere Geschäfte zu machen, und 
wir müssen dazu die grossen geschäftlichen 
K onzentrationen haben, die nicht n u r  nach 
aussen hin richtig handeln, ohne sich gegen­
seitig unvernünftige K onkurrenz zu machen, 
sondern die auch im In n ern  so konstru iert 
sind, dass sie vernünftig  und  richtig handeln, 
(A bgeordneter Krawinkel: Bravo!) dass sie die 
Produktion in vernünftiger Weise regulieren,



nicht ihre Macht missbrauchen, um monopo­
listische Preisstellungen durchzusetzen. (Ab­
geordneter Krawinkel: Bravo!) Die ersten 
grossen Versuche, die wir dahin gem acht haben, 
gerade mit dem K ohlensyndikat, das uns heute 
so widerstrebt, sind glänzend verlaufen. Ich 
habe im J a h re  1902 bei der Vorlage über den 
E rw erb  einiger Kohlenfelder gesagt und  wieder­
hole das h ie r :  das K ohlensyndikat ha t bis zu 
seiner Rekonstruktion in höchstem Masse wohl­
tä tig  g e w irk t ; ohne die vernünftige Preispolitik 
des" K ohlcnsyndikats würde die Aufschwungs­
periode im letzten Jah rfün ft des vorigen J a h r ­
hunderts  nicht die unerh ö rt lange D auer ge­
h ab t haben, die sie gehab t hat. (Sehr richtig!) 
Die Schwierigkeiten fingen erst an, als es hiess 
zu r  rechten Zeit die Preise zu reduzieren.

Meine Herren, das schwierige Problem, vor 
dem wir stehen, die S taa tsm änner und  die 
H erren  Parlam entarier, ist, diese absolut not­
wendige K onzentration nicht durch unvernünf­
tige gesetzliche Bestim m ungen zu hindern, aber 
zu versuchen, sie zu beeinflussen, (A bgeord­
ne ter  K rawinkel: Sehr richtig!) um  sie, wenn 
sie mal falsche Wege gehen sollte, was sie bis­
h e r  n u r  in ganz Verschwindendem Masse getan 
hat, auf den richtigen W eg zurückzubringen. 
Dazu wird nicht ein einzelner Minister im­
stande sein, sondern dazu  bedarf  es auch eines 
grossen kräftigen Druckes der öffentlichen 
M einung (Ruf rechts: Sehr richtig!) und  der 
U nterstü tzung  der Parlam ente.

Meine Herren, die Herren, die in die mäch­
tigen Stellungen der D irektion solcher grossen 
V erbände kommen, müssen sich nicht genügen 
lassen, hervo rrag en d  tüchtige und erfahrene 
Kaufleute und Geschäftsleute zu sein und 
einen tadellosen persönlichen R uf zu haben, 
sondern  diese H erren  müssen sich daran  ge­
wöhnen, ' dass solche gew altigen Gebilde die 
weiten Massen des Volkes interessieren, und  
dass politische Rücksichten bei ih rer Direktion 
genommen würden müssen. Ich sage daher: 
solche H erren  müssen auch Politiker sein, sie 
m üssen volles V erständnis haben  fü r die poli­
tischen Machtmittel, die ihnen entgegenstehen 
oder die ihnen eventuell entgegengestellt 
w erden können. (A bgeordneter K raw in k e l: 
Sehr richtig  !) W enn sie das nicht tun, werden 
sie bald  zu schaden kommen.

Meine Herren, die Syndikate haben Rück­
sicht zu nehmen, wie ich vorhin schon sagte, 
auf die öffentliche Meinung, und  sie haben  
Rücksicht zu nehmen auf die allgemeinen In ­
teressen. Und wenn sie das nicht tun, dann 
ist cs ganz selbstverständlich, dass die öffent­
liche M einung und dieses H aus einen lebhaften 
Anteil an ihrem Tun nehmen, u nd  ich erkläre 
h ie r: das ist mit F u g  u nd  Recht so, das wird 
ihre  Pflicht sein. Die H erren  müssen auch 
bedenken, dass ihre einzelnen H andlungen  
politische R ückw irkungen haben. (A bgeord­
neter von E y n e rn :  Auch der  Minister!)

Diese R ückw irkungen können sehr verschie­
dener A rt sein. W er aufm erksam die Ge­
schichte der letzten Wochen verfolgt hat, wird 
auch schon solche R ückw irkungen haben finden 
können. Meine Herren, diese Rücksichten 
haben diejenigen Herren, die je tzt die Anti- 
H iberniaverstaatlichungsbew egung inszenieren, 
augenscheinlich v e rg essen ; (sehr r ic h t ig !) sonst 
w ürden sie nicht zu einer Aktion gekommen sein, 
die uns in den letzten Tagen in den Zeitungen 
verkündet worden ist, zur Bildung einer Gesell­
schaft, die den Aktienbesitz der opponierenden 
P arte ien  auf nehmen will, um ihn zu binden, 
um vor der Welt zu demonstrieren, dass sie 
ein unüberw indlicher W all seien. Ich möchte 
dieser neuen Gesellschaft, wenn sie noch keinen 
Namen gefunden, einen Namen empfehlen, und  
das w ürde der Name „Trotztrust“ sein. (Sehr 
gut! hei den Nationalliberalen. Heiterkeit.)

Diese Aktion ist aber eine so s tarke  P rovo ­
kation der grossen M ehrheit dieses Hauses, 
dass ich nicht begreife, dass die H erren  dazu 
gekommen sind, und das einzige Mal, wo ich 
versucht habe, nochmals auf die H erren  ein­
zuwirken, ist gewesen, dass ich einen der 
H erren  habe zu m ir bitten lassen und  ihm 
voi’gestellt habe, sie möchten Aron diesem 
Schritt doch A bstand nehmen. Wollten sie 
sich auch un te r  sich binden — das fände ich bei 
ih rer jetzigen Stellung vollständig erk lä r lich—, 
dann  Avollte ich g a r  nichts dagegen s a g e n ; 
aber vor der Oeffentlichkeit ein solches Schau­
spiel aufzuführen, das hielte ich doch fü r  im 
höchsten Grade Are rk e h r t ,  fü r  im höchsten 
Grade unpolitisch, und  in ihrem  eigenen In ­
teresse riete ich ihnen dringend, davon abzu ­
sehen. Mir ist lediglich die AntAvort geAvorden, 
man habe so beschlossen, Avie m an je tzt Aror- 
gehe.

Ich fasse diese ganze Aktion auf als einen 
Knüppel, der die M ehrheit dieses H auses in 
ihren  Entschlüssen bezüglich der Vorlage zum 
Stolpern b ringen  sollte (ach, ach! bei den 
Nationalliberalen) u n d  auch als Knüppel, über  
den auch der H andelsm inister stolpern 
soll. Ich halte das Mittel fü r  durchaus u n ­
geeignet. Ich hoffe mit Bestimmtheit, die 
grosse Mehrheit dieses H auses wird mir folgen 
und in die immerhin sehr s ta rke  Position eines 
G rossaktionärs der H ibernia tre ten  mit dem 
Vorsatz, stehen zu bleiben, GeAvehr bei Fuss, 
und  abzuAvarten, Avas Aveiter passiert. (A bgeord­
ne ter  KraAvinkel: Sehr r ic h t ig !) Ich bin ü b e r ­
zeugt, dass ruh iges B lut und  auch das Ver- 
antAvortlichkeitsgefühl der  H erren  U nternehm er 
dieser Aktion zurückkehren  Avird, Avenn einige 
Zeit Arerstrichen sein Avird.

Mich aber und  den H errn  F inanzministei 
ha t gerade dieses VerantAvortlichkeitsgefühl dazu 
getrieben, die Ankaufsaktion in Szene zu 
setzen. Nicht n u r  ich, sondern auch der H eri 
F inanzm inister haben  seit Jah ren  die Syndikats- 
beAvegung gefördert, und  Avir sind vielfach



dieserhalb angegriffen worden. Wir haben sie 
gefördert aus den Gründen, die ich vorhin an­
geführt habe. Eine Einmischung in das Kohlen­
syndikat erschien uns bisher vollständig über ­
flüssig, ebenfalls aus den vorhin entwickelten 
Gründen. D as Kohlensyndikat ha t vor etwas 
mehr als Jah resfris t vor der Enquetekommission 
im Reichsamt des Innern  sein Exam en so
glänzend bestanden, dass keinerlei Ursache
zum Einschreiten  vorlag. (Hört! bei den 
Nationalliberalen.)

So haben  die Sachen gelegen bis zum Be­
ginn dieses Jahres. D ann tra t  der neue Syn­
d ika tsvertrag  in Kraft, und damit zogen sofort 
schwere Gewitterwolken am Horizont des 
Kohlensyndikats auf. Zunächst war aus dem 
W etterleuchten nicht genau zu sehen, was 
eigentlich los war. Aber alsbald erkannte
man, wie die Dinge lagen, und  erkannte vor
allen Dingen, dass ein schwerer Konstruktions­
fehler in dem S tatut des Kohlensyndikats vor­
lag, ein Fehler, der auch von den Leitern des 
Syndikats selbst anerkann t ist, ein Fehler, den 
H err  K irdorf selbst als solchen bezeichnet hat; 
der ist, dass die Hüttenzechen in zu hohem 
Masse bevorzugt werden. (Abgeordneter K ra­
winkel: Sehr richtig!) Meine Herren, durch 
diese Bevorzugung der Hüttenzechen sind unter 
den eigentümlichen Verhältnissen, die gerade 
in diesem F rü h ja h r  bestanden, bei dem un- 
gemein starken  Aufblühen der Stahl- und Eisen­
industrie, bei dem starken  Konsum an Kohlen, 
den die Eisen- und  Stahlwerke haben, und dem 
nicht in gleichem Masse wachsenden übrigen 
Konsum die D isparitäten zwischen den H ütten ­
zechen und den reinen Zechen in erschreckender 
Weise in die E rscheinung getreten. Meine 
Herren, es sind jetzt fü r die reinen Zechen 
Reduktionen eingetreten, die ursprünglich 20"/o 
betrugen, die aber je tzt schon auf etwa 30% 
gestiegen sind. Meine Herren, das ist für 
m anche der reinen Zechen nahezu unerträglich, 
u nd  dies ist die Ursache fü r  die mancherlei 
W echselwirkungen, die h ieraus entstanden sind, 
W echselwirkungen, die sehr tief in sehr viele 
.öffentliche Interessen einschneiden. Sie er­
zeugten eine grosse Fusionsbewegung, die sich 
zunächst vorw iegend auf die unrentablen 
Zechen des R uhrrev iers  erstreckte, dann auf 
die weniger ren tablen  Zechen des Ruhrreviers, 
weil es immerhin noch vorteilhafter war, bei 
den nördlichen Zechen zu fördern, als bei 
diesen, und  dann auch zu Fusionen mit H ütten ­
werken, um, wenn nicht sofort, so doch später 
auch die Vorteile der Iliittenzechen zu ge­
messen. Meine H erren, mir scheint, dass hier 
baldige Rem edur nötig ist.

W ir können natürlich  darüber nichts be- 
scliliessen, wir können auch vorläufig keinerlei 
Zw ang auf die H erren  ausüben. Aber da, wie 
ich eben schon ausgeführt habe, die leitenden 
H erren  selbst diesen Fehler einsehen, so darf 
ich wohl auch an dieser Stolle die Hoffnung

aussprechen, dass sich Mittel und Wege finden 
werden, um hier helfend und Romedur bringend 
einzuschreiten.

Auf die Zechenstilllegungsfrage will ich hier 
nicht .eingehen; das würde zu weit führen. 
Morgen Abend ist Kommissionssitzung in dieser 
Frage, und wir werden hoffentlich bald in 
dieser F rage  aus der Kommission an Sie h e r ­
antreten. Ich möchte Sie also bitten, diese 
F rag e  tunlichst hier auszuscheiden.

Meine Herren, ich habe vorhin schon an ­
geführt, dass die Fusionsgerüchte, die bezüglich 
clerGelsenkirchenerunddeiTIarpenerGesellschaft 
in den ersten Monaten dieses Jah res ,  auf traten, 
fü r mich m assgebend gewesen sind, aufmerksam 
zu werden, ob wir unsere bisherige Position cin- 
lmlten können. Nachdem mir aber k la r  ge­
worden war, dass durch die Fusion der beiden 
eben genannten Gesellschaften diese Gesell­
schaften zum E rw erb  für den Staat sich nicht 
m ehr eignen, da weder der S taa t grosse H ütten ­
werke mit erw erben kann noch grosse Reederci- 
gesellseliaften, so blieb uns nichts anderes 
übrig, als uns zu e rk u n d ig en : wie steht es mit 
Hibernia, ist bei H ibernia auch schon Fusions- 
arbeit im Gange, wie steht es mit dem Besitz, 
sind grosse Aktienbesitzer da, oder ist 
der Aktienbesitz leidlich verteilt? Nachdem 
ich alle diese Auskünfte eingeholt hatte, und 
sie dahin gingen, dass der Besitz wenig in den 
H änden der leitenden Herren sei, dass er v o r ­
wiegend verteilt sei, dass allerdings noch einige 
grosse Aktionäre aus den letzte]! Fusionen da 
seien, die die H ibernia ihrerseits vorgenommen 
hat, dass es aber im allgemeinen erfolgreich 
erschiene, die Hibernia zu erwerben, — da 
allerdings habe ich es für richtig gehalten, 
nicht lange zu fackeln, sondern mich sehr rasch 
zu entschliessen, in wenigen Tagen zu ent- 
schliessen, und die nötigen H andlungen einzu­
leiten. Ging uns auch die H ibernia durch eine 
Fusion verloren, dann war fü r  später es sehr 
schwer, noch anderen geeigneten E rsa tz  zu 
finden. D erartige grosse Gesellschaften exis­
tieren sonst im Revier nicht mehr, und  es wäre 
sehr schwer gewesen, sich an eine Vielheit von 
kleinen Gesellschaften heranzumachen.

Meine Herren, daher w ar es fü r uns  not­
wendig, wie ich schon gesagt habe, rasch zu ­
zugreifen, und es wurde uns dieser Entschluss 
noch durch eine Tatsache sehr erleichtert; das 
war die, das die E rträgn isse  der Gesellschaft 
H ibernia sehr gute waren, dass die neuen 
grossen Felderkomplexe, die sie erworben hatte, 
wie Sie aus der Karte ersehen, unm ittelbar 
anschliessen an unsere anderen Felder, dass 
wir alles in allem überhaup t ein geeigneteres 
Objekt nicht hätten finden können. H ier giebt 
die B egründung  das Nähere an, und ich kann 
mich weiteren E ingehens enthalten.

Meine Herren, aber gerade der H err  F inanz ­
minister und ich, wir fühlten uns doppelt ver­
pflichtet, da wir für die Syndikate ein getreten
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waren, h ier die letzte Gelegenheit nicht zu v e r ­
säumen, noch ein W erk  zu erwerben, dass uns 
einen Einfluss auf das Syndikat möglich macht. 
Nicht als ob gegenw ärtig  dieser E influss auf das 
S yndikat schon äusserst dringend gewesen wäre; 
aber wer kann  wissen, was in der Zukunft komm t ? 
W ir konnten uns nicht dem verseil Hessen, dass 
wir die Möglichkeit haben  mussten, später 
einen Einfluss ausüben zu können. Diesen 
Einfluss durften  wir nicht preisgeben.

Meine H erren, der Einfluss, den wir bei dem 
E rw erb  der H ibernia auf die ganze Gebarung 
des Syndikats  hätten  erw erben können, wäre 
selbstverständlich kein m assgebender gewesen. 
Ich bin aber überzeugt, dass der Einfluss, den 
die S taatsbeam ten im Syndikat aiisgeübt haben  
würden, nicht gering gewesen wäre, dass er 
äusserst wohltätig gewesen wäre, auch wohl­
tätig und  im Interesse der Leiter des Kohlen­
syndikats selbst. In jeder derartigen  Ver­
einigung sind staatsm ännisch veran lag te  Köpfe 
und Ilitzköpfe. Den staatsm ännisch veranlagten 
Köpfen kann  die U nterstü tzung  anderer ruh iger 
Leute n u r  willkommen sein. (A bgeordneter 
K raw inkel: Sehr richtig!) Feindselig wäre
unser V ertre ter ihnen sicherlich nicht gewesen. 
F ü r  das Publikum  aber w äre eine derartige 
M itwirkung zweifellos in hohem G rade be­
ruh igend  gewesen. Meine Herren, einen wirk­
lich m aßgebenden Einfluss auf die Bestimmung 
der Kohlenpreise des Staates würde ich für. 
ein bitterböses D anaergeschenk gehalten  haben 
— nicht n u r  fü r  uns, nein, meine Herren, auch 
fü r  Sie. Denn alljährlich w ürden  tagelang  
diese Räum e w idergehallt haben  von Klagen 
von Kohlenkonsumenten, die nicht zufrieden 
gewesen w ären mit der Preisstellung, die ge­
macht worden sei. Meine Herren, so lange wir 
noch in einiger E n tfen m n g  vom sozialen S taate 
uns bewegen, überlassen wir .die Entw ickelung 
der Preise besser den bisherigen Mächten des 
W eltm arktes und  greifen nicht selbst willkürlich 
ein. (A bgeordneter K rawinkel: Bravo!) F ü r  
die Welt, meine Herren, bilden sich die Kohlen­
preise des W eltm arktes in E ng land  und für 
gewisse Teile der westlichen Hem isphäre in 
den Vereinigten S taaten: überall in den S taaten 
E uropas  sind englische Kohlenpreise plus 
Fracht, und fü r W estdeutschland ist der Preis 
des westfälischen Distrikts der Standard,- nach 
dem sich alles bestimmt. Die anderen  Distrikte 
stellen ihre Preise dangch, wie es die Kon­
kurrenz mit der westfälischen grossen Produktion  
erfordert.

Meine H erren, dam it sind auch die Angriffe, 
die bezüglich der Preisstollung in Saarbrücken  j  

gegen mich gerichtet sind, .durchaus hinfällig. 
(A bgeordneter Krawinkel:; Sehr richtig!) Ich 
würde geradezu  fahrlässig  im Interesse des 
F iskus verfahren, wenn ich willkürlich andere  
Preise hinstellte als die, die jederm ann mir 
gerne bezahlt. Dass einzelne Leute sich da ­
gegen sperren, dass es Geschäftsführer von

H andelskam m ern und  Vereinen gibt, die es fü r 
nötig halten, dagegen F ro n t zu machen, ver ­
s teh t, sich von selbst. A ber Tatsache ist: wir 
verkaufen unsere Kohlen, w erden sie los, haben 
nicht eingeschränkt, sondern haben  ausgedehnt. 
Meine Herren, das ist, g laube ich, der beste 
Beweis dafür, dass unsere Preispolitik doch 
keine willkürliche, sondern eine berechtigte war.

Da die S taatsregierung, meine Herren, seit 
Ja h re n  — ganz abgesehen von allen möglichen 
anderen Gründen — die V erantw ortung für 
die Preisstellung des westfälischen Gruben­
distrikts und  fü r  den Grubenbetrieb nicht ü ber ­
nehm en will, h a t  sie durch mich 1902 erk lären  
lassen und  erk lä r t  sie heute durch mich und in 
den Motiven, dass sie an eine V erstaatlichung 
des K ohlenbergbaues in W estfalen nicht denkt. 
Die H erren  in meiner H eim at haben sich das 
V erstaatlichungsgespenst e rs t künstlich kon­
struiert, (A bgeordneter Krawinkel: Sehr richtig!) 
um sich selbst und  das verehrte  Publikum  in 
die nötige R age gegen uns hineinreden zu 
können. (Oh, o h ! links.) Den leitenden H erren 
habe ich wiederum an demselben Tage, an dem 
die Publikation im „Reichsanzeiger“ erfolgte, aus­
drücklich des H errn  Finanzm inisters und  mein 
W ort verpfändet, dass nichts anders beabsichtigt 
sei als die E rw erb u n g  der Hibernia. Je tz t liegt 
nicht n u r  unsere A eusserung vor, nein, meine 
H erren, es liegt ein ausdrücklicher Beschluss 
des Königlichen Staatsministerium s in  dieser 
Richtung vor, und  diesen Beschluss habe ich 
in den Motiven zum A usdruck gebracht. Meine 
H erren, die A ntw ort aber  der H erren  im Westen 
w ar und ist es noch heute: Worte eines 
Ministers, ja  eines Ministeriums wiegen leicht. 
(Sehr richtig! links) Da h ö rt  alles A rgum entieren 
a u f ; AVer nicht hören will, ist nicht zu über ­
zeugen. Ich Avill hoffen, dass den Herren, nach ­
dem noch einiges W asser die R u h r  und den 
Rhein hinabgeflossen ist, die ihnen sonst eigen­
tümliche Ruhe und  damit das richtige Augenm ass 
fü r die politischen M achtfaktoren wiederkommen 
Avird, dass es ihnen bald gelingen Avird, die 
fehlerhaften G rundlagen des SyndikatsArertrages 
zu beseitigen, Avelche die k rankhaften  F usions­
bestrebungen erzeugten, die Aveite und  sehr 
ernste Kreise erschrecken. Sobald die Fusionen 
sich zu Monopolen ausAvachsen, Avird die über- 
Avältigende Mehrheit des Volkes ganz ernstlich 
e rreg t Averden. Das mögen die H erren  sich ge­
sag t sein lassen. Und ist ein Monopol nicht 
m ehr abzuAvonden, dann  Avird die ganz .über­
w ältigende M ehrheit des Volkes ein S taats­
monopol dem Privatm onopol verziehen. (Sehr 

| richtig! rechts.) Meine H erren, niem and aber 
könnte einen solchen A usgang der grossen Be- 
Avegung, in der Avir uns befinden, m ehr beklagen 
als ich; denn er Avürde zweifellos zu einem 
N iedergange unsere r  industriellen Entw ickelung 
führen, (sehr richtig! links) u nd  an den Herren, 
die die V eran tw ortung  fü r  die BeAvegung zu 
tragen  haben, ist es, dieses Unheil abzuAvenden
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und  nicht unkluge H andlungen zu begehen, die 
so etwas horaufbeschwören." Ich richte aber an 
alle meine alten F reunde  in der Industrie, die 
in der Syndikatsbew egung stehen, die Bitte: 
seid eingedenk, dass neben der F örderung  der 
eigenen In teressen  das" allgemeine Interesse 
nicht dauernd  verletzt werden darf; das Gegen­
teil w ürden sich das deutsche Volk und  seine 
berufenen V ertreter auf die D auer nicht gefallen 
lassen. (B rav o ! rechts.)

Präsident v. Kröcher: Das W ort ha t der Ab­
geordnete Dr. Spahn.

Dr. Spahn, A bgeordneter: Meine Herren, ich 
nehm e an, dass die Wichtigkeit des zur Ver­
hand lung  stehenden Gegenstandes es recht­
fertigt, wenn ein grösseres Eingehen auf ihn 
stattfindet, da die hei ihm angeregte F rage  von 
grösster prinzipieller Bedeutung ist; ich glaube, 
dass die Vorlage uns zwingt, ihre P rüfung 
vorzunehm en vom staatsrechtlichen Gesichts­
punkte aus, von dem vom H errn  Minister er­
w ähnten moralischen Gesichtspunkte aus, vom 
volkswirtschaftlichen und von dem für uns Ab­
geordnete  wichtigen budgetären  Gesichtspunkte 
aus.

Der H err  Minister ha t durch die Mitteilungen, 
die er heute uns gem acht hat, in einzelnen 
nicht unwichtigen Punk ten  die B egründung  
seiner Vorlage ergänzt, und  Sie werden mir 
gestatten, dass ich, .ohne die Begründung zu 
wiederholen, in E rg än zu n g  der Begründung 
und dessen, was der H err  Minister heute aus­
geführt hat, in einigen P unkten  auf die Ge­
schichte dieser Vorlage zurückkonnne.

Als die Aktien der H ibernia  vom April ab 
im Ju n i s ta rk  und auffallend stark  im Juli 
stiegen, da verm utete man ja  verschiedene 
H interm änner, die den Ankauf der Aktien be­
wirkten. Man riet auf den S taat und ich ver­
mute, dass m an auf diesen Gedanken gekommen 
ist durch Beziehungen, die zwischen dem H errn 
Minister und  einem Mittelsmann zwischen ihm 
und  dem D irektor der D resdner Bank be­
s tanden haben. D araufhin h a t der Vorstand 
der H ibernia den H errn  Minister dadurch her­
ausgelockt, dass er zur Beschlussfassung der 
Generalversam m lung vorschlug, man solle das 
A ktienkapital um 61/'* Millionen erhöhen. Auf 
diesen Beschluss hin kam der Minister mit dem 
Angebot, dass er die G rube verstaatlichen und 
dass er 240°/o fü r die Aktion geben wolle.

Meine Herren, das h a t  sich vollzogen in den 
letzten Tagen des Monats Juli. Die Mitteilung, 
dass der Minister der H ibernia  diesen Vorschlag 
gem acht hat, ist am 28. abends durch Wolff 
verbre ite t worden, und  nun  h a t  sich gezeigt, 
dass der H err  Minister trotz des meines E r ­
achtens verhältnism ässig hohen Angebots den 
V orstand der H ibernia nicht auf seine Seite 
zu bringen gew usst hat. Der H err  Minister 
h a t  angeboten, die Aktien einzulösen in drei- 
prozentigen Konsols zu 90, die der S taa t schul­
dig wird zu 100; wenn m an diesen Satz zu­

grundelegt, dann  sind tatsächlich fü r  die Aktien 
nicht 240 geboten, sondern 266%.

Das Angebot wurde vom V orstand sofort 
als abzulehnend behandelt. W ir hörten alsbald 
Stimmen aus der Presse, die sich ablehnend 
verhielten; auch ein Mitglied dieses Hohen 
H auses h a t  ja  den Vorstand zu seiner ab ­
lehnenden H altung  beglückwünscht. Der H err  
Minister ging selbst auf Reisen nach Westfalen, 
um mit dem Vorstand persönlich zu verhandeln; 
wir lasen damals das Scherzwort, das W andern 
sei des Moellers Lust. D er E rfo lg  w ar negativ. 
Es erschien eine Klarstellung der Verhältnisse 
in den Berliner Politischen Nachrichten, von 
der ich seither geglaubt habe, sie sei veranlasst 
durch den H errn  Minister. W ir hören soeben, 
dass sie auf ihn nicht zurückzuführen sei. 
Auffallend ist die Ueboreinstimmung der do rt 
gegebenen A usführungen mit der B egründung  
der Vorlage selbst, die nu r in einzelnen Punkten  
weiter gellt. Die Antwort auf das Vorstaat- 
lichungsangebot war seine A blehnung in der 
G eneralversam m lung am 27. August, und kurz 
nach der Ablehnung, am 3. September, ha t sich 
dann die Vereinigung der H andelskam m er des 
dortigen Bezirkes mit einer Petition an dieses 
Hohe H aus gewendet, in der sie die Bitte aus­
spricht, dass das Hohe H aus gegen jede Ver­
staatlichung von Bergw erken sich ablehnend 
verhalten möge.

Meine Herren, nachdem heute der H err  
Minister ebenso bestimmt, wie es in den B er­
liner Politischen Nachrichten geschehen war, 
e rk lärt hat, dass an eine V erstaatlichung des 
Westfälischen B ergbaues nicht zu denken sei, 
dass es sich n u r  um den Besitz dieser einzelnen 
Grube handele, bei der sehr wichtige Gesichts­
punkte fü r die Verstaatlichung in Betracht 
kommen mit Rücksicht darauf, dass wir an ­
grenzenden Besitz in der erw orbenen Grube 
Gladbeck haben, — da, meine ich, lohnt es sich 
nicht mehr, auf die F rage  einzugehen, ob das 
Misstrauen, welches sich bei der V ereinigung 
der H andelskam m ern gezeigt hat, gerechtfertigt 
ist; mit dem Wegfall dieses M isstrauens fällt 
auch die an uns gerichtete Petition gegen die 
V erstaatlichung in sich zusammen. Denn ihre 
ganze B egründung  beruh t n u r  auf cliesem Miss­
trauen  und  nicht darauf, dass ein besonderes 
Bedenken dagegen obwaltet, dass der S taa t 
seinen Grubenbesitz um ein einzelnes B ergw erk 
vermehrt.

Aber besonders charakteristisch ist mir ein 
Satz in dieser B egründung  vorgekommen, von 
dem ich glaube, es sei gut, wenn ich ihn hier 
erwähne. E s  heisst näm lich :

D er E in tr it t  dps Fiskus in den hiesigen 
B ergbau wurde 

es bezog sich das „wurde“ auf das Ja h r  
1902 —

willkommen geheissen auch aus dem 
Grunde, weil man es fü r erwünscht hielt, 
dass der Staat an seinem eigenen Leibe

2
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erfahre, wie seine Verfügungen in der 
Praxis  wirkten. Man sagte sich, dass der 
S taat als U nternehm er u n te r  U m ständen 
einen wirksamen Schutz gegen den S taa t 
als Bergpolizeibehörde abgeben würde. 

Meine Herren, der S tandpunkt ist doch etwas 
befremdlich. Als es sich um das Stilllegen der 
Zechen handelte, hatte  die V ereinigung der 
H andelskam m ern kein W ort gefunden, fü r  ihren 
Bezirk einzutreten, fü r  die Gemeinden, die Ar­
beiter und  die Besitzer auch der kleinen 
Zechen, die zum V erkauf ih re r  Kuxe genötig t 
waren. Je tz t aber, wo .es sich um die F rage  
handelt, ob etwa der Staat, wenn er in die 
H ibernia  eintritt, bozw. wenn H ibernia  ver­
staatlicht würde, in der Lage wäre, durch seine 
Stellung im westfälischen B ergbau  zugunsten 
der A rbeiter einzuwirken, — da tr i tt  man auf 
und hält die Arbeiterfürsorge, die Sbhutzmass- 
regeln, die der S taat zugunsten der A rbeiter 
verlangt, schon fü r  zu weitgehend, obwohl die 
D urchschnittsdividende der dortigen Aktien­
gesellschaften, die den B ergbau  beherrschen, 
über  13 °/0 pro J a h r  beträgt.

In  der Vorlage und in ih rer B eg rü n d u n g  
verm isse ich einen Gesichtspunkt, der auch in 
dem Artikel der Berliner Politischen Nach­
richten nicht erw ähn t ist, was mich deshalb 
befremdet, weil man ihn im Jah re  1902 bei dem 
E rw erb  der  Gladbecker Grube so sehr in den 
V ordergrund  geschoben ha t: das ist die F ü r ­
sorge fü r  die E rh a l tu n g  und Beschaffung eines 

.entsprechenden K ohlenvorrats zur D eckung des 
Kohlenbedarfs, den der S taa t im W esten hat. 
Es handelt sich hier — und das ist meines 
E rach tens  bei dieser F rage  trotz des Schweigens 
der Motive mit in B etracht zu ziehen — ganz 
wesentlich darum, dass der S taa t seinen Kohlen­
bedarf im W esten an den den Bedarfsstellen 
nahe  liegenden Bezugsquellen gew innen und 
sich sichern will. Dazu komm t auch — und 
daran  denkt ja  auch das S yndikat; denn es 
ha t sich an das deutsche Kolilendepotgeschäft 
angeschlossen —, dass w ir fü r  unsere Marine 
Kohlen mit Sicherheit zu r  Verfügung haben 
müssen an den Stollen, die der M arine mög­
lichst nahe gelegen sind, und  an den Stellen, 
die wir als Kohlendepots im Ausland benutzen.

Meine Herren, der H e rr  Minister h a t  heute 
—  und das mit Recht — d arau f aufm erksam 
gemacht, dass die ganze Aktion, die sich gegen 
sein V erstaatlichungsangebot erhob, grell be­
leuchtet u n d  dam it sein Vorgehen sofort als 
aufgeklärt hingestellt w orden ist, als am 
17. A ugust bekann t wurde, dass die In teressen ­
gemeinschaft; Gelsenkirchener Bergw erksgesell­
schaft, Schalker Gruben- u nd  Hüttenverein, 
Aachener Hütten-A ktien verein zustande ge­
kommen sei, eine Verbindung, die über  einen 
V erm ögensw ert von rund  300 Millionen verfügt, 
und  als gleichzeitig bekann t wurde, dass die 
andere V erbindung, die Zentral-Aktiengesell- 
schaft_für Tauerei, H arpener Bergw erks-Aktien­

gesellschaft-Reederei,H arpen mit K annengiesser 
in der Bildung begriffen sei. Ich glaube, wenn 
der H err  Minister der  Ansicht ist, und  er ha t 
sie uns heute eingehend beg ründe t — ich kann  
ihm auf diesem W eg eine weite Strecke folgen 
—, dass die B ildung so grösser In te ressenge ­
meinschaften ein Bedürfnis fü r  uns dem A us­
land gegenüber nicht ist, dass sie aber eine 
grosse Gefahr fü r unsere  inneren Verhältnisse 
in sich schliesst, dann  wird m an ihm recht 
geben, wenn er bei der H ibern ia  eingriff, um 
in der Form  der V ergrösserung  des staatlichen 
B ergbaubetriebs ein Gegengewicht zu schaffen, 
wobei ihn der Gedanke leitete, dadurch  zu 
verhindern, dass diese Interessengem einschaften 
einen noch s tä rkeren  Einfluss gewännen, dass 
er durch seinen Zugriff unmöglich machte, dass 
auch die H ibernia in eine solche In te ressen ­
gemeinschaft hinein gezogen würde. Dass die 
Gefahr einer solchen Interessengem einschaft 
nach den V orgängen bei den beiden anderen  
Gruben vorliegt, wird niem and bestreiten. Der 
H err  Minister hä lt nun  auch nach seinen 
heutigen A usführungen  —- die Art, wie er den 
In teressenten im Westen zuredet, lässt es ja  
k la r  erkennen — an der U eberzeugung fest, 
dass, obwohl ihm die V erstaatlichung der 
H ibernia selbst misslungen ist, es doch noch 
gelingen möge, allmählich die Aktien, wenig­
stens in der Mehrheit, in seine H and  zu be­
kommen.

D er H err  Minister ha t uns mitgeteilt, dass 
nunm ehr der sogenannte M ontanaktientrust — 
der übrigens nicht je tzt erst zur Sprache kommt, 
sondern der jetzt n u r  besprochen wird mit 
Rücksicht auf diese 30 Millionen der Hibernia, 
der aber vor einigen Monaten mit Rücksicht 
auf den ganzen Aktienbesitz der Bergw erks- 
gesellschaften W estfalens auf der  Bildfläche er­
schienen w ar —, dass also dieser M ontanaktien­
trus t nach amerikanischem Muster, obgleich n u r  
Obligationen dem V erkehr übergeben und die 
Aktien gesperr t w erden sollen, nicht verh indern  
könne, dass er die M ehrheit der Aktien in der 
H ibern ia  doch noch bekomme, und der H err  
Minister versprich t sich von dieser Mehrheit, 
wenn er sie erreicht, er versprich t sich auch 
von seinem E in tr it t  in die Hibernia, wenn er 
in der  M inderheit bleibt, in d e r e r  je tzt ist, eine 
grosse E inw irkung  auf die Hibernia. Soweit 
die H ibern ia  allein in B etracht kommt, will ich 
der A uffassung des H errn  Ministers nicht 
widersprechen, weil ich mit ihm glaube, dass 
eine so s tarke Kumulation von Aktien in einer 
H and, wie sie mit 27% Millionen bei einem 
W erk  von 53 Millionen, wahrscheinlich von 60 
Millionen in der Zukunft, in der H an d  des 
Staates ist, in den G eneralversam m lungen einen 
stärkeren  Einfluss ausiiben wird, als ihn die 
einzelnen A ktionäre mit ihren geringeren  Be­
trägen  ausüben können, auch wenn die 
geringeren  B eträge die Mehrheit gegenüber 
dem einen A ktionär S taa t behalten. Ich  glaube,



—  11 —

dass er dam it recht hat; er wird in der Tat 
mit den grossen Summen, die er in der H and 
hat, eineBrem se bilden können gegen Beschlüsse, 
die ihm unangenehm  sind. Damit ist aber für 
die Sache des Syndikats verhältnismässig wenig 
gewonnen. (Sehr richtig! links.) Wir müssen 
uns k la r  machen, dass das Syndikat eine Aktien­
gesellschaft für sich bildet, die einen selbst­
ständigen Aufsichtsrat und  einen selbständigen 
V orstand hat, und  dass die Gesamtheit der 
syndizierten Zechen verhindern könnte, dass 
die I-Iibernia überhaup t mit oder ohne Veiv 
staatlichung in dem Vorstande der Aktienge­
sellschaft „Syndikat“ irgend etwas zu sagen hat. 
Insofern, glaube ich, darf man sich über die 
Tragw eite dieser Vorlage nicht allzu grossen 
Illusionen hingeben.

Nach diesen Vorbemerkungen lassen Sie 
mich n u n  in aller Kürze, und fest bei der 
Sache bleibend, auf die Gesichtspunkte,' von 
denen aus ich glaube, dass die Vorlage ge­
p rüft werden muss, e ingehen!

Alan hat staatsrechtliche Bedenken geltend 
gemacht, und ich hätte gewünscht, dass der 
H err  Minister, der uns heute zum erstenmal 
mitteilt, dass das erste Abkommen, welches er 
mit der D resdner Bank getroffen hat, nicht 
bloss das endgültige, die Dresdner Bank ge- 
wissermassen als Kommissionär des Staates 
behandelte, auch wenn sie für eigene Rechnung 
kaufte. Der H e rr  Minister ha t — ich nehme 
das an — nicht bloss bei dem endgültigen, 
sondern auch bei dem ersten Abkommen v o r ­
gesehen, dass die B ank auf ihre eigene Gefahr 
handelt, und  dass die Genehmigung des Land­
tages fü r alle Käufe Vorbehalten ist. Es wäre 
m ir trotzdem erwünscht, wenn uns der H err 
Minister die Tage seiner Verhandlung mit dem 
D irektor Gutmann angeben könnte, und zwar 
deshalb, weil die Besorgnis entstanden ist, dass 
die D resdner B ank ihm zu derii Einkaufspreise 
auch Aktien ein wirft, die sie bereits ei’- 
worben hatte, ehe der Minister mit ihr ver­
handelt hatte. Ich verstehe allerdings die Be­
g rü n d u n g  dahin — und wenn der H err Minister 
nicht widerspricht, nehme ich als Bestätigung 
an —, dass das ganze Geschäft der Dresdner 
B ank dahin gegangen  ist, dass sie für sämt­
liche Aktien, die sie dom Staate überlässt, nur 
den Preis  nimmt, den sie als Einkaufspreis ge­
zahlt hat, gleichgültig, zu welchem Zeitpunkt 
sie den Aktienbesitz erw orben hat.

W enn das der Fall ist, und wenn sich der 
V orbehalt des Staates auf das ganze Geschäft 
von vornherein  bezogen hat, so wiederhole ich, 
dass staatsrechtliche Bedenken gegen das Vor­
gehen des Ministers nicht zu erheben sind; dann 
ist die E inw irkung  des Landtages in vollem 
Umfange- gewahrt.

Meine Herren, m an ha t dem H errn  Minister, 
wie er schon erw ähnt hat, den Vorwurf ge­
macht, er habe durch die Verbindung mit der 
D resdner B ank das Odium der Begünstigung

spekulativer Machenschaften auf sich geladen, 
und ich muss dem H errn  Minister sagen: einen 
gewissen Schein der Berechtigung hat dieser 
Vorwurf. Dass der H err  Minister nicht mit dem 
Angebot an die I-Iibernia heran  treten wollte, 
bevor er iih Besitz von Aktion war, das tadele 
ich nicht; denn der Erfolg ha t gezeigt, dass 
er mit diesem Angebot n u r  einen Hieb in die 
Luft gemacht haben würde.

Aber, meine Herren, es sind doch noch zwei 
andere Möglichkeiten, die zu erwägen gewesen 
wären, und  die der H err  Minister nicht aus­
geräum t hat. Die eine F rage war die: konnten 
wir nicht dasselbe Geschäft durch Vermittelung 
der Seehandlung machen? (Sehr richtig! links.) 
Die Seehandlung musste auch durch Makler 
ankaufen, sie tra t nicht direkt als E rw erberin  
auf den Markt, genau so, wie die D resdner 
Bank es gemacht hat, und  deshalb blieb auch 
sie verschleiert als diejenige, die für den Staat 
ankaufe. Zugeben muss ich allerdings: die 
Gefahr des Belcanntwerdens des Staates als des 
Hintermanns, der die Aktien erwerben wollte, 
war grösser, wenn die Seehandlung als Mittels­
mann in Betracht gekommen wäre. Aber der 
S taat hätte die 5°/0 und, wenn der Zweifel in 
bezug auf die Stückzinsen, auf die ich nachher 
zurückkomme, richtig ist, deren 4% , die wir 
nunm ehr als Provision der D resdner Bank 
geben müssen, gespart;  gespart hätten wir 
dann l ‘/2 Millionen Mark. Und was noch e r ­
folgt wäre: verm ieden wäre dann wahrscheinlich 
das sprungweise Steigen nicht bloss der Hibernia- 
aktien — das halte ich bis zu einem gewissen 
Grade in sich gerechtfertigt —, sondern säm t­
licher Motanaktien. Es ist ja  ausser Zweifel, 
dass durch das Vorgehen auf dem A ktienm arkt 
die Berggesellschaftsaktien durchw eg gesteigert, 
dass geradezu Phantasiepreise für sie bezahlt 
worden sind.

E s blieb noch eine andere Möglichkeit. Es 
h a t  sich gezeigt, dass die D resdner Bank allein 
nicht in der Lage war, so viel Material anzu ­
kaufen, wie der H err Minister je tzt noch für 
die Verstaatlichung braucht. W äre der  H err  
Minister trotz der Besorgnis, dass die Ver­
schwiegenheit nicht genügend gew ahrt werde, 
nicht in der Lage gewesen, sich mit einer 
grösseren Anzahl von B ankhäusern  in Ver­
b indung zu setzen und  dadurch sich die Mög­
lichkeit zu verschaffen, einen grösseren Teil 
von Aktien in seinen Besitz zu bekommen? 
Je tz t zeigt sich ja,, dass die Berliner H andels­
gesellschaft und Bleichröder im Besitz der 
M ehrzahl der Aktien sind. Zugeben will ich, 
dass die Bedenken, die man daraus  entnommen 
hat, dass er sich an die D resdner B ank ge­
wendet hat, ungerechtfertigt sind. Durch die 
V ereinigung der Dresdner B ank mit dem 
Schaaffhausenschen Bankverein war dieDresdner 
Bank in der Lage, unmittelbar in das Kohlen­
gebiet einzugreifen; das Interesse der D resdner 
Bank, dies Geschäft zu machen, lag ausserdem
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nahe. Sie wollte genau  wie andere Berliner 
Banken auch ihrerseits möglichst weitgehenden 
Einfluss in dem Zechengebiet gewinnen.

Meine H erren, wenn man den Gesichtspunkt 
der Moralität in B etracht zieht, dann, glaube 
ich, muss m an urteilen von dem S tandpunkt 
aus, ob m an das Ziel, das der H e rr  Minister 
verfolgte, die Verstaatlichung eines einzelnen 
Bergwerks, billigt oder nicht. Billigt man das 
Ziel, so wird — darin  ha t de r  H e rr  Minister 
recht — er beanspruchen dürfen, dass man an 
ihn denselben Maßstab anlegt, wie m an ihn an 
den P riva tm ann  anlegt, der eine solche E r ­
w erbung machen will, und wenn die Mittel, mit 
denen er das tut, ehrenhaft sind, dann wird 
man ihm in seiner Kritik den Vorwurf der Un­
moralität nicht machen. (Abgeordneter de W itt 
[MülheimJ: Sehr richtig!)

Nun taucht für uns, die wir seither gegen 
die Verstaatlichung der B ergw erke gewesen 
sind, die Schwierigkeit auf, ob man in einem 
einzelnen Falle wie dem vorliegenden trotz 
des Vorganges bei Gladbeck n un  doch noch 
immer weiter in die V erstaatlichung .hineintreten 
soll, ob man nicht endlich H alt machen müsse. 
Da g laube ich nun, dass der prinzipielle S tand ­
punkt, den man gegen die V erstaatlichung ein­
nimmt, und den man auch scharf bei dieser 
Aktion betonen kann, ein zwingendes Moment 
gegen die Annahm e dieser Vorlage, weil die 
Verstaatlichung nicht durchgeführt worden ist, 
nicht abgeben, der prinzipielle S tandpunk t 
nicht ausschlaggebend sein kann.

Es komm t aber noch ein andere r  Gesichts­
punk t hinzu. Wir haben in unserem  Program m  
den G rundsatz festgehalten: dass die Gesetz­
gebung, der S taa t mit da sei,'um den Schwachen 
Schutz zu gew ähren. H ier bei dem Kohlen­
syndikat haben  wir es mit einem tatsächlichen 
Monopol zu tun. Der H err  Minister w ehrt sich 
gegen diesen A usdruck; aber  der A usdruck 
ist in sich berechtigt. Worin besteh t denn der 
M onopolcharakter? Doch darin, dass die Käufer 
der W are n u r  einen einzigen V erkäufer haben, 
dass sie sich nicht an eine M ehrheit von Ver­
käufern  wenden können. Dieser Zustand  liegt 
h ier vor. Wie ist denn augenblicklich das' 
P roduktionsverhä ltn is  an Kohlen in P reussen? 
W ir produzieren 116,7 Millionen Tonnen Kohlen, 
wiivbrauchen 106 Millionen; von der Gesamt­
fö rderung  an preussischen Kohlen fallen zur 
Zeit dem Syndikat 57°/0 zu. Im Westen, der 
alle in ; fü r  uns in dieser F rag e  in B etracht 
kommt, da das S aargebiet mit den R uhrkohlen 
nicht n u r  des Transports, sondern auch der 
Beschaffenheit wegen nicht konkurrieren kann, 
fü r den Rhein, ferner für einen guten Teil von 
Süddeutschland komm t n u r  das Syndikat als 
V erkäufer in Betracht. D ann muss m an aber 
sagen: das Syndikat h a t das Monopol. Die 
Outsiders des Westens, einschliesslich des 
Staates haben  n u r  4°/0 von der Gesamtkohlen­
fö rderung  zur V erfügung; die spielen fü r den

M arkt keine Rolle mehr. W enn aber ein Mono­
pol vorliegt, das sich au fbau t auf einem B erg ­
regal, das seine E inkünfte  bezieht aus N atu r­
produkten, die der S taa t verliehen hat, und  
die wir fü r unsere Industr ie  und im w irtschaft­
lichen Leben unbed ing t gebrauchen, dann muss 
m an dem S taa t die B erechtigung zuerkennen, 
dass, wenn er es für nötig  hält und  wir es 
billigen, dass im ¡Interesse der  M inderheiten 
in den Syndikaten, im Interesse der A rbeiter und  
vor allem der K onsum enten m oderierend ein­
gew irkt wird, er zu diesem Zwecke versucht, 
seine H and  mit in diesen Betrieben zu haben  
und sie zu kontrollieren.

E s ist daher aus den von mir erw ähnten  
tatsächlichen Momenten heraus  auch zu fragen, 
ob die Aktion, die der S taa t eingeleitet hat, 
obgleich sie nicht voll gelungen ist, nicht den ­
noch dem Gemeinwohl dient, und  diese F rag e  
möchte ich bejahen. W enn . aber dem so ist, 
dann  wird man prinzipielle Bedenken, die sich 
aus volles wirtschaftlichen Gesichtspunkten gegen 
die V erstaatlichung ergeben, ruh ig  zurücktreten 
lassen dürfen.

Auf ein Moment, auf das der H err  Minister 
nicht e ingegangen ist, welches m ir aber im Ge­
spräch  entgegengetreten ist, möchte ich bei 
diesem P u n k t noch eingehen. Man h a t den 
H errn  Minister gewissermassen als dummen 
Jun g en  dargestellt, weil er sich einen ange ­
messenen Einfluss durch diese Vorlage in der 
H ibern ia  verschaffen wollte, aber sich einen 
Einfluss gegen die V erstaatlichung verschafft 
habe, weil nunmehr, nachdem die Aktien fü r  
den S taa t erw orben sind, der H err  Minister 
nicht m ehr in der Lage sei, mitzustimmen, 
wenn es in der H ibern ia  zur A bstim m ung ü ber  
die F rag e  käme, ob die H ibernia verstaatlicht 
w erden solle. Ich glaube, der H e rr  Minister 
ha t recht getan, wenn er in seiner B eg ründung  
dieses Bedenken ignoriert hat. Ob die Ver­
s taatlichung kommt, bleibt zunächst dahin ­
gestellt; aber wenn sie kommt, dann  ist sie 
nicht ein Geschäft, das abgeschlossen wird 
zwischen der Gesellschaft und einzelnen 
A ktionären — und n u r  fü r  Rechtsgeschäfte, 
die zwischen den A ktionären und der Gesell­
schaft abgeschloseen werden, ist die Stimm­
abgabe der einzelnen • A ktionäre un te rsag t 
— ; wenn die V erstaatlichung kommt, so ist 
das eine Liquidation der Gesellschaft, die 
in der Weise vorgenom m en wird, dass 
ein anderes Subjekt die Gesellschaft ü b e r ­
nimmt, das Subjekt Staat! Das Subjekt S taa t 
kann Aktien haben, u nd  für diese Aktien kann 
es als A ktionär in der Gesellschaft mit be- 
schliessen, wenn der Liquidationsbeschluss da ­
hin ergehen sollte, dass die V erstaatlichung 
erfolgen soll.

Meine Herren, ich habe  bereits erwähnt, 
dass, wenn wir es auch bei der Aktion des H errn  
Ministers n u r  mit einem Teilerfolg zu tun 
haben, doch in F rag e  kommen kann, ob man
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diese Teilaktion n icht vornehm en soll, auch 
wenn durch sie der Einfluss nicht erreicht wird, 
den sich der H err  Minister davon verspricht. 
W ir müssen daran  festhalten, dass die straffe 
O rganisation des Kohlensyndikats die P roduk ­
tion in Rheinland-Westfalen und deren Preis 
und  Vertrieb beherrscht. , Nun ha t uns der 
H err  Minister gesagt, die Enquetekommission 
habe ergeben, dass das Syndikat gut gewirt- 
schaftet habe. Ich will das nicht unterschreiben, 
ich will ihm auch nicht widersprechen, es 
komm t meines E rachtens nicht darauf an: denn 
das Syndikat, das bei der Enquete Rede und 
Antwort zu stehen hatte, besteht heute nicht 
m ehr; wir haben es heute mit einer anderen 
V erbindung zu tun. Dem H errn  Minister 
gegenüber möchte ich n u r  hervorheben, die­
jenigen Syndikatsmitglieder, die sich bei den 
Syndikatsbeschlüssen in der Minderheit be­
finden — und deren gibt es, das zeigen die 
E rö r te rungen  in der Presse, die Mitteilungen 
u nd  Angaben, die wir aus den verschiedensten 
Kreisen bekommen haben "—, sind bei der 
Enquete  nicht vertre ten  gewesen. U nvertreten 
w aren bei dieser Enquete  vor allen Dingen die 
Konsumenten, die Konsumenten als letzte Klein­
konsum enten; vertre ten  waren ja allerdings die 
Konsumenten, die für industrielle Betriebe 
Kohlen bezogen haben; aber die Konsumenten, 
die die Kosten der Kohlenerhöhung in letzter 
Instanz zu tragen  haben, auf denen sie als 
letztem Glied liegen bleiben, weil sie sie nicht 
abwälzen können, sind in der Enquete über­
haup t nicht zu  W orte gekommen. In  die straffe 
Organisation des Syndikats will nun der Staat 
eintreten.

W äre  die Verstaatlichung der H ibernia ge­
lungen, dann bekäm e der Staat in dem Syn­
dikat den Einfluss, der sich aus der Beteiligung 
an der Syndikatsförderung mit 10 °/0 ergibt. 
Mehr Einfluss hätte  aber auch bei der Ver­
staatlichung der S taat nicht bekommen, und 
um dieser 10%  willen haben wir in Essen die 
Aeusserung zu hören  bekommen, es sei das 
ein E inbruch der R egierung in die diesseitige 
Bergwerksindustrie. Mit den 10%  bleibt das 
E inbruchsloch so klein, dass die Kohlen­
industrie den S taat nicht zu fürchten hat, wenn 
sie nicht den Staat überh au p t ausschliessen 
und  in Unkenntnis lassen will über  das, was 
bei ih r vorgeht. In  dem Artikel der Politischen 
K orrespondenz w ar bem erkt — und die Be­
haup tung  ist ja  auch sonst durch die Presse 
gegangen — : m an habe dem' H errn  Minister 
ein Vetorecht gegen E rhöhungen  der Kohlen- 
preiso angeboten, der H err  Minister habe das 
Veto abgelehnt. E r  habe es abgelehnt 
— so ist in dem Artikel der Politischen 
Nachrichten ausgeführt —, weil er die Ver­
an tw ortung nicht übernehm en wollte. Meine 
H erren, ich bin der Ansicht, m an konnte 
dieses Vetorecht dem H errn  Minister sehr leicht 
anbieten. W enn Sie sich gegenw ärtig  halten,

dass die Kohlen pro  Tonne im Ja h re  1887 vor 
der Bildung des Syndikats mit 4,60 Mk. im 
Durchschnitt bezahlt worden sind, während 
sie im Jah re  1902 auf 10,25 Mk., und wenn 
man die V ergütung abzieht, vielleicht auf 
9,25 Mk. standen, dann sind die Kohlenpreise 
so hoch, dass an eine erhebliche E rhöhung  
ü berhaup t nicht m ehr zu denken ist. Das 
Vetorecht des H errn  Ministers wäre also von 
geringer praktischer Bedeutung. Allerdings 
sind die Richtpreise für das nächste J a h r  noch 
etwas erhöht worden, die E rhöhung  be träg t 
bei einer Anzahl Positionen bis zu 50 Pfg.; 
aber wie sich der Verkaufspreis gestalten wird, 
müssen wir abwarten. Ich will n u r  hervor­
heben : das Angebot des Vetorechts w ar von 
ganz geringer Bedeutung. (Sehr richtig! im 
Zentrum.) Meine Herren, der H err  Minister 
hat die Preispolitik, die das Kartell einge­
schlagen hat, in früheren Reden, meines E r ­
achtens etwas mehr, als nötig war, gelobt, und 
wir haben yon einem der D irektoren des Stahl­
werkverbandes zu hören bekom m en : den
grossen Verbänden erwachse die Aufgabe, die 
kaufmännischen Grundsätze mit den gemein­
schaftlichen in E inklang  zu bringen, ähnlich 
wie es der H err  Minister heute zum Ausdruck 
gebracht hat. Ja, meine Herren, wo finden 
Sie denn das Inübereinstim m ungbringen der 
kaufmännischen Grundsätze mit den gemein­
wirtschaftlichen In teressen? Das Kohlen­
syndikat ha t dem Roheisensyndikat gewisse 
Vorteile zugewendet; aber damit ha t die Sache 
auch ein Ende. Die übrigen Konsumenten 
haben bis jetzt von diesem gemein wirtschaft­
lichen Gesichtspunkte noch nichts zu erfahren 
bekommen. (Sehr r ic h tig !) W ir haben dem 
Kohlensyndikat eine Steigerung der P roduktion 
zu verdanken trotz der E inschränkung, die es 
einzelnen Mitgliedern auferlegt. Das Kohlen­
syndikat ha t den Anlass zu der Stilllegung der 
Zechen gegeben, und das K ohlensyndikat in 
seiner modernen Gestaltung vom 1. Dezember 
1903 ab ist auch der U rheber des Kohlen­
kontors, das einen Teil der K ohlenhändler aus­
schaltet; nicht im Interesse der Konsum enten
— denn die Kohlonpreise sind nicht billiger 
geworden infolge dieser A usschaltung —, 
sondern zur E rhöhung  der P rofitra te  der 
Kohlenproduzenten. Der H err  Minister hat
— ich will die Zahlen n u r  zu r  E rg än zu n g  an ­
führen — bereits darauf hingewiesen, wie sich 
die Sache bei den Beschränkungen, die das 
K ohlensyndikat seinen Mitgliedern auf erlegt, 
und  die wesentlich n u r  gegenüber den reinen 
Zechen, nicht aber gegenüber den H ütten ­
zechen wirken. An der P roduktionssteigerung 
sind die reinen Zechen mit 2,54%, die H ütten ­
zechen mit 13,11 %  beteiligt. Dabei k lag t eine 
Zeche wie die H arpener, die sich m it dor 
Reederei verbunden hat, dass sie ein grosses 
neu  angelegtes W erk auf der Zeche Preussen  II, 
dessen Herstellung 8% Millionen kostet, wegen
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der grossen E inschränkung  der F ö rd e ru n g  
durch das Syndikat vorläufig  ruhen  lassen 
müsse, weil, wenn sie diese Zeche in Betrieb 
setze, die Reduktion der Produktion auf den 
anderen Zechen noch grösser w e rd e , ' dieser 
Verlust aber noch grösser als der Z insverlust 
dieser 8V2 Millionen sein werde.

Es wäre m ir  erw ünscht gewesen, wenn der 
H err  Minister noch auf eine Zeitungsnotiz ein­
gegangen  wäre. Als bekannt wurde, dass der 
S taa t der K äufer der H iberniaaktien  sei, ist 
gesag t worden, der S taa t müsse die H ibernia 
kaufen, um uns zu zeigen, dass die E rw erbung  
der Grube Gladbeck nicht so verlustbringend 
sei, wie sie sich in Wirklichkeit gestalte. Ich 
halte die Mitteilung fü r falsch, weil ich der An­
sicht bin, dass der Staat die Zeche H ibernia 
schon deshalb ins Auge fassen musste, weil sie 
eine Lücke ausfüllt zwischen dem staatlichen 
Grubenbesitz Gladbeck. D arauf w ar auch be­
reits bei dem E rw erbe  dieser Grube hingewiesen 
worden. Der H err  Minister h a t  auf diesen 
Gesichtspunkt in den Motiven nicht aufmerksam 
gemacht. E s  wäre mir erw ünscht gewesen, 
wenn der H err  Minister eine bestimmte Gegen­
e rk lärung  gegen die Zeitungsnotiz abgegeben 
hätte.

Ich will meinerseits hervorheben, dass man 
in der  B egründung  für den E rw erb  der Glad- 
becker Grube ausdrücklich gesag t hat, man 
wolle das W erk  ers t in den nächsten 10 bis 15 
Jah ren  allmählich zum E rstehen  bringen, weil 
m an fü r  die p riva te  K ohlenproduktion durch 
eine vers tärk te  Produktion  seitens des Staates 
nicht eine s tärkere  K onkurrenz und dam it eine 
grössere E inschränkungsnotw endigkeit herbei­
führen wolle. E s  ist das derselbe Standpunkt, 
den wir von der H arpener in der von mir mit­
geteilten Notiz vertre ten  sehen.

Meine Herren, wenn Sie die Aktion des 
Syndikates beim Kohlenkontor beurteilen wollen, 
so halten  Sie sich vor Augen, mit wem das 
Kohlenkontor in V erbindung steht. W er auf 
dem Rhein bek an n t ist, kenn t die Schlepp­
dam pfer Aron Iianiel, Kannengiesser, Stinnes. 
Wer-die Notizen über die Rheinschiffahrtserträge 
etwas verfolgt, der weiss, dass die Preise fü r 
die W assertransporte  verhältnism ässig niedrig  
waren. Nun h a t  das K ohlensyndikat bei 
G ründung  des Kohlenkontors diesen drei R eeder­
firmen den T ranspo rt von 8% Millionen Tonnen 
überlassen, der  zum Teil der anderen  Schiff­
fah r t  entzogen ist. (Hört, hört!) Gleichzeitig 
bestimmt das Kohlenkontor die Preise, die fü r 
die Kohlen in den am Rhein gelegenen Städten 
bezahlt werden, nicht bloss fü r  Worms, Mann­
heim, S trassburg, sondern auch für F ran k fu r t  
und  Süddeutschland. Bei d e r  B era tung  über 
die Stilllegung der Zechen ha t der H err  Ver­
tre ter fü r  F ran k fu r t  hier im H ause die Schmerzen, 
die die dortige H andelskam m er wegen des 
Kohlenhandels hat, zum A usdruck gebracht. 
Wie recht ich dam it hatte, dass ich sagte, das

Syndikat wii-ke nicht preiserm ässigend fü r  die 
letzten Konsumenten, die kleinen Konsumenten 
der  Kohlen, zeigt sich daraus, dass zugunsten 
dieser Reedereien die Kohlenpreise fü r  .eine 
ganze Anzahl Orte bis zu 1,50 Mk. pro  Tonne 
erhöht worden sind. (Z uruf: Viel m e h r !) D a­
bei enthält das Kohlenkontor denselben so sehr 
gerügten  H andelskam m erparagraphen , den auch 
das Syndikat seinen G rossabnehm ern gegen­
über aufgenommen hat, wonach man von an ­
deren nicht kaufen darf, und wenn m an es tut, 
fü r  den sämtlichen Bezug von der Zeche, nicht 
bloss fü r  den zukünftigen, fü r  je 10 t 5 Mark 
m ehr zu zahlen hat.

Meine Herren, die W irkung  des Syndikats 
auf die Kohlenpreise wird noch auffallender, 
wenn man die Kohlenpreise im Ausland ver­
gleicht. Gewiss, sie gehen auch im Ausland 
nicht erheblich herab ; in Amerika steigen sie 
sogar etwas; sie sind aber im übrigen  Ausland 
etwas gefallen, und auch in den N achbarstaaten, 
die den H auptbezug  in Kohlen von uns haben. 
Das künstliche In-dei’-Hölie-halten der Preise 
erleichtert selbst dem Ausland, im In land  die 
Kohlen zu besseren Preisen abzusetzen als im 
Ausland. U m gekehrt begünstig t das S yndikat 
unsere  K ohlenausfuhr durch die Z ahlung von 
A usfuhrpräm ien. D adurch führen wir etwa 
21,2% unserer  westfälischen Kohlen aus, und  
von diesen 21 %  gehen 80 °/0 an unsere nächsten 
K onkurrenten  in Belgien und Holland. Das 
üb t seine R ückw irkung auf die Industrie  im 
In lande aus, weil die Industrie  in den N achbar­
s taaten  durch n iedrigere Kohlenpreise begünstig t 
wird. Nun zahlt das K ohlensyndikat nicht n u r  
für die A usfuhr den Zechen Prämien, es zahlt 
auch, um das R oheisensyndikat zur Ruhe zu 
halten, an die Roheisenproduzenten fü r  ihre 
A usfuhr Prämien. Diese Präm ien  w erden alle 
von den Kohlenkonsumenten gezogen, die in 
letzter Instanz die Preispolitik des K ohlen­
syndikats tragen  müssen.

So zeigt sich die Macht des Kohlensyndikats. 
So hängen  aber auch die Gegner gegen unsere 
Vorlage zusammen. E rs t  haben wir als Gegner 
das K ohlcnsyndikat — die H ibern ia  allein 
würde man ja  Amrstehen, weil sie verstaät- 
licht w erden sollte; bei den ändern  w irkt der 
Gedanke, sie käm en auch an die Reihe. Man 
h a t  ein .Monopol, von dem man fü r  die Zukunft 
noch eine günstige Verwundung erhofft; des­
halb will m an es nicht aus den H änden geben. 
Das ist begreiflich. Ich habe fü r  diesen W ider­
stand, so Aveit er geleitet Avird von den Kohlen­
zechen und  dem Kohlensyndikat, noch das 
meiste Mitgefühl. D ann kommen die Roheisen­
interessenten; die Avehren sich in gleicher Weise 
gegen die Vorlage, obgleich sie sich nicht sagen, 
die V erstaatlichung komme auch an sie. Bei 
ihnen liegt das In teresse darin, dass sie sagen: 
Arerstaatlieht der S taa t die Gruben, so werden 
wir die Kohlen nicht billiger bekommen, das 
zeigt sich an der  Saar. Die H offnung ,, dass
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der S taa t die Kohlen billiger liefern würde, 
wenigstens in erheblichem Umfange, will ich 
nicht vertreten. Sie sagen sich aber weiter: 
fällt das Syndikat, dann fällt für uns, auch 
wenn wir selbständig bestehen bleiben, die Aus­
fuhrpräm ie, die das Syndikat gibt.

H in ter diesen beiden Gruppen stehen als 
H auptm acht gegen die Verstaatlichung die 
Banken. Die Zahl der Banken, die den Geld­
m arkt beherrschen, h a t  sich in Deutschland sehr 
verm indert. W ir haben, wenn wir die Seehand­
lung und  die Reichsbank ausscheiden, es mit 
4 oder 6 B anken zu tun, die kräftig genug 
sind, um in die dortigen Verhältnisse einzu­
greifen, und  die auch alle an diesen Verhält­
nissen beteiligt sind. Diese haben nun ein
Interesse gegen die Verstaatlichung, nicht bloss 
aus dem Grunde, den der H err  Minister ange­
geben hat, als er bemerkte: wenn der S taat die 
H ibernia  erwerbe, so scheiden etwa 143 Millionen 
Mark aus dem B örsenverkehr aus, weil sie
durch den S taat festgelegt werden. Das ist,
g laube ich, ein untergeordnetes Moment. Aber
mit dem Ausscheiden der einzelnen Gesell­
schaften verlieren diese Banken unmittelbar an 
ihrem Einfluss, den sie auf die industriellen 
Werke, nicht bloss auf die Kohlen, sondern 
auch auf die Eisenindustrie haben. Dieser 
Einfluss ist von grösser Bedeutung. Wenn Sie 
den Einfluss verfolgen, welchen die Direktoren 
der Grossbanken bei den Generalversammlungen 
bei den verschiedenen Werken ausüben, so 
sehen Sie das Interesse, welches diese Banken 
an der Vorlage haben, und natürlich haben, 
weil sie mit bestimmend sind für die Art, wie 
die Geldvermehrung, welche die W erke vor­
nehmen, geschehen soll, ob sie gesell eben soll 
durch Aktien oder durch Obligationen; das be­
stimmen sie von ihrem geschäftlichen Stand­
p u n k t aus. W enn Sie sehen, wie gerade die 
D resdner Bank — um bei dem Beispiel zu 
bleiben — in, ich glaube, 97 Aktiengesellschaften 
im A ufsichtsrat vertre ten  ist, wie sie es fertig 
gebracht hat, in die Gclsenkirchener Gesellschaft 
hineinzukommen — man musste sie vor kurzer 
Zeit auf G rund der Versprechungen, die ge­
macht worden sind, ehe diese Verstaatlichungs­
aktion eingeleitet wurde, in den Aufsichtsrat 
aufnehm en —, wie die D irektoren in ver­
schiedenen Gesellschaften tätig sind, nicht 
bloss in einer Gesellschaft, dann wird so recht 
klar, wie gross der Einfluss der Banken auf 
unser ganzes industrielles und  gewerbliches 
Leben ist. (Sehr wahr! rechts.) Dieser Zu­
sam m enhang m acht die Machtstellung des 
Syndikats  so bedenklich und  zwingt zu Vor- 
sichtsmassregeln gegen jeden Machtmissbrauch. 
E r  e rk lärt aber auch, weshalb ein so lebhafter 
L ärm  gegen die V erstaatlichung entstanden ist. 
W ir aber wollen ruh ig  die einzelnen Gesichts­
punkte, die geltend gem acht werden, prüfen 
und uns von dem Lärm  nicht in Aufregung 
setzen lassen, sondern unsere Beschlüsse auf

Grund der positiven Unterlagen fassen, die uns 
von der S taatsregierung zu der Vorlage ge­
geben werden. (Sehr richtig!)

Meine Herren, man h a t  gegen die Verstaat­
lichung der H ibernia auch Gefühlsmomente ins 
Gefecht geführt; man ha t die armen Leiter be­
dauert, die von einem W erk zurücktreten  müssen, 
dass sie grossgezogen haben. Dieser Gesichts­
punk t schlägt ja  bei unserer Vorlage nicht,ein; 
er würde n u r  in Betracht gekommen sein bei 
der Verstaatlichung. Sie haben aber gesehen, 
wie der H err  Minister geneigt war, Rücksicht 
zu nehmen auf die verschiedenen Beamten, die 
in der Leitung der Hibernia tä tig  sind. Dabei 
möchte ich doch auch nicht allzu nachgiebig 
gegen solche Gefühlserregungen sein, obgleich 
ich persönlich zu Mitgefühl neige. Denn dieselbe 
Hibernia, fü r die jetzt Gefühlsmomente herange ­
zogen werden, ha t es nicht verschmäht, im Verlaufe 
der letzten .Jahre eine ganze Anzahl anderer 
Gesellschaften und Grubenzechen anzukaufen, 
also dasselbe zu tun, was jetzt der Staat 
der Hibernia gegenüber tun will. (Hört, hört! 
rechts.)

Meine Herren, der H err Minister ha t als 
einen Hauptzweck der Vorlage heute bezeichnet, 
dass er versuchen wolle, das Syndikat zu beein­
flussen und vorMissgriffen zu bew ahren,ausdrück­
lich betonend, dass b isjetztsolehe Missgriffe nicht 
vorgekommen seien. Ob ihm das auf diesem 
Wege gelingt, ist mir aus den Gründen, die ich 
vorhin "anführte, als ich bemerkte, man wisse 
ja  g a r  nicht, ob er in den Aufsichtsrat des, 
Kohlensyndikats käme, zweifelhaft. Und weil 
ich so zweifelhaft bezüglich dieses Erfolges bin, 
deshalb glaube ich auch, wir werden um die 
F rage  des Erlasses eines Syndikatsgesetzes, 
nicht herumkommen. (Sehr richtig! rechts). 
Das ist jedoch eine Frage, die uns hier im 
Landtage nicht d irekt berührt; hier kann  es 
sich nur um einen Stimulus fü r den H errn  
Minister handeln; gelöst werden muss die F rage  
im Reichstage. Wegen unserer Vorlage bitte 
ich aber, dass wir uns mit unserer Aktion nicht 
auf das Syndikatsgesetz vertrösten  lassen. F ü r  
die inneren Verhältnisse des Syndikats können 
wir, von einer Beaufsichtigung abgesehen, mit 
Syndikatsgesetzen voraussichtlich wenig machen, 
also fü r die Verhältnisse innerhalb des Syndi­
kats, bei denen es sich um die Mitglieder der 
Syndikate handelt, die in der M inorität in diesen 
sind, wo sie zu schützen sind gegen Majoritäts­
beschlüsse, wo ihnen beizustehen ist gegen 
Einrichtungen, welche die Mehrheit trifft. Hier 
ist es ein berechtigter Wunsch des H errn  
Ministers, die H and mit in der Sache zu haben. 
Bei dem Syndikatsgesetz kann es sich meines 
Erachtens wesentlich nu r um die.Frage drehen, 
inwieweit wir Missbrauche des Syndikats gegen­
über seinen Konsumenten abstellen können; 
diese zu verhindern ist allerdings der H err 
Minister mit dieser Vorlage, wie sie uns vor­
liegt, nicht imstande. In dieser Hinsicht würde



der H err  Minister m ehr 'erreichen können, wenn 
er sich mit dem H errn  .Eisenbahnminister in 
V erbindung setzte und auf dessen Eisenbahn­
tarifpolitik einwirkte, wenn er sich ferner in 
V erbindung setzte mit den Outsiders. Aber 
ich bin der Ansicht, dass alle diese Hilfsmittel 
nicht ausreichend sind, um der Gefahr der 
Missbrauche entgegenzutreten, die uns dadurch 
drohen, dass das Syndikat in seiner Geschlossen­
heit, in seiner A usdehnung auf fast alle Zechen, 
sich zu einer anderen  Macht ausgebildet hat, 
wie es bis zum Dezember 1903 gewesen ist. 
In  der Interessengem einschaft der Zechen Trier 
I—II I  soll ein anderer Versuch neu gemacht 
werden, dem Syndikat durch Outsiders en t­
gegenzutreten. Was es für einen Erfo lg  haben 
wird, lässt sich zur Zeit nicht beurteilen.

W as diese volkswirtschaftliche Seite unserer 
F rage  betrifft, so lassen Sie mich meine Aus­
führungen dahin zusammenfassen, dass ich es 
fü r wünschensw ert halte, wenn der S taat die 
Möglichkeit hat, auf die Syndikate innerhalb 
des Syndikats Einfluss auszuüben, dass ich 
zw ar das Mittel, welches uns h ier vorgeschlagen 
wird, fü r wenig wirksam ansehe, aber nicht 
fü r ausgeschlossen erachte, das es in der Zu­
kunft wirksamer, wie ich es je tzt beurteile, 
werde, dass ich daher einen volkswirtschaft­
lichen G rund gegen die Annahme der Vorlage 
nicht als vorliegend ansehe.

Meine Herren, unser Einnahm ebewilligungs­
recht wird durch  den E rw erb  von Staatsyer- 
mögen beeinflusst, welches in D ividenden be­
steht, auf deren E rz ie lung  wir keinen Einfluss 
haben. Das ist die E igenartigkeit dos Falles; 
es ist nicht eine Grube, die uns ganz gehört, son- 
'dern eine Grube, bei der wir vorläufig nichts zu 
sagen haben, bei der  wir uns gefallen lassen 
müssen, was die Mehrzahl der Aktionäre be- 
scldiesst, und  von der uns Dividenden zufallen. 
Den B etrag  der Dividende, auch wenn er sich 
noch günstig  herausstellt, halte ich n u n  nicht 
für so hoch, dass ich der Ansicht wäre, wir 
gäben  mit der Annahm e der Vorlage das 
B udgetrecht preis. Das wäre ein Gesichtspunkt, 
der bei der  V erstaatlichung des ganzen B erg ­
baues in F rag e  käme, der  aber  bei dem E rw erb  
von 27. Millionen Mark Aktien nicht in Betracht 
kommt.

Wir verm ehren  auch unsere Staatsschuld 
durch den E rw erb  dieser Aktien, und  zw ar in 
ziemlich hohem Betrage. Aber auch diese 
F rag e  wird, weil es sich um w erbendes Kapital 
handelt, weil wir dam it rechnen können, dass 
diese Staatsschuld sich amortisiert, nicht von 
B edeutung gegen den E rw erb  sein.

Nun ist die F rag e  aufgeworfen w orden: ob 
die Aktien nicht zu teuer bezahlt sind. Der H err  
Minister h a t  angenommen, es sei ein ange­
m essener Preis, den er biete; er sei zw ar nicht 
niedrig, aber auch nicht zu hoch. Ich glaube, 
m an wird dem H errn  Minister darin  beitreten 
können. D er Kurs bestim m t sich ja nach der

Dividende; die D ividenden sind mit Riicksic 
darauf, dass die Abschreibungen bei d 
H ibernia erheblich gewesen sind — die Suinnu 
ersehen Sie aus der Vorlage — verhältnj 
m assig n ied rig ; infolgedessen ist aber  au< 
der Kurs verhältn ism ässig  niedrig. Die starke 
A bschreibungen rechtfertigen sich durch  d 
E igenart  des Unternehmens. Man sagt de 
H erren  in Westfalen nach, sie hielten ih 
D ividenden auch deshalb niedrig, um zu zeige 
dass die Gewinne der Betriebe nicht so hoc 
seien, dass eine bedeutende E rh ö h u n g  d« 
Arbeitslöhne ein treten könne. E s  ist auc 
selbstverständlich, dass bei Zechen, die er 
nach einer Reihe von Jah ren  ergiebig werde 
nachdem  Anlagen fü r die Zeche aus den Rüc 
lagen gem acht worden sind, der  W ert dies« 
Anlagen nicht sofort in .den Dividenden zu 
A usdruck kommt. W ir buben einen Bei’icl 
ü b e r  die H ibern ia  in den Motiven abgedruc l 
und wenn auch der Bericht günstig  gehalte 
sein mag, so sind doch jedenfalls die Zahle 
die mitgeteilt werden, richtig, und  wenn w 
diese zugrunde legen, dann ist die B egründun  
welche der H e r r  Minister fü r die Höhe sein« 
V erstaatlichungsangebots gegeben hat, u nd  d< 
Vorschlag, den er uns mit der Vorlage macl: 
wenn sich der Vorschlag innerhalb  der Grenze 
des Angebotes bewegt, mit vernünftigen Staat 
wirtschaftlichen Auffassungen vereinbar. Meir 
H erren, wenn es bei dem V ertragsangebot vc 
240 geblieben wäre, dann  w ürden  fü r die g 
samte Aktiengesellschaft 142,67 Millionen \  
zahlen gewesen sein. Nach der Vorlage so 
je tzt nun  die D resdner B ank  nicht 240, sonder 
242,9 pro  Aktie bekommen. D er H e rr  Ministe 
machte uns eine R echnung auf, nach der e 
n u r  237,99 sind. Das kann  ich nicht ane 
kennen. F ü r  uns ist es gleichgültig, wer de 
Geld bekommt, ob die D resdner  B ank  davo 
einen Teil e rhä lt oder ob alles die H ibernü 
alctionäre beziehen. F ü r  uns kom m t es n i 
darau f  a n : was müssen wir aus der Staat 
kasse zahlen, um diese Aktien zu erw erben 
Da sind es 242,9. E s  ist in der P resse  — ic 
glaube, es w ar im P lu tus — darauf aufmerl 
sam gemacht, dass der H err  Minister eine 
P u n k t bei der B erechnung übersehen  lmb 
E s  sei nach , dem Angebote, das e r  der  Hiberni 
gem acht habe, und von dem ich nicht weis 
wie der W ortlau t im letzten Absatz zu vo: 
stehen ist, den H iberniam itgliedern  bei dei 
K urse von 240 n u r  die Dividende des Jahre 
1904 mit in Aussicht gestellt, nicht auch di 
Stückzinsen, die zum 1. Oktober zu berechne 
waren, und  die dem Staate verbleiben sollte) 
W enn das richtig w äre und die Stückzinse 
je tz t dem Staate  nicht verbleiben, sondern  de 
D resdner B ank  zufallen, dann  würde das nae 
der B erechnung 440000 Mk. ausmachen, di 
die D resdner B ank  m ehr bekäme, wie de 
H err  Minister uns vorrechnet. Ich glaube, da 
ist ein Punkt, der der A ufklärung noch bc



dürfen wird; ob das im Plenum geschehen 
kann, lasse ich dahingestellt. Ich habe selbst 
die Berechnung nicht aufgemacht; ich will ihre 
Richtigkeit nicht vertreten. Ich halte aber für 
richtig, dass der Zweifel aufgeklärt wird, weil 
er in die Oeffentlichkeit gebracht ist.

Der H err  Minister h a t den Preis, den er 
der D resdner B ank für den Abschluss des Ge­
schäfts zahlt, zu rechtfertigen gesucht mit dem 
Risiko, das die D resdner Bank bei diesem Ge­
schäft übernom m en hat. Ich halte das Risiko 
an sich nicht für sehr gross, wenn ich auch 
zugebe, dass die D resdner Bank damit rechnen 
musste, dass Aktien auf ihr sitzen blieben. 
Die D resdner Bank und der Schaaffhausensche 
Bankverein  haben auch dadurch, dass sie das 
Geschäft übernahm en, den Aerger der indu­
striellen Kreise des Westens auf sich gezogen, 
und es m ag sein, dass ihnen eine gewisse 
K undschaft im Westen dadurch verloren geht. 
Aber, meine Herren, dem gegenüber ist doch 
sehr zu beachten: dadurch, dass der H err 
Minister der D resdner Bank durch diesen Auf­
trag  ein besonderes Vertrauensvotum ausge­
stellt hat, ha t die D resdner Bank in ihrem 
Ansehen beim deutschen Publikum erheblich 
gewonnen, h a t sich ihr Kundenkreis gerade 
an kleineren Leuten meines Erachtens be­
deutend vermehrt, sodass infolge dieser Ver­
handlung des H errn  Ministers mit der Dres­
dner B ank diese in ihren sonstigen geschäft­
lichen Beziehungen gewonnen hat. Von dem 
Gesichtspunkte aus wird zu prüfen sein, ob der 
Satz von 5 von dem ich ja  zugebe, dass er 
sonst usancemässig ist, sich im vorliegenden 
F a l le . rechtfertigt.

Meine Herren, ich glaube gezeigt zu. haben, 
dass in der Vorlage eine Anzahl von Bedenken 
liegt, sodass eine Beschlussfassung und eine 
Stellungnahme nach der einen oder anderen 
Richtung hin gleich bei der ersten B eratung 
in diesem Hohen H ause nicht gut möglich ist. 
Ich habe auch noch auf einen anderen Gesichts­
pu n k t aufm erksam  zu machen.

Meine Herren, ich habe bereits die E igenart 
dieses Geschäfts fü r den Staat erwähnt, die 
darin  besteht, dass wir nun  Aktien bekommen 
bezw. Dividenden bei unseren Einnahmen, zu 
verrechnen haben, obgleich wir das W erk 
selbst nicht haben  und  ein bestimmter Einfluss 
auf das W erk uns selbst nicht zusteht, und  ich 
glaube, dass dieses eigenartige Verhältnis es 
rechtfertigt, wenn wir von der A rt ab weichen, 
in der wir die Tilgung der Schuld für den 
E rw erb  der Zeche Gladbeck im Jah re  1902 be­
schlossen haben.

Ich möchte in dieser Beziehung auf einen 
V organg hin weisen, der vor 2 Jah ren  sich im 
Reichstag abgespielt hat. Wir w aren im Reichs­
tag  genötigt, eine Zusehussanleihe aufzu­
nehmen. Man hat diesen Ausdruck ausdrücklich 
erfunden, um den staatsrechtlichen und ver­
fassungsrechtlichen Bedenken aus dem Wege

zu gehen. Um unser Gewissen zu beruhigen, 
haben wir in der Budgetkommion den Beschluss 
gefasst, dass diese Zuschussanleihe vorw eg 
aus bestimmten Einnahm en des Reiches ge­
deckt und getilgt werden müsse. So, meine 
ich, wird es vielleicht zur Beruhigung manches 
Mitgliedes dieses Hohen Hauses beitragen, wenn 
die Tilgung dieser Anleihe nicht erfolgen soll 
nach dem Vorschläge, der uns in der Vorlage 
gemacht worden ist, also nach dem allgemeinen 
S taatsschuldentilgungsgesetz; das könnte sonst 
zur Folge haben, weil ja  das Kapital amortisiert 
sein muss, ehe die Zechen zum Abbau ge­
kommen sind, dass, wenn die Verhältnisse sich 
weniger günstig  darstellen, als der H err  Minister 
annimmt, die Schuldentilgung aus den all­
gemeinen Staatseinnahm en geschehen müsste. 
Deshalb wird es sich empfehlen, dem Vorgang 
des Reichstages entsprechend, zu prüfen, ob 
man nicht diese Hiberniaaktien als einen be­
sonderen Fonds zu behandeln hat, der nach 
A bführung der Zinsen fü r die Staatsschuld 
zum E rw erb  der Aktien zur Amortisation dieser 
Schuld vorweg zu verwenden ist, sodass die 
überschiessende Dividende nicht zu den all­
gemeinen Einnahm en fliesst. (Sehr richtig!)

Das, meine Herren, sind die Fragen, die ich 
meinerseits und wie ich sagen darf — in 
Uebereinstimmung mit den Mitgliedern meiner 
F rak tion  hier auf zu werfen habe. Ich nehme 
an, dass, wie es unserer Geschäftsordnung ent­
spricht, die Vorlage nicht einer besonderen 
Kommission, sondern der Budgetkommission 
überwiesen werden wird. Ich möchte an die 
Budgetkommission die Bitte richten, dass sie, 
da es sich um Zinsen handelt, die der Staat 
aufzubringen hat, möglichst rasch, allerdings 
in voller E ingehung  in die Materie, an die 
Vorlage herantreten  möge, und  dass sie sich 
bei ihren Entschliessungen leiten lassen möge 
von den Gesichtspunkten des Gemeinwohls, 
soweit sie in diese F rage  mit hineinspielen, 
dass sie mit uns, auch wenn wir uns ablehnend 
zu der vollständigen Verstaatlichung des B erg ­
baues verhalten, doch aus diesem prinzipiellen 
S tandpunkt gegen die Verstaatlichung unter 
den vorliegenden Umständen —- nicht einen 
absolut ablehnenden S tandpunkt gegen den 
E rw erb  von Aktien,- die den Teil einer B erg ­
werksaktiengesellschaft bilden, herleite —, dass 
sie, wenn es gelingt, die Bedenken, die im 
einzelnen hervorgetreten  sind, in der Kom­
mission aus dem "Wege zu räumen, durch die 
E rk lärungen , die der H err  Minister dort gibt 
und geben kann, uns im Hause eine k lare  
Stellungnahme für oder gegen die Vorlage er­
mögliche. (B ra v o !)

Vizepräsident Dr. Krause (Königsberg): Der H err  
Handelsminister h a t das Wort.

Möller, Minister für Handel und Gewerbe: 
Meine Herren, auf einige wenige Fragen, die 
der H err  Vorredner gestellt hat, will ich so­
gleich antworten.

3
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Zunächst die erste, ob wir bei dem ersten 
Angebot, das wir der D resdner B ank  und dem 
von ihr zu bildenden Konsortium gem acht 
hätten, ebenfalls den konstitutionellen Boden 
nicht verlassen hätten. Ich kann  ihm n u r  er ­
widern, dass wir genau denselben Vorbehalt 
gem acht haben, dass wir uns zu nichts anderem 
verpflichtet haben, als dass, wenn eine bestimmte 
Zahl von Aktien erworben wäre, wir. eine ent­
sprechende Vorlage an die gesetzgebenden 
Körperschaften machen wollen.

Weiterhin ist die F rag e  gestellt, ob die 
D resdner B ank  nicht etwa vorab  schon Aktien 
erw orben und hiervon einen E x tragew inn  ge­
h ab t  hätte. Meine Herren, ich habe persönlich 
die P rü fu n g  der unendlich langen  Rechnung 
nicht vo rgenom m en; sie ist aber von der See­
hand lung  vorgenommen, und  die Seehandlung 
h a t  selbstverständlichM itteilung unserer neuesten 
Abm achung mit der D resdner Bank gehabt. 
Ich glaube, Sie werden mit mir nicht bezweifeln, 
dass die Seehandlung ihr Revisionsrecht richtig 
und mit Vorsicht ausgeübt hat. Ich zweifle 
d ah e r  nicht im geringsten  daran, dass keinerlei 
Separatvorteile  fü r die D resdner B ank bei diesem 
Geschäft herausgesprungen  sind.

Dann ha t der H e rr  V orredner eines Gerüchts 
erwähnt, wir w ären ü berhaup t zu der ganzen 
Aktion n u r  g ed rän g t worden, weil wir mit 
unseren  neuen Zechen im nördlichen Revier so 
schlecht gefahren seien, wir müssten das dort 
en tstandene Loch mit den Ueberschiissen aus 
der H ibernia stopfen. Ja, meine Herren, das 
eine ist richtig: die jetzige Entw ickelung der 
grossen Kohlenzechen im Norden w irkt auf 
unseren E ta t  recht ungünstig  ein, und  ich 
habe im .letzten Ja h re  noch in der B u d g e t - " 
kommissiön die A nregung  gegeben, ob man 
nicht vielleicht zu einer anderen B uchungsart 
kommen könne, ob es gerechtfertigt sei, dass 
m an die enormen Kosten der neuen Schacht­
anlagen ganz auf den Betrieb übernehm e, ob 
nicht ein vo rübergehender Ausgleichfonds oder 
irgend ein andere r  W eg gefunden werden 
könne, um in ähnlicher Weise wie P r iv a tu n te r ­
nehm ungen die enormen Anlagekosten, die doch 
in der Tat keine A usgaben sind, sondern K a­
pitalsanlagen, in andere r  Weise zu verbuchen. 
Man h a t aber  im vorigen Jah re  in der B udget­
kommission wiederum ausgesprochen, man 
wünsche nicht, dass von den bisherigen Ge­
pflogenheiten abgegangen würde, man wolle die 
Konsequenzen tragen.

Meine Herren, was die Entw ickelung der 
Zechen betrifft, so ist die Entw ickelung aller 
vier D oppelschachtanlagen — Gladbeck Schacht 
I  und  II, I I I  und  IV, W altrop und  B ergm anns­
glück — eine sehr glückliche. W ir haben  aller­
dings in Gladbeck einige V erwerfungen getroffen, 
haben m ehr A uslagen gehabt, als wir sangu ­
inisch angenommen hatten ; aber das will bei 
einem derartigen  U nternehm en g a r  nichts sagen. 
Die Aussichten sind nach wie v or hervorragend

gute. Wir werden auf Gladbeck allerdings 
rechnungsm ässig  etwa 2% Millionen m ehr Aus­
gaben  haben, als angenommen sind, aber die 
kommen spä te r  dem Betriebe wiederum zugute, 
das ist kein unnütz fortgeworfenes Geld.

W as die übrigen  neuen Schachtanlagen an ­
betrifft, so haben wir beim N iederbringen des 
Schachtes auf W altrop, g laube ich, mit den von 
den Privatkreisen häufig als unfähig  h inge­
stellten staatlichen Beamten den R ekord  im 
N iederbringen von Schächten erreicht, wir sind 
in unglaublich k ü rze r  Zeit glücklich h e ru n te r ­
gekom men und sind im Kohlengebirge. Auch 
bei der Zeche Bergm annsglück sind die F o r t ­
schritte durchaus befriedigend, und wir haben  
keinerlei Ursache, irgend wie zu befürchten, 
dass das, was wir in der Vorlage von 1902 in 
Aussicht gestellt haben, sich nicht erfüllen 
sollte. Ich kann  aber ausdrücklich erk lären : 
alle diese V orgänge haben nicht den aller­
leisesten E indruck  auf mich gem acht und  mich 
zu der Aktion der  H ibernia  bestimmt, sondern 
lediglich die Gründe, die ich Ihnen  eben h ier 
ausgeführt habe.

W as die verschiedenen anderen  Fragen , die 
der  H err  V orredner gestellt hat, die m ehr im 
budge tä ren  Recht liegen, betrifft, so glaube ich, 
wird er mit mir darin  übereinstimmen, dass 
ich Sie besser hier nicht dam it behellige, sondern  
dass ich seine F rag e  in der Budgetkommission 
beantworte, in die Sie, wie ich annehme, die 
Vorlage b ringen  werden.

Vizepräsident Dr. Krause (Königsberg): Das
W ort h a t der A bgeordnete Dr. v. Woyna.

Dr. v. Woyna, A b g e o rd n e te r : Meine Herren, 
im Gegensatz zum letzten H errn  V orredner 
muss ich Ih re  Aufmerksamkeit wieder m ehr 
auf die allgemeinen Gesichtspunkte zurückführen, 
von denen aus diese Vorlage zu würdigen ist. 
In dieser Hinsicht haben  die A usführungen 
des H errn  Ministers am E ingänge  unserer  Ver­
hand lung  eine sehr wertvolle E rg än z u n g  der 
amtlichen B egründung  des Gesetzentwurfs ge­
boten; besonders  da, wo er von dem persön ­
lichen auf den allgemeinen Teil überg ing  und  
die gesamte Lage des Bergbaues, des Kohlen­
handels auf dem W eltm arkt beleuchtete, kam 
es zu Tage, dass das Vorgehen der Königlichen 
S taa tsreg ierung  in materieller Beziehung sich 
angepasst h a t der Entw ickelung der ta tsäch­
lichen Zustände im K ohlensyndikat u nd  in den 
mit ihm zusam m enhängenden Industrien. E r  
h a t  uns den Nachweis geliefert, dass die König­
liche S taa ts reg ie rung  p lanm ässig  vorgegangen  
ist, und  durch diesen Nachweis h a t er, wie ich 
glaube, der Vorlage noch eine ganze Reihe von 
F reunden  gewonnen. W eniger scheint der 
Nachweis geliefert zu sein, dass auch das 
formale Vorgehen der S taa tsreg ierung  hier 
das richtige gewesen ist. E s  w erden überall 
Feh le r  gemacht, (Heiterkeit) —  was ich eben 
gesag t habe, ist vielleicht gerade  so allgemein 
gesagt wie gewisse A usführungen des H errn
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Ministers — und es wird sich schwer feststellen 
lassen, ob ein anderer Weg besser und zweck­
m ässiger gewesen wäre als der, den die Staats­
reg ierung  beschritten hat, mit dem wir bei der 
vorliegenden Angelegenheit im gegenwärtigen 
Zeitpunkt auch n u r  noch zu rechnen haben.

Meine politischen Freunde stehen im all­
gemeinen dem Vorschlag der Staatsregierung 
wegen E rw erb u n g  des in F rage  kommenden 
Teilbesitzes an Aktien der H ibernia freund­
lich gegenüber, und  zwar aus folgenden 
Gründen.

Sie erblicken in der E rw erbung der H ib e rn ia ' 
die Aussicht und die Möglichkeit einer wert­
vollen geographischen und technischen E r ­
gänzung  des bereits vorhandenen, im Jah re  
1902 erw orbenen Bergwerksbesitzes in der Ge­
gend von Recklinghausen. Sie haben die 
U eberzeugung gewonnen, dass die grossen 
Grubenfelder, die nunm ehr in der H and des 
Staates in Höhe von ungefähr 130 Normal­
feldern vereinigt sind, dem Staat die Sicherheit 
gewähren, für weite Zukunft hinaus sowohl die 
E isenbahn als auch die Marine mit eigenen 
Kohlen versorgen zu können. Das ist ein er­
heblicher, bedeutsam er Gesichtspunkt für meine 
politischen F reunde  gewesen, und wir glauben, 
ihn bei der Begründung, wie wir sie uns selbst 
fü r diese Vorlage zurecht gelegt haben, voran­
stellen zu müssen.

E s ist heilte schon viel von der Einwirkung- 
gesprochen, die der Staat auf das Syndikat 
und die. Entwickelung der Kohlenindustrie 
ü b e rhaup t mit dem fraglichen Aktienbesitz ge­
winnt oder nicht gewinnt. E ins ist aber, soviel 
ich habe verfolgen können, b isher noch nicht 
h e rv o rg eh o b e n : durch den Besitz, den der 
S taa t jetzt an Hiberniaaktien hat, ist er in die 
Lage versetzt, jede Hineinziehung dieses Unter­
nehmens in Fusionsbestrebungen irgend welcher 
A rt zu unterb inden; die Dreiviertelmajorität, 
die nötig  ist, uin die H ibernia mit irgend 
einem anderen  W erk zu vereinigen, kann heute 
nicht m ehr erreicht werden, und  zw ar gerade 
verm öge des Aktienbesitzes, den der S taa t sich 
zugelegt hat.

Meine Herren, ich muss, obwohl der H err 
Minister gebeten hat, die F rage  der Stillegung 
der Zechen nicht zu berühren, doch bemerken, 
dass in der Entw ickelung des Syndikats unter 
dem neuen Vertrage immer ein Anreiz liegen 
wird, Zechen stillzulegen. Die Beteiligung des 
Staates am westfälischen Kohlenbergbau wird 
seine Aufmerksamkeit auf diese Vorgänge aufs 
äusserste anspannon, und er wird dem rein 
geschäftsmässigen Stillegen der Zechen, mit 
dem die grösseren Werke, die die Zechen an 
sich bringen, ihre Syndikatsbeteiligung zu er­
höhen suchen, nach Kräften entgegentreten.

In der letzten Zeit haben wir aus West­
falen recht trübe Nachrichten über die dortigen 
hygienischen Zustände bekommen. Ich bin 
weit entfernt, den starken Auslassungen eines

der H erren  Gutachter in dem Gelsenkirchner 
Typhusprozess völlig beizupflichten; gleich­
wohl ist es wünschenswert, dass dort ein Be­
trieb wie die Hibernia in der H and  des 
Staates noch m ehr als b isher der Betrieb der 
Hibernia im Privatbesitz eine Musteranlage auf 
hygienischem Gebiet für -alle anderen B erg ­
werksunternehm ungen wird. W urm und Typhus 
sind so gefährliche endemische Krankheiten in 
der fraglichen Gegend, dass der Staat suchen 
muss, an vorders te r Stelle das Beispiel fü r eine 
wirksame und erfolgreiche Bekäm pfung dieser 
beiden Feinde der menschlichen Gesundheit 
darzubieten.

E s sind aber auch nationale Interessen, die 
meine politischen F reunde  veranlassen, sich 
dieser Vorlage freundlich gegenüberzustellen. 
Meine Herren, bei den Verhandlungen im Jah re  
1902 ha t ein Mitglied des Zentrums im H erren ­
hause darauf hingewiesen, dass in den Gegenden, 
die hier in F rage  kommen, sich allmählich 
150 000 Polen zusammengefunden hätten. Ich 
gönne den Polen von Herzen, dass sie, wenn 
sie es für richtig halten, in den Westen kommen, 
um uns ihre kräftigen Arme zur Arbeit zu 
leihen; aber ich kann es nicht gut heissen, 
wenn diese Polen sich politisch zusammentun 
zur grosspolnischen Agitation und versuchen, 

l in die deutsche Mark des preussischen V ater­
landes nationalpolnische Ideen zu tragen, ja  
so weit gehen, dass sie es sogar ablehnen, sich 
von deutschen katholischen Geistlichen pasto- 
rieren zu lassen. Solchen Verhältnissen muss 
der Staat s tark  und energisch entgegentreten, 
und das kann er nicht besser tun, als wenn 
er sich die Verfügung über einen so grossen, 
gut eingespielten Betrieb, wie die Hibernia es 
ist, zu sichern sucht.

Meine Herren, man h a t  uns vor dem 
Schritte, den wir hier tun wollen, gew arn t; 
m an h a t  uns gesagt, wir trieben in den 
sozialistischen Zukunftsstaat hinein. Ich für 
meine Person glaube, dass dieser Schritt das 
nicht bedeutet. Soweit ich die Stimmung der 
Königlichen Staatsregierung u nd  der Mehrheit 
dieses Hauses kenne, gehören wir keineswegs 
zu den Leuten, die einen Staat ä la Bebel, 
Barth  und Naum ann wollen. W enn wir h ier 
so prozedieren, dann handeln wir n u r  nach 
altholienzollernschen Ueberlieferungen, nach 
denen ein auch auf wirtschaftlichem Gebiet 
mächtiger Staat notwendig ist, wenn Preussens 
Geschicke es e r fo rd e rn ; dass sie das vorliegend 
erfordern, das ist uns, glaube ich, aus den sehr 
zutreffenden Ausführungen des H errn  Ministers 
heute k la r  geworden.

Aus allen diesen Gesichtspunkten, aber unter 
grundsätzlicher Ablehnung einer allgemeinen 
Verstaatlichung des rheinisch - westfälischen 
Bergbaues, sind meine politischen F reunde  be ­
reit, dem Ankauf der Hiberniaaktien zuzu­
stimmen. Nach der Geschichte der E rw erbung  
staatlichen Bergbesitzes in diesem Hohen Hause
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ist es das Richtige, so wie im -Jah re  1902 den 
E n tw u rf  der Budgetkommission zu überw eisen; 
nam ens meiner politischen F reunde  habe ich, 
in Uebereinstinnnung mit dem H errn  Vorredner, 
diesen A ntrag  zu stellen. (Bravo! bei den 
Freikonservativen.)

Vizepräsident Dr. Krause (Königsberg): Bas
W ort h a t der A bgeordnete Schiffer.

Schiffer, A bgeordneter: Schon mein H err  
V orredner ha t den grossen W ert der Bem er­
kungen, mit denen der H err  Handelsm inister die 
heutige Debatte einleitete, beton t; ich trete 
dieser A nerkennung bei. Ich möchte n u r  einen 
Schritt weiter gehen und sagen, dass es sehr 
wünschenswert gewesen wäre, wenn wenigstens 
ein Teil dieser Bem erkungen bereits in der 
B eg ründung  der Vorlage gestanden hä tte ; 
(sehr richtig! links) denn ich bin der Meinung, 
dass diese. B egründung  doch nach vielen Rich­
tungen hin recht unzulänglich gewesen ist. Ich 
bin der Meinung, dass sie es auch denen, die 
an sich mit dem V orgehen der Regierung- 
grundsätzlich einverstanden waren, nicht leicht 
gem acht hat, bereits je tzt ihre  zustimmende ! 
H altung  als endgültig  zum A usdruck zu | 
bringen, (sehr r ic h t ig ! links) und es den grund- j  
sätzlichen Gegnern dieses Vorgehens erleichtert 
hat, schon je tz t ein Nein zu sprechen.

Ich begrüsse es deshalb mit F reuden, dass j  
wenigstens je tzt der H err  Handelsm inister in | 
manigfachen bedeutsam en Beziehungen die 
B egründung  seiner Vorlage ergänz t hat. Zu 
diesen Beziehungen rechne ich allerdings nicht 
— wenigstens fü r  mich und meine politischen 
F reunde  nicht — die A ufklärung des Märchens, 
das den F ü rs ten  Henckel v. D onnersm arck be­
trifft. Diese Geschichte h a t  fü r uns keinerlei 
B edeutung gehabt, und ich kann  dem H errn  
H andelsm inister bemerken, dass sie in unseren 
B eratungen  ü b erh au p t nicht erw ähn t worden ist.

Dagegen lege ich grossen W ert auf die E r ­
k lä rung  bezüglich derjenigen V erträge und  
Abreden, die dem endgültigen Abkommen mit 
der D resdner B ank vorangegangen sind. Das ] 
ist in der  Tat ein Gesichtspunkt, der sehr j 
schwerwiegend bei der  Beurteilung der Sach­
lage ins Gewicht fällt. Immerhin, so grossen 
W ert ich den Bem erkungen des H errn  H andels ­
ministers ü b e rh au p t beimesse, — alle Zweifel, 
alle Unklarheiten, alle Dunkelheiten sind durch 
sie bei weitem nicht beseitigt! (Sehr richtig! 
links.) E s  w ird infolgedessen in der T at heute 
meine Aufgabe sein, in ers ter Reihe nicht so­
fort die A ntw ort auf die F rag e  zu finden, die 
die Königliche S taa tsreg ierung mit dieser Vor­
lage an uns gestellt hat, sondern selbst erst 
neue F rag en  zu stellen und zu formulieren, 
nicht sowohl heute bereits die rationes deci­
dendi, sondern zunächst erst die rationes dubi- 
tandi zu erörtern.

Diese E rö r te ru n g  wird sich auf zwei Gebiete 
gesondert zu erstrecken haben. Wir müssen ■ 
gesondert betrachten einmal das V e r f a h r e n ,

das die Königliche S taa tsreg ierung bisher ein­
geschlagen hat, und sodann die Z i e l e ,  die sie 
mit diesem Verfahren und  mit dieser Vorlage 
verfolgt

W as das Verfahren betrifft, so h a t  mein H err 
V orredner ja  bereits von dem von ihm einge­
nommenen günstigen S tandpunk t aus angedeutet, 
dass es doch wohl nicht ganz ein wandsfrei ist. Ich 
bin nicht in der Lage, mit derjenigen W eitherzig­
keit, die er bewiesen hat, mich dam it zu trösten und 
die Königliche S taatsanw altschaft dam it zu en t­
schuldigen, dass eben Fehler überall Vorkommen. 
(Grosse Heiterkeit, Z u ru f : S taatsregierung!) 
—- Natürlich S taatsregierung! Meine Herren, 
bei aller Hochschätzung persönlicher F reu n d ­
lichkeit und Milde, ist es meines E rachtens 
nicht bloss das Recht, sondern die ernste Pflicht 
der Abgeordneten, in dieses Verfahren hinein­
zuleuchten u n d  die einzelnen Punkte, die uns 
unk la r  sind, zu erörtern. (Sehr richtig! links.)

Betrachten wir nun  dieses V erfahren im 
ganzen oder im einzelnen, im A nfang oder am 
Ende, so werden wir finden, dass alle Maß­
nahmen, die b isher vorgekom men sind, gleich- 
mässig e i n e n  Stempel an der Stirn  t r a g e n : 
den Stempel des Misserfolges. (Sehr richtig! 
links.) Misserfolg ist vor allen Dingen dem 
Versuche zuteil geworden, die H ibernia  in den 
Staatsbesitz zu überführen. Der Misserfolg ist 
diesem Versuche zuteil geworden, obgleich —- an ­
dere s a g e n : weil — der S taat sich der Vermittelung 
der Börse bedierit hat. Ja, unwillkürlich muss 
man an den H errn  Handelsm inister die F rag e  
stellen, warum er denn eigentlich von dem 
Wege, der bei Verstaatlichung grössere r  U nter­
nehm ungen b isher eingeschlagen worden ist, 
diesmal abgewichen ist, (sehr richtig! links) 
w arum  denn eigentlich der Weg, der  sich nicht 
n u r  theoretisch, sondern auch praktisch bei der 
E isenbahnvers taa tlichung  bew ährt hat, hier 
verlassen worden ist. (Sehr r ic h t ig !) D er H err  
Handelsm inister h a t allerdings bereits gesagt, 
es wäre naiv, wenn man diesen- W eg ginge, 
und  er h a t seinen Kollegen, den H errn  E isen­
bahnm inister, vor dem gleichen V orwurf — denn 
ein -solcher soll es ja  wohl sein — der Naivetät 
dadurch  schützen zu können geglaubt, dass e r  
sagte, bei den E isenbahnen  lägen die V erhält­
nisse ganz anders ; denn dort habe der S taa t 
Machtmittel, welche auch einen w iderhaarigen 
Gegner unterzukriegen  ihn befähigten. Meines 
E rachtens setzt sich da der H err  Handelsm inister 
in W iderspruch mit sich selbst; denn er kommt 
ja  je tzt in die Lage, sich auch seinerseits mit 
d e m . von ihm so genannten  T ru tz tru s t  ausein­
andersetzen zu müssen. (Sehr richtig! links.) 
E n tw eder kann  er dies nun  in gütlicher Weise 
tun, — da sagt der H err  H aridelsm inister: es 
ist naiv, auf ein gütliches Entgegenkom m en der 
H erren  zu rechnen. O der er kann  es mit 
Zw ang tun, — da sag t der H e rr  Handelsminister, 
Zwangsmittel habe er nicht. E in  drittes gibt 
es nicht. Ich weiss deshalb  in der Tat nicht

|
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wie er aus der Situation, in die er sich bei der 
I-Iibernia selbst bringen will, bei dieser An­
schauung herauskommen will, wo die beiden 
einzigen Wege, die überhaupt möglich sind, nach 
seiner Meinung ihm, dem H errn  Handelsminister, 
gegenüber den Männern, die in F rage  kommen, 
verschlossen sind.

Der Grund, aus dem der H err Handels­
minister die Börse in Anspruch nahm, ist der, 
dass auf anderem Wege der Besitzerwerb der 
Aktien zu so billigem Preise, wie er vorge­
schlagen ist, nicht möglich gewesen sein soll. 
Nun ist es schon recht zweifelhaft, ob dieser 
Preis ein billiger ist, und die Kommission wird 
sich über  diesen P unk t eingehender unter­
halten müssen. Insbesondere ist zweifelhaft, 
ob der Preis der Verstaatlichungsofferte, wie 
der H err  Handelsminister meint, noch nicht 
einmal erreicht ist durch denjenigen Preis, der 
der D resdner Bank bezahlt werden soll, oder 
ob dieser Preis, wie andere herausrechnen, be­
reits überschritten  ist. In  jedem Fall war die 
Differenz zwischen dem Verstaatlichungspreis 
und dem Preis, den d ie  Dresdner Bank zu 
verlangen hat, eine sehr minimale. Der H err 
Handelsm inister wird mir darauf erwidern, 
dass, wenn es nicht durch die Börse gemacht 
worden wäre, ein noch viel höherer Preis von 
den Aktionären gefordert worden wäre und 
hätte  bewilligt werden müssen, wenn das er­
s trebte  Ziel erreicht werden sollte. Wiederum 
setzt sich hierdurch der H err Handelsminister 
in einen gewissen W iderspruch mit sich selbst, 
mit den Ausführungen) die er in der Be­
g rü n d u n g  der Vorlage macht. Denn nach 
letzterer e rw arte t er, dass die Aktionäre 
schliesslich sich gütlich mit den Anerbietungen, 
die er macht, einverstanden erklären. Täuscht 
diese Hoffnung, dann ist der Zweck der ganzen 
Vorlage verfehlt, weil nicht zu verw irklichen; 
ist aber diese Hoffnung berechtigt, so war sie 
erst recht berechtigt zu einer Zeit, in der die 
Aktionäre sich noch nicht zu einem Schutz-, 
trust vereinigt hatten und  noch nicht mit der 
E rb itte rung , Abneigung und Misstrauen erfüllt 
waren. Da wäre sicherlich der Staat mehr in 
der Lage gewesen, auf gütlichem Wege das zu 
erreichen, was er nach seiner eigenen Auf­
fassung je tzt aupli n u r  auf gütlichem Wege 
von den Aktionären erreichen kann.

Nachdem die Massnahmen, die der Staat 
mit Hilfe der Börse ergriffen hatte, ihm zu­
nächst nicht gelungen waren, ha t er nun  ver­
sucht, diesen Misserfolg dadurch wieder aus 
der Welt zu schaffen, dass er gewisse juristische 
Manipulationen vornahm  oder vornehmen liess, 
die meinem Em pfinden nach — ich will über 
die H altbarkeit der juristischen Grundlage mich 
nicht äussern  — in ihrer Art nicht schön zu 
nennen sind. (Sehr r ich tig ! links.) Man muss 
doch die H andlungen der D resdner Bank bei 
jener bekannten  Generalversamm lung dem 
S taa t zu re c h n e n : wobei ich bemerke, dass es

im übrigen auffällig ist, in welcher Weise die 
Kriegskosten, die Gerichtskosten, zwischen der 
D resdner Bank und dem Staat geteilt werden 
sollen. Ich weiss nicht recht, un ter welchen 
Gesichtspunkten diese Teilung stattfindet. E n t ­
weder ha t die D resdner B ank für den S taa t 
gehandelt, und dann muss der Staat die Kosten 
tragen, oder sie h a t auf eigene F aus t ge­
handelt, dann soll sie allein die Kosten tragen.
Ich finde einen klaren Grund für diese Kosten­
teilung auch nicht entfernt angedeutet. Aber
wie es auch sein mag, —  das Vorgehen der
D resdner Bank, das der Staat auf sich nehmen 
muss, war meines Erachtens doch eine An­
wendung juristischer Feinheiten, um nicht 
Spitzfindigkeiten Zusagen, die mit der schlichten 
Moral und der natürlichen Auffassung dössen, 
was den guten Sitten bei der H andhabung  des 
Gesetzes entspricht, nicht ganz vereinbar ist. 
Man darf auch nicht einwenden, die H ibernia 
habe auch ihrerseits gesündigt und habe auch 
ihrerseits sich mit juristischen Hilfsmitteln v e r ­
sehen, die auch nur eine A usnützung juristischer 
Formalitäten seien; denn wir dürfen doch 
schliesslich nicht v e rg essen : der Angreifende 
war hier der Staat, und es kann nicht unsere 
Aufgabe sein, über die H ibernia zu Gericht zu 
sitzen, die eine Privatgesellschaft ist und 
unserer Zuständigkeit nach dieser R ichtung 
kaum unterliegt.

Aber der Mangel an, wenn ich sagen darf, 
einer gewissen Feinfühligkeit tritt meines E r ­
achtens beim Vorgehen der Königlichen Staats­
regierung in noch viel schärferer Weise in 
einem anderen Punkte hervor. Die Königliche 
Staatsregierung hat, wie ich meine, nicht ge­
nügend den Persönlichkeiten Rechnung ge ­
tragen, die beim Erw erben  der H ibernia in 
F rage  kamen. Man kann  über die leitenden 
Persönlichkeiten in der westfälischen Industrio  
denken, wie man will, man kann  sie bew undern 
oder bekämpfen, man kann ihre W irksam keit 
für eine segensreiche oder eine schädliche 
halten; aber das wird niemand leugnen können, 
dass die Werke, an denen sie beteiligt sind, 
W erke sind, in denen ein gut Teil ihres Lebens, 
ihrer Lebenskraft und  ihrer Lebensarbeit steckt, 
(sehr richtig! bei den Nationalliberalen) dass 
sie nicht zu verwechseln sind mit Spekulanten 
und Börsenjobbern, die Werke ankaufen, blos 
um sie zu veräussern, (sehr gut! bei den 
Natiönalliberalen) dass ihr Interesse sich nicht 
bloss im Kurse der Aktien erschöpft, (Bravo, 
bei den Nationalliberalen) dass nicht bloss ihre 
finanziellen Interessen, sondern in ganz über ­
wiegendem Masse ihre idealen Interessen 
(Bravo! bei den Nationalliberalen) in dem, was 
ein H auptinhalt ihres Lebens ist, darin stecken. 
(Bravo! bei den Nationalliberalen). Ich glaube, 
der H err  Handelsminister wird es doch nach­
empfinden müssen, wie solchen Männern zu 
Mute ist, wenn sie entwurzelt und heraus ­
gerissen werden aus dem Boden, in dem nicht
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bloss ihr Geldkapital, sondern auch das Kapital 
ihres Geistes und H erzens steckt. W enn diese 
Männer in dieser Weise einfach bei Seite ge­
schoben werden, so kann  ich es verstehen —- 
und ich glaube, der H err  Handelsm inister v e r ­
s teh t es auch —, dass in ihr Herz eine ge­
wisse V erbitterung und ein gewisses .Miss­
trauen  einzieht. (Sehr gut! bei den National­
liberalen).

Ich glaube um so mehr, dass auch der H err 
Handelsm inister das nachfühlen wird, weil er 
den Schluss seiner Rede zu einem Apell an 
das grosse und grosszügige Em pfinden und 
D enken dieser M änner ausgestaltet hat. E r  
hätte  diesen Apell sicherlich nicht ausgesprochen, 
wenn er nicht geg laub t hätte, dass er eine gute  
S tatt finde. Ich erlaube mir allerdings daraus  
den Rückschluss, dass er dann vielleicht gu t 
getan  hätte, den Apell schon von vornherein 
an jene Männer zu richten. (Sehr richtig! bei 
den Nationalliberalen).

W ende ich mich nunm ehr zu den Zielen, 
welche die Königliche S taa tsreg ierung  mit ihren 
bisherigen Massnahmen und der von ihr ein- 
gebracliten Vorlage verfolgt, so stelle ich fest, 
dass zunächst volle Klarheit n u r  in negativer 
Beziehung gegeben, diese K larheit aber aller­
dings eine überaus  erfreuliche ist. Der H err  
Handelsm inister h a t  bereits in der B egründung  
erk lärt und h a t es heute als einen Beschluss 
des gesamten Staatsministeriums wiederholt, 
dass an eine Verstaatlichung des gesamten 
westfälischen Bergbaues nicht zu denken ist. 
W ir nehm en diese E rk lä ru n g  der Königlichen 
S taa tsreg ierung  mit aufrichtigem Danke und 
vollem V ertrauen an. Die Grundlagen, die 
unsere r  Nationalwohlfahrt durch die gegen­
wärtige A usgestaltung des B ergbaus  gegeben 
sind, sind g e s u n d e ; 1 wir freuen uns deshalb, 
dass die Königliche S taa tsreg ierung diese 
G rundlagen nicht verlassen will. Wir hoffen 
auch, dass die E rk lä ru n g  der Königlichen 
S taä tsreg ierung  nicht bloss einen Zukunftsw ert 
hat, sondern  dass sie schon je tz t wirken, näm ­
lich der  wüsten Spekulation ein E nde  machen 
wird, die gegenw ärtig  in E rw ar tu n g  einer 
anderen  W endung der Dinge sich der Verhält­
nisse bem ächtigt und  einen überaus  schädlichen 
Einfluss auf die Lage unseres Geldmarktes in 
Montan werten ausgeübt hat. D er H err  H andels ­
minister weiss ja, dass wir auf dem Boden des 
gemischten B ergbausystem s stehen, wie' ich 
glaube, im Einvernehm en mit der Königlichen 
S taatsregierung. Wir wollen, dass der Privat- 
täfigkeit im Bergbau, die durch eine ruhmvolle 
Geschichte sich ein Recht auf ihre Mitwirkung 
gesichert hat, diese M itwirkung b le ib t; wir 
denken aber nicht daran, den S taat aus dem­
jenigen Besitz herauszudrängen , den er hat. 
Freilich wäre zu erwägen, ob das P rinzip  des 
gemischten Systems, das hier dazu führt, neue 
Bergw erke in Westfalen zu erwerben, nicht 
vielleicht auch anderw ärts  in entsprechendem

! Sinne zu handhaben  ist, ob nicht der Staat 
insbesodere im Saarrev ier  dasselbe G rund­
prinzip des gemischten Systems zur D urch ­
führung  bringen möchte. (Sehr g u t ! bei den 
Nationalliberalen.) Imm erhin haben  wir es hier 
n u r  mit der negativen Seite derjenigen Ziele 
zu tun, die in F rag e  kommen.

Die B esprechung der positiven Seite fü h r t  zu- 
nächst.zu der Frage, ob der E rw erb  der Aktien, 
der uns vorgeschlagen wird, ein für uns finanziell 
vorteilhafter ist oder nicht. Die Meinungen 
h ierüber stehen nicht fest. E s  ist nicht meine 
Aufgabe, die U ntersuchung h ie rüber jetzt an ­
zustellen ; dazu wird in der Kommission Ge­
legenheit sein. Aber soviel ist ja  bereits sicher! 
auch wenn der E rw erb  dieser Aktien ein vor­
teilhafter für den S taa t ist, so ist dieser E rw erb  
nicht der Endzweck der Operation. E s  würde 
ja  auch in der Tat preussischon F inanzgew ohn­
heiten nicht entsprechen, Staatsverm ögen in 
dieser Weise anzulegen. Die Königliche S taa ts ­
reg ierung  will das auch nicht, sie will weiter 
und will zunächst Einfluss in der Hibernia 
selbst gewinnen.

Es ist mir nicht ganz klar geworden, wie 
sich der H err  Handelsm inister diesen Einfluss 
denkt. Auch d e r  Besitz einer grossen Minder­
heit von Aktien ist immerhin n u r  ein Minder­
heitsbesitz, und bei den 'gespannten V erhält­
nissen, wie sie augenblicklich bestehen, sehe 
ich nicht recht ein, wie diese Minderheit gegen­
über der M ajorität sich durchsetzen soll. Ich 
würde den H errn Handelsm inister dringend 
bitten, uns über diesen P u n k t  doch einige 
nähere E rk lä rungen  spätestens in der Kom­
mission zu machen. Nehmen wir aber  auch 
an, dass ein solcher Einfluss vor sich geht, 
nehmen wir insbesondere an, dass es der 
Königlichen S taa tsreg ierung  j gelingt, weitere 
Aktien fü r sich zu erwerben, so bleibt die E r ­
reichung des weiteren Zweckes, die V erstaat­
lichung der Hibernia, meines E rach tens  doch 
noch immer vollständig in der Luft schweben; 
denn der E in  wand, dass der S taa t nicht mit­
stimmen könne bei der Verstaatlichung, ist 
meines E rach tens  auch nicht durch den H errn  
A bgeordneten Spahn widerlegt. (Sehr richtig! 
bei den Nationalliberalen). Ich gehe auf die 
juristische H altbarkeit der von ihm beliebten 
K onstruktion nicht näher ein; aber  ich glaube, 

| das wird man sagen k ö n n e n : d e m  S i n n  des 
| Gesetzes entspricht diese K onstruktion nicht. 

(Sehr richtig!) Das Gesetz will, dass Aktionäre, 
die am Gegenstand der Abstimmung selbst be­
teiligt sind, in M assnahmen nicht mitstimmen 
sollen, die eben ihre eigenen Sonderin teressen 
betreffen, und  das trifft doch die Grundlage, 
auf der sich die gesam te Aktion abspielen muss. 
(Sehr richtig!) Ich würde es also fü r  kaum  
möglich halten, auf diesem Wege das Ziel der 
Verstaatlichung zu erreichen.

W enn aber dieses Ziel doch auf die eine 
oder andere Weise erreicht würde, was wäre
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dann die Folge? Es würde zunächst eine 
A rrondierung des Gebietes eintreten, das der 
S taa t in Westfalen für seinen Bergbau sich 
eröffnet hat. Diese Folge, die eine mehr technisch- 
bergfiskalische ist, wird sicherlich von allen 
Seiten im wesentlichen gebilligt werden. Wir 
verkennen nicht, welch ausserordentliche Vor­
teile eine derartige Arrondierung zur Nutzbar­
m achung der bereits jetzt im Eigentum des 
S taates befindlichen Terrains bringen würde. 
Und auch der Umstand, dass wiederum ein 
vollständig geschlossenes Gebiet nicht erlangt 
wird, dass wiederum einige Teile abgesplittert 
sind, wird kaum erheblich ins Gewicht fallen. 
Aber der weitere Zweck der Verstaatlichung 
der H ibernia bewegt sich ja auch über diesen 
Punkt, den die B egründung der Vorlage 
übrigens überhaup t nicht erwähnt, hinaus in 
der R ichtung auf das Syndikat.

Ich frage nun weiter — und das h a t  bereits 
der H err  Abgeordnete Spahn b e rü h rt  — : wie 
stellt sich der H err  Handelsminister seine Rolle 
im Syndikat vor? Mit der verhältnismässig 
kleinen Beteiligungsziffer, die er an der Syn­
d ikatsförderung hat, ist im Wege des Zwanges 
sicherlich nichts auszurichten. Es ist mir sogar 
zweifelhaft, ob nach der Verfassung des Syn­
dikats dem Staate  ein Posten im Aufsichtsrat 
zugestanden werden müsste! Die rein persön­
liche Einwirkung, die der H err Handelsminister 
den von ihm beauftrag ten  Beamten in Aus­
sicht stellt, stellt, und von der er ganz 
besonders  grosse Erfolge erwartet, lenkt n a tü r ­
licherweise die F rage  wieder auf die heute 
gleichfalls vom H errn  Abgeordneten Spahn 
schon gestreifte T a tsache : ist nicht dem Staate 
bereits der E in trit t  in dak Syndikat mit einem 
Vetorecht angeboten worden, und aus welchem 
Grunde ha t der Staat dieses Angebot nicht an ­
genommen, wenn er glaubt, nu r durch die 
Macht seiner Persönlichkeit oder der von ihm 
beauftragten Persönlichkeiten im Syndikat schon 
einen ausschlaggebenden, einen ihm genügenden 
Einfluss auszuüben?

A ber wenn wir auch diese F rage in einer 
dem Staa t und der S taatsregierung günstigen 
Weise zu beantw orten in der Lage sind, wenn 
der H err  Handelsm inister vielleicht auch diese 
F rag e  in der Kommission in einer uns zufrieden­
stellenden Weise erledigen kann, dann kommen 
wir allerdings zu der Frage, die ja  die politisch 
bedeutsamste, die aktuellste ist: welche Stellung 
nehmen wir zum Kartellwesen überhaupt ein? 
zu der F rag e : wollen wir, sollen wir überhaupt 
dem Staate den E in trit t  in das Syndikat und  
den durch den E in tr it t  in das Syndikat ent­
s tehenden Einfluss auf das Syndikat, zu­
billigen oder nicht? Halten wir diesen Schritt 
fü r  wünschenswert oder gar  notwendig oder 
nicht? — Ich könnte mich der Beant­
wortung dieser F rag e  an sich entschlagen, in­
dem ich sage: zunächst muss erst einmal die 
Möglichkeit eines solchen Vorgehens m ir.nach- j

gewiesen werden, der Weg als g angbar  nach­
gewiesen werden; wenn etwa dieser Nachweis 
nicht gelingt, so brauche ich zu der F rage  
selbt ja  nicht mehr Stellung zu nehmen. Wenn 
ich eine derart zurückhaltende E rk lä ru n g  ab ­
geben würde, so weiss ich auch, was die Folge 
sein würde: es würden diejenigen Ausstreuungen, 
die bereits in der Oeffentlichkeit und in der 
Presse stattgefunden haben, als ob die national­
liberale Parte i in diesem P unk t nicht einig wäre, 
als ob sie deshalb sich zu scheuen habe, auf 
diesen P unk t einzugehen, neue N ahrung 
finden und im Lande gegen uns wirken. Des­
halb gehe ich auf diese F rage  ein und kann 
er sehr ruhig  tun. Denn die F raktion  ist ein­
mütig, einhellig und geschlossen! e i n m ü t i g ,  
e i n h e l l i g  u n d  g e s c h l o s s e n  b e a n t w o r t e t  
d i e  F r a k t i o n  d i e  F r a g e ,  d i e  i c h  g e s t e l l t  
habe ,  mi t  Ja.  Me i n e  p o l i t i s c h e n  F r e u n d e  
h a l t e n  den  E i n t r i t t  d e s  S t a a t e s  u n d  
d e n  E i n f l u s s  d e s  S t a a t e s  a u f  d a s  S y n ­
d i k a t  f ü r  z u l ä s s i g  u n d  w ü n s c h e n s w e r t .

Die Stellung der Kartelle und  Syndikate in 
unserem Wirtschaftsleben ist bereits von dem 
H errn  Handelsminister hier und bei anderer 
Gelegenheit erö rtert worden. Auch wir stehen 
selbstverständlich auf dem Standpunkt, den 
wohl jeder einnimmt, der überhaup t nicht von 
ganz kleinen Gesichtspunkten aus diese F ragen  
beurteilt und  prüft, dass Kartelle und Syndikate 
nicht blos Erzeugnisse der E rw erbsg ier ein­
zelner, der Sucht, zu verdienen, sind, sondern not­
wendige Produkte unserer Gesamtentwickelung, 
(sehr richtig!) dass sie nichts anderes sind als 
absolut erforderliche Waffen im Kämpf ums 
Dasein — wiederum nicht der einzelnen, son­
dern  vielmehr der Völker. Nach der Entw icke­
lung, die unsere Stellung auf dem W eltm arkt 
genommen h a t und nehmen musste, einer E n t­
wickelung, wie sie ja  auch v o n 'u n s  keineswegs 
ganz freiwillig gewählt ist, sondern die sich 
eben aus der Gesamtstellung des Wirtschafts­
lebens ergibt, müssen wir damit rechnen, dass 
andere Länder und insbesondere Amerika kraft 
der Naturschätze, durch die sie uns bereits 
überlegen sind, und kraft der Konzentration 
der Betriebe, durch die sie diese Naturschätze 
sich nu tzbar machen, uns eine immer über­
mächtigere Konkurrenz bereiten. Und ich 
stimme dem H errn  Handelsminister vollkommen 
darin bei, dass wir vielleicht noch g a r  nicht 
übersehen können, welche gewaltigen Kämpfe 
wir in ku rzer  Zeit zu führen haben werden. 
E s  bleibt uns nichts anderes übrig, als dieser 
Entwickelung die entsprechende Entwickelung 
bei uns entgegenzustellen; es bleibt uns nichts 
anderes übrig, als der Konzentration der Kräfte 
und  Betriebe jenseits des W assers auch eine 
gesteigerte Konzentration der Kräfte und Be­
triebe bei uns entgegenzustellen, um auf diese 
Weise dasjenige, was unserem Lande und Volke 
in wirtschaftlicher Beziehung nottut, zu erlangen 
und zu erhalten.



So sehr wir aber auch mit der Notwendig­
keit der Organisation insoweit e inverstanden 
sind, so wenig verkennen wir. andererseits  —- 
wie ich glaube, wiederum in Uebereinstimm ung 
mit dem H errn  Handelsm inister — die schweren 
Gefahren, die sich aus derartigen ungeheuren 
Machtgebilden von Kapitalassoziationen für 
unser Vaterland ergeben. Wir wissen, dass 
diese Assoziationen eine ständige Quelle grösster 
Gefahren sind; wir wissen, das sie sehr leicht 
zu Auswüchsen führen, welche nach allen Rich­
tungen hin, nicht blos nach der wirtschaftlichen, 
ernsteste Schädigungen erzeugen können. Und 
weil wir das wissen und  anerkenen, sind wir 
der Meinung, dass es geboten und zulässig ist, 
dass der Staat selbst in diesen Assoziationen 
Platz nimmt, dass der  S taa t selbst ihr Verhalten 
mitbestimmt, dass mindestens un ter seinem 
Blick, mit seinem Wissen alles das sich abspielt, 
was dort Aror sich geht, damit er im Interesse 
der Allgemeinheit, wo es nottut, seine Stimme 
warnend erheben kann.

Ich glaube nicht, dass es zur Rechtfertigung 
dieses S tandpunktes notwendig ist, auf die 
Geschichte der Syndikate, zumal auf das jetzige 
V erfahren der Syndikate einzugehen. Auch 
wenn ihre Geschichte so glänzend ist, wie sie 
von manchen aufgefasst wird, auch wenn gegen 
die Syndikate nichts, insbesondere auch das 
nicht einzuwenden wäre, was der  H err  H andels­
minister zuletzt vorgetragen  hat, auch darin 
würde schon mit Rücksicht auf die Möglichkeit 
einer anderen Entw ickelung diese Mitwirkung 
des Staats von uns gebilligt werden. Man 
kann ja  allerdings den S tandpunkt, den man 
dem bestehenden S yndikat und  dem bestehenden 
Zustand gegenüber einnimmt, vielleicht durch 
die Art der Betonung zum A usdruck bringen. 
W er die gegenw ärtige Verfassung der Syndikate, 
und ihre gegenw ärtige  W irksam keit billigt, 
insbesondere die des Kohlensyndikats, wird 
vielleicht mit einem tolerari potest diese Mit­
w irkung des S taates hinnehmen und sie als 
gegenw ärtig  noch nicht notwendig, als gegen ­
w ärtig  überflüssig n u r  gerade  dulden. Andere 
werden herzhafter, freudiger ih r J a  aus­
sprechen. Ich zähle mich zu diesen anderen.

Ich bin in der Tat der Ueberzeugung, dass 
es hohe Zeit ist, einzugreifen in eine E n t ­
wickelung, die objektiv und subjektiv  zweifel­
los grosse Gefahren fü r uns herauf beschwört. 
E s  ist eins der H auptproblem e unseres ganzen 
wirtschaftlichen Lebens, dafü r  zu sorgen, dass 
das, was die Freiheit des einzelnen sichern 
sollte, nicht zu einem Mittel der  Unfreiheit 
wird, dass- das, was die einzelnen selbständig 
machen sollte im W ettbewerb, nicht zur U nter­
d rückung  der Selbständigkeit führt. Die Asso­
ziation der A rbeit wie die Assoziation des 
Kapitals zeitigt solche Gefahren, gleichviel ob 
diese Gefahren sich nun als Terrorismus, als 
Boykott, als Monopol darstellen. Und weil wir. 
diese Gefahren erkennen, und weil wir dam it

rechnen müssen, dass diese Gefahren eines 
Tages plötzlich evident und  existent werden, 
deshalb glauben wir, schon je tzt dem Staate 
als Schützer und  W ahre r  der allgemeinen In ­
teressen eine Möglichkeit des Einflusses sichern 
zu sollen. Wir gelangen auf dem W ege der 
Syndikatsbildung immerhin zu einem S taa t im 
Staate, der selbst derjenigen Kaxitelen, die 
unser eigentliches Staatswesen besitzt, nicht 
teilhaftig ist. Und wenn schon objektiv dieser 
S taa t im S taate uns mit nicht zu u n te r ­
schätzenden Gefahren bedroht, so wollen wir 
doch weiter uns nicht verhehlen, dass in 
unserem  Volke eine tiefe E rreg u n g  über diese 
Entw ickelung besteht, (sehr richtig! links) eine 
tiefe E rreg u n g  besteht, die aus dieser E n t ­
wickelung, die es dem Kapital auf Gnade und  
U ngnade ausliefert, die schwerwiegendsten 
Besorgnisse entnimmt, und  die, wenn einst 
diese Besorgnisse sich rechtfertigen sollten, 
unser Volk zu Schritten d rängen  könnte, die 
wir durchaus nicht billigen. Das Ziel den Ver­
staatlichung, das wir missbilligen, würde eines 
Tages auftauchen, wenn der W eg der Syn­
dikate sich nicht im Eink lang  mit der all­
gemeinen Volkswohlfahrt, mit der selbständigen 
Stellung der P rivatbetriebe  halten sollte. (Sehr 
r ic h t ig !)

Auch ein zweiter Gesichtspunkt ist nicht 
zu unterschätzen. Dass die Entwickelung voll­
kommen frei von jeglicher s taa tlicher E in ­
wirkung sich vollziehen könnte, dürfte  viel­
leicht je tzt schon als ausgeschlossen zu be­
trachten  sein. W enn wir aber nicht den Weg, 
der  uns heute gewiesen wird, beschreiten, dann 
w ürden wir vielleicht über kürz  oder lang  zur 
B era tung  eines Kartellgesetzes gelangen müssen, 
und die Schaffung eines solchen Gesetzes ist 
bis je tz t e ine 'Aufgabe geblieben, die trotz aller 
Mühen noch um keinen Schritt ih rer Lösung 
zugeführt worden ist. W enn wir ein der ­
artiges Gesetz mit seinem schweren und tiefen 
Eingriff in die Gestaltung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse hintanhalten  können durch eine 
m ehr labile Beeinflussung seitens des Staates, 
so werden wir g u t da ran  tun, diesen W eg zu 
beschreiten.

Deshalb wollen meine F reunde  mit diesem 
Ziele sich einverstanden erklären. Aber indem 
ich dieses Ziel als von uns gebilligt dargestellt 
habe, muss ich natürlicherweise immer wieder 
darau f  zurückkommen, darau f W ert legen, dass 
nunm ehr die Wege, die zum Ziele führen,- uns 
noch besser, als es b isher geschehen ist, aufge­
hellt und  aufgek lärt werden. Es muss das ja  
in einer Kommission geschehen. Die H erren 
V orredner haben  die Budgetkommission dafür 
in Vorschlag gebrach t; ich möchte dringend 
bitten, doch fü r  diesen Zweck eine eigene 
Kommission einzusetzen. (Sehr richtig! links.) 
D er ganze Gegenstand ist zweifellos ein durch ­
aus außergew öhnlicher, ein solcher, der mit 
unserem übrigen B udget wesen in einem kaum



nennensw erten oder wenigstens nu r in einem 
äusserlichen Zusam menhänge steht; der ganze 
Gegenstand ist ein solcher, der die äusserste 
E igenart sein nennt, insbesondere zu seiner 
Beurteilung bestimmte Persönlichkeiten heran ­
zuziehen notw endig macht. Wir müssten also, 
wenn wir diesen Gegenstand in der  Budget­
kommission bera ten  wollen, doch die Budget­
kommission wahrscheinlich vollständig in ihrem 
Personenbestande umändern. (Sehr richtig!)

Ich möchte meinen, dass deshalb es der 
einfachste und natürlichste Weg ist, wenn wir 
eine Sonderkommission von "21 Mitgliedern, 
deren E insetzung ich namens meiner politisch!! 
F reunde  hiermit beantrage, für diesen Gegen­
stand bestimmen. (Sehr richtig!) Aber welche 
Kommission es auch sein möge, die sich der 
E rö rte ru n g  zu unterziehen haben wird, meine 
politischen F reunde werden ehrlich und redlich, 
ohne Voreingenommenheit und ohne Vorurteil 
mit der Königlichen Staatsregierung in dieser 
Kommission Zusammenarbeiten, werden sich 
zugänglich zeigen jeglicher E rk lärung  und jeder 
Auflärung, die von der Königlichen Staats- 
reg ierung gegeben werden soll. Möge es der 
Regierung gelingen, auf diesem Wege die aller­
dings ernsten und schweren Bedenken zu zer­
streuen, die wir vorläufig über den W eg noch 
haben, und es uns zu ermöglichen, mit der­
selben Einmütigkeit, wie wir das Ziel billigen, 
auch diese Vorlage als das geeignete Mittel zur 
E rre ichung  des Zieles gu t zu heissen. (Bravo 
bei den Nationalliberalen.)

Präsident v. Kröcher: Das W ort hat der Ab­
geordnete v. Kessel.

v. Kessel, A bgeordneter: Meine Herren, die 
F rage, ob meine F reunde an sich das auf E r ­
werb Aron Kohlenbergwerken gerichtete Be­
streben der Königlichen Staatsregierung, in 
solchen Revieren, in denen sie den genügenden 
Einfluss bisher nicht hat, den g e n ü g e n d e n  
E i n f l u s s  a u f  d i e  S i c h e r s t e l l u n g  von  
K o h l e n  f ü r  d e n  e i g e n e n  B e t r i e b  u n d  d e n  
E i n f l u s s  a u f  d i e  P r e i s b i l d u n g  zu gewinnen, 
billigen, diese F rage  haben wir wiederholt zu 
besprechen Gelegenheit gehabt, und sie ist von 
uns bejahend beantwortet worden. Am ein­
gehendsten haben  wir Gelegenheit gehabt, über 
diese F rage  zu sprechen, als bei dem Ausbruch j  
der. sogenannten Kohlennot, bei dem Mangel : 
an Kohlen in unserem ganzen Vaterlande diese j  

F rag e  hier bera ten  und eine Kommission hier 
eingesetzt wurde. Mit grösser . Majorität ist 
eine Resolution der Kommission — der Bericht 
der Kommission ist wegen vorzeitigen Schlusses 
des Hauses nicht mehr zur B eratung  gekommen j 
— zustande gekommen, worin gesagt wurde, | 
wir. wünschten eine E rw eiterung  des fiskalischen 
Betriebes. In  der Besprechung dieser Frage, 
ob und wo der fiskalische Betrieb erweitert 
werden könnte, ist auch die F rag e  gestellt 
worden, ob im Ruhrrevier, wo der S taa t da­
mals noch gar  nichts besass, eine E rw erbung

von Kohlenfeldern nötig und rätlich sei. Die 
Königliche S taatsregierung h a t uns damals er­
widert, im Ruhrrevier wären Kohlenfelder nicht 
mehr zu haben. D arauf ist im Jah re  1902 das 
grosse Gebiet, von dem der H err  Minister schon 
vorhin ausführlich gesprochen hat, die Zechen 
Gladbeck, Bergmannsglück und W altrop ge ­
kauft worden. Wir haben damals auch ein­
gehend über die F rage  des Syndikats ge­
sprochen, und es war die Ansicht der Mehrheit 
der Kommission, dass bis zu einem gewissen. 
Grade die Preisbildung bei den Kohlen zurück­
zuführen sei auf. das Gebaren des Syndikats. 
Wir stiessen damals bei der Königlichen Staats­
regierung auf starken Widerstand. Sie ver­
teidigte die Massnahmen des Syndikats und 
bestritt unseren Einwand, dass die Verteuerung 
der Kohlen auf das Syndikat zurückzuführen 
sei. Die Entwickelung ha t doch wohl gelehrt, 
dass wir nicht ganz unrecht gehabt haben, und 

j es hätte sich deshalb wohl schon damals em­
pfohlen, nicht nur an den Kauf von Kohlen­
feldern heranzugehen, welche für langehin noch 
keine Aussicht auf Ausbeute boten, sondern 
damals vielleicht schon eine der grossen in 
Betrieb befindlichen Zechen anzukaufen. Be­
denken Sie, dass in 1902 die Hiberniaaktien 167 
standen, also immerhin fast 30°/o niedriger als der 
E inkaufskurs, mit dem heute von der Dresdner 
B ank angefangen wurde zu k au fen ! Der Opti­
mismus der königlichen S taatsregierung be­
züglich des Syndikats war damals also ein 
unbegründeter. Dass die Verhältnisse jetzt 
verändert sind, dass . mehr ein H ang  zur 
amerikanischen Trustbildung vorhanden ist, 
dass mehr mit amerikanischer Rücksichtslosig­
keit vorgegangen wird, daran  zweifle ich nicht;

: aber so, wie das Syndikat damals war, konnte 
ein solcher neuer Zug auch jeden Tag in das 
Syndikat hineinkommen. Ich möchte nun  für 
die Zukunft der Königlichen S taa tsreg ierung 
die sehr dringende Bitte aussprechen, sich 
einem solchen Optimismus nicht wieder hinzu­
geben, und sie ferner bitten, sich nicht, wie es 
leider in der Begründung dieser Vorlage ge­
schehen ist, auch bezüglich der Zukunft wieder 
festzulegen. (Sehr richtig! rechts). Ich muss es 
bedauern, wenn die Königliche S taa tsreg ierung 
in der B egründung  folgendes sag t:

Eine darüber hinausgehende Verstaatlichung 
des rheinisch-westfälischen B ergbaus erachtet 
die Königliche Staatsregierung aus wirtschaft­
lichen wie politischen Gründen fü r durchaus 
widerruflich und stellt daher einem der­
artigen Gedanken völlig ablehnend gegenüber.
Meine Herren, auch wenn das W ort „wider­

ruflich“, was ich nicht fü r schön finde, in dieser 
A usführung nicht wäre, so würde ich mich mit 
dieser Ausführung auch nicht einverstanden 
erklären können und muss nochmals sagen: 
wir müssen es bedauern, dass die Staats­
regierung auch hier sich wieder fü r  die Zu­
kunft festgelegt hat und sich nicht den Weg
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offen gehalten hat, der eventuell, wenn das 
Syndikat weiiey in seinen masslosen Be­
s trebungen fortfährt, eingeschlagen werden muss. 
(Sehr richtig! rechts.)

D urchaus berechtig t finde ich es, dass der 
H err  Minister nicht e ingegangen ist auf das 
Vetorecht, welches ihm das Syndikat ange- 
boten hat. Das wäre so g u t  wie nichts ge­
wesen. Der S taa t hätte  sich auch hier festge­
legt, ohne irgend einen besondern Vorteil davon 
zu haben.

W enn ich nun, meine Herren, zu der E r ­
w erbung der H ibern ia  an sich ohne Berück­
sichtigung der Tatsache, dass wir doch n u r  
einen kleineren der Aktien erw erben  können, 

-mich äussern soll, so muss ich sagen: an sich 
ist nach dem, was uns die B eg ründung  sagt, 
die H ibernia  ein gu t fundiertes und wohl zu 
erw erbendes Unternehmen.' Den Gründen näher 
nachzugehen und den Verhältnissen der H ibernia 
näher nachzuforschen, wird nach meiner An­
sicht Sache derjenigen Kommission sein, welcher 
die Sache überwiesen wird. Das gehört meines 
E rach tens  nicht hierher.

Ganz einfach ist es n un  nicht, sich über den 
W eg zu äussern, der  zum Kauf der  H ibernia 
gew ählt wurde, und  die F rag e  zu beantworten: 
war dieser W eg richtig oder falsch? E s ist 
sehr leicht zu s a g e n : der W eg ist falsch. Aber 
ich habe heute noch keinen ändern  W eg ge ­
hört, der vorgeschlagen wurde, der meiner An­
sicht nach g an g b a r  wäre. W enn von dem 
H errn  Kollegen Dr. Spahn  vorgeschlagen worden 
ist, es sollte durch  die Seehandlung gem acht 
werden, so glaube ich, dass die Sache g a r  
keinen Erfolg  g eh ab t hätte. Ebensow enig  kann 
ich aber dem H errn  V orredner beitreten, welcher 
eine m ehr ideale B ehandlung  der  ganzen Sache 
wünschte. Ich glaube, diese ideale B ehandlung  
hätte  noch weniger zu dem R esultat geführt, 
das wir wünschen, nämlich dem A nkauf einer 
M ajorität von Aktien, als dor Weg, der  gew ählt 
worden ist. Die ganze Sache ist eine Macht­
frage, ist von vornherein, meine H erren, nicht 
erst in spä te re r  Zeit von dem Syndikat als eine 
Machtfrage aufgefasst worden. In  solchen 
Machtfragen ideale Momente vorzubringen, h a t 
immerhin sein Bedenkliches und  un ter Um­
ständen — daran  ist g a r  kein Zweifel sein 

-Lächerliches. (Sehr richtig! rechts.)
B edauert habe ich, dass die A usführungen 

des H errn  Ministers in einer Beziehung mir 
wenigstens — ich kann  es überhö rt  haben 
— keine genügende A uskunft gegeben haben. 
E s  ist mir nicht k lar geworden, w arum  man 
eigentlich sich genötig t gesehen hat, mit der 
Absicht der E rw erb u n g  von Aktien an die 
Oeffentlichkeit zu kommen und zu welcher Zeit. 
Ich würde d a n k b a r  sein, wenn h ierüber in der 
Budgetkommission noch eine genügende Auf­
k lä rung  erfolgte.

Noch eines muss ich aber s a g e n ; völlig un ­
verständlich ist mir doch die E rregung , welche

plötzlich bei dem Syndikat und, angereg t durch 
das Syndikat, auch bei den Grossbanken s ta tt ­
gefunden hat. Die Ansicht, dass der S taa t wirk­
lich dam it vorgehen wollte, den ganzen  Kohlen­
bergbau  zu verstaatlichen, meine Herren, kann  
in Wirklichkeit n iem and gehab t haben ; ich 
halte sie n u r  fü r eine vorgeschobene und 
meine — darin stimme ich mit H errn  Kollegen 
Dr. Spahn überein —, die H erren  vom Syndi­
k a t sollten doch möglichst auch eine gewisse 
Vorsicht üben. Sie sollten sich d a rüber  k la r  
sein, was ja  schon mehrfach gesag t ist, was ich 
aber wegen der Wichtigkeit der  Sache wieder­
holen will, dass allmählig die Stimmung im 
Lande nicht durch die Stillegung allein, sondern 
auch durch andere Massnahmen des Syndikats 
eine solche werden wird, dass die S taa tsreg ie ­
rung, auch wenn sie das Syndikat unterstützen 
will, dieser Stimmung gegenüber nicht wird 
s tandhalten  können, sondern  gegen die Syndi­
kate  wird Stellung nehm en müssen. Die H erren  
mögen auch bedenken, dass der Staat, indem 
er durch das Berggesetz P riva ten  das Recht 
gab, überall Kohlenbergw erke anzulegen, doch 
n u r  mit Privatw irtschaften  rechnete. Die heutige 
Syndikatsw irtschaft ist aber tatsächlich 
doch nicht m ehr das, was m an sich un te r  einer 
P rivatw irtschaft denkt, und  ich stimme dem 
Ilenm  Minister vollkommen bei: wenn die grosse 
Mehrheit wählen soll zwischen Privat- und  
Staatsmonopol, so wird sie sich für das S taa ts ­
monopol entscheiden.

Meine Herren, ich m e ine : wenn in der Kom­
mission, der die Sache überwiesen w erden 
wird, man sich dazu entschliessen sollte, die 
Aktien zu erwerben, so wird man das neue 
Syndikat, das sich zur F es tha ltung  der res t­
lichen H iberniaaktien  gebildet hat, nicht zu 
fürchten brauchen. Ich meine, das rheinisch­
westfälische Syndikat und  dam it auch das 
neue Syndikat — die H erren  gehören ja  
meistens beiden gemeinschaftlich an — haben  
alle Veranlassung, mit dem Staate in Frieden 
zu leben, und  clas wird sehr bald eingesehen 
w erden; und wenn ein p a a r  J a h re  vo rüber ­
gehen, wird die E rb itte rung , die heute noch 
besteht, einer freundlicheren Stimmung Platz 
m achen; das Syndikat wird sich auflösen.

Ich komme nun zu der Frage, welcher Kom­
mission die Sache überw iesen werden soll. 
Mit Rücksicht auf die grosse Zahl von Kom­
missionen, die im H ause bereits  besteliezi — 
ich glaube, 34 —, mit Rücksicht fe rner  darauf, 
dass die ganze F ra g e  mit etatsrechtlichen doch 
nahe zusammenhängt, möchte ich meinerseits 
dem Vorschläge des H errn  Kollegen Spahn  zu­
stimmen, dass die Vorlage der Budgetkommission 
überwiesen werde. (B ra v o ! rechts.)

Präsident v. K röcher : Das W ort h a t  der Ab­
geordnete  Cassel.

Cassel, A b g eo rd n e te r : Meine H erren , nam ens 
meiner F reunde  habe  ich die E rk lä ru n g  abzu ­
geben, dass wir unsererseits auf G rund der



Vorlage und der Vorgänge, die zu ihr geführt 
haben, uns nicht entscliliessen können, für 
diese Vorlage zu stimmen, sondern fü r ihre 
A blehnung eintreten müssen. Keineswegs 
haben  wir aber dabei die Absicht, uns dem 
A ntrage auf E inse tzung einer Kommission zu 
w iderse tzen ; im Gegenteil, wir wünschen 
dringlichst die U eberweisung der Vorlage an 
eine Kommission, weil wir es für notwendig 
halten nicht bloss in bezug auf die F rage  des 
Zustandekomm ens des Gesetzes, sondern in 
bezug auf die ganze F inanzgebarung  und Ver­
w altung unseres  Staates, dass eine vollständige 
A ufklärung ü ber  alle Punkte herbeigeführt 
wird, die meines E rach tens  trotz der B egründung  
der Vorlage und  trotz der heutigen Ausein­
andersetzungen des H errn  Handelsminister ! 
noch fehlt.

Auch meine Parte i ha t auf dem S tandpunkt 
gestanden  und  denselben bekundet, dass sie : 
sich nicht dagegen erklären will, dass der 
S taa t auch im westfälischen B ergbaurevier 
ebenso wie in anderen Gogen'den des Staates 
einen angemessenen Bergwerksbesitz 'erwirbt, 
und haben dieser H altung  auch im Jah re  1902 
durch unsere Abstimmung Ausdruck gegeben, 
obgleich wir ganz entschieden Stellung nehmen 
müssen gegen den Gedanken der V erstaat­
lichung des gesam ten Bergwerksbetriebes. 
W ir müssen uns gegen ein Monopol des B erg ­
baues seitens des S taa tes .e rk lären , und, meine 
Herren, ich sehe mich dazu um so m ehr ver ­
anlasst, dies zu betonen, als ja  mein H err  Vor­
redner  ausdrücklich zum Ausdruck gebracht 
hat, dass ihm im Gegensatz zu r S taatsreg ierung 
bei dem E in tre ten  fü r diese Vorlage das Ziel j 
vorschwebt, allmählich zu einer Verstaatlichung 
des gesam ten B ergbaues  zu gelangen. Meine 
H erren, wir müssen uns gegen das Monopol 
erklären, zunächst weil wir glauben, dass wir 
durch die Verstaatlichung .einer Industrie  nach 
der anderen  allmählich zu einem sozialistischen 
Staatswesen gelangen. Wir müssen uns da ­
gegen erklären, weil wir ferner annehmen, dass 
durch ein Monopol einer so grossén Industrie , 
einer Industrie, welche einen so mächtigen In ­
dustriefaktor wie die Kohle erzeugt, der ge- 
wissermassen ein notw endiger Hebel für die 
gesam te andere Industrie  des Landes ist, — 
dass durch ein solches Monopol die gesamte 
Industrie  in eine A bhängigkeit vom Staate 
gerät, die mit der  wirtschaftlichen Freiheit der 
einzelnen P roduzen ten  und  auch mit ihrer 
bürgerlichen Selbständigkeit nicht vereinbar ist. 
(Sehr r ic h t ig ! bei den Freisinnigen.)

Meine Herren, wir müssen uns drittens auch j  
noch aus einem anderweitigen Gesichtspunkt 
gegen das Monopol erk lären: weil wir nicht 
glauben, dass es im wirtschaftlichen Interesse 
der  Allgemeinheit liegt. Es ist schon darauf 
aufm erksam  gem acht worden, dass nicht vor- ; 
zugsweise durch den S taatsbetrieb  die Blüte 
und  Vervollkommnung der Bergw erksindustrie

herbeigeführt ist. Lange Jah re  h indurch haben 
Techniker von genialer Begabung, Geschäfts­
m änner von grösster Initiative und A usdauer 
an der H ebung  dieser Industrie  mit Opfern ge ­
arbeitet und  viefach ungünstige Resultate und 
m angelnden Nutzen Jah rzehn te  lang  hinnehm en 
müssen, um endlich oft erst ihren Nachkommen 
die Erfolge ihres W irkens zu überlassen. Wir 
befürchten, dass, wenn unter Ausschluss jeder 
K onkurrenz und  Initiative von P rivaten  der 
S taa t durch seine Beamten diese Industrie allein 
betreiben lässt, dann  sie nicht ferner auf den 
S tandpunkt der technischen und wirtschaftlichen 
Vervollkommnung gelangen wird, auf den sich 
zu erheben und zu erhalten sie sich je tzt immer 
weiter bemüht.

Meine Herren, nun  h a t  die Königliche S taa ts ­
regierung ja  heute ihre Ablehnung gegen das 
Monopol nochmals betont. Sie ha t ja  auch bei 
der Vorlage im Ja h re  1902 ausdrücklich den- 

j selben S tandpunkt fü r sich eingenommen, und, 
meine Herren, sie ha t damals ihrerseits sich 
n u r  veranlasst gesehen, fü r eine B e t e i l i g u n g  
des S taates am westfälischen Bergbau sich zu 
erklären. Diese Vorlage ha t meine P arte i auch 
ihrerseits angenommen, weil sie es als eine 
Notwendigkeit ansah, dass der  Staat, da er ein 
so grösser Konsument der Kohle ist, namentlich 
für die E isenbahnen und fü r die Flotte, in die 
Lage versetzt werden muss, wenigstens einen 
Teil seines Bedarfs aus eigener P roduktion  zu 
befriedigen, und  wir haben auch den andere r ­
seits dam als geltend gemachten Gesichtspunkt 
als berechtigt anerkannt, dass der S taa t in die 
Lage geraten  müsse, einigermaßen regelnd auf 
die Preisbestimmung und auf die ganze Art 
des Betriebes zu wirken.

Meine Herren, wenn jetzt nunm ehr die Vor­
lage an uns herantritt, so w ürden wir auch, 
abgesehen von der Art und Weise, wie diese 

; Verstaatlichung bewirkt werden soll, worauf 
ich nachher zurückkomme, uns nicht fü r  die 
Vorlage habe erklären können, weil wir ge­
nügende Motive zur Verstaatlichung der H ibern ia  
nicht beigebracht sehen. (Sehr richtig! bei den 
Freisinnigen.)

Meine Herren, es wird gesagt: der Staat 
muss einen Einfluss gewinnen — das ist ja  
schliesslich der H auptgrund, der nicht sowohl 
aus der Vorlage, als aus früheren  offiziösen 
Veröffentlichungen, und auch aus der heutigen 
Rede des H errn  Ministers zu entnehm en ist — 
der Staat muss einen Einfluss gew innen auf 
die Syndikatsverhältnisse,auf diePreisbem essung 
und die weiteren Verkaufsbedingungen. E s 
sind dabei von dem H errn  Minister E rk lä ru n g en  
abgegeben worden, dass ihm diese Verhältnisse 
je tzt in einem w eitdunk le ren  Lichte erscheinen 
als im Jah re  1902; er h a t  Bezug genommen auf 
die B ildung der Trusts, auf die Fusionen, auf 
die Verschmelzung anderer Industrien  mit der 
Kohlenindustrie und  auf die dadurch hervor­
gerufenen Gefahren, Ja, meine Herren, es
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mögen nach dieser R ichtung hin mancherlei 
Bedenken vorhanden sein; aber wir können in 
das Lob, das dem  Kohlensyndikat nach so vielen . 
R ichtungen hin auch heute noch, namentlich 
aber auch schon früher erteilt worden ist, keines­
wegs unbedingt. einstimmen, (sehr richtig! bei 
den Freisinnigen) weil wir anerkennen  müssen, 
dass die Konsumenten und auch die H ändler 
eine sehr schwere E rschü tte rung  ih re r  Stellung 
erfahren haben, seitdem das Kohlensyndikat 
seine K raft immer weiter und reichhaltiger ha t 
bezeigen können. (Sehr w ahr! bei den F rei­
sinnigen.)

W enn diese Verhältnisse nun auch Besorg­
nisse erwecken, so sind diese letzteren doch 
nicht derart, dass nicht eine andere wirtschaft­
liche Entw icklung oder anderweitige Mass­
nahm en andere r  IntcressQnkreise ihnen be ­
gegnen könnten, und eine etwaige Ueber- 
gipfelung der Macht des Syndikats würde wohl 
schliesslich an ih re r  eigenen unnatürlichen Aus­
gesta ltung scheitern. Der H err  Minister h a t 
ja  selbst darau f hingewiesen, dass die ameri­
kanischen Trusts keineswegs imstande gewesen 

. sind, immer weiter und weiter him m elanstürmend 
ihre Macht zu Vermehren, sondern  dass sie im 
Lauf der Zeit ihren Absatz ausserordentlich 
herabgem indert gesehen haben. Abgesehen 
von dem natürlichen Lauf der Dinge, der dieser 
Entw icklung begegnen muss, w ürden wir auch 
g a r  nicht abgeneigt sein, Gesetzen zuzustimmen, 
die geeignet erscheinen können, Ausw üchsen 
des Kartell- und Syndikatswesens zu begegnen. 
(Sehr richtig! bei den Freisinnigen). Wir be ­
halten uns eine ganz gewissenhafte Prüfung 
aller Gesetzesvorschläge vor, die nach dieser 
R ichtung etwa angereg t werden. Aber, meine 
H erren, w i r d  d e n n  d a s  K a r t e l l -  u n d  S y n ­
d i k a t s w e s e n ,  w e r d e n  d i e  T r u s t s  d e n n  
p l ö t z l i c h  v o m  E r d b o d e n  v e r s c h w i n d e n ,  
w e n n  d i e s e  e i n e  B e r g w e r k s g e s c l l s c h a f t  
H i b e r n i a  v e r s t a a t l i c h t  w i r d ?  Das ve r ­
mögen wir nicht einzusehen imd können des­
halb auch die Notwendigkeit der Erw erbung, 
nicht anerkennen.

Wenn ferner angeführt wird, wir brauchten  
die Hibernia, um ü b erh au p t dem Syndikat an ­
zugehören, so ist mir das vollständig  unver­
ständlich; w ir  h a b e n  j a  s c h o n  e i n e n  B e r g ­
w e r k s b e s i t z  i n  W e s t f a l e n  u n d  k ö n n t e n  
s c h o n  mi t  d i e s e m  M i t g l i e d  d e s  S y n d i k a t s  
sein.  Es  ist auch unstreitig, dass Angebote 
gem acht worden sind, der R egierung ein Veto 
e inzuräum en; ob in m ehr oder weniger for­
meller Art, da rüber  ist eine K ontroverse ausge­
brochen, auf die ich heute nicht zurückkom men 
will. Jedenfalls k an n  nicht bestritten  werden, 
dass Aussichten in dieser R ichtung gem acht 
worden sind, deren Erfüllbarkeit wohl kaum 
bezweifelt werden kann.

Meine H erren, der H e rr  Minister h a t  heute 
erklärt, er wolle dem S taa t g a r  nicht die Ver­
an tw ortung  aufladen, dass er die P reisbe­

stim mung innerhalb  des Syndikats auf seine 
Schultern nimmt, er wolle g a r  nicht der aus­
schlaggebende F ak to r  darin sein. Dann ver ­
stehe ich um so weniger, w a r u m  d i e  E r w e r ­
b u n g  d e r  H i b e r n i a  n o t w e n d i g  s e i n  sol l ,  
zu  m a l  d e r  S t a a t  s c h o n  a ü f  G r u n d  d e s  
j e t z t  i n  s e i n e n  H ä n d e n  b e f i n d l i c h e n  B e ­
s i t z e s  in d e r  L a g e  ist ,  d e n j e n i g e n  E i n ­
f l u s s  in d e m  K o h l e n s y n d i k a t  zu  e n t ­
w i c k e l n ,  d e n  e r  d u r c h  s e i n e n  B e s i t z  u n d  
v e r m ö g e  s e i n e r  A u t o r i t ä t  a u s z u i i b e n  i m ­
s t a n d e  ist.  (Sehr r ich tig ! bei den F rei­
sinnigen).

Dann soll die Fusionierung, bestimmend ge ­
wesen sein, die je tz t zwischen zwei anderen 
grossen Bergwerksgesellschaften geplan t werde. 
Meine Herren, das sehe ich auch nicht als aus ­
schlaggebend an. E s ,  kann  doch nicht Auf­
gabe des Staates sein, sein Bestreben, dahin zu 
richten, dass sich zw ar 2 Gesellschaften fusi­
onieren können, nicht aber  3, wenn er doch 
das Ziel, um dessen willen er dies allein be­
kämpfen kann, nämlich die Verstaatlichung des 
ganzen  Bergbaus, g a r  nicht verfolgt. Ich kann 
n u r  zwei S tandpunkte  v e rs te h e n : den, dem 
der H err  V orredner Ausdruck verliehen hat, 
dass man auf das Ganze geht, dass man den 
Bergbau insgesam t verstaatlichen will, und den, 
dass man erk lärt:  nein, das wollen wir nicht, 
wir wollen uns mit einem gewissen Einfluss 
begnügen. Dann kann ich aber nicht ersehen, 
warum wir heute schon die Fortse tzung  dessen 
haben müssen, mit dessen G ew ährung sich der 
H err  Minister im Jalme 1902 vollständig zu­
friedengestellt e rk lä r t  hat.

Denn damals h a t sich der H err  Minister 
nicht blos gegen die V erstaatlichung im all­
gemeinen erklärt, sondern  er h a t  auch aus­
drücklich gesagt, dass eine E  in s c h r  ä n k u n g 
d e r  P  r  i v a 11 ä t i g k  e i t i n  e r h e b l i c h e  m 
M a s s e  nicht von ihm beabsichtig t sei, w orüber 
er sich mit dem H errn  Finanzm inister bereits 
vers tänd ig t h a b e ; eine solche E rk lä ru n g  ist 
nach den V erhandlungen des H errenhauses in 
dessen Kommission ausdrücklich abgegeben 
worden. W enn der H err  Minister damals e r ­
k lä r t  hat, er wolle eine der agglom erierten 
Gesellschaften nicht haben, besonders weil 
diese immer sehr m ässigend und  m oderierend 
gew irk t hätten  und  nicht einen Tag  himmel­
hoch jauchzend und den anderen T ag  zu Tode 
b e trüb t gewesen wären, wie er sich damals 
ausdrückte, so kann ich mich n icht wundern, 
wenn trotz aller je tzt abgegebenen E rk lä ru n g en  
in den betreffenden Kreisen grosse-B esorgnis 
anlässlich der geplanten V erstaatlichung der 
H ibernia vo rhanden  ist, dass das von so vielen 
erstreb te  Ziel der V erstaatlichung des gesam ten 
B ergbaues am E n d e  auch noch von der König­
lichen S taa tsreg ierung  seine U nters tü tzung  er­
halten wird.

Meine Herren, wir haben  nun  weiter vom 
H errn  Minister gehört, dass ein Staatsministerial-
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Beschluss vorliege, cler sich hiergegen erklärt 
habe. Diese Staatsministerialbeschlüsse gegen 
Monopole werden von den H erren  .Ministern 
gewiss in der besten Absicht, die grösste 
Festigkeit in dieser Beziehung zu entwickeln, 
gefasst sein; ob aber die ganze Entwickelung- 
unserer  Verhältnisse auf einen solchen Minis- 
terialbeschluss hin die nötige Sicherheit ge­
währt, dass nun  auch n ur fü r einige Jah re  diese 
R ichtung festgehalten wird, haben  wir ja  bei 
m anchen Vorlagen der jüngsten Zeit und 
w erden wir vielleicht auch in sehr grossem 
Massstabe bei der K analvorlage beurteilen 
können, die schliesslich, mit einem Monopol 
belastet, vor dieses Hohe H aus gebracht werden 
wird. Ich finde es daher  sehr begreiflich, dass 
trotz dieser E rk lä ru n g en  in den beteiligten 
Kreisen nicht ein Misstrauen gegen die Loyalität 
der E rk lärungen  der H erren  Minister, sondern 
dagegen vorhanden ist, ob sie wirklich im­
stande sein werden, diese Absicht n u r  mit 
irgend einer Aussicht auf Sicherheit für Jah re  
h inaus durchzuführen, und  ob vielmehr nicht, 
wenn die H ibernia  verstaatlicht sein wird, die 
anderen  Objekte der Verstaatlichung auch bald 
herankom m en werden, und ob wir nicht in 
einigen Jah ren  Vorlagen erleben werden, in  
d e n e n  m i t  e b e n s o  s c h ö n e n  W o r t e n  
w i e  h e u t e  d i e - V e r ä n d e r u n g  d e r  S a c h -  
1 a g e  d a r g e s  t e  111 w i r d ,  d i e  w i e d e r u m  
z u  w e i t e r e n  E r w e r b u n g e n  v o n  B e r g ­
w e r k e n  z w i ri g  t.

E s  wäre ja aber denkbar, dass nach dieser 
R ichtung hin die Vorlage in der Kommission 
noch weitere A ufklärungen erfahren würde als 
in der B eg ründung ; es wäre ja auch denkbar, 
dass in der  Kommission die auffällige Tat­
sache erk lärt werden könnte, dass der Anfang 
der B eg ründung  eine vollständige Unrichtigkeit 
enthält. (Hört, hört! links.) Meine Herren, in 
der B eg ründung  heisst es, es sei in Aussicht 
genommen bei dem Gesetze vom 21. März 1902 
bezüglich des E rw erbs  der Steinkohlenfelder, 
um  die es sich damals handelte,

dass nach einer Reihe von Jah ren  etwa 10 
bis 15%  der K ohlenförderung des R u h r ­
reviers  durch  staatliche Bergw erke erfolge. 

Das ist eine vollständige Unrichtigkeit, um so 
zu sagen. E s  enhält weder die B egründung 
der damaligen Vorlage noch irgend ein W ort 
in den V erhandlungen ii’gend etwas, was diese 
B ehaup tung  der B egründung  der neuen Vor­
lage rechtfertigen kann. Das gerade Gegenteil 
ist der Fall gewesen. Der H err  Handelsminister 
h a t dam als ausgerechnet, dass die Kohlen­
fö rderung  des westfälischen Reviers zur Zeit 
— im Ja h re  1902 — etwa 60 Millionen betrage, 
dass sie sich voraussichtlich bis zum Jah re  1915 
steigern würde auf 80 Millionen, dass von den 
neu  erw orbenen Bergfeldern eine allmählich 
steigende Produktion  zu erhoffen sei, d i e  im  
J a h r e  1915 e t w a  4 M i l l i o n e n  b e t r a g e n  
w ü r d e ,  d a s s  d e m n a c h  e t w a  n u r  5 %  d e r

| g e s a m t e n  K o h l e n f ö r d e r u n g  W e s t f a l e n s ,  
v o n  d e n  f i s k a l i s c h e n  W e r k e n  d a n n  p r o ­
d u z i e r t  w e r d e n  w ü r d e .  Meine Herren, es 
ist unerklärlich, wie dann doch eine solche U n­
richtigkeit in die B egründung  der neuen Vor­
lage sich ha t einsclileichen können, Wie das 
zu erklären ist, das überlasse ich dem H errn  
Minister darzulggen.

Meine Herren, wir würden trotz alledem, 
wenn die E rw erb u n g  der H ibernia an sich im 
Staatsinteresse liegen würde, uns ein letztes 
Wort Vorbehalten haben nach etwaiger gegen 
die Zweifel, die ich bisher erhoben habe, ge­
wordener Aufklärung. Wir werden aber nicht, 
in der Lage sein, auch trotz solcher A ufklärung 
fü r diese Vorlage zu stimmen, b e i  d e r  A r t  
u n d  We i s e ,  w i e  d i e s e  V e r s t a a t l i c h u n g  
i n  S z e n e  g e s e t z t  ist .  In dieser Beziehung 
können wir uns auch durch die uns heute ge ­
wordenen Angaben des H errn  Ministers nicht 
für befriedigt erklären. (Sehr richtig! bei den 
Freisinnigen.)

Meine Herren, wir haben mit bezug darauf 
Nachrichten erhalten, denen wir durchaus nicht 
jeden Glauben absprechen können. E s  ist 
möglich, dass in diesen Nachrichten sich ein 
Ir r tu m  befindet; wir müssen uns aber fü r  ver­
pflichtethalten, diese Dinge vorzubringen, schon 
damit eine nötige A ufklärung von seiten der 
Königlichen S taatsreg ierung erfolgen kann.

Meine' Herren, es ist schon von einem der 
V orredner — ich glaube, von dem H errn  Ab­
geordneten Spahn — daraufhingew iesen worden, 
dass der Ausdruck der Vorlage; „nach dem 
mit der D resdner Bank vorbehaltlich der Ge­
nehm igung der gesetzgebenden Körperschaften 
geschlossenen endgültigen Abkommen“ etwas 
unk la r  ist. Soll sich das auf das je tzt vor­
liegende Abkommen beziehen, die Aktien zu 
dem Preise, der da angesetzt ist, zu erwerben, 
in dem Sinne, dass vorher ü b e rhaup t noch g a r  
kein endgültiges Abkommen getroffen wäre, 
dann, meine Herren, müsste man annehmen, 

’ dass die D resdner B ank lediglich in der Hoff­
nung  auf ein solches Abkommen diesen kolossaler. 
Aktienbesitz, in dem sie schliesslich ein Kapital 
von m ehr als 60 Millionen investieren musste, 
in einer verhältnism ässig kurzen  Zeit ange­
schafft habe. Das kann aber wohl kaum  der 
Fall sein. E s  müssen doch irgend welche Ab­
machungen schon vorher getroffen sein, und 
das nehme ich auch nach den E rk lä ru n g en  des 
H errn  Ministers an ; denn es w äre ja unmöglich, 
dass ohne irgend welche Abmachungen nach 
dieser Richtung hin 'd ie  D resdner B ank  sich 
d e ra r t ig  engag iert haben  würde.

Nun h a t der H err  Minister erklärt, dass die 
D resdner Bank, wenn ich ihn richtig verstanden  
habe, lediglich als Kommissionär für ein Kon­
sortium aufgetreten sei und  nicht fü r  eigene 
R echnung gekauft habe. Meine Herren, mir 
ist es etwas dunkel,' wie m an sich das denken 
so l l : die D resdner B ank kauft als Kommissionär
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F ü r  wen denn ? F ür ein Konsortium. W er 
dieses Konsortium bildet, ist nicht angegeben. 
Man h a t auch bis heute noch nichts gehört, 
dass sich ein besonderes Konsortium ausser 
der D resdner B ank  gebildet habe, fü r  dessen 
Rechnung die D resdner B ank den Ankauf be­
trieben habe, und es ist doch sehr m erkwürdig, 
dass man von einem solchen Konsortium bis zum 
heutigen Tage bei den bedeutenden Ankäufen 
und bei der grossen Pressfehde, die über diese 
Sache entstanden ist, nichts vernom men hat. 
(Sehr richtig! links.)

Meine Herren, wir sind da rüber  anders 
unterrichte t; ich gebe zu : es kann  ja  vielleicht 
unrichtig s e in ; ich bitte den H errn  Minister, 
eventuell das aufzuklären. Die uns gew ordenen 
Informationen — daraus  will ich g a r  kein Hehl 
machen — rü h ren  aus Kreisen der Gegner der 
Verstaatlichungsprojekte her; ich sage das 
loyalerweise, und  deswegen füge ich gleich 
meine Zweifel dabei an. Da aber meine In ­
formationen von M ännern herrühren , die eine 
durchaus ehrenvolle Stellung im Leben ein­
nehmen, so können wir ihnen G laubwürdigkeit 
nicht ohne weiteres absprechen. Danach aber 
verhält sich der V organg so. Die V erstaat­
lichungspläne müssen auf einen weit früheren 
Zeitpunkt zurückgeführt w erden als auf Ende 
Juli dieses Jahres. Sie müssen schon spätestens 
im Mai in P ourparle rs  sich entwickelt h a b e n ; 
denn vom Mai fingen die Kurse allmählich 
anzuziehen. Wir sind nun  dahin berichtet, 
d a s s  b e r e i t s  a m  16. J u n i  1 9 0 4  d e r  H e r r  
H a n  d e l s  m i ni  s t  e r d e r  D r e s d n e r  B a n k  
z u g l e i c h  i m  E i n v e r s t ä n d n i s ,  wie d e r  
H e r  r  H ü n d e l  s m i  ngs  t e r  s c h r i e b ,  m i t  d e m  
H e r r n  M i n i s t e r p r ä s i d e n t e n  u n d  d e m  
H e r r n  F  i n a n z m  i n i s t e r  e i n e  O f f e r t e  g e ­
m a c h t  h a t ,  f ü r  d e n  S t a a t  A k t i e n  d e r  
H i b e r n i a  a n z u k a u f e n  u n d  z w a r  d e r a r t ,  
d a s s  d e r  D r e s d n e r  B a n k  e i n  K u r s  v o n  
240 f ü r  d i e  A k t i e  b e w i l l i g t  w u r d e  f ü r  
d e n  F a l l ,  d a s s  e s  i h r  g e l ä n g e ,  b i s  E n d e ,  
d e s  J a h r e s  1904 3/., d e s  A k t i e n k a p i t a l s  
s ic h  zu  v e r s c h a f f e n .  (Hört, hört! links.) 
W äre diese Mitteilung richtig, dann  wäre vor 
dem endgültigen Abkommen, das uns heute 
vorliegt' ein anderes Abkommen getroffen 
worden, in dem die D resdner Bank nicht blos 
als Kommissionär beteiligt war, sondern  wobei 
sie mit dem S taa t ein Geschäft machte dahin, 
dass, falls sie %  der Aktien bis E nde  1904 zu 
erw erben im stande sei, dann  der S taa t ver­
pflichtet war, ih r diese Aktien zum K urs von 
240 %  abzunehmen. (Hört, hört! links.) Der 
K urs der  Aktien stand  am 16. Ju n i 196Vä °/o- 
W enn also die D resdner B ank  am 16. Jun i eine 
solche Offerte bekam, so hatte sie eine Latitüde 
von 437i%> die sie m ehr ausgeben  konnte, um 
dann  noch, falls sie n u r  einigermassen un te r  
der Grenze blieb, bei dem grossen dabei in Be­
trach t kom m enden O bjekt ein schönes Geschäft 
zu machen. (A bgeordneter G am p : Sehr r ic h tig !)

Ich kann auch nicht glauben, dass diese 
A ngabe so ganz aus der Luft gegriffen sein 

I k a n n ; etwas muss daran  w ahr sein. W enn ich 
recht höre, meint H err  Abgeordneter Gamp, 
sie sei ganz richtig. W enn ich das vo raus ­
setzen dürfte, würde ich viel bestimmter in 
meinen Schlussfolgerungen sein; aber ich kann 
im Augenblick noch nicht mit Bestimmtheit 
annehmen, dass ein solches Abkommen ge­
troffen ist; ich kann  es mir um so weniger 
denken nach den E rk lärungen , die der  H err  
Handelsm inister heute abgegeben hat. Ich bin 
mit dem Gefühl der Sicherheit heute früh  in 
das H aus gekommen, dass diese A ngaben w ahr 
seien; die E rk lä rungen  des H errn  Handcls- 
ministers lassen mich aber kaum  annehmen, 
dass sie w ahr sein könnten. W enn H err  Gamp 
nun meint, sie seien doch wahr, so m acht mich 
das  wieder sehr stutzig.

Der H err  Minister hatte erklärt, dass er 
Geschäfte zu machen verstehe, und ich wage 
das nicht im entferntesten zu bestreiten, zumal 
ich offen bekennen muss, dass ich solche Ge­
schäfte, wie sie der H err  Handelsm inister zu 
machen versteht, wirklich nicht zu machen ver ­
stände. (Sehr gut! links), ich bestreite also 
nicht, dass der H err  Handelsminister. Geschäfte 
zu machen versteht. Nun h a t  der H err  H andels ­
minister heute gesagt, es w äre durchaus u n ­
klug gewesen, wenn man sich an die V orstände 
derjenigen Gesellschaften, welche die Bankiers 
der  H ibernia  waren, oder wenn man sich an 
die Gesellschaft selbst gew endet hätte. Da 
wäre doch nichts zu erreichen gew esen ; denn 
das könnte man je tzt sehen nach dem vergeb ­
lichen Erfolg  der später angestellten Be­
m ühungen, mit der Gesellschaft zu R ande zu 
kommen. Da liegt nun  doch ein g rösser U nter­
schied dazwischen. A ls  d e r  V e r s t a a t ­
l i c h u n g s a n t r a g  d e r  G e s e l l s c h a f t  g e ­
m a c h t  w u r d e ,  s t a n d  d e r  K u r s  230%. A ls  
m i t  d e r  D r e s d n e r  B a n k  d a s  e r s t e  A b ­
k o m m e n  g e t r o f f e n  w u r d e ,  s t a n d  e r  196 V2%. 
Wie sich die Beziehungen zwischen der "Hi­
bern ia  und der S taa tsreg ierung  entwickelt 
hätten, wenn man an die Gesellschaft h e ran ­
getreten  wäre, als der Kurs 196 A stand, an 
sie s ta tt  an die D resdner Bank, konnte man 
doch mit solcher Sicherheit nicht voraussehen. 
(Sehr richtig!)

Meine H erren , trotzdem hat der H err  
Minister erklärt, dass man bei den betreffenden 
Gesellschaften nicht auf Zustimm ung hätte 
rechnen können. Als einen G rund h a t  er auch 
angegeben, dass dadurch  f e t t e  A u f s i c h t s ­
r a t s p o s t e n  verloren  gegangen wären. (Hört, 
hört! links). Meine Herren, der  H err Minister 
ha t sich seinerseits dagegen gewehrt, dass 
Pam phlete  gegen ihn in der P resse  angesichts 
dieses Kampfes erschienen wären. W enn solche 
erschienen sind, was ich nicht weiss, so sind 
sie in unsere r  P resse jedenfalls nicht erschienen, 
und  ich glaube, selbst in den O rganen, welche
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in der entschiedensten Weise gegen sein P ro ­
jek t Stellung nahmen, in einem Teil der nati­
onalliberalen Presse, in der es ja  am allerent­
schiedensten bekäm pft wurde, habe ich Pamphlete 
nicht gerade  bemerkt, wenn auch Angriffe und 
Vorwürfe, wie man auch bei einem sachlichen 
Streite natürlich nicht anders als angriffs- und 
verteidigungsweise vorgehen kann. W enn es 
der H err  Minister nun  andererseits angemessen 
findet, die E ven tua litä t anzudeuten, als wenn 
solche Aufsichtsratsposten doch auch be­
stimmend sein könnten fü r den Ausschlag bei 
der A nnahm e oder Ablehnung solcher Projekte, 
so habe ich die betreffenden Personen nicht 
zu verteidigen, um so weniger, als ich für 
meine Person  g a r  keinerlei Beziehungen mit 
irgend welchen Aufsichtsratsposten dieser Gesell­
schaften hab e ; aber ich habe doch immer ge­
glaubt, dass auch Aufsichtsräte irii allgemeinen 
M änner von E h re  sind, dass sie die Interessen 
der Gesellschaft w ahrzunehm en haben, die sie 
vertreten, und dass man doch nicht so ohne 
weiteres und  Adelleicht in diesem Falle noch 
aus einem ganz besonderen Grunde, auf den 
ich nicht eingehen will, annehmen konnte, dass 
solche Leute nicht M änner von E h re  sind. 
(Sehr richtig! links).

Meine Herren, das wäre doch ein sehr 
gew agte r  Schluss, und  ich möchte die König­
liche S taa tsreg ierung  ersuchen, nicht weiter mit 
solchen B em erkungen zu kommen. (Hört, hört! 
bei den Nationalliberalen. Lachen rechts.) Ich 
wenigstens habe fü r  meine Person noch nie­
mals d a ran  gezAveifelt, dass auch diese Herren, 
wie sich je tzt z. B. in der V erwaltung einer 
grösseren  Berliner Gesellschaft allein zwei 
M inisterialdirektoren a. D. (hört, h ö r t ! links) 
befinden, M änner von E h re  sind. (Sehr gu t!  
links). Also, meine Herren, ich glaube, dieses 
Argument, dass solche Aufsichtsratsposten bei der 
h ier fraglichen E ntscheidung bestimmend sein 
könnten, ist doch etwas, was der E hre  solcher 
Aufsichtsräte einigermassen E in trag  tu t; es 
liegt darin  die 'Supposition, dass sie den In ­
teressen der Gesellschaft und  der Aktionäre 
zugunsten ihres eigenen Vorteils etAvas ver­
geben könnten. (Sehr richtig! links.) Meine 
Herren, ich g laube eben, dass durch die Wahl 
des W eges seitens des H errn  Ministers, ganz 
abgesehen von den Gegensätzen in der Sache 
selbst, es gekommen ist, dass der ganze Streit 
sich so sehr entzündet h a t ,und  diese bis heute 
in einer solchen Sache unerhörte  Polemik, die 
w ir nun  seit Monaten andauern  sehen, ent­
standen ist.

Meine H erren, der K ursstand A var am 
16. Jun i also, Avie ich sagte, 196Va* Kr w ar im 
F e b ru a r  n u r  etwa 190 gewesen, Avar bis zum 
16. Jun i schon etwas gestiegen — ■ durch  a veiche 
Umstände, das lasse ich dahingestellt — ; aber 
von da an entAvickelte er sich rapide. E r  Avar 
E nde  Jun i 206, am 5. Juli 208, am 15. 211, am 
20. 215, am 25. 220 und  am 27. 221. Meine

Herren, AA-enn dieses Geschäft also so, wie ich 
es angab, abgeschlossen ist, so hat die D resdner 
Bank die Möglichkeit gehabt, bis zum 25. Jun i 
Avenigstens die Aktien noch mit einem enormen 
Vorteil anzukaufen; denn am 25. Juni standen 
sie immer noch 20%  niedriger als der Kurs, 
den der H e rr  Minister bei der Verstaatlichungs­
offerte beAvilligt ,hat. Nun, meine Herren, Aväre 
das vielleicht noch Aveiter so gegangen, bis an 
einem Tage, Avie sie aus der B egründung  
unserer Vorlage sehen, die Kurse sehr ge­
waltig gesprungen  sind, nämlich vom 27. zum 
28. Aron 221 bis 230. W oher diese grosse Stei­
gerung?  Ja, meine Herren, das kam durch 
einige zufällige Ereignisse und Adelleicht durch 
einige nicht ganz richtige Massnahmen der 
D redner Bank, wenn sie ihr Interesse bedachte.

Ich will jedoch etAvas Aveiter zurückgehen.
Meine Herren, es ist bezeichnend fin­

den U rsp rung  der Verhandlungen, dass sich in 
der Offerte vom 16. Jun i 1904 nach den uns 
gemachten Angaben ein Irr tum  vorfindet: dass 
in diesem Schreiben enthaltene Angebot ist 
nu r  auf ein A ktienkapital Aron 51 Millionen ge­
macht — nicht auf das schon Aror der späteren 
E rhöhung  von 6% Millionen damals schon ta t­
sächlich vorhandene Aktienkapital der H ibernia 
von 53‘/'s Millionen ! E s  ist nämlich das A ktien­
kapital der Gesellschaft H ibernia im Jah re  1904 
zweimal erhöht Avorden; es fand schon am 
2. Mai eine E rhöhung  von 51 auf 53'/2 Millionen 
statt. MerkAvürdigerAveise, meine Herren, ist 
nun  in dem Briefe vom 16. Juni, durch den 
doch der gesamte Aktienbesitz ei-Avorben Averden 
sollte, nicht die Rede von dem damals Avirklich 
vorhandenen  Aktienkapital Aron 53% Millionen, 
sondern nur von einem Aktienkapital Aron 
51 Millionen. (Hört, hört! links.) E s  bleiben 
daher n u r  zAvei Annahmen übrig. E n tw eder 
ist in dem Schreiben ein offenbarer F eh ler ent­
halten, und  das möchte ich doch nicht an ­
nehm en bei einem H errn  Minister, der  so g u t 
Geschäfte zu machen Aveiss, Avie es der H err  
Handelsm inister nach seiner eigenen V er­
sicherung Arersteht, (Heiterkeit) dass ein so 
g rober I r r tu m  da mit untergelaufen ist, sondern  
ich möchte annehmen, dass, da die V erstaat­
lichungsprojekte schon Aror dem 2. Mai 
schAvebten, der Fehler mit den 51 Millionen bei 
E rlass  des Schreibens vom 16. Ju n i nicht be ­
merkt Avorden ist, weil die ursprünglich  richtige 
Zahl immer in den Akten geblieben ist. Es 
Aväre ja aber immerhin möglich, dass ein blosser 
Fehler Aorliegt. D arum  will ich Aveitere Schlüsse, 
die in dieser Beziehung noch in V erbindung 
mit anderen Tatsachen, die sich später zu ­
getragen  haben, zu machen Avären, un te r la ssen ; 
sie kommen vielleicht im Laufe der Diskussion 
noch Aron anderer  Seite zur Sprache.

Meine Herren, diese Ankäufe in Hibernia- 
aktien erreg ten  natürlich Aufsehen. E s  ist aber 
nicht richtig, Avehn die B ehauptung  aufgestellt 
Avird, dass m an allgemein eine Verstaatlichung
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erwartete. Eine solche Verstaatlichung wurde 
nicht allgemein angenommen, zum al man ja 
nach den im Jah re  1902 von-dem H errn  Minister 
abgegebenen E rk lä rungen  daran  nicht glaubte, 
u n d  zumal namentlich eine Berliner Zeitung 
noch am Tage vor der Veröffentlichung des 
staatlichen Angebots die Versicherung brachte, 
es sei ihr aus versierten Kreisen mitgeteilt 
worden, dass eine Verstaatlichung nicht beab­
sichtigt sei. Im m erhin haben diese E rhöhungen  
des K urses Aufsehen erregt, und  es h a t sich 
die Gesellschaft H ibern ia  veranlasst gesehen, 
ihr Aktienkapital um 6y2 Millionen zu erhöhen. 
W arum die Gesellschaft das getan  hat, ob das 
gerechfertigt war, das muss ich dieser Gesell­
schaft üb e r la ssen ; denn ich habe ja keineswegs 
ihre In teressen zu vertreten und h ab e  g a r  nicht 
die Aufgabe, das zu verteidigen, was sie getan  
hat. Das ist ihre  Sache, das , m ag sie recht- 
fertigen. Jedenfalls wurde diese E rh ö h u n g  des j 
Aktienkapitals sofort nach Beschluss des Auf­
sichtsrats am 26. Juli durch Wölfische Depesche j 
veröffentlicht, wodurch jederm ann Kunde davon - 
erhielt, und dass eine Generalversam m lung j 
zwecks E rh ö h u n g  des Aktienkapitals um 6' [
Millionen einberufen würde. D adurch erfuhren j 
natürlich die, Leiter der D resdner Bank, dass j 
das Geschäft ein schwierigeres geworden war; 
denn um  ?/., der Aktien bis E nde  des Jah res  
hereinzubringen, wäre es ja  nun auch notwendig 
gewesen, von diesen 6',!,, Millionen wieder % zu 
erwerben. Da fand die D resdner B ank  sich 
veranlasst — ob das nun auch sehr geschickt 
war im In teresse des Zustandekom m ens des 
Unternehmens, lasse ich dahingestellt —, den 
Bankiers der H ibernia Mitteilung zu machen, 
um sie zu veranlassen, sich an diesem V erstaat­
lichungsprojekt mit ihr, der D resdner Bank, 
gemeinsam und auf gemeinschaftlichen Nutzen 
hin zu beteiligen. (Hört, hört! links.) Diese 
Mitteilung h a t  sie wahrscheinlich — und anders 
hatte  sie auch keine Verpflichtung, denn die 
D resdner Bank tu t ja  ganz recht daran, von 
ihrem S tandpunk t aus, wenn sie möglichst gute 
und  gewinnreiche Geschäfte zu machen sucht; 
ich k an n  ihr das nicht übel nehmen, — diese 
Mitteilung ha t sie erst gemacht, als sie sich in 
einer Zw angslage zu befinden glaubte, dass 
das ganze Geschäft scheitern könnte, wenn sie 
nicht e inträchtig  mit den anderen Bankkreisen 
vorginge.

lieb e r  das, was zwischen diesen verhandelt 
ist, sind die Ansichten streitig, die Mitteilungen 
lauten verschieden. Nach der einen Mitteilung 
haben  die B ankiers  der H ibern ia  e rk lärt:  zu­
nächst müssen wir verlangen, dass die einmal 
ausgeschriebeneG eneralversam m lungstattfindet, 
und  dass die nötige E rh ö h u n g  des G rundkapitals  
beschlossen wird, alsdann werden wir weiter 
sehen, wie wir uns nach Füh lung  mit der Ver­
w altung der H ibernia  in dieser Sache benehmen 
können. Nach der anderen Mitteilung hätten 
die Bankiers es abgelehnt aus verletztem Stolz, j

weil sie nicht zuerst gefrag t seien, und weil sie 
ein solches Geschäft der D resdner Bank nicht 
gegönnt hätten, und hätten  erklärt, sie wollten 
erst die E rh ö h u n g  durchsetzen, dann würden 
sie sehen, was zu machen sei. Welche Motive 
da maßgebend gewesen sind, lasse ich dahin ­
gestellt, da ich nicht die Aufgabe habe, den 
einen oder den anderen Teil in Schutz zu 
nehm en; jedenfalls konstatiere  ich, dass dann 
die weitere K urstreiberei begann. Am 25. stand 

. der Kurs auf 220, am 27. auf 221; an diesem 
Tage zerschlugen sich die V erhandlungen, welche, 
die D resdner Bank und andere (gruppen über 
ein etwaiges Zusam m engehen geführt hatten. 
N u n  k a u f t e n  n a t ü r l i c h  b e i d e  Te i l e  
A k t i e n ,  u n d  an  d i e s e m  e i n e n  T a g e ,  e r ­
h ö h t e  s ic h  d e r  K u r s  u m  9 °/(„ e r  s t a n d  a m  
28. a u f  230. Am A b e n d  d e s  28. e r s t  w u r d e  
d u r c h  e i n e  W ö l f i s c h e  D e p e s c h e  d a s  V e r ­
s t a a t l i c h u n g s p r o j e k t  a l l g e m e i n  b e k a n n t .

Ich habe noch eins nachzuholen. Es ist 
vielfach behaupte t worden, die E rh ö h u n g  des 
G rundkapitals  sei -schon ein Tiyck gegen die 
Verstaatlichung des U nternehm ens gewesen. 
W äre das der Fall, so müsste ich den Betreffen­
den die V erantw ortung  dafür überlassen. Da aber 
davon gesprochen ist, kann  man nichtunterlassen, 
darau f aufmerksam zu machen, dass in dem 
Urteil des Königlichen Landgerichts zu Bochum 
vom 10. O ktober d. J. ausdrücklich darau f  h in ­
gewiesen ist, dass unstreitig nach den E rk lä ­
rungen beider Parte ien  der Aufsichtsrat der 
H ibernia bei dem Beschluss der E rh ö h u n g  des 
G rundkapitals  um 6'/^ Millionen von dem staa t­
lichen A nkaufspro jekt keine Kenntnis hatte, 
(sehr richtig! links) sodass das als ein zu- 

1 fälliger U mstand angesehen werden muss. So 
ist denn der Kurs immer weiter gestiegen, bis 
er nach der V erkündigung des S taatsangebotes 

i  über dieses hinaus auf 280 und 290 gekommen 
ist, bis endlich das H inauftreiben derartig  

i wurde, dass tagelang  ein K urs wegen m angeln ­
den Angebots, nicht m ehr zu notieren war.

W enn das ursprüngliche P ro jek t nun  unge ­
s tört geblieben wäre, und es der D resdner Bank 
gelungen wäre, ihrerseits den Ankauf allein zu 
bewirken, so würde offenbar die Verstaatlichungs­
anzeige am 28. A ugust noch g a r  nicht erfolgt 
sein. Is t  dieser H ergang, wie ich ihn darge- 

i stellt habe, richtig, so ist die V erstaatlichungs­
anzeige n u r  erfolgt, weil je tzt nichts m ehr zu 
re tten  war, nachdem die Mitteilung der D resdner 
Bank an die anderen B ankierskreise  erfolgt 
war. D u r c h  d a s  g a n z e  V o r g e h e n  i s t  es 
a b e r  m ö g l i c h  g e w e s e n ,  d a s s  in e i n e r  d e r ­
a r t i g e n  W e i s e  d e r  G e w i n n  an  d e m  U n t e r ­
n e h m e n ,  an  d e r  V e r s t a a t l i c h u n g ,  die  
D i f f e r e n z  z w i s c h e n  d e m  w i r k l i c h e n  W e r t  
u n d  d e m  K u r s w e r t  z u r  Z e i t  d e r  A b ­
m a c h u n g  am 16. J u n i  mi t  d e r  D r e s d n e r  
B a n k  n i c h t  i n  d i e  T a s c h e n  d e r ­
j e n i g e n  g e f l o s s e n  ist ,  w e l c h e  m i t  i h r e m  
F l e i s s  u n d  mi t  i h r e r  M ü h e  d e m  W e r k e
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z u r  B l ü t e  v e r  h ü l f e n  h a b e n ,  we l c h e  i h m  
i h r e  K a p i t a l i e n  a n v e r t 'fc a u t  h a b e n ,  u n d  
d a m i t  d i e  B e t r i e b s m i t t e l  g e l i e f e r t  h a b e n ,  
u m  d a s  W e r k  a u f  e i n e  s o l c h e  H ö h e  z u  
b r i n g e n ,  s o n d e r n  d a s s  d e r  G e w i n n  zu 
t e i l  g e w o r d e n  i s t  d e r  D r e s d n e r  B a n k  
u n d  d e n j e n i g e n  S p e k u l a n t e n k r e i s e n ,  
w e l c h e  a u f  i r g e n d  e i n e  W e i s e  i n  d i e  
P r o j e k t e  d e s  S t a a t e s  u n d  d e r  D r e s d n e r  
B a n k  e i n g e w e i h t  w a r e n .  (Sehr richtig! 
links.)

Denn, meine Herren, nach den uns zuge­
gangenen  Nachrichten h a t es auch an solchen 
Eingeweihten nicht gefehlt. (Hört, hört! bei 
den Freisinnigen.) E in  grösser Teil des Kapitals 
war von der D resdner Bank schon am 26. Juli 
erworben. Als aber die V erhandlungen mit 
den anderen Bankkreisen scheiterten, haben 
Funktionäre  der D resdner Bank nachträglich 
erklärt, dass die D resdner Bank doch noch 
s tä rker  sei, als durch ihren eigenen Besitz er­
scheine; d e n n  m i t  d e m  G e s a m t b e s i t z  
i h r e r  F r e u n d e  h a b e  s i e  ü b e r  17 M i l l i o n e n  
zu  v e r f ü g e n ,  w ä h r e n d  s ie am T a g e  v o r ­
h e r  i h r e n  E i g e n b e s i t z  n u r  a u f  8 Mi l l i o n e n  
b e z i f f e r t  h a t .  (Zuruf rechts: Das ist ja  aber 
alles ganz gleichgültig!) So, meine Herren! 
E s  ist durchaus nicht gleichgültig, ob nicht 
bloss die D resdner B ank  Aktien erworben hat, 
sondern auch noch F reunde  der D resdner Bank 
Aktien erworben haben. E s  wird in dieser Be­
ziehung notwendig sein, eine genauere P rüfung  
in der Kommission vorzunehmen, und die Be­
läge, die uns da vorgelegt werden, zu un ter­
suchen. Die Beläge sollen ja von der Seehand­
lung geprüft worden sein, und ich zweifle nicht, 
es wird kalkulatorisch alles in O rdnung sich 
.befinden. E s  wird aber doch über das 
kalkulatorische Mass h inaus zu prüfen sein, 
und  auch nach dieser R ichtung hin kommt es 
noch auf einige Punk te  an, die ich nachher 
ausführen werde. Es wird doch noch nötig sein, 
zu untersuchen, wann und von wem die D resdner 
B ank die Aktien er worben hat. (Sehr richtig! links.) 
Denn durch P rü fung  nach dieser Richtung wird 
sich ermöglichen lassen, festzustellen, wer die­
jenigen gewesen sind, die der D resdner Bank 
d irek t die Aktien verkauft haben, und wer die­
jenigen gewesen sind, die un te r  Kenntnis des 
Planes der D resdner B ank  und dem Staate die 
Aktien überliessen nicht zu ihrem nach K ennt­
nis des A nkaufsprojekts vor seiner Veröffent­
lichung gemachten Einkaufskurse, sondern zu 
dem je tzt von dem Staate gebotenen Kurse, 
(hört, hört!) und  die möglicherweise sehr be ­
deutende Summen bei diesem Geschäfte da ­
durch verd ient haben, dass sie Kenntnis von 
P länen  des S taates hatten, welche der Oeffent- 
lichkeit bis dahin  entzogen waren. (Sehr richtig! 
bei den Freisinnigen).

Meine Herren, alle, diese Dinge fordern 
sehr zum Nachdenken heraus  und lassen doch 
die F rag e  berechtig t erscheinen, ob, so geschickt

man auch Geschäfte zu machen versteht, es 
sich für den Staat ziemt und geeignet ist für 
unseren wirtschaftlichen Verkehr, die Geschäfte 
so zu machen, dass, wie schon einer meiner 
V orredner gesagt hat, der Nutzen nicht den 
Produzenten, nicht den Aktionären, sondern 
zum grossen Teil der Börsenjobberei in die 
H ände fällt. (Sehr gut! bei den Freisinnigen). 
Meine Herren, wir werden — - (Zuruf des
Abgeordneten Gamp.) Ich komme gleich auf 
die Bem erkungen und auf das Gelächter 
einiger Herren zurück; ich will aber erst die 
Dinge im Zusam m enhänge entwickeln, wie sie 
sich begeben haben.

Nun ha t der H err  Minister erklärt, dass er 
seinerseits einen solchen W eg habe wählen 
müssen, um sicher zu sein, dass der Zweck er­
reicht werden würde. Ja, meine Herren, ich 
glaube, wenn der Zweck des Staates nicht er­
reicht wird, so wird er  doch wohl lediglich 
deswegen nicht erreicht werden, entweder weil 
der P re is  den Betreffenden nicht ein ange­
m essener zu sein scheint, oder weil sie glauben, 
dass es über den Geldwert h inaus in ihrem 
wirtschaftlichen und sonstigen Interesse liegen 
muss, den Besitz, den sie selbst gehegt und 
gepflegt haben, sich nicht entziehen zu lassen. 
S o l l t e  es  a b e r  m ö g l i c h  g e w e s e n  se i n ,  
d i e s e n  Z w e c k  zu e r r e i c h e n ,  so g e b e  i ch 
I h n e n  a l l e n  zu e r w ä g e n ,  ob,  w e n n  m a n  
A n f a n g  Mai  o d e r  im J u n i  n o c h  b e i  e i n e m  
K u r s e  v o n  196°/0 d e n  A k t i o n ä r e n  a n g e -  
b o t e n  h ä t t e ,  d a s  W e r k  z u m  K u r s e  v o n  
240 zu  v e r k a u f e n ,  d a n n  e i n e  g e r i n g e r e  
A u s s i c h t  v o r h a n d e n  g e w e s e n  w ä r e ,  d a s s  
d i e  H i b e r n i a  v e r s t a a t l i c h t  w o r d e n  w ä r e ,  
a l s  d u r c h  d i e  g e s c h i c k t e n  M a s s n a h m e n ,  
w e l c h e  s e i t e n s  d e s  H e r r n  H a n d e l s ­
m i n i s t e r s  i n s z e n i e r t  w o r d e n  s i n d ,  "(Heiter­
keit und  sehr r ich tig ! bei den Freisinnigen) 
die doch, so viel auch' der H err  H andelsm inister 
von den Geschäften versteht, b isher zu dem 
gewünschten Erfolge nicht geführt haben. (Sehr 
gu t!  bei den Freisinnigen).

Und nun, meine Herren, der Zweck dieser 
Vorlage. Was bringt die Vorlage? Die Vor­
lage gew ährt uns ein grosses A ktionärrecht in 
der Hibernia. Ich will, nachdem der H err  
Kollege Schiffer schon das gestreift hat, nicht 
auf alle die unerfreulichen V erhandlungen ein- 
geli en, die sich in den G eneralversam m lungen 
und sonst in den vielen Prozessen abgespielt 
haben. An einem Tage, sind vier verschiedene 
Gerichte zu gleicher Zeit mit A nträgen  in dieser 
Angelegenheit befasst worden. (Hört, h ö r t !) 
Meine Herren, ich will darau f nicht weiter ein- 
gehen. W as h a t  aber denn der S taa t davon, 
wenn er eine grosse Minorität in der H ibernia 
v e r t r i t t? E s  ist gesag t w orden: er kann  dann 
verhindern , dass sich die H ibernia mit einer 
anderen Gesellschaft fusioniert. Das ist ja 
r ic h t ig ; wenn die Majorität nicht m ehr % des 
Aktienkapitals beträgt, eine Mehrheit, die jeden­
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falls erforderlich sein wird zu r B ew irkung einer 
solchen Fusion, dann kann  sich die H ibernia 
nicht fus ion ieren ; dann  h a t  der S taa t das Recht 
darauf, das recht angenehm e Verhältnis, welches 
dann  in der Aktiengesellschaft zwischen dem 
einen und  dem anderen  Teile herrschen muss, 
auf lange Zeit zu verewigen. D ann scheint 
mir doch a b e r . wenig erreicht zu .sein, wenn 
wir diese ganze grosse Aktion, ungefähr 
70 Millionen, bloss deswegen ausgeben sollen, 
dam it nicht eine Fusion  zwischen 3, sondern  
n u r  zwischen 2 Gesellschaften möglicherweise 
stattfinden kann. D ann wird die H ibernia  für 
sich allein existieren, und die anderen Gesell­
schaften werden wahrscheinlich nach einer 
anderen  R ichtung hin ihre V ergrösserung und 
F usionierung mit um so ungeschw ächteren 
Kräften fortsetzen. Aber selbst wenn sich die 
Hoffnung entwickeln sollte, dass durch Ab­
bröckelung diese Minorität allmählich zur 
M ajorität wird, — was w ären denn das fü r 
angenehm e Verhältnisse? W ir haben  gehört, 
dass eine V ereinigung — der H e rr  Minister 
h a t  sie einen „T rotztrust“ genann t — sich zu­
sam m engetan habe, um die Aktien zu ver- 
schlies'sen. D er H err  H andelsm inister h a t  sich 
sehr indigniert gefühlt ü b e r  ein solches Vor­
gehen. E s  sind den H erren  von der H ibernia 
auch von andere r  Seite hier gute  Lehren ge­
geben worden, die Dinge ja  nicht zu ü b e r ­
tre iben; sonst käm en Gesetze — das lautete 
auch früher einmal so in der P resse —, welche 
die F reihe it der Industrie  eben so einschränken 
würden, wie e s f rü h e r  mit der derB örse  geschehen 
sei. Meine Herren, das scheinen m ir keine ge­
eigneten A rgum ente zu sein; (sehr richtig!) 
wenn solche Gesetze notw endig sind, dann  sind 
sie gewiss aus allgemeinen S taa tsgründen  (sehr 
richtig!) und aus allgemeinen Verhältnissen 
heraus notwendig und  nicht bloss darum , um 
ein B ergw erk  zu verstaatlichen oder nicht. 
W enn dann  aus allgemeinen Verhältnissen h e r ­
aus solche Gesetze begründe t werden, dann 
werden wir bereit sein, uns mit Ihnen  darüber  
zu unterhalten. W enn es sich um eine einzelne 
Verstaatlichung handelt, so muss ich sagen, ist 
eine D rohung  mit einem solchen Gesetze eine 
Pression, die mir nicht ganz am P latze bei 
einer derartigen  Sache zu sein scheint. (Sehr 
richtig!) So wenig ich die H erren  von der 
H ibernia  zu verteidigen habe, so verm ag  ich 
doch nicht einzusehen, was die H erren  für 
hochverräterische oder staatsgefährliche Be­
strebungen  betreiben sollten, wenn sie glauben, 
ihren Besitz dem Staate nicht überlassen  zu 
müssen, sondern  weil sie annehmen, dass cs in 
ihrem In teresse liegt, sich in diesem Besitz zu 
erhalten. E s  scheint mir dies doch eine Sache 
ih re r  eigenen freien E rw äg u n g  zu sein, mit 
ihrem  E igentum  so vorzugehen, wie sie es ver ­
stehen, (sehr richtig!) u n d  kein andere r  h a t 
das Recht, mit einem gewissen sittlichen Appell 
zu ihnen zu reden. Diese H erren  w erden nicht

anders  zu bew egen sein als durch geschäftliche 
D ar leg u n g e n 'd e r  N otwendigkeit oder Nützlich­
keit des von ihnen verlangten  Schrittes.

Meine Herren, angenom men aber, dass trotz 
der B estrebungen  dieses Tro tztrustes  einige 
Aktien noch ah den S taa t übergehen  und der 
S taa t wirklich nun die M ajorität erhält, — die 
Aussicht, die nötige D re iv ie r te lm a jo ritä t!zu r  
Verstaatlichung zu gewinnen, h a t er wohl auf 
keinen Fall, sondern er hätte  dann die Aus­
sicht, die Leitung  der H ibern ia  zu entfernen, 
andere  Direktoren einzüsetzen, andere Auf­
sichtsräte zu bestellen und  den Betrieb selbst 
leiten zu lassen. S ch ö n ! Meine Herren, ob 
das fü r das W erk  erspriesslich wäre, das wäre 
aber eine andere Frage. W enn der S taa t Be­
sitzer der M ehrheit der Aktien ist — und auf 
diesen G esichtspunkt mache ich aufmerksam, 
weil er noch g a r  nicht betont ist — dann darf 
er sich dabei nicht a l l e i n  g  e r  i e r  e n  a l s  
I n h a b e r  d e r  M e h r h e i t  d e r  A k t i e n ,  
s o n d e r n ,  w e n n  e r  a u c h  d i e  : V e r w a l -  
t u n g  w a h r  n e h m e n  l ä s s t ,  s o  m ü s s e n  
d i e j e n i g e n ,  w e l c h e  e r  z u r  V e r w a l ­
t u n g  e i n  s e t z t ,  u n d ,  w e n n  e s  S t a a t s ­
b e a m t e  s i n d ,  d i e s e  e r s t  r e c h t  s i c h  
f ü h l e n  a l s  V e r t r e t e r  d e r  I n t e r e s s e n  
d e r  A k t i o n ä r e  i n  i h r e r  G e s a m t h e i t ,  
a u c h  d e r  M i n o r i t ä t .  (Sehr richtig! links.)

¡Meine Herren, es wird nun  gemeint: das 
könnte denn doch schliesslich auf das Ziel h in ­
wirken, und  ein H err  Dr. Schacht, wenn ich 
nicht irre, A rchivar der  D resdner Bank, h a t  in 
einem Artikel, worin er diese ganze F rag e  be­
spricht, auch darau f aufm erksam  gemacht, dass 
ja  mancherlei sich tun liesse, wenn der Staat 
die M ajorität hätte ; man könnte die B ankver ­
b indungen lösen, die Dividende und  den Kurs 
der Aktien beeinflussen und dadurch das In te r ­
esse der  opponierenden B anken an der Hibernia 
beseitigen. (A bgeordneter v. E y n e rn :  Hört, 
hört!) Es ist natürlich ganz ausgeschlossen, 
dass der S taa t jemals zu solchen M aßnahmen 
greifen kann ; denn es g ibt ja  noch einige 
G esetzesparagraphen, die ja  auch, namentlich 
in neuere r  Zeit erst, v e rs tä rk t  und verm ehrt 
worden sind, die die Rechte der  Minorität durch 
verm ehrten  Schutz ausserordentlich stärken. 
B ekannterm aßen h a t  in gewissen Fällen  schon 
der 20., in einigen Fällen sogar schon der 10. 
Teil des G rundkapitals  und  in einzelnen Fällen 
jeder A ktionär gegen G eneralversam m lungs­
beschlüsse und gegen A ufsichtsrat und  V orstand 
das Recht zu klagen, wenn durch die Be­
schlüsse und  G eschäftsführung das In teresse 
der Gesellschaft verletzt wird. Meine Herren, 
ausser solchen zivilrechtlichen P a rag rap h e n  
gibt es ja  auch Strafbestimmungen. Die Auf­
sichtsrats- und Vorstandsm itglieder dürfen n u r  
das In teresse der Gesellschaft und der Aktio- 
näx-e v e r t re te n ; s ie  d ü r f e n  a l s o  e n t s c h i e d e n  
n i c h t  e t w a  z u m  N a c h t e i l  d e r  A k t i o n ä r e  
a u f  d e n  K u r s  d r ü c k e n ,  d a m i t  s i e  s i ch  e h e r
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z u r  V e r s t a a t l i c h u n g  g e n ö t i g t  s ehen .  Man 
kann es daher  nicht verstehen, was es bedeuten 
soll, wenn einer der Befürw orter der V erstaat­
lichung davon spricht, dass m an Dividende 
und K urs der Aktien beeinflussen könne, um 
dadurch  das Interesse der opponierenden Banken 
an der H ibernia  zu beseitigen. Das kann  nichts 
anderes heisson als: m an kann, wenn m an die 
V erwaltung besetzt, den Kurs und die Dividende 
derartig  beeinflussen, dass m an den W iderstand 
beseitigt. Bekanntefm aßen darf man aber den 
Kurs und die Dividende nicht ? beeinflussen, 
sondern  beides muss sich ergeben aus d e m . 
Geschäftsgang u nd  aus den gesetzlichen Vor­
schriften über die Gewinnverteilung. W er da­
gegen fehlt, meine Herren, der macht sich nicht 
bloss regresspflichtig, sondern auch nach dem 
Handelsgesetzbuch un te r  Umständen strafbar.

Ich muss daher  sagen: d i e  S t a a t s ­
b e a m t e n  m ö c h t e  i ch b e d a u e r n ,  d i e  e t wa,  
w e n n  s c h l i e s s l i c h  d e r  S t a a t  d i e  M e h r h e i t  
d e r  A k t i o n  g e w i n n t ,  d i e  u n a n g e n e h m e  
M i s s i o n  h ä t t e n ,  i n  i h r e r  B r u s t  es  z u  v e r ­
e i n i g e n ,  g l e i c h z e i t i g  d a s  I n t e r e s s e  d e r  
G e s e l l s c h a f t ,  d e r  o p p o n i e r e n d e n  A k t i o ­
n ä r e ,  m i t  d e n  P l ä n e n  d e s  S t a a t e s ,  d i e  a u f  
d i e  g e s a m t e  V e r s t a a t l i c h u n g  g e r i c h t e t  
s i nd ,  zu  v e r t r e t e n :  (Sehr gut! bei den F re i­
sinnigen.) Ich glaube, dass das eine sehr 
schwere und  undankbare  Aufgabe ist,, und  dass 
es besser wäre, dass man zu einer solchen 
Aufgabe nicht schritte.

Meine Herren, wenn m an aus diesen G rün­
den schon in der Vorlage keinen Vorteil sehen 

-kann in einer Vorlage, die uns g a r  nicht 
die H ibern ia  bringt, sondern  n u r  die Minorität 
und  im besten Falle eine Majorität des Aktien­
kapitals, bei der der S taa t seines Besitzes 
nicht froh  werden würde —, so mache ich ferner 
darau f  aufmerksam, dass auch in bezug auf 
die Preisbestim m ung die Vorlage noch jetzt 
vollständig dunkel ist. Die Vorlage enthält 
nicht die genügenden Grundlagen, um wirklich 
den K urs herauszurechnen, den die D resdner 
B ank  nunm ehr erhalten soll. Und zw ar liegt 
das daran, dass in der Vorlage verschiedene 
nötige Z ahlenangaben  fohlen. Es fehlt die An­
gabe, wie viel die Provisionen, Courtage und 
Reichssteuern betragen  — nicht die Provision, 
die die D resdner B ank  erhalten soll, sondern 
die Provisionen, die sie ihrerseits gezahlt hat; 
die A ngabe ü b e r  deren H öhe fehlt. E s  fehlt 
fe rner die A ngabe über  die Höhe der Stück­
zinsen. W enn m an nun auch mit der Vorlage 
annimmt, dass die Stückzinsen u n d  die zu er­
sta ttenden Geldzinsen dem Preise nicht zuge­
schlagen werden dürfen, um den Kurs zu be­
rechnen, so fehlt es aix der Bereclxixung der 
wirklichen A usgaben, solange man nicht weiss, 
was fü r  Posten fü r  Provisionen, fü r Courtage 
und  Reichssteuern einzusetzen sind, und  so­
lange m an die Höhe der Stixckziixsexx nicht 
kennt. Nach einer W ahrscheinlichkeitsrechnung

über die etwa zu verm utende Höhe der Stück­
zinsen muss m an annehmen, dass der Kurs 
sich auf etwa 245°/0 belaufen wird, xxxxd dass 
axxsser der der D resdner Baxxk zxxzubilligenden 
Provision von 1377 000 Mk. noch sehr viele 
H underttausende Mark Provision stecken, 
müssen unter den in der  Vorlage nicht zahlungs- 
mässig ausgewoi'fenen, von der D resdner Bank 
ih ren  Verkäuferix gezahlten Provisionen.

Meine Herren, die Höhe der der Dresdnex- 
Bank gew ährten  Provisioix muss doch etwas 
in Staunen versetzen. Wieviel ist denn die 
gewöhnliche Bankprovision fü r A nkauf von 
Papieren? 1 pro  Mille. Die D resdner Bank 
soll ixun je tzt eine Provision von 5% bekommen 
gleich 1 377 000 Mk. W ofür ? F ü r  das Risiko. 
Ja, wenn das richtig ist, was wir behaupten, 
was uns mitgeteilt worden ist, dass die D resdner 
Baxxk sich am 16. Juxxi ihrerseits vex'pflichtet. 
hat, drei Viertel der Aktien dem Staate  zu 
liefern zxx einem Kurse von 240%, so h a t  sie 
ein eigenes Geschäft und h a t  kein Kommissions­
geschäft gemacht. (Sehr richtig! links). Und 
wenn sie ein solches Geschäft macht, daxxix soll 
sie axxch das Risiko bezahlen. (Sehr richtig! 
links). E s  ist aber doch aixeli wahrscheinlieh, 
dass die b isher in F rage  stehenden beiden Ab- 
nxachungexx zwischen der D resdner B ank und 
dexxx Staat lxicht die einzigen gewesen sind. 
Dass die D resdner B ank die Dreiviertelmajoi'ität 
nicht bekommen würde, eklatierte schon sehr 
bald nach der Veröffentlichung des Planes, 
jedenfalls nach der ersten Generalversammlung.

D ann ist die zweite Generalversamm lung 
einberxxfen worden. Ich will auf diese Dinge 
bei der vorgerückten Zeit nicht n äh e r  eingehexx, 
zumal sich noch weiterhin dazxx Gelegenheit 
fixxdeix wird. Zwecks dieser zweiteix General­
versam m lung h a t die Di*esdner Bank jedenfalls 
aber das Bestreben gehabt, die einfache Mehr­
heit zu ei’langen, uxxd da  ist es doch höchst 
wahrscheinlich, dass wegen dieser E r lan g u n g  
der eixxfacheix Majorität w iederum ein Abkonxmen 
getroffen ist, falls die D resdner B ank die ein­
fache Majoxität erlangt, ih r eine Provision zu 
gewähren. Nunmehr h a t  aber die Dresdxxer 
Baxxk auch die einfache Mehrheit nicht erlangt. 
E s  ist zw ar iix der Voi'lage davon die Rede, 
das sei xxoclx nicht zxx Ende, es w äre ja  doch 
noch möglich, dass das Urteil des Landgerichts 
Bochum abgeändert würde. Meine H erren, ixx 
juristische E rw ägungen  will ich mich hier nicht 
eixxlassexx; ob das möglich ist, d a rü b er  haben 
sich viele berixfen und  unberufen ausgelassen, 
und ich sehe darin  keinen Zweck. Demi es 
kommt ja  schliesslich xxicht auf meine Meinung, 
soxxdex’n axxf die der Exxdiixstaxxz dabei an, und  
es h a t  g a r  keixxen Nxxtzeix nach dieser R ichtung 
hin, sich in juristischen E rw ägungen  zxx ergehen. 
Aber das eine will ich xxxir auszüfühxen ge­
s ta tten : xxehmeix Sie mal an, das Reichsgericht 
ändert  das Urteil ab, u nd  die E rh ö h u n g  wird 
abgelehnt! W as geschieht dann?  Danxxistdas
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Kapital, da die E rhöhung  nicht n u r  beschlossen, 
nicht bloss e ingetragen,sondern die D urchführung 
der E rh ö h u n g  beschlossen und eingetragen ist 
trotz aller Beschwerden der D resdner Bank 
und ih re r  Mitinteressenten, schon von D ritten 
der  Gesellschaft gegeben, die Aktien sind ü b e r ­
nommen, das Kapital in die Gesellschaft in ­
vestiert, und  es würden sich recht unangenehme 
Folgen zeigen, wenn etwa das Urteil des L and ­
gerichts aufgehoben würde. W ürde der Kurs 
dann  gesunken sein, so w ürden die U ebernehm er 
der neuen Aktien ein ausgezeichnetes Geschäft 
machen; denn sie würden ihr Geld zurückver­
langen gegen Zurückgabe der im Kurse ge­
sunkenen Aktien. Jedenfalls würde die Gesell­
schaft in grosse Verlegenheit kommen, das 
noch investierte Kapital herauszugeben. Das 
würde sich ohne einen H erabsetzungsbeschluss 1 
g a r  nicht ermöglichen lassen, und ich bin 
überzeugt, dass so viele Schwierigkeiten sich 
ergeben würden, dass an eine tatsächliche 
H erabse tzung  des Kapitals späterhin  in der 
P rax is  g a r  nicht zu denken sein würde.

Meine H erren, ich komme darau f zurück, 
dass ich sage: auch die einfache Mehrheit ha t 
die D resdner B ank nicht erreicht. Die D resdner 
Bank h a t also in dieser Sache trotz ihrer 
grossen Geschicklichkeit weiter nichts erreicht, 
als mit einem B etrage von ü ber  60 Millionen 
sich diese Aktien hinzulegen. Ich bin nun  der 
Meinung: wenn der S taa t ih r das Obligo etwa 
abnehm en würde, so tut er ein Unrecht da ran ; 
denn wer Geschäfte macht, der soll auch die 
Folgen des Risikos tragen, vorausgesetzt, dass, 
w orüber wir streiten, der  Ankauf für den S taa t 
nicht nützlich wäre.

Nehmen wir aber mal an, der A nkauf sei 
zweckmässig. Mit welchem Rechte jedoch recht­
fertigte sich dann eine so hohe Provision von 
5°,0? Das Risiko kann  ja  nicht in Betracht 
kom m en ; denn die D resdner B ank h a t eigene | 
Geschäfte gemacht. Risiko übernehm en aber 
auch andere Leute. Mir ist von F inanzm ännern  
gesag t worden — und ich habe mich mehrfach 
e rk u n d ig t—, d a s s  b e i  s ä m t l i c h e n  S t a a t s ­
a n l e i h e n  i m R e i c h  u n d  i n  P r e u s s e n  i n  
d e n  l e t z t e n  z e h n  J a h r e n  d i e  e m i t t i e ­
r e n d e n  B a n k h ä u s e r  z u s a m m e n g e n o m m e n  
n o c h  k e i n e  1400000 Mk. v e r d i e n t  h a b e n ,  
(hört, hört! bei den Freisinnigen) und hier soll 
die D resdner Bank, obwohl das, was ihr auf­
gegeben worden ist, g a r  nicht erreicht ist, ob­
wohl die Uobernahm e des B ergw erks g a r  nicht 
er lang t werden kann, einen so ungemessenen 
Vorteil erlangen? Nein, meine H erren! Das 
kann  nicht im Staatsinteresse liegen, und  ich 
hoffe, dass, wenn diese Tatsachen in der Kom­
mission geprü ft werden und  sich im Sinne der 
A usführungen bestätigen, die ich gem acht habe, 
dann  doch noch m ancher in bezug auf die An­
nahm e der Vorlage stutzig w erden muss, der 
bis jetzt etwa noch geg laub t hat, dass sie im 
öffentlichen In teresse liegt. Nein, meine Herren,

nach unserer U eberzeugung würden wir durch 
Annahm e der Vorlage gewissermaßen einem 
Bestreben Sanktion erteilen, von Staats wegen 
die Spekulationen der Börse zu befördern. 

] (Sehr gut! bei den Freisinnigen.)
Meine Herren, ich habe  gesagt, dass wir 

nichts gemein haben  mit denjenigen Bestre­
bungen, welche in unsolider Weise Spekulationen 
begünstigen. Das habe ich heute erklärt, und 
das haben meine F reunde  stets erklärt. W o h l  
s i n d  w i r  g e g e n  j e d e  u n z u l ä s s i g e  B e ­
s c h r ä n k u n g  d e s  w i r t s c h a f t l i c h e n  V e r ­
k e h r s ,  a u c h  d e s  B ö r s e n v e r k e h r s ,  we i l  
d e r  B ö r s e n v e r k e h r  im I n t e r e s s e  u n s e r e s  
g a n z e n  w i r t s c h a f t l i c h e n  G e t r i e b e s  n o t ­
w e n d i g  i s t ,  und weil die Fesseln, in die er 
geschlagen ist, nach unsere r  festen Üeber- 
zeugung nicht dem Spekulantentum, sondern 
gerade dem legitimen Handel die schlimmsten 
W unden geschlagen haben. Meine Herren, 
wenn cs sich aber darum  handelt, F ro n t  zu 
machen gegen die Begehrlichkeit, gegen die 
Habsucht, dann, g laube ich, werden wir immer 
auf Seite derjenigen sein, die allen diesen Be­
strebungen  entgegen treten werden. Wir sind 
durchaus nicht gemeint, dass es gu t ist, dass 
von Staats wegen die Gier und die Sucht nach 
Bereicherung gepflegt wird, dass, was der 
Röm er auri sacra fames genann t hat. Diese 

I wird aber unterstützt, wenn der S taa t derartige 
B estrebungen fördert. Da werden seit Jah ren  
Gesetze gem acht gegen den Terminhandel, 
gegen Differenzgeschäfte, womit Sie die 
Spekulationsw ut treffen wollen. Nun, meine 
Herren, durch Geschäfte wie dieses wird die 
Spekulationsw ut auf das äusserste  entfesselt; 
(sehr richtig! bei den Freisinnigen) w ahre 
Orgien h a t  die Spekulationsw ut gefeiert, und 
einen vers tä rk ten  Anlass, sich zu betätigen, ha t 
sie bekommen gerade durch das grosse Kapital, 
da s ' d e m V erkäufer der A ktien 'zugeflossen ist, 
und  was zu grossen weiteren Spekulationen und 
zu der beklagenswerten E rscheinung geführt 
hat, die schon der H e rr  Kollege Schiffer vor 
mir b e rü h r t  hat.

Meine Herren, wir halten  nicht bloss im 
; In teresse der Pläne, um die es sich hier handelt,
| sondern  im Interesse der Solidität der preussi- 

schen V erw altung eine P rü fu n g  dieser Vorlage 
fü r  ganz ausserordentlich geboten. Meine 
Herren, Sie reden oft von einem Zusam m en­
schluss gegen die Sozialdemokratie, den wir 
mit Ihnen  (nach rechts) m achen sollen und  den 
wir aber  nicht mit bewirken können, weil Sie 
ihn auf einem W ege verfolgen, der gegen 
unsere G rundsätze geht, Davon bin ich aber 
überzeug t: auch bei diesen V orgängen in  bezug 

i  auf die H ibernia  sind die Sozialdem okraten die 
tertii gauden tes ; durch nichts kann  in unbe­
mittelten Kreisen m ehr die sozialdemokratische 

| Saat befördert werden, m ehr Unwillen' und  Ab­
neigung gegen die bestehenden Verhältnisse 
e rreg t werden, als dadurch, dass in dieser
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Weise das Streben nach Bereicherung gepflegt 
wird, und  dass dieses Streben nach Bereiche­
ru n g  so weit geht, dass selbst die Massnahmen 
des S taates  — sicherlich ganz unbewusst und 
mit bester Absicht, aber nicht mit dem Glück 
und dem Geschick, wie wir es gewünscht 
hätten, — dazu  führen, dass in dieser Weise 
einzelne sich zum Nachteil der anderen be­
reichern.

D er H err  Minister h a t die M ahnung an die 
H erren  vom Kohlensyndikat ergehen lassen, 
sie möchten als Geschäftsleute die politische 
S tröm ung nicht ganz vergessen. Ja, meine 
Herren, wenn jem and ein guter Geschäftsmann 
war, so ist es aber auch notwendig, dass er als 
Politiker es nicht verlernt, ein gu te r  Geschäfts­
mann zu bleiben, und dass nicht durch Unge­
schicklichkeit in der Geschäftsführung ganz 
wider seinen Willen und  gegen seine bessere 
Absicht, wie ich selbst annehme, Schäden ent­
stehen, die ihren Einfluss weithin geltend 
machen können. W e n n  d e r  S t a a t  d a s  B e r g ­
w e r k  H i b e r n i a  e r w e r b e n  wo l l t e ,  so h ä t t e  
e r  o f f e n  h e r a u s t r e t e n  so l l en , ,  (sehr wahr! 
bei den Freisinnigen) wie es bei den E isen­
bahnen  geschehen ist. W enn behaupte t wird, 
der E isenbahnm inister hätte  mehr Machtmittel 
gehabt, so möchte ich d a rau fh inw e isen , dass 
zu A nfang der Verstaatlichung er auch nicht 
so viele Machtmittel gehab t hat. Wenn auf I 
dem je tz t betre tenen  Wege der Verstaatlichung 
fortgeschritten wird, dann wird es —  davon 
bin ich überzeug t — dahin kommen, dass man 
ein altes Rechtsprichwort, das schon seit J a h r ­
hunderten  häufig Geltung hat, auch auf andere 
Zweige der S taa tsverw altung  als auf die H al­
tung  des F iskus irt Prozessen überträgt, näm ­
lich das W ort: fiscus non erubescit. (Lebhafter 
Beifall bei den Freisinnigen).

Präsident v. Kröcher: Das Wort h a t der H err  
Handelsminister.

Möller, Minister fü r  Handel und Gewerbe: 
Meine H e r re n : ich will nicht auf die vielen 
E inw endungen eingehen, die der H err  Vor­
red n er  gem acht hat, da er selbst ja  die B ean t­
w ortung m ancher dieser Anfragen fü r  die 
Kommission in Aussicht genommen hat ;  ich 
glaube auch, dass die Kommission der richtige 
Platz dafür sein wird. Aber einige Irrtiim er 
muss ich doch hier kurz berichtigen.

Zunächst h a t .der H err  Vorredner bezweifelt, 
dass es richtig sei, wenn in der Motivierung 
gesag t sei, dass schon bei der E rw erbung  der 
Kohlenfelder und  des Bergw erks Gladbeck im 
Jah re  1902 eine Beteiligung des S taates mit 
10 bis 15°/0 an der Kohlenförderung in W est­
falen beabsichtigt gewesen sei. Es ist richtig, 
es steht, das nicht im stenographischen Bericht; 
aber ausser den P lenarsitzungen haben lange 
V erhandlungen in der Kommission stattge­
funden, und  dass die Kommissionsberichte 
keine stenographischen Berichte sind, wissen 
Sie alle. Ich provoziere auf Mitglieder, die an ­

wesend gewesen sind, und diese werden sich 
besinnen, dass ich ausdrücklich gesag t habe, 
dass das Ziel der Beteiligung am Bergbau 
nicht bald, aber über kurz oder lang ein äh n ­
liches sein müsse wie die Beteiligung in Obor- 
schlesien, und  die Beteiligung in Oberschlesien 
habe ich jetzt, in Zahlen ausgedrückt, in den 
Motiven geben lassen. Also etwas Unrichtiges 
ist das nicht; n u r  ak.ten massig ha t H err  Ab­
geordneter Cassel recht.

Dann hat der H err  Abgeordnete Cassel be­
anstandet, was endgültiges Abkommen mit der 
D resdner B ank sei. Ich meine, ich hätte bei 
meinen ersten A usführungen k lar auseinander­
gesetzt, wie sich die Dinge entwickelt haben, 
und der H err  Abgeordnete Cassel h a t augen ­
scheinlich in seinen Akten meinen Brief vom 
16. Juni; denn er ha t wiederholt von dem 
Datum des 16. Jun i geredet. (A bgeordneter 
Cassel; Ich weiss das Datum, habe aber den 
Brief nicht!) — Ich kann den Brief vorlesen. 
Ich wollte die Vorlesung erst in der Kommission 
vornehm en; aber ich kann es auch h ier tun. 
Am 16. Jun i habe ich folgendermassen an die 
D resdner B ank  geschrieben :

In Bestätigung unserer  gestrigen m ünd­
lichen Abrede verpflichte ich mich im E in ­
verständnis  mit dem H errn  M inisterpräsi­
denten und  dem H errn  Finanzminister, den 
gesetzgebenden F ak to ren  eine Gesetzesvor­
lage zur Genehmigung vorzulegen, welche 
die Königliche S taa tsregierung ermächtigt, 
die Aktien der Bergwerksgesellschaft H ibern ia  
im B etrage von 51000 000 Mk., geschrieben 
Einundfünfzig  Millionen Mark, gegen eine 
Rente von 8°/0, geschrieben acht Prozent, in 
3 prozentigen Konsols fü r den Königlich 
preussischen Fiskus zu erwerben. Ich halte 
mich an dies Angebot bis zum 31. Dezember 
dieses Jah res  gebunden, sofern Sie mir bis 
dahin den Nachweis erbringen, dass Sie, b e ­
züglich die D resdner B ank und das von Ihnen  
dem nächst zu bildende Konsortium (hört, 
hört! links) imstande sind und sich s ta rk  da ­
fü r machen, mir bzw. meinem Amtsnachfolger 
den fü r die D urchführung des E rw erbes  des 
gesamten Unternehm ens erforderlichen Be­
trag  des Aktienkapitals zur V erfügung zu 
stellen.

Eine schriftliche Bestä tigung der Ih re r ­
seits mündlich gemachten Zusagen wird 
erbeten.

Meine Herren, die mündliche Zusage w ar 
eben, dass dem Konsortium gegenüber genau 
dieselben Preise angesetzt werden sollen, wie 
sie die D resdner Bank bezahlt, dass die D resdner 
Bank keinerlei Vorteil haben  soll, und  dass dem 
Konsortium .der gesamte Gewinn, der aus den 
früheren  billigeren Käufen resultieren würde, 
zufliessen w ürde; es w ar von Anfang an in 
Aussicht genommen, dass die Bankiers der 
H ibernia H auptteilnehm er des Konsortiums sein 
sollten, Die D resdner Bank ha t also keinerlei
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Privatvorteile  haben  sollen. Ob die D resdner 
B ank  irgend welche Privatvorteile  gehab t hat, 
habe ich schon vorher erklärt, kann  ich aus 
eigener U eberzeugung nicht bekunden, nehme 
es aber nicht a n ; ich nehme ferner an, dass 
auch das H aus  das V ertrauen hat, dass die 
Seehandlung das, was nachher mit der D resdner 
B ank vereinbart wurde, dass sie lediglich gegen 
Provision kaufen  wollte, und dass sie die 
E inkaufspreise  einsetzen müsste, genügend 
scharf 'gep rü ft haben wird. Das Material wird 
selbstverstäddlich der Kommission zurVerfiigung 
gestellt werden.

Meine H erren, die D resdner B ank  w ar  somit, 
| | e  ich das ausgeführt habe  in meiner ersten 
Bede, lediglich Kommissionärin fü r das dem­
nächst zu bildende Konsortium. Dass das 
Konsortium nicht zustande käme, dass die be ­
teiligten B anken  nicht zustimmten, ist, wie ich 
vorh in  schon ausgeführt habe, nicht meine 
Schuld; die H erren  hätten  d a ran  teilnehmen 
können. (Zurufe.) Sie haben  sich ers t be­
dacht. •

Meine H erren, dann  ist, wie ich eben vor­
gelesen habe, m ir in dem Briefe allerdings ein 
I rr tu m  pass ie r t ;  ich habe das A ngebot n u r  fü r 
51 Millionen gemacht. Ich habe nach dem be­
kannten  Auskunftsmittel gegriffen, nach dein 
auch andere greifen, nämlich Salings Börsen­
papiere  zur H and  genommen und darin ge ­
sehen, dass die H ibernia  51 Millionen Kapital 
hat. Ich habe  allerdings nicht gewusst, dass 
im Mai eine E rh ö h u n g  des Aktienkapitals um 
2‘/2 Millionen stattgefunden hat. Das ändert 
aber  nichts an der S ach e ; das ist ein m ate­
rieller Irrtum , der sofort ko rrig iert ist, als er 
bekann t gew orden ist.

D ann h a t  der H err  A bgeordnete  Cassel ge­
sagt, dass eine Provision von  5% vom Nominal­
w ert eine u n e rh ö r t  hohe sei, die übliche P ro ­
vision sei heute 1 °/00. Meine H erren, die 
H erren  von der  D resdner B an k  haben  aber 
dam it gerechnet, dass der  A bgeordnete Cassel 
eine solche Rede, wio er sie eben gehalten  hat, 
halten  würde, eine Rede, die gegen die An­
käufe sein w ü rd e ; die B ank h a t dam it rechnen 
müssen, dass gegen den A nkauf sich eine 
s ta rke  Opposition erheben würde, (hört, h ö rt!  
links) u n d  sie h a t  eine erhebliche Risiko­
präm ie in ihre  R echnung mit einsetzen müssen, 
im d ich m eine: mit Recht. Ich glaube nicht, 
dass die Provisionen, die ich den H erren  be­
willigt habe, dafür, dass ich mich lediglich v e r ­
pflichtet habe, den gesetzgebenden F ak to ren  
eine Vorlage zu machen, zu gross war. (Sehr 
richtig! rechts.)

Ich habe auch in der P resse  noch mancherlei 
A eusserungen gelesen, die das, was die D resdner 
B ank  getan  hat, nicht fü r  vorsichtig erklärten.

Meine Herren, dann  halte ich mich ganz 
besonders noch verpflichtet, eine A eusserung 
in meiner ersten Rede klarzustellen, nötigen­
falls zurückzunehmen. H e rr  A bgeordneter

Cassel h a t in m einer A eusserung ü b e r  die Auf­
sichtsra tspfründe eine Beleidigung fü r die 
H erren  gesehen. Meine Herren, es ist mir 
nicht eingefallen, die H erren  zu beleidigen. 
Ich habe das S tenogram m  augenblicklich nicht 
h ier; ich habe  aber, wie ich .mich bestimmt 
entsinne, gesagt, ich dächte in diesen Dingen 
skeptisch, und  ich halte es fü r  menschlich 
schwer erklärlich, dass m an jem and zumuten 
sollte, er sollte seine beste B ankverb indung  
u nd  seine fetteste Aufsichtsratspfründe auf­
geben (A bgeordneter Krawinkel: sehr richtig! 
— Grosse Heiterkeit. — A bgeordneter K opsch : 
D er A bgeordnete K raw in k e l! — E rneu te  H eiter­
keit) und  ich würde darin  keine Beleidigung 
sehen. Sollten aber die H erren  sich dadurch 
beleidigt fühlen, so nehm e ich hierm it diese 
meine B em erkung mit dem B edauern  darüber, 
dass sie gefallen ist, zurück.

Vizepräsident Dr. Krause (Königsberg): Das 
W ort h a t  der Abgeordnete Münsterberg.

Münsterberg, A bgeordneter: Meine Herren,
meine politischen F reunde  stehen nicht mit 
derselben Entschiedenheit wie der H err  Vor­
redner  der  Vorlage ablehnend gegenüber. W ir 
sind der Meinung, dass wir an diese Vorlage 
mit der Verpflichtung des Zweifels heranzu ­
treten haben, mit der m an an jede Vorlage 
heranzu tre ten  hat, die eine nähere  Prüfung, 
besonders un te r  so erschw erenden V erhält­
nissen, un te r  denen diese zustande gekommen 
ist, in einer Kommission zu erw arten  hat.

Der H err  A bgeordnete Cassel ist auf eine 
ganze Anzahl von einzelnen P unk ten  des 
näheren  eingegangen, die ich, wenn auch nicht 
in solcher Ausführlichkeit, zu be rühren  die 
Absicht hatte. Mit Rücksicht aber  auf die v o r ­
geschrittene Zeit und  auf den Umstand, dass ich 
die Geduld dos H ohen H auses nicht gern  viel 
über  die vierte Stunde in Anspruch nehmen 
möchte, werde ich alles, was ich in meinem 
G edankengange irgend  en tbehren  kann, u n ­
gesagt sein lassen.

N ur das eine möchte ich vorw eg bemerken. 
F ü r  meine B eurteilung und  auch fü r die Be­
urte ilung  m einer politischen F reunde  ist ein 
Moment von erheblicher Bedeutung, und  das 
ist das: h a t  der A ufsichtsrat der H ibern ia  in 
seinem V orgehen gegenüber der Königlichen 
S taa tsreg ierung  loyal gehandelt, als am 26. Jun i 
seitens der  S taa tsreg ierung  die Offerte an  die 
H ibernia gem acht wurde, sie zu  verstaatlichen? 
Ich habe deshalb die Inform ationen bei den­
selben Kreisen gesucht, bei denen sie auch der 
H e rr  A bgeordnete Cassel gefunden hat, und  
habe da die mich sehr interessierende Aus­
kunft bekommen, dass in der T a t am 26. Jun i 
der Aufsichtsrat der  H ibern ia  die K apitals ­
e rhöhung  von 6 '¡2 Millionen beschlossen hat, 
um das A ktienkapital auf 60 Millionen zu 
bringen, und  dass diese A ktienkapitalserhöhung 
beg ründe t w ar durch einen am selben Tage 
oder am Tage vorher eingegangenen A ntrag
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des Vorstandes. Dieser A ntrag  h a t  nicht etwa, 
wie es nachher in der Presse hiess, darauf ab ­
gezielt, n u r  auf alle Fälle sich grösseres Kapital 
gewissermassen in Reserve zu sichern, sondern 
um der gesetzlichen oder auf der Vorschrift 
des Ministers beruhenden Bestimmung gerecht 
zu werden, dass alle Hohlräum e in den Berg­
werken durch das neue Sandspülverfahren  auf­
gefüllt werden müssen. D adurch w ar nämlich 
für die H ibern ia  die Notwendigkeit hervor­
getreten, grosse Sandfelder zu erw erben und 
eine V erbindungseisenbahn anzulegen, was ins­
gesam t etwa ß'/i» Millionen erforderte. Diese 
Information gebe ich hier ebenso wieder, wie 
ich sie erhalten habe. D araus geht jedenfalls 
das eine k la r  hervor, dass von beiden Parteien, 
von dem Königlichen Staatsministerium wie 
auch vom A ufsichtsrat der Hibernia, der be­
teiligten Gesellschaft, in absolut loyaler Weise 
vorgegahgen ist. Meine Herren, ich freue mich, 
dass gegenüber den Bem erkungen des H errn  
V orredners der H err  Handelsminister Möller 
seine B em erkung ü b e r  die Persönlichkeiten der 
Aufsichtsräte hier zurückgenommen hat. Ich 
kann  wohl sagen, dass auch mir diese Be­
m erkung  durchaus nicht sympathisch ge ­
wesen ist.

Nun, meine Herren, ist das ja  sicher; die 
D resdner Bank, die den Auftrag seitens des 
H errn  Handelsm inisters erhalten hatte, ist in 
W ahrung des absolutesten Geheimnisses v o r ­
gegangen; sie h a t  das Geheimnis so geschickt 
gewahrt, dass n u r  ganz wenige Personen  von 
der Absicht des S taates Kenntnis gehab t haben. 
Aber gerade darin  liegt ein Moment, das uns 
sehr wenig erfreulich ist, und das auch H err  
Cassel hervorgehoben hat. Durch diese Um­
stände haben sicherlich diejenigen, die am aller­
ersten verd ien t hätten, dass die hohe Staats­
offerte von 240 °/0 ihnen zugute käme, nämlich 
diejenigen vVktionäre, die an jenem 16. Juni, 
dem D atum  des Briefes, den der H err  Minister 
verlesen hat, Aktien besessen haben, sicherlich 
ü b e rh au p t keinen Vorteil von der V erstaat­
lichungsofferte gehabt. Der ganze Gewinn ist 
in andere Kanäle geflossen, die mit der Arbeit 
und  Sorge der P roduktion ü b erhaup t nie etwas 
zu tun  gehab t haben. (Sehr richtig! links.)

Nun h a t die G eneralversam m lung beschlossen, 
das Aktienkapital zu erhöhen trotz des W ider­
spruchs der 26 Millionen, die der H err  H andels ­
minister durch die D resdner B ank erworben 
hatte, und  die gerichtliche E in trag u n g  ist e r ­
folgt ebenfalls trotz des Widerspruchs. Es 
w erden ja  die Gerichte noch darüber zu ent­
scheiden haben. Ich muss gestehen, ob der 
H err  Minister den A uftrag  gegeben hat, als das 
Kapital 51 oder 531/, Millionen Mark betrug, 
ob er sich selbst dabei ge irrt  hat, daraxif lege 
ich keinen besonderen Wert. Salings Börsen­
papiere  haben sich ge irrt  und  der H err  Minister 
mit ihnen; sachlich spielt das ga r  keine Rolle. 
Je tz t  liegt die Sache so. Zwei Personen sind

bona fide vorgegangen, und  gerade durch das 
Vorgehen des Staates ist die Position der Ver­
waltung so s ta rk  geworden, dass die Aktion 
des Staates vergeblich geworden ist.

Nun lag es nahe, die F rag e  zu s te llen : wenn 
der H err  Minister nach der Generalversam m lung 
am 27. A ugust den Kampf aufgegeben hätte, 
nachdem er gesehen hatte, dass sein Bemühen, 
den Einfluss,- den er haben  wollte, zu erringen, 
vergeblich war, dann  w äre jedenfalls das 'n ich t 
eingetreten, was uns wahrscheinlich in gleichem 
Maße in allen Parte ien  nicht erfreulich ist: es 
wäre das Prestige  des Staates in keiner Weise 
b e rü h r t  worden. Abgesehen von der Heimlich­
keit bei diesem Vorgehen wäre es ein Versuch 
gewesen, und der Y ersuch ist ja  bekanntlich 
nicht strafbar, selbst auf wirtschaftlichem Gebiet, 
(Heiterkeit) zumal er-eben  missglückt war.

Wenn in der Presse wiederholt betont worden 
ist, dass das Vorgehen des Staatsministeriums 
nicht moralisch gewesen sei, so ist es ein Vor­
wurf, den ich nicht teilen kann. Nach meiner 
Meinung hatte der H err  Minister recht, wenn 
er heute in seiner einleitenden Rede ausführte, 
dass er gezw ungen war, sich schnell zu ent- 
schliessen und  schnell zu handeln, wenn er 
ü b e rh au p t Stellung nehm en wollte. Das ist die 
Aufgabe jemandes, der kaufm ännisch geschult 
ist, auch in schwierigen Verhältnissen schnelle 
Entschlüsse zu fassen, und im Geschäftsleben 
hier handelt es sich ja  um eine Geschäftsaktion 
— entscheidet schliesslich der Erfolg auch über 
die Zweckmässigkeit der Mittel. Dass etwas 
Unmoralisches darin  gesehen werden kann, 
wenn der Minister den A uftrag gibt, etwas zu 
kaufen, kann  ich nicht einsehen. Ich stehe 
allerdings auf dem Standpunkt, es wäre zweck­
m ässiger gewesen, an die V erw altung direkt 
heranzu tre ten ; unmoralische Mittel verm ag  ich 
in dem Vorgehen des Ministers nicht zu sehen.

Nach der Generalversam m lung h a t  dann 
erst der  unerfreuliche Kampf, begonnen, der 
nun  ein Kampf nicht m ehr ums Recht, sondern 
um  die Macht geworden ist, und  diese Macht­
frage wird wahrscheinlich ers t nach  einigen 
Jah ren  durch die Gerichte entschieden werden.

Meine politischen F reunde  sind G e g n e r  
d e r  V e r s t a a t l i c h u n g  an sich, zumal der 
Verstaatlichung eines Unternehmens, das so gu t 
geleitet w ar und so g u t prosperierte  wie dieses, 
um das es sich h ier handelt. Die Sache wäre 
uns deshalb nicht sym pathischer geworden, 
wenn dem S taatsvorgehen nachher auch das 
gesetzliche Recht zur Seite gestanden hätte, 
wenn in der Tat der S taa t die gesetzliche Mehr­
heit, die nach  dem' H andelsgesetzhuch ihm die 
Entscheidung über die Schicksale der Gesell­
schaft gibt, zu r  V erfügung g ehab t hätte. Je tz t  
liegen die Sachen anders. Die G ründe der 
Vorlage führen  aus, dass die E rw erb u n g  der 
H ibernia  notw endig  sei, um Einfluss im Kohlen­
syndikat zu gewinnen. Aber es ist schon e r ­
w ähnt und  von dem H errn  Minister zugegeben,
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dass eine Beteiligung von 7,3%, also zwischen i 
einem Zwölftel und  einem Dreizehntel der Ge- j 
Samtbeteiligung, diesen erstreb ten  Einfluss in 
dem Syndikat nicht h a t geben können. Wir 
sind nun allerdings der Meinung, dass auch 
ohne dieses Pressionsmittel der Beteiligung mit 
einer grossen Produktion, allein der Umstand, 
dass der S taa t einer der grössten Konsumenten 
der gesam ten deutschen Kohlenproduktion, ins­
besondere des westfälischen Syndikats, ist, 
genüg t hätte, dem Staate ein erhebliches Ueber- 
gewicht über  die Maßnahmen des Syndikats 
zu gewähren. W ir haben das doch schon in 
anderen Fällen  gesehen, welchen Einfluss das 
dem Staate giebt.

Meine Herren, ich sagte, wir stehen an sich 
der Verstaatlichung nicht sym pathisch gegen­
über. Nun pflegt man ja uns L iberalen immer 
den Vorwurf zu machen, dass wir aus der E n t ­
wickelung der letzten 40 oder 50 Ja h re  nichts 
gelernt hätten, dass wir noch immer auf den­
selben alten idealen Ansichten von Handel und 
W andel stünden wie früher. Gewiss, meine 
H erren, unsere Anschauungen haben  sich in 
vielen Beziehungen nicht geändert;  aber  wir 
haben gerade so wie die H erren  von der 
gegnerischen Seite doch auch von den Verhält­
nissen gelern t und  wissen ganz genau, dass der 
H err  Minister recht hat, wenn er sagt, dass die 
v eränderten  Verhältnisse mit ih re r Verschiebung 
der Macht auch neue A nschauungen, neue 
Gegenmachtmittel erfordern müssen. Diesen 
Unterschied wissen wir sein- wohl zu machen, 
und deshalb haben auch meine politischen 
Freunde, wie die ganze Linke und, ich glaube, 
das ganze Hohe H aus im Ja h re  1902, "als es 
sich um die E rw erb u n g  der Gladbecker Zechen 
handelte, freudig  zugestimmt; denn da, meine 
H erren, handelte es sich um etwas ganz anderes, 
da handelte  es sich darum , fü r die Zukunft die 
B efriedigung des Staatsbedarfs fü r  Marine und 
E isenbahn  möglichst in .der eigenen H and des 
S taates zu wissen und zu erreichen, dass auf 
diese Weise der S taa t unabhängig , und dass 
ihm eine andere E inw irkung auf die Preise 
gegeben wurde.

Nun, meine Herren, was wird denn hier 
Neues geschaffen? Die H ibernia besteht, hat 
bestanden und ist ein. Werk, das in . einer 
solchen A usdehnung betrieben wird, dass nicht 
weniger als 50 000 Menschen von diesem W erk 
ihre N ahrung  finden. Ja, meine Herren, da 
stehen wir allerdings auf dem Standpunkt, dass 
es uns kein erfreulicher Ausblick wäre, neue 
50 000 Menschen, wie sie durch 11- oder 12 000 
A rbeiter vertre ten  sind, wieder in die A bhängig ­
keit des S taates zu bringen. (Sehr richtig! 
links.) Meine Herren, schon im Jah re  1902 h a t 
der Kollege H err  Dr. Schultz eine A eusserung 
getan, die mir sehr in teressant war, er sagte: 

Die älteren H erren  werden sieh aus den 60er 
Jah ren  des vorigen Jah rh u n d e r ts  noch er ­
innern, dass namentlich in den Hörsälen  der

U niversität die Auffassung als Weisheit ge­
p red ig t wurde, dass es zu gewerblichen kauf­
männischen Geschäften keinen ungeeigneteren 
T räger  gebe als den Staat. Diese Auffassung 
ist bekanntlich einer ganz entgegengesetzten 
gewichen; heutzutage sind wir eher in Gefahr, 
das Gegenteil zu übertreiben.

Ja, meine Herren, wir sind eben der Meinung, 
dass es auch hier eine Grenze gibt. Dass der 
S taa t die Fähigkeit hat, Zechen zu leiten — 
denn das h a t er an anderen Stellen erwiesen —, 
diese F rag e  ist ja  hier gar  nicht kon trovers ;  
aber d a rüber  sind doch auch Sachkundige 
wiederum einer Meinung - — wenigstens die 
Sachkundigen, deren Urteil mir erreichbar ge­
wesen ist —, dass die P riva tindustr ie  auch auf 
dem Gebiete des B ergbaues zum mindesten dem 
Staate immer um  einige N asenlängen wenn 
ich mich dieses vulgären  A usdrucks bedienen 
darf — voraus ist. (Sehr r ic h t ig ! links.) Und 
das ist ja  ganz natürlich. Die P rivatindustrie  er­
freu t sich der  grösseren Beweglichkeit, sie ist 
nicht, wie der Staat, dadurch  gebunden, dass 
er etwa l'/„ J a h re  braucht, um eine Massregel, 
die der Minister und seine Beamten fü r richtig 
halten, durch den E t a t  und  durch die Bewilligung 
des L and tags  erst wirksam zu machen. Sie 
kann  sich in wenigen Stunden über die V eraus­
g abung  von Mitteln entscheiden, wie es ja  hier 
bei der H ibernia auch tatsächlich der Fall ge­
wesen ist.

Nun, meine Herren, wäre die F rag e  einer 
V erstaatlichung dieser Grube doch noch von 
einem anderen  Gesichtspunkte aus zu betrachten  
gewesen, wenn nämlich in der Vorlage irgend 
etwas da rüber  gesag t wäre, dass mit der 
Verstaatlichung zugleich neue soziale Aufgaben 
erfüllt werden sollten. Also wenn beispielsweise 
nachgewiesen wäre, dass die V erw altung der 
H ibernia  ihre Pflicht in der B ehandlung  ih rer 
Arbeiter, in Entlohnung, in Festsetzung der 
Arbeitszeit u. s. w. vernachlässig t hätte ; Nichts 
davon ist der Fall. Im Gegenteil, es wird an­
gegeben, dass die Reserven fü r  U nterstü tzung 
und  ähnliche Sachen zirka 450 000 Mk. betragen. 
Also, meine Herren, von sozialen Aufgaben, die 
der S taa t neu übernehm en sollte, ist überhaup t 
nicht die R e d e ; die Vorlage spricht n u r  von 
dem mässigenden Einfluss, den der S taa t auf 
das Syndikat üben  will.

E s  schweigt der S taa t über die sozialen 
Pflichten. Ich wünschte, er hätte  gerade hier 
einmal gesprochen, wie er denn der Masse der 
Arbeiter — das ist doch immer eine der  H aup t­
fragen — nützen könnte. H ier ist nicht die 
Rede davon, was von unserer  Seite immer an ­
gestreb t wird, dass man dem A rbeiter auf dem 
Gebiete der Vereinsfreiheit oder der  Koalitions­
freiheit neue Rechte gew ähren  wolle. H ier 
wird auch d a rü b er  geschwiegen und ich will 
dem W unsche des H erren  Ministers folgen und 
nicht n äh er  da rau f  eingehen —, welche Bedeu­
tung  der § 65 des Berggesetzes hat ;  auch darüber
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wird mit keinem W ort gesprochen, wie das 
Syndikat auf die höchst bedauerliche Stilllegung 
von Kohlenzechen gew irkt hat. E s  spricht 
also der S taat hier n u r  für ein wirtschaft­
liches Bedürfnis, das von vielen Seiten be ­
stritten wird.

Nun, meine Herren, kommt  dazu:  die ganze 
Aktion ist einstweilen vergebens gewesen. Die 
A utorität des Staates h a t  dadurch  ganz sicher­
lich mindestens nicht gewonnen. Auch das 
Moment fällt weg, dass der Gewinn der Aktien 
wie b isher die Möglichkeit bot — das ist doch 
vielleicht der Hauptsegen, den die Vergesell­
schaftung von Kapital mit sich b ring t —, dass 
weite Kreise der heimischen Bevölkerung, die j 
selbst als A ktionäre an dem Unternehm en be­
teiligt waren, von den hohen Dividenden auch 
Nutzen hätten ziehen können. Denn jetzt stehen 
zwei grosse Kapitalistengruppen sich gegenüber, 
der S taa t auf der einen und auf der ändern 
Seite die Grosskapitalisten, die, wie das heute 
schon wiederholt be rüh rt  worden ist, den Ver­
such machen wollen, ihre Beteiligung in einer 
gesetzlich zulässigen Form  mindesteus fü r eine 
ferne Z ukunft festzulegen.

Meine Herren, der H err  Minister hat, wie 
in der Begründung, auch in seiner heutigen 
Rede ausgeführt — es wird ja  immer auf die 
Macht des Syndikats exemplifiziert —, dass 
der  Staat so h a t  vergehen  wollen, um den pluto- 
kratischen  Einflüssen, den ungünstigen Ein­
flüssen des Syndikats  entgegenzutreten. Ja, 
meine Herren, was ist nun hier erreicht? Statt 
eines P lu tokra ten  haben wir zwei; jetzt steht 
die P lu tokra tie  des Staates, wenn man die als 
solche bezeichnen darf, der P lutokratie des 
Kapitals gegenüber. Zwei Mächte käm pfen mit­
e inander um den Einfluss, sodass h ier eine 
wichtige soziale W irkung ganz fortfällt, die 
ich gerade bei den Beschlüssen des Jah res  
1902 fü r so erfreulich halte, die W irkung näm ­
lich auf den Schutz der unverm ehrbaren  Schätze 
der  M utter E rde. Denn ob der eine oder der 
andere diese Schätze ausbeütet, bleibt für die 
Gesamtheit gleichgültig.

Nun, meine H erren, kommt zu diesem Miss­
erfolg des S taates das Satyrspiel hinzu, dass 
nach § 252 des H andelsgesetzbuchs der Staat 
voraussichtlich bei den entscheidenden General­
versam m lungen nicht einmal von seinem Aktien­
besitz wird Gebrauch machen können. Der 
H e rr  A bgeordnete Dr. Spahn ist zwar anderer 
Meinung; aber  H err  Kollege Schiffer h a t  be­
reits darau f hingewiesen, und auch die Ju ris ten  
un te r  meinen F reunden  sind derselben Meinung, 
ich glaube, dass die Auffassung, die der Ab­
geordnete  Spahn hier ausgesprochen hat, zum 
mindesten sehr zweifelhaft ist.

Meine Herren, wir sind es ja  gewöhnt, dass 
vom Ministertisch dem Syndikat, insbesondere 
auch dem Kohlensyndikat, Lobreden gehalten 
werden, und  der H err  Minister Möller ha t im 
Ja h re  1902 ganz, ausdrücklich gesagt, er wolle

den K ohlenbergbau im R uhrrev ier  nicht ver ­
staatlichen. H eute h a t  er noch hinzugesetzt 
„die Syndikate seien nötig, aber n u r  so lange, 
als kapitalistische In teressen vor den öffent­
lichen Interessen zurück treten“. Die B egrün ­
dung weist hin auf die zunehm ende Aus­
dehnung der Kartelle. Es sind heute vielfach 
erw ähnt worden alle die neuen Vergesell­
schaftungen, die A ngliederungen von Zechen, 
Dinge, die ich deshalb nicht nochmals weiter' 
ausführen will. Das sind aber Tendenzen, die 
n u r  Interesse haben fü r die einzelnen Werke, 
um deren Betrieb sieherzustollen, um ihn billiger 
zu machen, und um andererseits  sich gegen 
ein lleberw uchern des Einflusses der Syndikate 
zu schützen. Alles d rän g t aber hin auf Mono­
polisierung. Der H err  Minister sagt, er werde 
uns schützen gegen die verderblichen Einflüsse, 
die die übertriebene Monopolisierung in Amerika 
gehab t hat. Ich habe nicht die Em pfindung, 
dass durch den hier vorgeschlagenen Schritt 
diesem Monopol wirklich Abbruch geschehen 
wird. (Sehr richtig! bei den Freisinnigen).

Bis jetzt h a t  das Kohlensyndikat nach meiner 
Auffassung in verderblicher Weisemonopolistisch 
gewirkt. E s  ist der ganze Kohlengrosshandel, 
der, m ag er bei den einzelnen Parte ien  mehr 
oder minder beliebt sein, sicherlich das eine 
für sich hat, dass er die Verteilung der Güter 
über das ganze Land  bewirkt und d a d u rc h . 
eine grosse wirtschaftliche Aufgabe erfüllt, 
durch die Massnahmen des Syndikats zum Aus­
sterben verurteilt. (Sehr richtig! bei den F re i­
sinnigen). Seine Einkaufs- und  Verkaufspreise 
sind ihm vorgeschrieben, es ist ihm der R ayon 
vorgeschrieben, in dem er tätig sein darf; der- 

i jenige, der im Besitze eines Geschäfts ist, darf 
[ es nicht einmal ohne Zustimmung des Syndikats 
| weiter vererben. Das ist die eine Seite.

D ann kommt die andere Seite, in welcher 
Weise die Syndikate Terrorism us üben  gegen- 

I ü b e r  solchen Leuten, die etwa w agen wollen,
I noch von anderen W erken zu kaufen. E s  be- 
; kommen z. B. nu r solche E xporteure  von Roh­

eisen die V ergütung von 1,50 Mk. fü r die Tonne 
i  Kohlen bei der A usfuhr von Roheisen, die mit 

Genehm igung des Roheisensyndikates etwa 
j  Roheisen bei einem nicht syndizierten W erke 

gekauft haben. Das ist Monopolisierung. Ich 
will nicht näher  darau f eingehen, mit welchen 
schweren Schädigungen die Syndizierung 
gegenüber den V erbrauchern  von H albzeug 
gew irkt hat, und  wie die Fabrikanten , die 
Halbzeug gebrauchen, in der  schwersten Weise 
un te r  den Massnahmen der Syndikate gelitten 
haben.

Die Syndikate sind ein Schutz der P ro d u ­
zenten, nicht ein Schutz der Konsumenten. 
Die Produzenten  kommen in erster Linie, die 
Konsumenten in zweiter Linie. Das P roduk t 
wird daher, verteuert. E ine Produktionsver- 
besserung m ag damit H and in H and gehen. 
Aber es bleibt dabei : es ist ein Schutz der

6
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Produzenten, — und der  Konsument, der durch  I 
das Staatsganze geschützt werden soll, geht 
dabei leer aus.

Nun noch eine Bem erkung. D er H e rr  Mi­
nister Möller h a t  heute  Vorm ittag gesagt: ge­
rade  im Ja h re  1900 habe sich die mässigende 
W irkung des Kohlensyndikats aufs deutlichste 
erwiesen. W enn dam als das Syndika t nicht 
so massvoll vorgegangen  wäre,' würden die 
Kohlenpreise bei weitem höher  gewesen sein. 
A ber n un  m acht er eine E in sc h rä n k u n g : aller­
dings bei dem E nde  des Aufsteigens, bei 
dem Beginn der rückgängigen  K onjunk tur 
habe es das Syndikat nicht verstanden, zur 
rechten’ Zeit die Preise herabzusetzen. F ü r  
mich, der ich selbst als Kaufm ann im p ra k ­
tischen Leben stehe, ist aber dies gerade das 
Entscheidende. Nach meiner E rfa h ru n g  haben 
noch niemals Leute Schiffbruch gelitten, die in 
einer aufsteigenden K onjunktur Gewinne ein­
strichen. Die Schwierigkeiten kommen ge­
wöhnlich nicht bei aufsteigender, sondern  erst 
bei fallender Konjunktur, und  n u r  diejenigen 
Syndikate handeln richtig, die es verstehen, 
zur rechten Zeit, wenn die K onjunk tur  he rab ­
geht, die Preise herabzusetzen, und die ein 
Verständnis dafür haben, zur rechten Zeit all 
den bedräng ten  Abnehmern, die durch lange 
V erträge gebunden  sind, Erleichterungen zu 
gewähren. Diese bedeutungsvolle w irtschaft­
liche A ufgabe hat, soweit ich aus den Zeitungen' 
ersehen habe, das Syndikat nicht erfüllt. (Sehr 
richtig! bei den Freisinnigen.)

Also nun  b le ib t’s dabei: die Beteiligung an 
dem W erk  wird von dem S taa t erstrebt. Wir 
sind da rüber  einig, der H err  Minister ebenso, 
7,3 °/0 Beteiligung ist fü r H ibernia  vor­
handen, und  über  7,3 °/0 geht auch des Mi­
nisters Stimmrecht innerhalb  des Syndikats 
nicht. Ich glaube nicht, dass daraus  irgend 
ein Einfluss — der H e rr  Minister g laub t es -  
herzuleiten ist; das sind eben zwei verschiedene 
Meinungen.

W as heisst nun  aber :  „ein m ässigender E in ­
fluss“? Is t der m ässigende Einfluss der E in ­
fluss auf die H erabsetzung der P reise? Der 
Heri- Minister selbst sagt, das g laube er nicht. 
Und wenn ihm überall, mit liecht, wie ich 
glaube, entgegengehalten  wird, dass an der 
Saar, wo der S taa t das Monopol im B ergbau  fast 
uneingeschränk t hat, die Preise höher sind als 
irgendwo anders, so sag t der H e rr  Minister als 
gu te r  K a u fm a n n : ich würde geradezu  meine 
Pflicht vernachlässigen, wenn ich nicht die 
höchsten Preise nähme, die ich bekommen 
kann. Meine H erren, als K aufm ann kann ich 
dem Kaufm ann recht g e b e n ; er h a t nach dieser 
R ichtung hin keine schwächliche Sentimentalität 
zu zeigen, und  wenn ihm jem and 10,50 Mk. 
geben will, b rauch t er nicht 10,45 Mid zu 
nehmen. Ganz richtig! D ann soll aber der 
S taa t nicht davon sprechen, dass er den über­
triebenen Forderungen  des Kohlensyndikats j

I gegenüber einen mässigenden Einfluss üben 
wird. Auch dort werden immer die fiskalischen 
Interessen vorwiegen, wie sie bisher vorw iegend 
gewesen sind. Das kann  man verstehen. Man 
soll aber nicht mit diesem argum entum  e con­
trario  kommen, um zu beweisen, dass d a  ein 
m ässigender Einfluss sein kann.

Es kommt noch eins hinzu. In  einer Schrift 
fies H errn  Dr. Thille, die uns allen aus dem 
Saarrev ier zu gegangen ist, wird ein Brief ver­
öffentlicht, den die B ergverw altung  des S aar ­
reviers an Abnehm er geschrieben hat, die auch 
sich erlaub t hatten, , einmal etwas ausserhalb  
zu hospitiereh ; da h a t es diesen „mit Zucker­
b ro t und  Peitsche“, um diesen bekannten  Aus­
druck  zu gebrauchen, gedroht, wenn sie sich 
weiter erlauben sollten, an andere r  Stelle 
billiger zu kaufen. Also, meine Herren, an 
einen mässigenden Einfluss des S taates verm ag 
ich nicht zu glauben.

W as den Ankaufspreis der Aktien betrifft, 
so will ich da rüber  weiter nichts sagen. Der 
Kurs kommt nach der Berechnung, wie sie uns 
in der Vorlage gegeben ist, einschliesslich aller 
Nebenkosten, auf 252,25 °/0 heraus. Das ist teuer; 
aber  wir sind der Meinung, wenn der Kauf 
zustande käme, w ürde der P re is  bei den grossen 
Aussichten; die nach Auskunft aller Sachkundigen 
die H ibernia hat, immerhin nicht zu teuer sein. 
Ich glaube, in der Preishöhe allein braucht, 
kein G rund zu liegen, die Vorlage abzulehnen. 
Meine Herren, der einzige Trost bei dem Vor­
gehen, welches der S taa t jetzt gegen die Syndi­
kate  übt, ist, dass —■ der H err  Minister h a t  es 
heute  schon angeführt — in verschiedenen 
Fällen  die Syndikate es genau  ebenso gem acht 
haben. Sie haben  es Gelsenkirchen und sie 
haben  es auch dem Phönix  in L ah r  gegenüber 
so gem acht; dieser ist auch wider seinen 
Willen zu seinem eigenen Besten erst gezw ungen 
worden. .

Meine H erren, ich will auf die Aussichten 
einer weiteren V erstaatlichung des gesam ten 
K ohlenbergbaues nicht eingehen. Der H err  
Minister h a t  erklärt, es läge ein Staatsministerial- 
beschluss vor. Ich habe nicht den geringsten 
Zweifel, dass das Staatsministerium hierbei im 
vollsten besten Glauben einen A usspruch  zu 
tun glaubt, der fü r alle Zeiten b inden soll. 
Meine Herren, die wirtschaftlichen Verhältnisse 
sind aber s tä rker  als die Menschen, ebenso die 
Um wälzung auf dem gesam ten Gebiete der 
M onopolisierung in der ganzen Welt. D er H err  
Minister sagt mit vollem Recht: die W elt ist 
heute eine Stadt; die Gewalt, mit der in den 
letzten 10, 15 Jah ren  vo rgegangen  wird, ist so 
gross, dass wir nicht wissen, welche Entwickelung 
die nächsten 10, 15 Ja h re  bringen  können, und  
es ist doch sehr fraglich, ob nicht nach Jah ren  
die Königliche S taa tsreg ierung  wird sagen 
müssen: wir haben  im guten  Glauben die E r ­
k lä rung  abgegeben, wir sind aber nicht in der 

I Lage, bei der E rk lä ru n g  zu verbleiben. Meine
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Herren, in der Staatspolitik ist das nicht anders; 
deshalb muss m an mit diesen Faktoren rechnen, 
und  darum  lege ich aut' solche E rk lä ru n g  kein 
grosses Gewicht. Ich frage n u r :  sollen wir 
mit der Verstaatlichung anfangen? oder sollen 
wir die F inger ü b e rh au p t davon lassen?

N un meine Herren, zum Schluss noch eine 
F rage. Ich habe in der B egründung  vergebens 
nach anderen G ründen für den Kauf gesucht 
als dem der A gglomerierung der änderen Werke) 
Hüttonzechen, Reedereien usw. und dem E in ­
fluss, den der S taa t zu erwerben wünsche; aber 
ich habe vergeblich nach einer A eusserung 
d a rüber  gesucht, ob der Staat nicht noch andere 
Mittel hat, mit denen er, wie wir glauben, seinen 
Einfluss auf die Syndikate geltend machen 
kann. Meine Herren, es ist immer wieder — 
das ist ja  naturgem äss - auf die Entwickelung 
von 1902 zurückgegriffen worden, auf die E r ­
w erbung von Kohlengruben, die ein Areal von 
ungefähr 4 Quadratmeilen bedecken. Das ist ein 
Schatz, der, wie es damals in der Vorlage hiess, für 
ungefäh r tausend Jah re  Deutschland mit Kohle 
zu versorgen  im stande sein wird. Der H err 
Minister sagt, es sind die Abteufungsarbeiten, 
die Erschliessungsarbeiten begonnen. . Nun, 
meine Herren,' frage ich, wenn die Sache so 
steht, dass ein Syndikat in der Lage ist, dem 
produktiven ,y H andel Deutschlands Schwierig­
keiten durch zu hohe Gestaltung von Preisen 
und  zu grosse E inschränkungen des Betriebes 
zu erzeugen, weshalb geht der Staat mit seinen 
eigenen Gruben nicht energischer vor? weshalb 
sag t nicht der H err  Minister: gut, der Einfluss 
in dem Syndikate  mit 7,3 °/0 der H ibernia ist 
mir vollständig unzureichend, aber mit den 
Gruben, die Milliarden Tonnen von Kohlen ent­
halten, kann  ich die F ö rderung  in ein bis zwei 
Jah ren  vielleicht aufnehmen und kann wirk­
sam er darau f  losgehen, ihm wirksame Kon­
kurrenz  zu machen und so denjenigen mässi­
genden  Einfluss auf die Preise und  denjenigen 
fö rdernden  Einfluss auf die Produktion  zu üben, 
der  fü r  die Gesamtheit der deutschen Volkswirt­
schaft notwendig ist?

Und dann, meine Herren, habe ich den 
grossen Wunsch, dass gerade mit Rücksicht 
auf die immer schwerer werdenden Ver­
hältnisse der Fiskus soviel als möglich noch 
freie Berechtsame fü r  Bergwerke erwerben 
möchte.

Meine Herren, das sind die Gründe, die ich 
zunächst im A ufträge meiner F reunde  hier 
vorzubringen  habe. Wie Sie sehen, enthalten 
sie sich, wie es ja  in der ersten Lesung üblich 
ist, der  endgültigen Stellungnahme gegenüber 
der Vorlage. Nachdem der H err  Minister zu ­
gesag t hat, in der  Kommission weitere Auf­
schlüsse zu geben, die er im Plenum nicht geben 
kann, sehen wir diesen zunächst entgegen und 
werden, nachdem wir davon Kenntnis ge­
nommen haben, Stellung dazu nehmen. Der 
U eberweisung an die Budgetkommission stimme

ich nam ens meiner F reunde zu. (Bravo! bei 
den Freisinnigen.)

Präsident v .K rö c h e r :  Ich schlage dem Hause 
vor, die Diskussion je tzt zu v e r t a g e n . — D a­
mit ist das H aus einverstanden.

108. Sitzung; Mittwoch, 30. November 1904.
Präsident v. Kröcher; Ich eröffne die Sitzung. 

V o r  d e r  T a g e s o r d n u n g  ha t das W ort der 
Abgeordnete Münsterberg.

Miinsterberg, A bgeordneter: Meine Herren,
aus dem Stenogramm meiner gestern  gehaltenen 
Rede habe ich gesehen, dass ich die folgenden 
W orte gebraucht habe:

Im  Geschäftsleben entscheidet schliesslich 
der E rfo lg  auch über die Zweckmässigkeit 
der Mittel,

als ich davon sprach, dass ich das Vorgehen 
des Staatsministeriums nicht für unmoralisch 
halte.

Ich habe dabei zu meinem Bedauern ge­
sehen, dass ich mich ungeschickt ausgedrückt 
habe. Ich habe ausdriieken wollen:

Ich halte das Vorgehen nicht fü r unmoralisch, 
und  über die Zweckmässigkeit des Vorgehens 
wird der Erfolg entscheiden,

E s hat mir aber selbstverständlich ferngelegen, 
sagen zu wollen, dass der Erfolg  auch ü b er  
die Zweckmässigkeit unmoralischer Mittel en t­
scheide, und  dass etwa unmoralische Mittel 
durch den Erfolg moralisch werden.

Das wollte ich n u r  vor der weiteren Be­
ra tu n g  zu r Richtigstellung erklären. Ich danke 
dem H errn  Präsidenten  und dem Hohen 
Hause, dass mir Gelegenheit gegeben ist, dies 
auszuführen.

Präsident v. Kröcher: Wir treten  in die T a g o s -  
o r d  r iung . E  rs  t e r  Ge g e n s  t a n  d derselben i s t : 

Fortsetzung der ersten Beratung des Gesetzent­
wurfs, betreffend die Beteiligung des S taates 
an der Bergwerksgesellschaft Hibernia zu Herne 
— Drucksachen Nr. 532, Zu Nr. 532.

Nach der gestern festgestellten Rednerliste hat 
das W ort der Abgeordnete Gamp.

Gamp, A bgeordneter: Meine H erren, die
F reunde der Vorlage, zu denen ich mich rechne, 
können, glaube ich, mit dem Gange der Ver­
handlung  durchaus zufrieden und einverstanden 
sein. Zw ar haben sich auf der gestrigen 
Rednerliste die Mitglieder des H auses über- 
Aviegend als Gegner eintragen lassen; aber die 
Gegnerschaft der Herren Spahn, Schiffer und 
M ünsterberg  w ar doch im allgemeinen eine 
so wohlwollende, namentlich aus den Aus­
führungen der ersten beiden H erren  k lang  u n ­
bedingt nicht ein Nein, sondern ein J a  entgegen, 
sodass ich keinen Zweifel liege, wir werden 
uns mit den H erren  Spahn und Schiffer durch ­
aus verständigen. Ich hege auch noch die 
Hoffnung, den H errn  Kollegen M ünsterberg 
und  seine politischen F reunde  in unserer  Ge-
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S e i l s c h a f t  zu finden, wenn es sich demnächst 
um die definitive Abstimmung handeln  wird.

Einen prinzipiell ablehnenden S tandpunkt 
hat, wie das ja  nicht anders zu erw arten  war, 
allein der H err Kollege Cassel eingenommen; 
aber sein Kampf w ar eigentlich n u r  ein Kampf | 
gegen W indmühlen; denn drei Viertel seiner j  

A usführungen richteten sich dagegen, dass er 
und seine politischen F re u n d e .k e in  Monopol, 
keinen Ausschluss der  freien K onkurrenz auf 
dem Gebiete des Kohlenhandels wünschten. 
Da nun aber alle Parte ien  in diesem H ause 
ebenso wie die Königliche S taa tsreg ierung  e r ­
k lärt hatten, dass sie an eine Verstaatlichung 
des K ohlenbergbaues nicht dächten, so glaube 
ich, meine B ehauptung  aufrecht erhalten zu 
können, dass dieser Teil des Kampfes des H errn  
Kollegen Cassel sich wesentlich gegen W ind­
mühlenflügel richtete.

Meine H erren, den Dank habe ich aber doch 
dem Kollegen Cassel auszusprechen, dass er die 
V eranlassung gewesen ist, dass wir endlich 
auch eine definitive Mitteilung ü b e r  das erste 
Abkommen zwischen dem Staat und der 
D resdner B ank erhalten haben. Auch meines 
E rach tens  wäre es erw ünscht gewesen, wenn 
die Vorlage uns ein ausführlicheres Material 
ü ber  den Gang der V erhandlungen mit der 
D resdner Bank gebrach t hätte, dam it wir nicht 
auf die Mitteilungen in der Presse angewiesen 
waren, von denen jeder zugeben wird, dass sie, 
je nachdem sie von der oder jener Seite kamen, 
sehr wenig objektiv, namentlich aber nicht zu ­
verläss ig ,  waren. Wir wissen je tz t  ganz genau, 
wie der Gang der V erhandlung gewesen ist. 
Die Königliche Staatsregierung) vertre ten  nicht 1 
bloss durch die Ressortminister, sondern  auch 
durch das Gewicht des Ministerpräsidenten 
unterstützt, schloss zunächst einen V ertrag  mit 
der D resdner B ank ab, wonach diese sich v e r ­
pflichtete, drei Viertel des ihres E rach tens  51 
Millionen betragenden Aktienkapitals zu 240 %  
bis E nde dieses Jah res  dem Staate zur Ver­
fügung  zu stellen. Das war ein grosses Risiko, 
das die D resdner B ank  übernahm , und bei 
diesem V ertrage hätte die S taa ts reg ierung  ein 
g länzendes Geschäft gem acht; denn, un ab ­
hängig  davon, ob das A ktienkapital dem nächst 
auf 60 Millionen erhöht würde, w ar sie immer 
sicher, zunächst immer die M ajorität des u r ­
sprünglichen Aktienkapitals auf ih re r  Seite zu 
haben. Meine H erren, diesen V ertrag  konnte | 
die D resdner B ank nicht erfüllen. E s  stellte 
sich heraus  — vielleicht durch Schuld der 
D resdner Bank ; vielleicht w ar das der Grund —, 
dass sie an das zu bildende Konsortium zu 
früh  heran getreten  w ar; — kurz und  gut, auf 
einmal wusste jeder :  der S taa t beabsichtigt, 
die H ibernia  zu verstaatlichen, und  von diesem 
Augenblike an w ar erhebliches Material von 
Aktien auf dem M arkte nicht m ehr zu h a b e n ; 
denn die G egner hatten  sich sofort des M aterials j  

bemächtigt, und sprungweise wurden die Kurse

von Tag zu Tag in die Höhe ge tr ieben ; aber 
d ie -E rh ö h u n g  der Kurse genügte doch nicht, 
um soviel Material an den M arkt zu bringen, 
dass die D resdner B ank ihre  übernom m enen Ver­
tragsverpflichtungen hätte  erfüllen können. 
Was blieb da anders  übrig, als ein anderes 
Abkommen zu treffen? Und so geschah es, 
dass man der D resdner B ank das Material, das 
sie sich inzwischen hatte beschaffen können, zu 
Kursen, die weit über  240% hinausgingen, auf 
einer billigeren G rundlage abkaufte.

Also, meine Herren, der  Nachweis, dass ein 
andere r  W eg hätte  beschritten Averden sollen, 
ist Aron H errn  Schiffer soAvohl Avie von H errn  
Cassel zu m ehr oder minder energischen An­
griffen gegen den H errn  Minister und die 
S taa tsreg ierung  benutzt w orden ; aber  ich hätte  
doch geglaubt, dass derjenige, der gegen einen 
bestimmten W eg Angriffe richtet, auch ver ­
pflichtet Aväre, einen besseren Wej§ nachzuweisen. 
Diesen Nachweis h a t auch H err  Kollege Schiffer 
nicht erbracht, sondern darau f hingewiesen — 
und das ist ja  sehr bequem  —, dass der W eg 
der Verstaatlichung der E isenbahnen  hätte be­
schritten w erden sollen. Ist Ihnen  denn, H err  
Kollege Schiffer, der Weg, der damals be­
schriften Avorden ist, wirklich so bekannt, dass 
Sie auf diesen W eg als Beispiel, himveisen 
konnten ? Ich bezAveifle das sehr,

Zunächst liegen die Vei’liältnisse ganz 
anders als bei der V erstaatlichung der E isen ­
bahnen. Der S taa t hä tte  nach dem Gesetz von 
1838 .— das ist Ihnen  bekannt, H err  Kollege 
Schiffer — das Recht, die E isenbahnen zu er ­
werben ; (A bgeordneter K raw in k e l: S ehr
richtig!) es Avar bereits in dem Gesetz von 1838 
festgesetzt, was der S taa t dafür zu zahlen 
hatte. Ausserdom hatte der  S taa t damals seine 
Organe, die den W ert der E isenbahnen ganz 
genau  feststellten. All das fehlt hier, und  n un  
nehmen Sie Bezug auf die Analogie bezüglich 
der V erstaatlichung der E ise n b a h n e n !

Aber, meine Herren, Sie befinden sich Aröllig 
im Irrtum , wenn Sie annehmen, dass bei der 
V erstaatlichung der Bahnen die 'Mitwirkung 
der B anken und der grossen A ktionäre voll­
s tändig  ausgeschlossen gewesen ist. An die 
Oeffentlic.hkeit ist das nicht g ekom m en ; aber 
ich kann Sie versichern — ich war damals 
selbst im E isenbahnm inisterium  —, dass, ehe 
m an mit einem solchen Vorschlag an das 
Publikum h e ra n t r a t ,1 die S taa tsreg ierung  ganz 
gönau (wusste, Avie die leitenden Persönlich- 

j keiten, wie die Banken, die grossen A ktionäre 
ü ber  diesen Vorschlag dachten, (A bgeordneter 
K raw inke l: Sehr richtig!) und sie xvaren' nicht 
so töricht, Vorschläge zu bringen, bei denen) 
sie sich der Gefahr ausgesetz t hätten, dass sie 
abgelehnt Aviirden. Das, meine Herren, bitte 
ich freundlichst zu beachten.

. W enn die Königliche S taa tsreg ierung  den Weg 
eingeschlagen hätte, den H err  Kollege Schiffer 
ihr vorschlägt, ich Avette darauf, sie hätte nicht



1 Million Aktien zu dem Preise von 240 be- 
kommen. (A bgeordneter K raw inkel: Sehr
r ic h t ig !) Meine Herren, Sie können sich 
das doch selbst denken! W enn heute im 
Staatsanzeiger eine Offerte steht: der Staat 
kauft die Aktien zu 240, obwohl sie den Tag 
vorher 196 gestanden haben, dann  laufen die 
Besitzer zu den Bankiers und sagen : wie
kommt das?  Die Bankiers sagen dan n : die 
240 haben  Sie sicher, aber der S taa t wird 
jedenfalls doch m ehr geben, verkaufen Sie 
n icht; ausserdem ist ein grosses Konsortium 
da, das die V erstaatlichung 'n ich t wünscht, das 
wird jedenfalls erheblich höhere Preise zahlen! 
Ich glaube, es würde nicht 1 Million zu dem 
Kurse zu kaufen gewesen sein. (Abgeordneter 
Schiffer: Wie will der S taa t je tzt die weiteren 
Aktien bekom m en?) - -  Das werde ich Ihnen 
gleich sagen.

Nun h a t der  H err  Kollege Spahn einen 
anderen  W eg vorgeschlagen, indem er sagt: 
m an hä tte  ja  die Seeliändliing mit der Sache 
betrauen  können. Meine Herren, ich halte 
diesen W eg für absolut fehlsam. Die Börse ist 
so k lug  und  so fe infühlig ; wenn die Seehandliing 
auch nur 100 000 Mk. Hibernia gekauft hätte, 
in demselben Augenblicke wusste die ganze 
Börse: die V erstaatlichung ist in Aussicht ge-; 
gcnommen.

A ber meine Herren, ich wundere mich, wie 
H err  Kollege Spahn einen so inkonstitutionellen- 
Gedanken haben kann  wie den, durch Ver­
mittlung der Seehandliing dieses Geschäft 
zu machen. Die Seehandlung ist ein S taa ts ­
institut, und  wenn die Seehandlung die Aktien 
gekauft hätte, so war es ganz gleichgültig, ob 
nachher das Abgeordnetenhaus, der L andtag  
die Vorlage ablehnte oder nicht; die Seehand- 
lung  als Staatsinstitut w ar genötigt, den Ver­
tra g  zu erfüllen. E s  wäre das also ein ganz 
inkonstitutionelles V erfahren gewesen. Also, 
meine Herren, es blieb kein anderer W eg übrig 
als der  eingeschlagene, nachdem der erste 
Weg, der zweifellos der vorteilhaftere und 
auch fü r den S taa t der sichere war, zu einem 
Ziel nicht geführt hatte.

Meine Herren, ich freue mich, aus den Aus­
führungen  des H errn  Kollegen M ünsterberg zu 
entnehmen, dass auch er der Ansicht ist, dass 
sowohl von seiten der V erwaltungsorgane wie 
auch von seiten des Staates in höchst loyaler 
und  einwandfreier Weise vorgegangen ist. 
Meine H erren, dass, wo die In terpre ta tion  der 
Gesetze in F rag e  kommt, dieser diese und jener 
jene Ansicht haben kann, und dass meist, wie 
das ja  auch bei anderen Parte ien  der Fall ist, 
immer jeder  die Ansicht hat, die seinen In te r ­
essen am meisten entspricht, sowohl der S taa t 
wie die Verwaltungsorgane, das nehme ich 
keinem übel; und dieser Kampf wird eben auf 
dem Gebiet ausgetragen  werden müssen, das 
in einem geordneten Rechtsstaat das allein zu­
lässige ist. Ich hatte  deshalb auch gewünscht,

dass  H err  Kollege Schiffer sowohl wie auch 
H err  Kollege Cassel, die zw ar sagten, sie wollten 
der Entscheidung des Reichsgerichts nicht v o r ­
greifen, sich darauf beschränk t und nicht doch 
ihrerseits einige B em erkungen gemacht hätten, 
an die ich nun meine Bem erkung anknüpfen 
möchte.

H err  Kollege Schiffer sagte, ihm sei es ga r  
nicht zweifelhaft, dass der S taat nicht mitstimmen 
dürfe, wenn dem nächst die F rage  an die General­
versam m lung herantrete , ob das Unternehm en 
in den Besitz des Staates übergehen solle oder 
nicht. Ich will eine Kritik über diese Ansicht 
nicht äussern; wie gesagt, auch da rüber  wird 
ja schliesslich ein höherer Richter zu entscheiden 
haben. Aber ich glaube doch, H err Kollege 
Schiffer wird mir recht geben, dass, wenn er 
diese Ansicht hat, dann auch die Ansicht der ­
jenigen berechtigt ist, die behaupten, die H andels­
gesellschaft und  Bleichröder durften in der 
Generalversam m lung nicht mitstimmen. Wenn, 
was von F reunden  der Verstaatlichung be ­
haup te t wird, sie bereits damals den Vertrag- 
abgeschlossen hatten über  den E rw erb  der 
neuen Aktien, nicht wahr, H err  Kollege Schiffer, 
dann werden Sie auch der Ansicht sein, dass, 
wenn diese B ehauptung  richtig ist und erwiesen 
wird, dann die Aktien Bleichröder auch nicht 
mitstimmen durften in der Generalversammlung, 
weil sie ja auch zugunsten ihrer Interessen 
votierten. Ich glaube, H err  Kollege Schiffer 
wird diese Auffassung teilen.

In  einer Beziehung, meine Herren, hätte ich 
allerdings gewünscht, dass die S taatsregierung 
den B ahnen etwas mehr gefolgt wäre, die man 
bei der Verstaatlichung der E isenbahnen ein­
geschlagen ha t in bezug auf die B ehand ­
lung  d er Verwaltungsorgane. Der H err  Minister 
ha t uns zw ar mitgeteilt, er hätte  ein Schreiben 
erlassen, worin er ausgeführt, er wolle mit den 
Beamten in V erhandlung Treten; aber ich meine, 
es wäre richtiger gewesen, von vornherein  den 
Grundsatz anzuerkennen, den m an bei der 
E isenbahnverstaa tlichung anerkann t hat, dass 
die Beamten, die auch n u r  einen zeitweisen 
K ontrak t hatten, als lebenslänglich angestellt 
anzusehen und nach diesem G rundsatz zu ent­
schädigen seien, und dass man auch den Auf­
sichtsräten eine bestimmte E ntschäd igung  hätte 
zuteil werden lassen. Diesen W eg ha t der 

j S taa t allgemein beschritten bei der V erstaat­
lichung der Eisenbahnen. W äre dieser Grund- 

j satz auch hier anerkann t worden, dann, glaube 
ich, wäre die Sache erheblich milder verlaufen, 
und  der K äm pf wäre nicht ein so energischer 
und b ittere r geworden.

Meine H erren, die S taa tsreg ierung sucht 
ihre Stellung zu rechtfertigen mit der Not­
wendigkeit, einen massgebenden Einfluss auf 
die P reisgesta ltung  und  auf die sonstigen V er­
hältnisse im rheinisch-westfälischen Kohlen- 

: rev ier zu gewinnen. Nun, meine H erren, ich 
; möchte Ihnen  mitteilen, dass dieser Gedanke
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keineswegs dem Kopfe der gegenw ärtigen 
Minister entsprang, sondern als im Jah re  1889 
der  Kohlenstreik beigelegt w ar und  die F rage  
an die R egierung heran tra t,  was sie tun müsste, 
um einer W iederholung derartiger  Streitig­
keiten entgegenzutreten, hatte F ü rs t  Bismarck 
bereits seine Ansicht dahin kund  gegeben, dass 
es notw endig sei, dem S taa t im rheinisch-west­
fälischen Kohlenrevier durch E rw erb  einer ge ­
wissen Anzahl von Gruben einen Einfluss zu 
sichern, und  zw ar kam es ihm nicht bloss auf 
den E rw erb , sondern es kam ihm auch vor 
allem darau f  an, eine Stelle zu haben, die dau ­
ernd ü b er  die Verhältnisse im Kohlenrevier, 
über  die Arbeiterverhältnisse, sozialen V erhält­
nisse, Preisverhältnisse, Lohnverhältn isse usw. 
informiert w ar; denn ihnen ist auch bekannt, 
dass 1889 eigentlich unser preussiselies Beam ten­
tum vollständig ratlos der Sache gegenüber­
s tand  und  keine A hnung von den Verhält­
nissen hatte, weil wir keine Behörde hatten, 
die berufsm ässig verpflichtet war, sich über 
diese Verhältnisse zu informieren. (Zuruf). — 
Das O berbergam t Dortm und hatte  nicht die 
Kräfte, um sich über alle Verhältnisse zu infor­
mieren. Damals griffen die M ilitärbehörden 
ein, und  es ist Ihnen  ja  bekannt, welche Tor­
heiten durch dies E ingreifen der Militärbehörde 
gezeitigt sind, wie man Persönlichkeiten in die 
Höhe hob, die sich nachher als durchaus 
m inderw ertig  ergaben. Sie sehen daraus, dass 
unsere  preussische Behörden, die keine ge­
nügende F ü h lu n g  mit den dortigen V erhält­
nissen hatten, sie nicht richtig zu beurteilen 
vermochten, und  das ist der Grund, der damals 
den Fürsten  Bismarck veranlasste, auszu­
sprechen, dass, eine V erstaatlichung in gewissen 
Grenzen notwendig sei. Und ich zweifle nicht 
daran, wenn F ü rs t  Bismarck einige J a h re  länger 
Handelsm inister gewesen wäre, dass dann die 
V erstaatlichung in einem für die Staatsinteressen 
günstigeren Z eitpunkt sta ttgefunden hätte  als 
jetzt. Ich habe nicht ein Hehl daraus  gemacht, 
dass ich die Assoziationen, die sich in Syndi­
katen  äussern, im allgemeinen für sehr günstig  
halte, und  dass ich ebenso den Zusammenschluss 
der Kohlenzechen wie auch .den Zusam m en­
schluss der  Brennereibesitzer in den Syndikaten 
durchaus billige und  auf gesunden Grundsätzen 
beruhend  bezeichnet habe.

Ich glaube, m ehr noch Avie A rbeitgeber 
und  die Industrie llen müssen die A rbeiter des 
rheinisch-westfalischen Kohlenreviers dankbar  
sein, dass das Syndikat die Möglichkeit ge­
schaffen hat, in der  E rh ö h u n g  der Löhne gegen ­
über  1889 sehr erheblich vorzugehen. (Sehr 
r ic h t ig !) Ich stehe also in Bezug auf die Ver­
urte ilung der Syndikate dem H errn  Kollegen 
Schmieding viel näher  als der Kollege Schiffer; 
denn es wird gestern  allgemein aufgefallen sein, 
wie sehr der Beifall des ’ H errn  Kollegen 
Schmieding und  derjenigen, die auf seiner Seite 
stehen, abflaute, als der  H err  Kollege Schiffer

; sich über die Syndikate äusserte. E rs t  w ar 
i der Beifall ein allgemeiner, dann  auf einmal 

w ar Totenstille, und ich sah manchen sehr be ­
denklich den Köpf schütteln bei seinen Aus­
führungen. Diese Syndikate, auch das Kohlen­
syndikat, haben sich durchaus bewährt, und  
die E nque te  im Reichsamt des Innern  h a t d a r ­
getan, dass alle die Angriffe, die dam als er- 

! hoben sind, nicht als zutreffend angesehen 
: w erden können. Allerdings habe ich seinerzeit 
| auch m ehrere Angriffe gegen das Syndikat er­

hoben, sie hätten  die Exportin teressen nicht 
genügend berücksichtigt, sie hätten  die In te r ­
essen der Zwischenproduzenten nicht genügend 
berücksichtigt; aber ich entnehm e aus dem 
Umstand, dass diese Klagen je tzt nicht w ieder­
holt werden, dass in der Beziehung das Syndi­
k a t  sich gebessert hat.

Ich möchte dann auch wünschen, dass die 
Saarg ruben  sich auch bessern möchten, wenn 
die Mitteilung) die mir gestern  gem acht wurde, 
richtig ist — Adelleicht h a t  der H e rr  O berberg ­
haup tm ahn  die Güte, sich diesen A usführungen 
etAvas zu widmen — dass, ivährend die rheinisch- 
Avestfälischen K ohlengruben beim E x p o r t  von 
Glas eine Bonifikation eintreten lassen, die 
Saarg ruben  das nicht getan haben  und dies 
zu berechtigten BeseliAverden, die E x p o r t ­
interessen nicht genügend un te rs tü tz t zu haben, 
Anlass gab.

E in  Bedenken habe ich noch gegen das 
Syndikat, nämlich, dass das Syndikat"  die Zu- 
teilungsziffer nicht an das Grubenfeld ange ­
schlossen hat, sondern  es unabhäng ig  von der 
P roduk tionstä tte  auf die F irm a  ü b ertragen  
hat. Das halte ich fü r einen sehr grossen 
Fehler, und  dieser Feh ler h a t  dazu geführt, dass 
auch Zechen zum Stillliegen gebracht sind, die 
noch einen gewissen R e inertrag  lieferten. Ich 
kann  die Herren, denen die Verhältnisse der 
Spiritusindustrie vielleicht näh er  liegen, d a rau f  
hin weisen, dass Avir eine ganz ähnliche E r ­
scheinung dort haben. Auch dort Avollten die 
kleinen B rennereien  berechtigt sein, ihr 
K ontingent auf grössere zu übertragen , und 
Avenn die G esetzgebung oder die Veriyaltung 
ihnen dieses Recht gegeben hätte, so Avürden 
w ir zweifellos im Läufe der J a h re  eine 
K onzentration der Grossbetriebe auf dem Ge­
b iet der  Brennereien  erzielt haben, und  es 
Avären Tausende Aro n  Kleinbetrieben ver- 
schAvunden. W ir haben aber einen v e r ­
s tändigeren  und richtigeren W eg eingeschlagen, 
indem Avir die V eräusserung  • d er  Kontingente 
nicht gestatteten. Das hätten  die Syndikate 
auch tun sollen. E s  hätte  dies nicht etAva d a ­
zu geführt, dass man absolut minderwertige 
und  ausgebaute Gruben betreibt, wohl aber 
dahin, dass Gruben, die noch ein, zAvei, drei 
P rozen t N ettoertrag  ergaben, nicht fallen ge­
lassen Avurden, und ich kann  das Syndikat n u r  
dringend bitten, diesen Feh le r  Avieder g u t zu 
machen und  zu der M assnahme überzugehen,
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die wir im Interesse der Brennereibesitzer ge­
m acht haben, und den kleineren Gruben ein 
verhältnism ässig grösseres Kontingent zuzu­
teilen als den grösseren. W enn das Syndi­
kat das verfoljgt und den kleineren Gruben 
ein grösseres Kontingent zugewiesen hätte, 
was vielleicht keinen erheblichen finanziellen 
Einfluss gehab t hätte, dann würde es sich 
nicht bloss masslose Angriffe erspart, 
sondern auch die A nerkennung der gesetz­
gebenden Faktoren  nach dieser Richtung ge­
funden haben.

Meine Herren, ich will auf das Stilllegen 
der Zechen nicht weiter eingehen, möchte aber 
doch meine w arnende Stimme dagegen erheben, 
dass auf diesem W ege weiter fortgeschritten 
w ird ; denn d a rü b er  kann kein Zweifel sein, 
dass dann, wenn diese Zuteilung an die Firm a 
bestehen bleibt, ein immer weiteres Aufsaugen 
der  weniger ren tierenden  Zechen stattfindet, 
was ich im höchsten Masse bedauern  würde. 
W enn einem Werke, das günstige A bsatzver­
hältnisse, günstige finanzielle Verhältnisse ha t 
und  vielleicht 15 °/0 R einertrag  gibt, gesta tte t 
wird, eine Zeche aufzukaufen, die vielleicht nu r 
4°/0 gibt, und  das Kontingent, was dieser zu- 
geteilt war, sich zu nehmen, so führt das zu 
einer Stilllegung der weniger rentierenden 
Zechen. Dieser Fehler ist gemacht worden. 
Ob er auch gem acht worden wäre, wenn der 
S taa t einen angemessenen Grundbesitz in 
Rheinland und Westfalen gehabt hätte, will 
ich nicht un tersuchen; aber ich glaube, dass 
die U ntersuchung, die ich anstelle, auf die 
S taatsbehörde einen grösseren Einfluss ge­
m acht haben würde als auf das Syndikat. Ich 
habe von vornherein  den W iderstand des 
Syndikats gegen diese Verstaatlichung mir nicht 
erk lären  können. Man mag den preussischen 
F inanzm inister beurteilen, wie man will, aber 
den Vorwurf, dass er zu wenig F iskalitat habe, 
h a t  ihm wohl noch niemand gemacht, und  ich 
glaube, dem Syndikat könnte es n u r  im 
höchsten Masse erw ünscht sein, an seiner Seite 
den preussischen Finanzminister bei der Ver­
te id igung der Kohlenpreise zu haben. Ich ver­
stehe diesen W iderspruch des Syndikats nicht 
und  kann  n u r  annehmen, dass der W iderspruch 
nicht auf sachlich berechtigten G ründen beruht.

Welche naive Blüten bei dieser Gelegenheit 
an  den Tag gefördert werden, möchte ich einer 
Schrift von Dr. Tille „Die Preispolitik der 
staatlichen S aarg ruben“ entnehmen, die der Ab­
geordnete Dr. Röchling überreicht hat. In dieser 
Schrift ist ausgeführt, dass der S taat jährlich 
an 20 Millionen Gewinn aus den Saargruben  
zieht, und  das wäre doch im höchsten Masse 
un rech t; diese 20 Millionen müsste er den 
Leuten lassen, indem er die Preise so niedrig 
stellt, dass der S taa t g a r  nichts verd ien t; dann  
hätten  die Leute jährlich 20 Millionen mehr, die 
würden sie in Industrieunternehm ungen h in ­
einstecken, und das w äre ein grösser Segen

fü r  den Staat. Ich möchte den H errn  Kollegen 
Röchling, der sich durch Ueberreichung dieser 
Broschüre doch gewissermassen als Stiefvater 
dieser Idee wenigstens hingestellt hat, bitten, 
mir zu sagen, wie denn diese 20 Millionen in 
dem preussischen E ta t  hätten gedeckt werden 
sollen, ob etwa dann die sämtlichen S teuer­
zahler zur Deckung herangezogen werden, 
oder ob die Leute an der Saar 'auf anderem 
Wege, vielleicht auf dem Wege der Einkommen­
steuer, diese 20 Millionen hätten aufbringen 
sollen. E r  wird mir zugeben müssen, dass, 
wenn man bei einer solchen V eranlassung 
Anforderungen in bezug auf das Saarrev ier 
an den S taa t stellt, man sie auch in bezug auf 
die schlesischen Kohlen und auch in bezug auf 
die E isenbahnen und in bezug auf die anderen 
Bergw erke usw. stellen muss, sodass man dazu 
kommt, auf jede E innahm e zu verzichten.

Meine Herren, es ist in diese Debatte auch 
ein Gefühlsmoment von einem der H erren  
R edner h ineingetragen worden, indem er sagte: 
der S taat verd räng t viele Leute aus ihrem  Be­
sitz, in dem ihre Arbeit, ihre Arbeitskraft und 
ih r  Schaffen steckt. Meine Herren, es ist richtig, 
es g ibt solche Aktienunternehm ungen, die man 
in der Regel als Familienaktiengesellschaften 
bezeichnet, bei denen die Umwandlung in 
Aktienunternehm ungen aus diesem oder jenem 
Grunde stattgefunden hat, und  in denen die 
leitenden Persönlichkeiten ihre Arbeitskraft 
auch in den Aktien repräsen tiert sehen. Ich 
zweifle nicht, dass das auch bei der H ibernia 
in gewissem Umfange der Fall sein wird. 
Aber das können doch n u r  einzelne Persön ­
lichkeiten sein, und wenn man diese Gefühls- 
momente berücksichtige]! und  ihnen eine Be­
rechtigung zuerkennen will, dann müsste man 
auch verlangen, dass die Hibernia, wo sie als 
Aufkäufer  aufgetreteten ist und andere aus dem 
Besitz getrieben hat, dieselben Rücksichten 
hätte obwalten lassen. Aber, meine H erren, 
diese Gefühlsmomente spielen im praktischen 
Leben meistens eine sehr geringe Rolle, und  
ich zweifle g a r  nicht, dass bei allen diesen 
Koalitionen, die wir ja  in den letzten Dezennien 
auf allen Gebieten haben, auf dem Gebiete der 
Banken, auf dem Gebiete der industriellen Be­
wegung fast in allen Industriezweigen, im 
wesentlichen derselbe W eg beschritten ist, und  
dass man - da diesen Gefühlsmomenten eine 
besondere Berücksichtigung nicht h a t  zu teil 
werden lassen.

Auch den Einwand, dass die kleinen und  
schwachen Aktionäre bei diesem Vorgehen be ­
sonders geschädigt würden, kann  ich nicht an ­
erkennen, Meine H erren, Sie können doch n u r  
die F rag e  s te llen : welchen Vorteil hätten  die 
kleinen Aktionäre, wenn der S taa t nicht einge­
griffen hä tte?  Denn, meine Herren, der andere 
Weg, den H err  Kollege Schiffer empfohlen hat, 
ist nicht gangbar. W enn der S taat nicht ein­
gegriffen hätte, so würden die kleinen Aktionäre,



die zu 196, 200, 210, 220, 230, ,0
haben, heute wahrscheinlich vor einem Kurse 
von 196 stehen. Denn der Kurs w urde n u r  in 
die Höhe getrieben durch das A uftreten des 
Staates. Und was heisst denn „w ahrer W ert“? 
Ich möchte n u r  bitten, zu sagen, was der w ahre 
W ert einer Aktie i s t ; und  was ist der wahre 
W ert dieser A ktien? Die Börse, der  Sie (zu 
den Freisinnigen) doch immer die gute Seite 
zugesprochen haben, dass sie der R egulator 
der W erte  ist, dass sich da A ngebot und Nach­
frage konzentriere, dass man da zu einer 
richtigen W ertstellung komme, h a t  diese 
Effekten bis zum Mai n u r  mit noch nicht 200 
bewertet. N ur dem Umstande, dass der Staat, 
d. h. ein andere r  Kaufsinteressent, der unter 
ganz anderen  Bedingungen wirtschaftet als der 
P riva tm ann , als K äufer aufgetreten ist, ist es 
zu danken, dass der Kurs erheblich in die Höhe 
gegangen  ist. Also n u r  dem Einwirken des 
S taates ist es zu danken, dass die' kleinen 
A ktionäre einen höheren K urs bekommen haben, 
als sie bekommen hätten, wenn der Staat sich 
ferngehalten  hätte.

Meine H erren, da bedahre  ich nun allerdings, 
dass diese Aktion des S taates zu einer 
meinen Steigerung der Montanwerte 
h a t;  denn, meine Herren, das ist eine sehr be­
denkliche und, ich sage, bedauerliche Seite 
dieses Kampfes, dass die M ontankurse weit 
ü ber  den reellen, sicheren W ert gestiegen sind, 
u nd  dass diese Steigerung eben n u r  he rvorge ­
rufen ist durch das Auftreten des Staates. Ich 
sage:  über den Wert gesteigert; denn darüber  
kann  kein Zweifel sein, dass doch die In te r ­
essenten die berufensten und sichersten W ert­
messer sind, und diese haben doch die Kohlen­
aktien der H ibernia  bis vo r :l/, J ah re n  auch 
nicht höher bew ertet wie 1896, müssen doch 
also der Ansicht gewesen sein, dass sie keinen 
höheren W ert haben. Je tz t  wird es allerdings 
dahin kommen, dass die erhöhten Kurse die

240 %  verkauft [ der 5°/„ Provision abnimmt. Ich glaube, meine 
Herren, das wäre auch ein ausserordentlich 
günstiges Geschäft, wie die Verhältnisse jetzt 
liegen. Nun kommt hinzu, dass der S taat eben

allge- 
geführt

V erw altungsorgane
Abschreibungen

dazu nötigen werden, die
zu verm indern  und eine 

Dividende auszuschütten, die jenem erhöhten 
K ursstand  der M ontanpapiere entspricht. Das 
w ürde ich fü r  sehr bedauerlich halten. 
W enn die V erw altungsorgane das nicht tun 
— und  meines E rach tens  sollten sie es nicht 
tun , dann  ist der Preissturz  der Montan­
werte mit absoluter Sicherheit vorauszusehen.

Meine H erren, .ich komme nun  zum Schluss 
zu der F rag e :  macht denn nun  der S taa t bei 
dieser Offerte, die zuletzt vorliegt, ein schlechtes 
Geschäft oder nicht? Is t der  Preis von 240 an ­
gemessen und auch die Provision, die der  
D resdner Bank, bewilligt werden soll, n icht zu 
hoch? Meine Herren, dass der Preis von 240 
nicht zu hoch ist, wird, g laube ich, jeder  mit
mir zugeben müssen ; denn
lieiscliig machen, binnen 24

ich will mich- an- 
Stunden ein Kon­

sortium zustande zu bringen, welches der

mit anderen Fak to ren  rechnet. Der S taa t be­
kommt  sein Geld zu 3 ° ü und  ist zufrieden, 
wenn er 4 oder 5%  bekommt, w ährend jeder 
Privatm ann, wenn er sein Geld in unsicheren 
Montanwerten oder Aktien industrieller W erke 
anlegt, mindestens eine Rente von 5 bis 6% 
beanspruchen  muss. Darin liegt der K ard inal­
unterschied: was die Sache fü r den einen wert 
ist, ist sie nicht fü r den anderen wert. Der 
Privatm ann, der heute sein Geld anlegt, muss 
eine mindestens 5°/0ige V erzinsung in der ­
artigen W erten haben ; der S taa t macht ein 
g länzendes Geschäft, wenn er n u r  5°/0 bekommt.

Wie sorgsam der H err  Minister Möller den 
ganzen V ertrag  mit der D resdner B ank  in allen 
Details angelegt und abgefasst hat, geht doch 
schon daraus  hervor, dass er sogar an die 
Möglichkeit gedacht hat, bis zum 31. Dezember 
einen Nachfolger zu bekommen, Ich glaube,' 
meine Herren, diese Vorsicht war ganz' unnötig;

ruh ig  der» Hoffnungsich ganzer konnte
hingeben, dass er auch allein diese Aus­
füh rung  des V ertrages noch würde zu bewirken 
haben.

Meine Herren, wenn der H err  Kollege Cassel 
die hohe Provision bem ängelt und gesag t hat, 
bei Anschaffungsgeschäften bekäm en sonst die 
B anken 1 p ro  Mille, also 1/l00/0 nur, so, muss 
ich gestehen, weiss ich eigentlich nicht, was 
ich dazu sagen soll. E r  h a t ja  gesagt, er v e r ­
stände von den Geschäften g a r  nichts; aber 
fü r  so unerfahren  kann ich doch einen P a r la ­
m entarier nicht halten, der hier auftrift und 
eine grosse Parte i vertritt,, dass er ein Geschäft, 
das die Börse heute im A ufträge eines anderen 
abschliesst, 100000 M ark Konsols oder Papiere  
zu kaufen, wobei sie keinen Pfennig  Risiko 
haben, mit dem Geschäfte der  D resdner B ank 
identifiziert, welches sie mit dem S taa t abge ­
schlossen hat. Die D resdner B ank  lief nicht 
bloss ein Risiko, dass der  V ertrag  nicht ge­
nehm igt w urde; doch das schätze ich nicht so 
hoch wie der H err  Minister Möller; denn, 
meine Herren, ich bin der Ansicht, der H err  
Minister Möller h a t  den Einfluss des H errn  
Kollegen Cassel erheblich überschätzt, u nd  das 
geht auch daraus  hervor, dass er selbst sich 
der H offnung hingibt, für seinen V ertrag  eine 
grosse Mehrheit zu bekommen. Also, meine 
H erren, dieses Moment scheidet aus; deshalb 
brauchte der H e rr  Minister meines E rach tens  
diese 5%  Provision nicht zu zahlen. A ber 
diese Provision w ar berechtigt, weil die D resdner 
Bank dreiviertel oder ein halbes J a h r  eine 
kolossale Summe, 60 .Millionen Mark, festlegte 
zu einem Zinsfuss von 4%, w ährend  jetzt der 
Bankzinsfuss 5°/0 ist und die Banken sicher, 
.wenn sie ih r Geld ausgeben, mit einem Zinsfuss

D resdner B ank den Aktienbesitz zu 240 plus • von 6 bis 7% rechnen müssen.
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Die Dresdner Bank hat meines Erachtens 
durchaus loyal und  entgegenkommend gehan ­
delt, dass sie dem Staat die Aktien, die sie bis 
dahin erw orben hatte, zu dem Kurse von 240 °/0 
zur V erfügung stellte.. Meine Herren, es ist ja 
bekannt, weshalb die D resdner Bank als Hecht 
im Karpfenteich der Bankinstitute angesehen 
wird. E s  sind hervorragend  tüchtige Leute in 
der D resdner B ank; sie haben von vornherein 
gesucht, in das Geschäft zu kommen. Die 
Dresdner Bank wird von den ändern  Banken 
immer etwas über die Achsel angesehen, und 
m an nimmt es ihr übel, dass sie manche Ge­
schäfte allein gem acht hat, an denen andere 
gern teilnehmen. A ber das muss ich sagen: 
wenn der H err  Abgeordnete Cassel wiederholt 
immer in der höhnischen Weise — ich glaube, 
er h a t es sechs- oder siebenmal getan sagt: 
der H err  Minister verstände von seinem Ge­
schäfte sehr viel, so muss ich betonen: den 
Befähigungsnachweis, über diese F rage  hier im 
Landtage zu sprechen, ha t der H err  Abgeord­
nete Cassel nicht erbracht. Meine Herren, es 
handelt sich ja hier n u r  um verhältnism ässig 
kleine Vorteile fü r den Staat. Aber da der 
H err  F inanzm inister gerade hier ist, so möchte 
ich ihn doch darau f  hin weisen, wie häufig wich­
tige Gesetze an kleinen Opfern des Staates 
scheitern; (sehr richtig! rechts) das Reichs- 
Seuchengesetz, von dem die S taatsreg ierung 
behauptet, es würde jährlich Tausende von 
Menschenleben erhalten, wenn das Gesetz durch­
geführt würde, wird voraussichtlich daran  
scheitern, dass die F inanzverw altung nicht in 
der Lage ist, — sage und schreibe — 5- bis 
600000 Mk. zu opfern. (Hört, hört! rechts.)

Meine Herren, ich würde es fü r  viel zweck­
mässiger halten, wenn man den Vorteil aus 
diesen Kohlengruben, aus diesem Geschäft ver ­
wendete zur Befriedigung der Bedürfnisse, die 
auf dem Gebiete der Seuchengesetzgebung 
hervorgetre ten  sind. (Bravo! rechts.) W ir 
würden dann H underte  und Lausende von 
Menschenleben retten, und  zwar dadurch retten, 
dass wir nicht einmal ein Opfer bringen, son­
dern  bloss,, dass wir uns entschliessen, diesen 
Schritt mitzumachon. — Der H err  Finanzminister 
h a t sich das notiert; ich glaube, er wird dem­
nächst eine sehr wohlwollende E rk lä ru n g  ab­
geben, dass e r  geneigt wäre, dies Opfer für jene 
Zwecke zu bringen. (Bravo! rechts.)

Meine Herren, ich bedaure sehr die Ver­
schärfung der Gegensätze. W enn der  H err  
Minister Möller den Appell an den Patriotism us 
der H erren  in den leitenden Stellungen gerichtet 
hat, so möchte ich nicht der pessimistischen 
Auffassung beitreten, der einer . der  H erren 
Ausdruck gegeben hat, dass dieser Appell zu 
spät ist. Meine Herren, zu e inein‘guten W ort 
ist es nie zu spät, und ich möchte der Hoffnung 
A usdruck geben, dass die H erren  im Rheinland 
und Westfalen, die mit dieser Tatsache doch 
nun einmal rechnen müssen, -« M a s  Prestige

des Staates würde sehr erheblich und em pfind­
lich darun te r  leiden, wenn diese Aktion scheitern 
würde — ihren W iderspruch aufgeben werden. 
Ich hege die feste Zuversicht und die Hoffnung, 
dass die H erren  auf einer billigen, verständigen  
G rundlage sich doch mit der S taa tsreg ierung  
einigen werden. Ich glaube, wir w ürden auch 
geneigt sein, ein Opfer noch zu bringen im 
I nteresse der V erständigung und der E inigung, 
mn dieses grosse W erk nicht durch Kampf 
und Zwietracht, sondern durch die Einigkeit 
aller zum Abschluss zu bringen. (B rav o ! bei 
den Freikonservativen.)

Vizepräsident Dr. Krause (Königsberg): Das 
W ort ha t der H err  Handelsminister.

Möller, Minister fü r H andel und Gewerbe: 
Der H err  V orredner h a t eine prinzipielle F rage  
berührt, die mir wichtig genug scheint, dass 
ich kurz auf sie eingehe.

E r  ha t gemeint: die Königliche B ergw erks­
verw altung in Saarbrücken mache nicht das ­
selbe, was seitens der Privatsyndikate  geschehe, 
dass für Ausfuhrindustrien besondere Ver­
günstigungen gew ährt würden. Ich möchte 
den H errn  Vorredner bitten, dieses heikle 
Thema nicht weiter zu verfolgen. W er weiss, 
wie empfindlich viele grosse Staaten sind, nach 
denen wir exportieren, der wird wissen, dass 
es geradezu ausgeschlossen ist für die S taa ts ­
verwaltung, einen solchen W eg zu gehen.

Im übrigen aber kann  der H err V orredner 
durchaus beruhig t sein. Wir haben bereits von 
jeher  für die Glashütten im Saarbrücker R e­
vier besondere Rücksichten walten lassen, in ­
dem wir für bestimmte Kohlensorten, die für 
sie geeignet sind, besonders billige Proise stellen. 
W ir erkennen die schwierige Lage der  S aa r ­
brücker Glasindustrie an, die sich weit vom 
Meere befindet, weite Transportw ege hat, über­
haup t am äussersten westlichen E nde  des 
Reiches liegt und fü r den deutschen Konsum 
auch grosse Frachten zu tragen hat. Dass fü r  
diese Industrie  ausnahmsweise gesorg t werden 
muss, erkennen wir an. Ich werde es mir zur 
Aufgabe machen, noch einmal zu prüfen, ob 
hier nochmals Rücksicht genommen werden 
muss.

Ich möchte dem H errn  V orredner aber  auch 
noch bei dieser Gelegenheit sagen und  dam it 
widerlegen, was Arerschiedene andere  R e d n e r  
g esag t haben, dass die kaufm ännische Leitung 
in Saarbrücken mangelhaft wäre. W ir haben 
wenigstens, solange ich die Sache übersehe, 
durchaus Rücksicht genommen auf industrielle 
Notstände. Ich habe im Jah re  1902 ausd rück ­
lich angeordnet, dass die Kokskohlenpreise 
ganz erheblich herabgese tz t wurden, entgegen 
der allgemeinen Marktlage, weil ich anerkannte,

' dass die Hochofenindustrie in jener  Zeit sich 
in einer Notlage befand. Den gleichen Schritt 
habe ich in Oberschlesien tun lassen, obgleich 
die P rivatindustrie  nicht mittat.

7
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Ich will dies hier n u r  ausführen, um zu 
zeigen, dass;, wenn wir zu der U eberzeugung 
kommen, dass bestimmte Industrien  in Notlage 
sind, wir dieser Notlage stets R echnung tragen.

Vizepräsident Dr. krause (Königsberg) : Das 
W ort h a t der A bgeordnete y .  Eynern.

v. Eynern, A b g eo rd n e te r : Meine Herren, ich 
spreche hier nicht als Mitglied einer F rak tion  
dieses Hohen H a u s e s ; ich spreche n u r  als Mit­
glied dieses Hauses u nd  als Privatperson, weil 
ich nicht weiss, wie ich in andere r  Weise auf 
die m erkw ürdige Rede, die der  H err  Minister 
gestern gehalten hat, und  die sich in fast allen 
Punk ten  gegen die Verwaltung der H ibernia 
wandte, antworten kann. Ich hatte, da ich 
glaubte, gestern  zu Worte zu kommen, in 
meinem R edeentw urf alles weggelassen, was 
als eine Spitze gegen den H errn  Minister an ­
gesehen w erden k ö n n te ; ich werde das anch 
heute tun. Ich werde z u r ü c k w e i s e n ,  aber 
nicht a n g  r  e i f e n. Ich werde T a t s a c h e  n 
aufstellen gegen das, was der H err  Minister 
gesag t hat, und  werde dadurch  meine Achtung 
vor dem Amt bekunden, welches der H err  
Minister bekleidet.

Meine Herren, ich bin seit 21 Jah ren  Mit­
glied der V erwaltung der Hibernia. Das W erk 
ist un ter erster F ü h ru n g  eines Irländers, eines 
H errn  Mulwany, — daher auch der Name Hi­
bern ia  — eingerichtet worden, der bah n ­
brechend w ar  fü r die Entwickelung des B erg ­
baues in den westfälischen Landen. Es ist, 
beginnend von ihm und durch ihn und  fort­
gesetzt von den folgenden Verwaltungen, ein 
W erk geschaffen worden, auf welches die 
deutsche In d u s tr ie  mit grossem Stolze blickt. 
E s  ist von den leitenden Männern, in erster 
Linie von dem Vorstand, mit einem guten  Teile 
ih re r  Lebenskraft und Lebensarbeit aufgebaut 
worden, wie das gestern  schon der H err  Ab­
geordnete  Schiffer hervorhob. Und wenn man 
von der U eberzeugung getragen  ist, dass n u r  
durch die P r i v a t w i r t s c h a f t  d i e  G r ö s s e  
u n d  B e d e u t u n g  d i e s e s  W e r k e s  e r ­
h a l t e n  w e r d e n  k a n n ,  u n d  d a s s  e s  a u f  
d i e s e r  H ö h  e n i c h t  e r h a l t e n  w e r d e n  
k a n n  d u r c h  d i e  S t a a t s w i r  t s  c h a f t ,  
meine Herren, so können Sie den W iderstand 
begreifen, der aus rein sachlichen Motiven von 
der V erw altung der beabsichtigten Verstaat- 

■ lichung entgegengesetzt worden ist. Aber, 
meine Herren, w ürde man uns überzeugen, 
dass die Aufgabe der Leitung fü r das S taa ts ­
wohl, die U ebernahm e der Leitung durch den 
S taat fü r das Allgemeinwohl nützlich und  not­
wendig sei, so würden wir den W iderstand 
nicht entgegengesetzt haben, wie ich es 1882 
nicht getan  habe, wo ich der Verw altung der 
Bergisch - Märkischen Bahn angehörte  und fü r 
die Verstaatlichung stimmte und, ich glaube 
nicht ganz ohne Erfolg, h ier im H ause wirken 
konnte. D araus  geht hervor, dass ich nicht 
irgend welchen Gedanken gehab t habe, dabei

etwas anderes zu tun, als grossen S taatsauf­
gaben, die ich überzeugend  mit vertre ten  
wollte, zur D urchführung  zu verhelfen.

Meine Herren, ich hab e  damals eine sehr 
angenehme und eine sehr einflussreiche Stellung 
aufgegeben. W enn der  A bgeordnete Gamp 
vorhin  erw ähn t hat, es sei wünschenswert, dass 
bei der Verstaatlichung der H ibernia  oder an ­
deren V erstaatlichungen auch den Aufsichtsräten 
eine E n tschäd igung  oder eine Abfindungssum me 
gegeben werde, (Heiterkeit rechts) —  meine 
Herren, die Aufsichtsräte sind gewohnt, n u r  
dann  Entschäd igungen  zu nehmen, wenn sie 
dafür arbeiten : (oho! rechts und Heiterkeit) 
aber sie sind nicht gewohnt, Entschädigungen 
entgegenzunehm en für Arbeiten, die sie nicht 
m ehr vollbringen können. Ich erw ähne das n u r  
infolge des A usspruchs des H errn  Ministers 
gegen den Aufsichtsrat der  H ibernia: er müsste 
sehr naiv  gehandelt haben, wenn er sich an 
die B anken und  an die Aufsichtsratsmitglieder 
gew andt hätte ; diese w ürden ihre fette Pfründe 
nicht aufgegeben und deshalb dem S taatsin ter­
esse, oder was der H err  Minister dafür hält, 
w iderstrebt haben. Meine Herren, der H err  
Minister Maybach ist so naiv gewesen und h a t 
Erfolg  gehab t; der H err  Minister Möller ist 
nicht so naiv gewesen und h a t  keinen Erfolg 
gehabt. (Sehr gut! links.) Ich hätte es nicht 
fü r  möglich gehalten, dass ein preussischer 
S taatsm inister eine so schwere Beleidigung aus ­
sprechen könne. E r  h a t sie nachher zurück ­
genommen in leichter F orm : aber dam it ist doch 
noch nicht alles gu t gemacht. W enn ein Mi­
nister in seiner amtlichen Stellung derartige 
Vorwürfe erhebt gegen angesehene Mitglieder 
des Landes, so g laube ich, dass ohne W ider­
spruch die Sache nicht erledigt werden kann. 
(Abgeordneter Gyssling: Sehr richtig!)

Meine H erren, dem Aufsichtsrate der Hi­
bern ia  gehören an ans dem rheinisch-west- 
fälischen R uhrkohlenrev ier—ausser dem Direktor 
der Gesellschaft H errn  B erg ra t Behrens — ich 
und  die H erren Geh. O b erberg ra t Harz, Geh. 
Kom m erzienrat F ran z  Haniel, Geh. Kommerzien­
ra t  Heinrich Lueg, R eg ierungsra t von Krüger, 
B ankier Wilhelm Pfeifer von der F irm a Trink- 
aus, August B ecker-Düsseldorf; von den Banken 
der Gesellschaft die H erren Geh. Justiz ra t 
von Winterfeld, Fürstenberg , G eneralkonsul 
Schwabach und  H ans von Bleichröder ; ausser- 
dem hier in Berlin H err  Generalkonsul Kreismann, 
H err  David Kappel und H err  Geheim rat Ju n g ­
hann von der L aurahütte , der gleichzeitig Mit­
glied dieses H ohen H auses ist. Ich möchte 
doch gern  wissen — die Namen dieser H erren  
sind doch zum grössten Teil durch ganz 
Deutschland bek an n t als ehrenw ert und  be ­
deutend —, ob einer von ihnen fette Pfründen 
nicht auch dann  aufgeben will, wenn es zum 
Wohl des V aterlandes dient.

Ich will nicht Gegenangriffe machen, son­
dern  n u r  Tatsachen anführen und  mich darau f
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beschränken. Der H err  Minister war, bevor er 
sein Amt antrat, .ein recht erfolgreiches Mit­
glied sehr vieler Aufsichtsräte (hört, hört!) und 
ich will nicht glauben, dass er diese seine 
Stellung so aufgefasst hat, wie seine Worte es 
glauben machen könnten.

Meine Herren, die V erwaltung der Hibernia 
wurde aber plötzlich mit der F o rderung  ü ber ­
rascht, das Eigentum, welches sie verwaltete, 
abzutreten, wo eine fertige F rag e  in unge­
m essenster Form  ihr gestellt war. E ine speku­
lative Börsenbew egung und Börsenoperation 
sollte die Aktionäre überrumpeln. Die Form 
dieses Vorgehens w ar eine solche, dass sie das 
Gefühl tiefster K ränkung  hervorrief, welche bei 
der Verwaltung und bei den Tausenden von 
Aktionären — der H err  Minister h a t mit Recht 
angeführt, dass der Aktienbesitz der H ibernia 
sehr weit, weit verzweigt ist — hervorgerufen 
wärden musste. Meine Herren, der Aktienbesitz 
der Hibernia, dieses ersten Kohlenwerks W est­
falens, ist Adelfach Vererbt vom Vater auf Sohn 
und Enkel und  ist zum grossen Teil in festen 
Händen, auch A'on sehr vielen kleineren Leuten. 
Meine H erren, aus diesen bildete sich die 
öffentliche Meinung, Aron der der Minister so 
verächtlich als „künstlich gemacht“ gesprochen 
hat, und die er vergebens in offiziösen K orre­
spondenzen njederzukäm pfen versucht hat. 
D araus  entAvickelte sich die gesamte öffentliche 
Meinung im R uhrkohlenrevier bis in das H aus 
jedes denkenden Mannes.

Der H err  Minister hat gestern g e s a g t : der 
Aufsichtsrat der H ibernia  habe an irgend einer 
Stelle — ich Aveiss nicht, a v o  ,es geAvesen ist ;  
ich habe  wenigstens keinen Teil an einem 
solchen Beschluss genommen — dem Vorstände 
A'.erboten, in Verhandlungen mit der Staats- 
reg icrung  einzutreten. Meine Herren, ist das 
geschehen, so würde ich, wenn ich mein Votum 
dafür hätte abgeben können, genau ebenso ge­
stimmt haben. W enn man in V erhandlungen 
ein tritt, so gehört dazu auf beiden Seiten die 
A nerkennung  des Rechtes, und  dazu gehört 
nicht, wenn ein Minister die Gewohnheit ein­
führen Avill, die in J a p a n  herrscht, die GeAvohn- 
heit des Bauchaufschlitzens bei den Aufsichts­
rä ten  und  bei den Vorständen. (Grosse H eiter­
keit.)

Meine Herren, bei der Verstaatlichung der , 
E isenbahnen h a t der grosse Kaiser, bevor ei­
serne E rlaubnis  gab, das W ort gesprochen, 
j e d e m  s o l l e  d a s  S e i n e  Averden.  Das ist 
hier nicht geschehen. In  der „Post“, dem frei- 
konservativen  Organ, vom 9. Septem ber d. J., 
Avar zu le s e n :

E s ist ohne Vorgang, dass staatlicherseits 
von der höchsten amtlichen Stelle die Initiative j 
ergriffen Avorden ist zu Finanzoperationen, 
die den unlauteren W ettbew erb von Banken 
auf Kosten gutg läubiger solider Aktienbesitzer ! 
zu fö rdern  geeignet sind.

In  einem späteren Artikel derselben Zeitung

stand  zu lesen : „es sei daher nicht mehr als
recht und billig, dass diesen Aktionären, A velclio  
seit BeAvertung der Aktien durch den S taa t auf 
245 M. ihren Aktienbesitz an die D resdner 
B ank  abgegeben hätten, die Kursdifferenz nach­
gezahlt würdet.“

D er H err  Minister sagt] er habe sich in sehr 
Avenigèn Tagen zum Ankauf der H ibernia ent­
schlossen. Meine Herren, das sind traurige, 
recht unglückliche Tage gewesen. Welche Gegcn- 

j  sätze, Avelche av  üste Börsenspekulation, a v eiche 
Vermögensverluste h a t dieser Entschluss h e r ­
vorgerufen. Der H e rr  Minister stellt Vergleiche 
an über die Köpfe staatsmännisch veran lag te r  
Minister, und  über die Köpfe Aron Aufsichts­
räten, aaM c er früher auch einen hatte. (Heiter­
keit.) Ich meine allgemein gesprochen : das 
Gefährlichste für einen Minister sind psycholo­
gische Irr tüm er oder, AAÜe es modern heisst: 
das Nichterkennen der Volksseele. SoAveit cs 
keine sozialdemokratischen Seelen sind, macht 
sich diese Volksseele in den W orten Luft : 
A venn  d a s  m it  d e r  A b s i c h t  d e s  S t a a t e s  so 
Avei ter  g e h t ,  a l l e s  zu  v e r s t a a t l i c h e n ,  Avas 
b l e i b t  d a n n  n o c h  z u m  f r e i e n  Ei-Averb 
ü b r i g ?  Und als sich gegen diese Absicht des 
S taates die Verwaltung der  H ibernia und ihrer 
Tausende von Aktionären sträubte, fühlte sich 
die höehstamtliehe Stolle auf das höchste be­
leidigt :

Cet animal est très méchand:
Q uand on l ’attaque, il se défend,

— es ist ein ruchloses Geschöpf; wenn man es 
angreift, verteidigt es sich.

Meine Herren, dann kamen offiziöse D rohun­
gen in der F orm : Avir wollen geAviss nicht
drohen, aber es Avird der V erA va l tung  übel er­
gehen; strenges. Berggesetz, neue Syndikats ­
gesetze Avürden in Aussicht genommen w eiden.

Nun, meine Herren, ich rief mir, als ich 
alles über mich ergehen lassen musste, die 
schöne E rzäh lung  von einem unsere r  grössten 
Könige ins Gedächtnis zurück, die E rzäh lu n g  

; von dem M ü l l e r  v o n  S a n s s o u c i :  es gibt
; noch Gerichte in Preussen. Die Gerichte Avurden 

denn auch tatsächlich, und zw ar von seiten des 
H errn  Ministère in Anspruch genommen, und 

I die K reuzzeitung Wusste zu berichten: zur Ver­
s taatlichung der H ibernia habe der H andels ­
minister selbst die Initiative ergriffen und habe, 
sie auch persönlich geleitet. Seitdem die S taa ts ­
kasse 3/., der Prozesskosten bezahlen m u i | ,  
g laube icli allerdings nun auch, dass er diese 
Prozesse geleitet hat. (Heiterkeit.)

Dann, meine Herren, erfolgte die Obstruktion 
in der G eneralversam m lung; dann folgten An­
fechtungsklagen, Schriftsätze, Urteile, Wieder 
Urteile, .wieder neue Schriftsätze, w ieder Klagen. 
Meine Heryen, ich habe in meinem Leben nie 
einen Prozess . gehabt, ich bin nie verk lag t 
wôrd'én und  habe auch nie jemand verk lagt; 
das einzige, AAras ich auf dem GeAvissen habe, 
ist, dass ich einmal gegen die Staatsgesetze



verstossen habe und eine O rdnungsstrafe  von | 
3 Mark wegen nicht genügender Strassenreini- ! 
gung  erdulden musste. (Heiterkeit). Aber als | 
ich alle diese gerichtlichen Zustellungen bekam  j

ich wusste nicht, was ich getan hatte  — 
fühlte ich mich fast wie ein Verbrecher; und 
der H err  Minister h a t a l l e  d i e s e  P r o z e s s e  
v e r l o r e n ,  und die S teuerzahler werden ein 
nettes Sümmchen an Prozesskosten aufbringen 
müssen.

Meine H erren, u n t e r  d i e s e m  V o r g e h e n ,  
was sich die öffentliche Meinung im ganzen 
W esten nicht erklären konnte, w u c h s ' der 
W iderstand der grossen und  der kleineren 
Aktionäre, soweit sie nicht schon angejobbert 
wären un te r  der F u rch t vor der allgemeinen 
Verstaatlichung, und  es war leicht, den 
W iderstand zu organisieren. Diese O rgani­
sation wird bleiben, denn der H e rr  Minister 
ist noch nicht aus demjenigen Teil Westfalens, 
wo sich die härtesten  Köpfe befinden. (Sehr 
gut! links.)

.Der H err  Minister spricht so obenhin über 
die .Majorität der Aktionäre in e i n e n  V e r ­
b a n d  mit der witzig sein sollenden Bemerkung, 
man sollte ihn Trotz-Trust nennen. Also trotzig 
ist, wer sich nicht un te r  lächelndem D ank den 
Kopf köpfen lassen will. Meine Herren, ich 
will den Witz aufgreifen und  will s a g e n : wenn 
es mal eine ziemlich unaussprechliche F irm a 
sein soll: ein Schutz- und T rutz trust!  Aber 
den Witz beklage ich trotzdem. Das sind 
keine erlaubten  Witze gegen Männer, die fü r 
ein fü r sie hohes Ziel kämpfen, die äbw ehren 
wollen, dass die wirtschaftliche Entw ickelung 
unseres Landes in sozialburöaukratische H ände 
gelangen kann. (Oho! im Zentrum. Ganz richtig! 
links.) Ich bedaure, meine Herren, in meiner 
S tellung zur Regierung, sagen zu m üssen: all­
überall mache ich die Beobachtung, dass die 
jetzige Regierung, sie m ag erk lären  was sie 
will, Zweifeln begegnet; sie sag t — selbst, mit 
der B ereicherung des doutschen Sprachschatzes: 
die Verstaatlichung aller B ergw erke sei w i d e r ­
r u f l i c h  — aus wirtschaftlichen und politischen 
Gründen. Auch die E rw erb u n g  neuen Berg- 
worlcsbesitzes w ar vor zwei J a h re n  nach den 
Mitteilungen, die hier im H ause ausführlich 
gem acht wurden, w iderrätlich; wenn sie es 
nicht m ehr aus wirtschaftlichen oder politischen 
G ründen ist, dann wird sie es vielleicht aus 
fiskalischen G ründen werden. - Gründe sind ja  
billig wie Brombeeren. Ich glaube, meine 
H erren, die noch etwas zu verstaatlichen be­
sitzen, tun doch ganz gut, ih re  Türen  mit 
eigenen Schlüsseln zuzuscliliessen.

Aber, meine Herren, ich nehm e keinen An­
stand zu erk lären : wäre die R egierung in der 
geraden  Weise vorgegangen  wie die frühere  
Regierung, wie der V erkehrsm inister M ay  b a c h ,  
wäre sie an  die V erw altung herange tre ten  mit 
einem Gebot 252)/.,°/0, wie der K urs nach meiner 
Berechnung sich je tzt stellt, — ich glaube,

meine Herren, ein solcher Klang des Goldes 
wäre möglicherweise doch nicht abgewiesen 
worden (hört, hört!) von seiten der übergrossen 
Mehrzahl der Aktionäre. Meine Herren, die 
R egierung hätte  dann auch aus F urch t vor der 
Rede des Abgeordneten Cassel keinen P ro v i­
s ionsvertrag  abzuschliessen brauchen.

Wenn nun der H e rr  Minister auf diesen 
V ertrag  vom 16. Juni, den wir gestern  gehört 
haben — authentisch kannte  ich den Inhalt 
nicht —, hin weist mit den W orten, er wisse als 
alter Kaufmann, Geschäfte zu machen, so e r ­
laube ich mir zu bemerken, dass meine E r ­
ziehung als K aufm ann dann  eine andere ge ­
wesen ist.

Meine Herren, was man über den Inhalt 
des V ertrages vom 16. Jun i gesag t hat, habe 
ich immer gern  bezweifeln wollen, bis gestern  
die authentische Nachricht h ier mitgeteilt wurde. 
Also, meine H erren, die D resdner B ank  sollte 
drei Viertel des Aktienkapitals  der H ibern ia  
zu der Zeit heimlich aufkaufen, als der Kurs 
196 stand, und zu 240 sollten diese Ankäufe, 
wenn sie drei Viertel lieferte, abgenom men 
werden. W enn m an das in Summen ausdrückt 
— und wir wollen sagen, die Sache wäre ge ­
glückt, die D resdner B ank hätte  diesen B etrag  
zu 200 gekauft —, so hätte sie dann allerdings 
einen Nutzen von ungefähr 20 Millionen ge­
habt. (Hört, hört!  links.)

Meine H erren, ich möchte hier in Paran these  
bem erken : über die D resdner B ank  will ich 
h ier nicht absprechend urteilen. Sie ist einer 
sehr s tarken  V ersuchung erlegen, w orüber ich 
ja  an dieser Stelle kein Recht zu urteilen habe. 
Sie s tand  auch nicht in V erbindung mit der 
Hibernia, s tand  auch kaum  in V erbindung mit 
dem R uhrkohlenrev ier und seinen Werken) 
An den Prozessen h a t sie Anteil mit dein 
N am en; Prozesse und Geschäfte gehören  aber 
dem H errn  Ministei’. Und dann h a t  sich die 
D resdner Bank da, wo sie den Instruktionen  
des H errn  Ministers folgte, in guten Form en 
bewegt.

Aber, meine H erren, der V ertrag  enthielt 
noch mehr. E inem  Konsortium, aus den B anken 
der Gesellschaft und  befreundeten Banken zu 
bilden, sollte die Beteiligung an dem B örsen ­
ankauf angeboten werden. Also die B anken 
konnten, wenn sie beitraten, allen den zahl­
reichen Aktionären, welche ihren Besitz der 
F ü rso rge  dieser B anken  an v e r trau t  hatten, die 
Aktien u n t e r  dem von der V erstaatlichungs­
offerte festgestellten W ert abnehm en und  mit 
ihren Verkaufsem pfehlungen gewissermassen 
wegnehmen. Und das sag t der  H e rr  Minister, 
als wenn das so g a r  nichts w ä r e !

Nun, meine H erren, der Zeitpunkt kam, dass 
der Aufsichtsrat der H ibernia  — es w ar am 
26. Juli, als die V erm ehrung des Aktienkapitals 
um 61/« Millionen Mlc. beschlossen wurde — erfuhr, 
welche Offerte der D resdner B ank gem acht 
worden war. Diese V erm ehrung des Aktien­



— 53 —

kapitals  um 61/« Millionen Mark war in der 
V erw altung d e r ’H ibernia  schon seit Monaten 
besprochen und in den Jahresberich t auf­
genommen w orden; der Beschluss in der  Auf- 
sichtsratssitzung hatte n u r  eine formale Be­
deutung. Ich w ar in Gastein und wohnte der 
Aufsichtsratssitzung nicht bei. Meine Herren, 
diese 6'/2 Millionen Mark w aren nicht als 
werbendes Kapital gedacht, sondern z u r  
A u s g e s t a l t u n g  u n d  z u  m A u s b a u  d e s  
W e r k e s  bestimmt. 'Nach der vorsichtigen 
Weise der Gesellschaft und aller Gesellschaften 
gehört die Aufwendung für solche Zwecke, 
wenn die Aktien Agiogewinn ab werfen können, 
nicht in die H ände der Aktionäre, sondern sie 
muss dienen zur V erstärkung des Reserve­
kapitals der Gesellschaft. Ich habe, weil diese 
Sache noch im Prozess schwebt, das Protokoll 
der Aufsichtsratssitzung vom 26. Juli mit­
gebrach t; es lautet wie folgt:

Sodann berichtete der Generaldirektor 
über den Stand der  flüssigen Mittel und  die 
Neuanlagen. An solchen waren fü r 1905 
5 965 000 Mk. und fü r 1906 3 845 000 Mk. in 
Aussicht genommen. Hierzu werden jedoch • 
Aufwendungen fü r M odernisierung der K raft­
anlagen durch  E rrich tung  elektrischer Zen­
tra len  usw. hinzutreten, fü r G runderw erb von 
Shamrock 3 und 4 sowie für Beschaffung des 
Bergwerkersatzm ateria ls  nebst erforderlicher 
Schleppbahnwagen, wobei es sich um ein 
Terra in  von zirka 1000 Morgen handelt, zu 
einem Preise  von etwa 360 000 bis 400 000 Mk. 
ä 2 Mk. p ro  Q uadratrute, während die Bahn 
nicht un te r  2 Millionen zu beschaffen sein 
wird. Ebenso w erden erneute Aufwendungen 
fü r  Arbeiterkolonion in späteren Jah ren  in 
Aussicht zu nehmen sein. Eine vom General­
d irek tor gegebene liebersicht ergibt fü r 1906 
— bei Verzichtleistung auf die knappschaft- 
liche Anleihe — ein Minus iron 3123 000, ab ­
gesehen von den Aufwendungen fü r  die 
Schleppbahn und Kolonieanlagen, welches 
sich durch die in den Beständen festgelegten 
Mitfel noch vergrössert. Es handelt sich da- | 
nach um einen sukzessive zu deckenden 
Geldbedarf von sechs bis acht Millionen 
Mark usw.

Als dieser Beschluss gefasst wurde, hatte 
kein Mensch in dem ganzen V erw altungsrät 
eine Ahnung, dass die starken Ankäufe in 
H iberniaaktien, welche auf dem Markte s ta tt ­
fanden, fü r Rechnung des Staats erfolgten. Ver­
schiedentlich bin ich aus den Reihen der Ver­
waltung gefragt worden: ist es denkbar, dass 
der S taa t die H iberniaaktien aufkauft, dass die 
D resdner B ank fü r  den Staat aufkauft? und  j  
ich habe darauf wiederholt gesagt: ^Ics ist ganz 
undenkbar  nach den Versicherungen, die der 
H err  Minister gegeben hat, dass er an neue 
Bergwerksanlcäufe nicht dächte. (Hört, hört! 
links.) Ich habe das wiederholt gesag t auf 
dringende Anfragen. Ich habe dann geglaubt, j

dass die D resdner B ank in ihrer In teressen ­
vereinigung mit dem Schaaffhausonschen B ank ­
verein versuche, in die Verwaltungen des R u h r ­
kohlenreviers einzudringen durch Ankäufe von 
Aktien, um dadurch V erbindungen mit diesem 
W erke zu erlangen. Ich würde das fü r einen 
gaiiz legitimen V organg halten. A ber wie ge ­
sagt, ich habe im mer wiederholt und habe 
schliesslich auch die Verwaltung davon über­
zeugt, es ist unmöglich, nach den bindenden 
Erklärungen , die der H err  Minister bei dem 
Ankauf von Grubenfeldern in Westfalen abge­
geben hat, man würde an weitere B ergw erks­
ankäufe nicht denken.

Nun wird in der Klageschrift des Staates, 
die heilte vor dem Reichsgericht als letzter In ­
stanz schwebt — das Landgericht in Bochum 
hat uns in allen Punkten  recht gegeben und 
die Klage abgewiesen —, frischweg behauptet, 
„die H ibern iä  habe mit der Anleihe von 61/2 
Millionen nicht die legitime Befriedigung des 
Geldbedarfs bezweckt, sondern lediglich eine 
Sicherung der Machtstellung der damaligen 
Majorität, und darin liege eine Vergew altigung 
der Minorität, die den G rundsätzen des Aktien­
rechts u n d  der guten Sitte w iderstrebe“. Die 
Minorität waren die Börsenspieler, die die 
Aktien angekauft haben. Ich weiss ja, dass in 
Schriftsätzen alles mögliche auch in der iiber- 
treibendsten Form  behauptet werden k a n n ; 
aber ich muss doch gestehen, dass eine solche 
Behauptung, wo sich der Minister jeden Augen­
blick durch Einsichtnahme der Protokolle 
überzeugen konnte durch Vernehmung der ein­
zelnen Mitglieder des Aufsichtsrats, dass diese 
Auffassung eine unrichtige sei, etwas Unge­
heuerliches ist.

Einstweilen versuchte man es nun, da man 
die M ajorität nicht bekommen hatte, als die 
Absicht des Ankaufs für den S taa t bekann t 
wurde, mit Güte, mit dem Konsortiumszusatz 
im Vertrage. Es ist doch etwas stark, was der 
H err  Minister über die W eigerung der Bank, 
in dieses Konsortium .einzutreten, erzählt hat. 
Zuerst hätte die B ank gewollt, gezögert, dann 
wäre der H err  Kirdorf, das Kohlensyndikat, 
bei Nacht mit dem Schnellzuge gekommen und 
hätte  den Rücken der Verwaltung gestärkt. 
Meine Herren, die Deutsche B ank ha tte  sofort, 
als ihr die Mitteilung davon gem acht und sie 
um Teilnahme aufgefordert wurde, gesagt, 
solches Gold nähm e sie nicht. (Zurufe.) Die 
Handelsgesellschaft h a t  dasselbe gesagt, (hört, 
hört) und der H err  Generalkonsul Schwabach 
ha t am Morgen des 28. zuerst von H errn  Gut­
mann diese Offerte bekommen und h a t  gleich 
am Nachmittag des 28. dem H errn  Minister ge­
sag t:  solche Geschäfte macht das  H aus Bleicli- 
roeder nicht. (Heiterkeit. — Bravo !) Ich war 
in Gastein, aber darauf bin ich glücklicherweise 
durch offizielles Material in die Möglichkeit 
versetz t worden, die Auffassung der Banken hier 
kund zu geben. E ine B ank schrieb mir d a r ü b e r :
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E s ist Ihnen  auch bekannt, dass H err  Gut- 1 
m ann auf V eranlassung des Ministers eine 
seiner Beteiligung gleiche Quote an den ge­
kauften Millionen H iberniaaktien angekauft 
hätte.

Seit 25 Jah re n  sind alle Verstaatlichungsofferton 
un te r  d e r 'B ä rö le :  gleiches Recht für alle — 
ohne Vermittlung der Bankiers d irekt im Reichs­
anzeiger publiziert worden. Dass der Minister 
einer B ank den A uftrag  g ib t und gleichzeitig 
von ihr verlangt, sie solle, wenn "die Sache 
publik  wird, die anderen  Banken beteiligen und  
gew isse rm aßen  A bstandsgelder bezahlen, das 
ist, g laube ich, in den Annalen der preussischen j 
Finanzgeschichte noch nicht dagewesen. (Hört, 
hö rt!)  Unsere H altung  w ar dam it gegeben. 
W ir mussten die Offerte der D resdner Bank 
ablehnen.

E ine andere B ank  schrieb m ir:
E s  wird fü r Sie in teressant sein, zu hören, 

dass unm ittelbar nach der Sitzung vom 
26. Juli, betreffend Kapitalserhöhung, die 
D resdner B ank herankam  und eine vom 
Minister von vornherein  fü r dieses F inanz ­
institut der I libern ia  vorbehaltene volle Be­
teiligung anbot, in der  sicheren UÜberzeugung, 
dass niem and ein gutes Geschäft ausschlage, 
und  dass die sichere E rw ar tu n g  eines u n ­
zweifelhaften Gewinns ü ber  alle anderen Ge­
fühle und  Auffassungen den Sieg davon- 
trage.

E s  w ar ein schwerer psychologischer I r r ­
tum, dass man annahm, wir hä tten  keine 
UÜberzeugung und wirtschaftliche Tendenzen, 
sondern wir seien n u r  Geldmänner, die ver ­
dienen wollten, auf welchem Wege es auch 
sei. (Hört, hört!)

Ich habe geantwortet, als ich telegraphisch die 
Nachricht bekam, die D resdner B ank ist An­
käufer für den preussischen Staat, bietet 
Quotenbeteiligung an den bisher gekauften so 
und so viel Millionen. Da habe ich mich h in ­
gesetzt und  habe zurücktelegraphiert:

Ich hoffe auf unbedingte Ablehnung der 
Offerte und jede V ereinbarung  mit der  
D resdner B ank  auf Teilung des Raubes. 

(Heiterkeit. Oho ! rechts.) Ja, das sind die Leute, 
die den fetten P fründen  nicht entsagen wollen; 
hätten  sie mitgemacht, dann wäre der P lan  ge; 
glückt, dann  w ären Millionen in ihre  Taschen 
gefallen. Und, meine H erren, der Kampf be­
gann, u nd  er h a t trotz aller Prozesse mit der 
N iederlage der R egierung  geendet. Meine 
H erren, glauben Sie, ich erzählte das alles gern  
bei meiner Achtung vor der Staatsautorität, 
und  glauben Sie, dass ich es getan  hätte, wenn 
ich nicht durch  die provokatorische A rt der 
Rede des H errn  Ministers dazu  gezw ungen ge­
wesen w äre ?

Nun frage ich mich, meine Herren, was will 
der S taa t mit der  I l ibe rn ia?  Die Motive sind 
dunkel und widersprechen sich. Heute sagt 
der H e rr  Minister, er habe es tun müssen, um

die letzte Gelegenheit nicht zu versäumen, ein 
grosses W erk und damit seinen Einfluss auf 

, d as  Syndikat zu gewinnen, E r  glaubt, der 
; Einfluss der S taatsbeam ten im Syndikat wäre 

ein w ohltätiger geworden, Ja, meine Herren, 
das Kohlensyndikat h a t staatsmännisch v e ran ­
lagte Köpfe, um das auch zu wissen, dass der 
Einfluss von S taatsbeam ten im Syndikat, ein 
wohltätiger sein würde. E s  h a t ja  auch dem 
H errn  Minister diesen Einfluss in dem Syndikat' 
angeboten, und  der H err  Minister h a t  es aus­
geschlagen. Je tz t h a t er in wenigen Tagen, wie 
es scheint, seine M einung geändert und  will 
je tzt durch die Ilibern ia  in das Syndikat ein- 
treten. Wird dadurch  sein Einfluss verm ehrt?  
Meine Herren, was soll denn nun das fü r ein 
Einfluss sein, den die S taatsbeam ten im Syndi­
k a t ausiiben, wenn sie auf die Preisbildung 
keinen Einfluss nehm en wollen, (sehr r ic h t ig !

| links) wie der H e rr  Minister ausführlich mitge- 
toilt hat?  Ja, meine Herren, das Kohlensyndi­
k a t ist doch eine V e r e i n i g u n g  z u m  Z w e c k e  
d e s  V e r k a u f s  v o n  K o h l e n .  D a  i s t  d o c h  d a s  
w i c h t i g s t e  d i e  P r e i s f e s t s t e l l u n g ;  denn 
.wenn m an verkaufen will, muss man doch erst 
den Preis  feststollen. Das Syndikat ist ge­
g ründe t worden zum K ohlenverkauf und  tun 
dabei einen bestimmten Preis fü r die Kohlen 
festzustellon, wechselnd nach den K onjunkturen. 
J a  aber,, meine Herren, wenn nun an einer 
solchen P reisb ildung als G rundlage der ganzen 
Existenz des ganzen Syndikats die Königlichen 
S taatsbeam ten nicht teilnehmen wollen — der 
H err  Minister s a g t : ich würde mich wohl hüten, 
daran  teilzunehmen — ja, was h a t  denn die 
S taa tsreg ierung  überhaup t in dem Syndikat 
fü r einen Zweck? Das kann ich absolut nicht 
einselien.

Meine Herren, die I libern ia  ist mit unge ­
fähr 6 Millionen Tonnen im Syndikat beteiligt; 
u nd  dann will der  H err  Minister mit einem so 
grossen Quantum  keinen Einfluss auf die P reis ­
b ildung ausiiben? Ja, meine Herren, wenn er 
es nicht tut, dann  wird ihm das H aus  wohl 
diese E inw irkung  abfordern ; oder will, der 
H e r r  .Minister die I libern ia  kaufen, um den 
eigenen K ohlenbedarf der E isenbahnen aus 
eigenen W erken zu decken? Ich w ürde das fü r 
sehr vers tänd ig  finden; aber nun  gebrauch t 
die S taatseisenbahnvcrw altung  an westfälischen 
Kohlen ungefähr 2 700 000 t, und  die Ilibern ia  
liefert 5 bis 6 Millionen Tonnen, und Gladbeck 
liefert je tzt schon 1 Million Tonnen u nd  w ird 
in spä te re r  Zeit noch viel m ehr liefern. W ir 
können sagen, dass die beiden Werke, wenn 
sie verein ig t sind, auf 10 Millionen Tonnen 
doch mindestens kommen würden. Davon 
würden denn 2  700 000 t fü r den eigenen Be­
darf der E isenbahnen  verb rauch t werden, aber 
mit dem übrigen müsste doch der S taa t dem 
Kohlen Syndikat als der einzigen tatsächlichen 
Verkaufsstelle beitreten, und  da müsste er doch 
einen Einfluss auf die P reisbew egung  ebenso
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ausiiben wollen und müssen, wie das jedes 
andere Mitglied des Kohlensyndilcats tut. Mir 
sind diese Ausführungen des H errn  Ministers 
zum Zwecke der Verstaatlichung der I libernia 
nicht recht verständlich gewesen.

Nun heisst es in der Denkschrift: der Staat 
will die H ibernia verstaatlichen, dam it die 
„Verschiebung der K raftverhältnisse in der 
rheinisch-westfälischen Kohlenindustrie“ aufge- 
halten werde. Aber, meine Herren, wenn "je­
mals, so ist gerade durch diese Verstaatlichungs­
gelüste die Zusammenschliessung von W erken 
neu gefördert und  angeregt worden. Der H err  
Minister spricht von Gelsenkirchen und  H arpen, 
die Schoninteressengemeinschaften abgeschlossen 
h ä t ten ;  die Hibernia- wäre allein übrig  ge­
blieben. Ja, meine Herren, der Zusam men­
schluss von Gelsenkirclien mit Rote E rde  und 
Schalke ist erst mit Bestimmtheit perfek t ge­
worden infolge dieser Verstaatlichungsabsichten, 
die über die H ibernia bekannt wurden. Und 
wenn der H err  Minister gestern gesagt hat, 
dass der A nkauf von Aktien un te r  der H and 
überall geschehe und dass auch Gelsenkirchen 
Aktien von Schalke und Rote E rde  un te r  der 
H and gekauft habe, so ha t mir' die Direktion 
von Gelsenkirchen die E rm ächtigung gegeben, 
h ierm it zu erklären, dass ein derartiger  An­
kauf von Aktien un te r  der H and  von seiten 
der Gelscnkirchencr Verwaltung nicht stattge- 
funden habe.

Meine Herren, dieser Prozess der Zusammen­
schmiedung von Kohle und Eisen h a t  schon 
lange begonnen und wird fo r td a u e rn ; ob das 
einzelnen Parte ig ruppen  öder wirtschaftlichen 
G ruppen im S taa t nicht gefällt, das wird nicht 
in Betracht kommen. Denn wenn dieser grosse 
Zusammenschluss zwischen den Eisenwerken 
und Kohlenwerken, wodurch erst die gleich- 
massige P roduktion des Fertigfabrikats zu den 
billigsten Bedingungen geschehen kann, nicht 
stattfinden würde, so würden wir gegen Amerika 
und gegen England, unsere beiden H aup t­
konkurrenzländer, de ra r t  ins H intertreffen fallen, 
dass wir mit unseren eigenen Einrichtungen, 
mit unserer  Flotten-, unserer Armeeausrüstung, 
ü b e rh au p t mit der Sicherheit des Staates a u c h  
ins Hintertreffen kämen. Und so sind denn 
schon seit langer Zeit E isenwerke mit Kohlen­
werken vereinigt worden. F as t  sämtliche 
grösseren W erke in der Rheinprovinz und 
in W estfalen haben solche Vereinigungen. Die 
Rheinischen Stahlwerke sind mit dem Zentrum  ■ 
vereinigt. Friedrich  K rupp ist mit den Zechen 
H annover, I lann ibal vereinigt und  h a t zum 
grossen Teil die Kuxe des Bergw erks Sälzer. 
Der Bochumer Verein h a t die Bergw erke 
M arianne und  Steinbank, E nge lsburg  und 
H asenw inkel; Hösch in D ortm und h a t  das B erg ­
werk Westfalen; die Aktiengesellschaft Differ- 
dingen - D annenbaum  hat das Bergw erk 
D ä n n e n b a n m ; Gebrüder Stumm in Neun­
kirchen haben die Aktiengesellschaft Maximilian­

hütte mit B e rg w erk ; G ebrüder Dowendel haben  
die Mansfelder Kupferschiefergruben. Alle im 
nördlichen Teil des Ruhrkohlenbezirks befind­
lichen grossen Eisenwerke, die allein unsere 
Eisenbahnmaterialien, unsere Schiffsbauplatten, 
unsere Schiffsbaueinrichtungen, die A usrüstung 
unserer Armee liefern können, haben  seit langem 
diese Vereinigungen. Und n u n  soll plötzlich 
eine ganz neue W endung eingetreten sein, weil 
die beiden Eisenwerke Schalke und Rote E rde  
sich mit Gelsenkirchen zu gleichem Zwecke wie 
die anderen vereinigt haben. Meine Herren, 
auch dass aus diesem Grunde die Notwendigkeit 
der V erstaatlichung der H ibernia gefolgert 
werden müsste, ist mir bis jetzt unerklärlich; 
und von den grossen Phantasm agorien  von 
Riesentrusts, die hier und da am Horizonte 
auftauchen, kann  doch wohl im E rns te  im 
Sinne einer Befürchtung nicht die Rede sein.

Nun, meine Herren, ist in bezug auf die 
weitere Verstaatlichung zu un te rsuchen : w e r d e n  
d i e  K o h l e n  d u r c h  d e n  F i s k u s  b i l l i g e r ?  
Ja, meine Herren, teurer w erden sie allerdings. 
Denn der F iskus arbeitet nach den G rund­
sätzen, die in den Instruktionen an die Ober­
rechnungskam m er vom 18. Dezember 1824 un te r  
Friedrich Wilhelm III .  n iedergelegt s in d :

Mit dem Geiste der V erwaltung und  der 
Regierungsgrundsätze vertraut, muss die 
O berrechnungskam m er beurteilen, ob das 
Staatseinkommen inneihalb  der gesetzlichen 
Bestimmungen so ergiebig wie möglich ge ­
macht worden ist, oder ob und  inwieweit ein 
höherer B etrag  ohne Druck hätte erreicht 
werden können.

Nun, meine Herren, ich möchte bezüglich der 
Preisfestsetzung hervorheben, was ja  schon 
verschiedentlich hervorgehoben worden ist,' dass 
da, wo der Fiskus allein arbeite t und  das 
Monopol hat, seine Kohlenpreise bei weitem 
höher sind als da, wo die freie K onkurrenz der 
Bergwerke, gemildert durch das Syndikat, die 
P reise  feststellt. (Hört!) Und wenn irgend  ein 
Konsum ent der Meinung ist, durch die Ver­
s taatlichung der H ibernia w ürden die Kohlen­
preise billiger werden, so k an n  man ihm ruhig  
versichern, aus den E rfah rungen  namentlich 
im Saarbrücker Revier heraus, dass diese 
Annahm e eine sehr hinfällige sein wird. (Sehr 
richtig!)

Meine Herren, ich möchte h ier auch auf 
eine Mitteilung des H errn  Ministers kommen, 
die er gestern  gem acht hat. E r  sagte, die Bro- 
scliüre von Tille gegen die S teigerung der 
Kohlenpreise im Saarrevier sei von einem ein­
zigen H andelskam m ersekretär gem acht worden. 
Meine Herren, die G rundlagen zu dieser Bro­
schüre sind seitens der H andelskam m er in Saar­
brücken festgestellt und  einstimmig von ihr ge­
nehm igt worden. Das ist doch ein Gremium, 
welches einige Beachtung verdient.

Nun meine ich, wenn die Verstaatlichung 
aus fiskalischen Rücksichten vorgenommen
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werden soll, sa haben gerade diese fiskalischen 
Rücksichten meines E rach tens  dem F iskus sehr 
wenig Vorteil gebracht. D er Bericht sagt über 
den A nkauf von 27 Millionen M ark Hibernia- 
aktien à 252'/j :

Man nimmt mit Bestimmtheit an, dass a\ieh 
in Zukunft eine Rente erzielt werden wird, 
welche un te r  norm alen Verhältnissen eine 
angemessene Verzinsung des vom Staate 
angebotenen Erw erbspreises  gewährleistet. 

Meine H erren, bei industriellen W erken soll 
m an nicht zu weit in die Zukunft blicken. Der 
heutige Kurs der H ibernia ist als fü r l l ° /0 
Dividende recht hoch gehalten anzusehen. 
W enn Sie bei der Kapitalisierung gegen Rente 
den Kurs von 252'/, annehmen, so bringen 
die ganzen 70 Millionen, die in diesen Aktien 
angelegt werden sollen, eine V erzinsung von 
4' ,°/0; und wenn die H ibernia einmal auf 8j*|0 
heruntergeht, so b e träg t die V erzinsung nur 
drei Prozent. Und, meine H erren, glauben Sie 
denn, die Zeiten könnten immer so bleiben, 
wie sie je tzt sind, und  das Auf- und  Abgehen 
in der Industrie  könne nicht w iederkehren? 
Die H ibernia brachte  in den Jah ren  1876, 1877, 
1878, 1879, 1880 Dividenden von 2 '/2, l ‘/2, 27s, 

.37¿°,-’o> hi den Jah re n  1892, 1893 und 1894 
Dividenden von 5' á, 4, 51/a°/o- Kapitalisieren 
Sie das mit dem Ankaufspreise, so werden 
diese 70 Millionen, wenn diese K urse wieder 
eintreten, absolut g a r  keine Rente bringen und 
n u r  unsern E ta t  belasten. (Hört, hört!) Ausser- 
dem, meine Herren, wird die Rente der H ibernia 
ja  schon durch den weiteren Ausbau der Zeche 
Gladbeck infolge der sehr grossen Kohlen­
förderung, welche auf dieser Zeche in einigen 
Jah re n  erfolgen wird, gefährdet, denn es ist 
na tu rgem äss : je m ehr Kohlen auf den M arkt 
geworfen werden, um so m ehr verbilligen sich 
die Preise, und je m ehr sich die Preise ver ­
billigen, desto tiefer sinkt die Rente, welche 
die H ibern ia  abwerfen kann.

Meine Herren, ich will nicht weiter gehen 
und n u r  noch bemerken, dass, wenn Sie die 
27 Millionen Aktien kaufen, die D resdner B ank 
sehr glücklich sein wird, mit heiler H au t 
davonzukommen, und wahrscheinlich schon 
glücklich, auch wenn sie ohne Provision davon ­
kommt.

Aber was sagen denn die S teuerzahler zu 
einem derartigen Besitz von 69 Millionen Mark 
in einem P ap ie r  mit einer so unsicheren Rente?

Und wenn nun der S taa t meint, die A ktionäre 
würden einsichtig werden, zu ihm kommen und 
ihren Besitz von 31 Millionen doch noch ab ­
geben, so wünsche ich, dass er recht hätte, 
aber wahrscheinlich erscheint mir das nicht bei 
einer solchen Behandlung. Und dann  ist das 
Merkwürdige, dass, wenn der Staat diese 
27 Millionen Aktien kauft, nach § 252 des 
H andelsgesetzbuches in eigener Sache niem and 
mitstimmen kann, trotz alledem, was H err  
Spahn gestern  ausgeführt h a t  Die Gutachten

bedeu tender Rechtslehrer liegen auch vor und 
beweisen, dass der S taa t bei einer eventuellen 
Verstaatlichung g a r  kein Stimmrecht hat, dass 
seine 27 Millionen ins Leere fallen, und dass 
also eine M ajoritä t zur Verstaatlichung auch 
mit einem viel grösseren Besitz des Staates 
g a r  nicht gefunden werden kann. U nser Staat 
wird doch wohl nicht wegen dieser H ibernia 
durch den Reichstag das Handelsgesetzbuch 
ändern  wollen? (Sehr g u t!  b e i d e n  National- 
liberalen.)

Nun, meine H erren, noch ein andere r  P u n k t 
gegen die Vorlage. W eshalb sind denn die 
fortgesetzten Streitigkeiten im S a a r  r  e v i e r 
gegen die R egierung und ihre Beamten, wo­
rü b er  gestern gek lag t worden ist? Meine 
Herren, ich finde keine andere E rk lä ru n g  da ­
für, als dass dort im S aarrev ie r  der S taat 
gleichzeitig der A rbeitgeber ist und  alle Lohn­
streitigkeiten und alle Streitigkeiten in den 

j E inrichtungen der Werke, w orüber sich die 
A rbeiter beklagen, auf ihn, auf den Arbeit­
geber S taa t fallen und  dadurch  fortgesetzt 

| diese animose Stimmung gegen die Beamten 
des Staates besteht, die die ausführenden W erk­
zeuge in der V erw altung des staatlichen Be­
sitzes sind.

Meine Herren, bei den Arbeitsstätten, wo 
A rbeitgeber und  A rbeitnehm er sich frei gegen ­
überstehen, kann der S taa t bei Lohnstre itig ­
keiten und anderen Differenzen v e r m i t t e l n  d 
e i n g r e i f e n , u n d  e r  h a t  d a s  s e h r  v i e l ­
f a c h  z u m  V o r t e i l  d e r  B e i l e g u n g  
d i e s e r  S t r e i t i g k e i t e n  g e t a n .  Aber, 
ach, das kann  er nicht da, wo er selbst als 
A rbeitgeber aul'tritt; und bei der H ibernia  sind 
alle V orbedingungen zu einem solchen Kampfe 
gegen den S taa t als A rbeitgeber vorhanden. 
Die H ibern ia  zählt auf 7 grossen Zechen 
19 000 Arbeiter, auf Shamrock I und I I  2864, 
Shamrock I I I  3111, H ibern ia  1084, Wilhelmine 
Viktoria 2092, Schlägel und E isen 4127, General 
B lum enthal 4757, A lstaden 926, wovon 7390 
evangelisch, 11 553 katholisch und 1 jüdisch 
sind. D arun te r  sind 6700 Polnisch sprechende 
Arbeiter. Die sieben ü b er  das Kohlenrevier 
mit seinen 260 000 Arbeitern  und  Bergleuten 
verbreite ten  Zechen können Pflanzstätten  der 
Sozialdemokratie werden, soweit die Agitation 
der Sozialdemokratie uns zu r Beurteilung vor­
liegt.

Dass die E inw irkung  der A rbeitgeber auf 
den Betrieb u n d  die W ohlfahrt der Bergleute 
n u r  eine beschränkte ist, wird häufig behauptet, 
und daraus  kommen dann die Streiks. Auch 
h ier kann  der S taa t mit seiner Macht be­
stimmend einwirken. E r  h a t  ein Aufsichts­
recht über  alle kartellierten  Gewerbe und  ha t 
da rü b er  eine gesetzliche Kontrolle. D er Staat 
h a t  denn auch z.B. der H ibern ia  die Kohlenstaub- 
berieselung auferlegt, was er in seinen eigenen 
W erken wahrscheinlich nicht getan  hat. (Wider- 

| spruch.) E r  ha t bei anderen W erken Mass-
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regeln gegen die W urm krankheit angeordnet, 
— bei der  H ibernia  war es nicht nötig, sie 
hatte  alles Erforderliche schon getan. Aber 
das Bestimmungsrecht des S ta a ts 'ü b e r  die E in ­
richtungen zu r Sicherheit und W ohlfahrt der 
A rbeiter gegenüber dem Arbeitgeber hört dann 
leicht auf, wenn der S taa t zugleich der Arbeit­
geber ist, und  daraus  erkläre ich mir, wie ich 
gesag t habe, dass es einer gewissenlosen poli­
tischen Agitation gelingt, E rb itte rung  gegen 
die Königlichen Beamten im Saarrev ier zü 
nähren. Ich will an einem Beispiel aus der 
E isenbahnpolitik  zeigen, wie weit der Einfluss 
des S taates gehen kann, und wie weit derselbe 
wünschenswert wäre. Bei den E isenbahn ­
anlagen wird hauptsächlich Klage geführt 
wegen der nicht zu beseitigenden N iveauüber­
gänge, welche die Sicherheit der Personen auf 
das äusserste gefährden. Der Staat tut hier 
n u r  wenig. W ürde es sich um Privatbahnen 
handeln, so würde er ganz zweifellos durch 
polizeiliche Bestimmungen und Verfügungen 
einen grossen Teil dieser N iveauübergänge 
von Anfang an verboten oder kurzw eg be­
seitigt haben. Je tz t is t ' das zu spät. Am
28. Ju li h a t im H errenhaus der H err V erkehrs­
minister e rk lärt:  es handelt sich augenblicklich 
um 26154 N iveauübergänge. Nach überschläg­
licher B erechnung bei den H auptbahnen würde 
das kosten 17» Millarde, 7» des ganzen Anlage­
kapitals des Staates.

Meine H erren , wenn statt des Aufsichts­
rechtes das E igentum  des Staates tritt, so 
fürchte ich, dass das dem sozialen F rieden zum 
Unsegen gereichen wird und  dem Staate 
Schaden b ring t Das ist eine der E rw ägungen 
und  eine der Befürchtungen der Verwaltung 
Hibernia, die sie dazu gebracht hat, auch die 
Arorteilliaftesten Anerbietungen, die ihr ge­
macht worden sind, abzulehnen. Damit will ich 
meine A usführungen schliessen.

Vizepräsident Dr. P o r s c h : Das W ort h a t  der 
H err  Handelsminister.

Möller, Minister fü r Handel und Gewerbe: 
Meine H erren, der H e r r ’ Vorredner h a t  im E in ­
g an g  seiner Rede gesagt, er wolle mit aller 
R uhe sprechen. Das h a t er allerdings getan, 
und  er h a t mir mit einer Ruhe seine Missachtung 
ausgesprochen persönlich in einer Weise, wie 
es, g laube ich, in diesem Hohen H ause noch 
niemals einem Staatsminister gegenüber ge­
schehen ist. (Sehr richtig! rechts.) Ich muss 
mich in der Tat wundern, dass diese A ngelegen­
heit ■ dem H errn  A bgeordneten v. E ynern  An­
lass zu einem so unerhörten  Vorgehen gegeben 
hat. (Sehr richtig! rechts.)
. D er H err  Abgeordnete v. E ynern  ha t eine 

Menge Falschheiten vorgebracht. Es würde 
zu weit führen, wenn ich sie im einzelnen er ­
widern wollte. E r  h a t seine Rede damit be­
gonnen, ich hätte in allen Punkten  die Ver­
w altung  der H ibernia angegriffen. Ich wüsste 
nicht, wo ich das getan haben  sollte. Der ein­

zige P u n k t den habe ich gestern  schon be ­
rü h r t  —, w ar der, dass ich geredet habe über 
die Aufsichtsräte und die Bankiers der Gesell­
schaft, von denen ich nicht annehmen könne, 
dass sie willig auf mein Anerbieten eingegangen 
wären, weil es ihrem persönlichen Vorteil wider­
sprochen hätte. Ich will Ihnen das unkorri- 
gierte Stenogramm’ nochmals in der betreffenden 
Stelle vorlegen und werde dann an dieses 
H aus appellieren, ob überhaup t eine Beleidigung 
für die H erren darin  liegen könnte. Ich habe 
gesprochen von dem V orstand und den Bankiers 
und habe zunächst von den Bankiers gesagt: 

W enn ich ihnen gesagt hätte, meine Herren, 
ich halte es nach der S taatsraison für no t­
wendig, dass ich die H ibernia für den S taa t 
erwerbe, — es tu t mir ungeheuer leid, dass - 
ich euch eure besten Bankkunden nehmen 
muss, dass ich euch persönlich eine fette 
Aufsichtsratspfründe nehmen m u ss .— meine 
Herren, wäre es menschlich wahrscheinlich, 
wäre es möglich gewesen, dass die H erren 
freudig gesagt hätten : alles dies wollen wir, 
weil du es uns sagst, freudig  auf dem Altar 
des Vaterlandes opfern?

Meine Herren, liegt darin eine Beleidigung? 
(Lebhafte Rufe: Nein!) Ich bin dann fort­
gefahren :

Ich glaube: das wäre im höchsten Grade u n ­
wahrscheinlich gewesen, und ich glaube, dass 
der Skeptizismus, mit dem ich an diese Ange­
legenheit herangetre ten  war, durchaus be ­
g ründe t war.

Ich habe dann gestern schon ausgeführt: es 
wäre ja eine entfernte Möglichkeit, dass die 

- H erren das übel nehmen, und wenn sie das 
übel nehmen, so spräche ich es ausdrücklich 
aus: jede Absicht der Beleidigung hätte  mir 
fern gelegen. E s  ist n u r  eine logische E n t ­
wickelung dessen gewesen, was ich getan habe, 
zum Beweise dafür, warum  ich so gehandelt habe, 
und ich habe sogar ausgesprochen: ich nehme 
den ganzen Passus zurück. Ich wiederhole 
das hiermit und. halte  diese A ngelegenheit da ­
mit fü r erledigt. E ine Beleidigung kann  ich 
darin  aber wirklich nicht sehen. (Rufe: Nein!)

D ann h a t der H err  V orredner mir eine Be­
teiligung an mehrfachen P ressäusserungen  vor­
geworfen, trotzdem ich gestern ganz ausdrück ­
lich gesag t habe: ausser der E rk lä ru n g  in der 
„Berliner K orrespondenz“ ist nicht ein einziges 
Schriftstück aus meinem Ministerium in die 
Presse  herausgegangen; ich habe dagegen zahl­
reichen V ertretern der Presse, und  d arun te r  
V ertretern  der Presse, die sonst niemals meine 
F reunde  sind, wenn sie zu mir gekommen sind, 
A uskunft gegeben. Das habe ich getan, und 
selbstverständlich sind auf Grund solcher Aus­
künfte mehrfache Artikel erschienen. Ich bin 
fü r den W o r t l a u t  dieser Artikel in keiner 
Weise verantwortlich; ich habe den H erren  
gesagt; ich bäte  aber um jeden Preis, dass sie 
die Sache nicht so hinstellten, als ob die Artikel
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von mir irgendwie beeinflusst w ären; ich könne 
ihnen n u r  meine Meinung aussprechen, und ich 
habe immer n u r  den H erren  gesag t: wenn sie 
überhaup t schreiben wollten, dann allerdings 
würde es nützlich sein, auf die Gefahren hin­
zuweisen, die heraufbeschworen würden durch 
eine Opposition, wie solche gem acht ist.

Das habe ich gestern  ausgesprochen und 
wiederhole es auch heute. E s  sind das  keine 
D rohungen gewesen. Ich weise es ausdrück ­
lich zurück : ich habe nicht gedroht. Der H err  
A bgeordnete v. E ynern  hätte  sich daher  die 
langen Ausführungen, die er ü b e r  diesen 
Gegenstand gem acht hat, füglich sparen können. 
(Sehr richtig!)

Dann h a t H e rr  v. E ynern  beanstandet, ich 
•hätte die Prozesse geleitet. Meine Herren, wie 
lag  die Sache? Ich habe der D resdner Bank
— ich habe den einen Brief ja  vorgelesen — 
gesagt: ich verpflichte mich, eine ¡Vorlage zu 
machen, wenn du mir die genügende Zahl Aktien 
schaffst — zunächt um die V erstaatlichung 
d u rc h z u fü h re n — ; bei dem zweiten Schreiben: 
wenn du mir eine Mehrheit schaffst.

Meine Herren, der ganze V ertrag  mit der 
D resdner B ank  wurde fü r  die D resdner B ank 
ja  hinfällig, wenn sie diese Bedingung nicht 
erfüllte. Sie musste beinahe für ihre Existenz 
kämpfen, um zu erreichen, dass sie die Mehr­
heit bekam. Ich konnte ihr dabei doch un ­
möglich in den Arm fallen, wenn sie Prozesse 
führen  wollte. Ich habe aber in keiner Weise 
an der Instruk tion  teilgenommen; ich habe die 
Instruktion  zum grossen Teile g a r  nicht mal 
gekannt, und  habe  ausdrücklich gebeten, mich 
dam it zu verschonen; denn ich wollte keine 
Verantwortlichkeit dafür übernehm en, u nd  ich 
meine, ich b rauche auch keine V eran tw ortung  
dafür zu übeniehm en.

Dann h a t  der H err  A bgeordnete es weiter­
hin hingestellt als eine ganz ungeheuerliche 
Tat von mir, dass ich der D resdner B ank die 
Möglichkeit geboten hätte, die Differenz zwischen 
den Kursen von 196 und 240 einzustreichen. 
E r  h a t dabei eine rech t gruselige Zahl h e rau s ­
gerechnet, die in die Tasche der habgierigen 
B ank  hätte  fHessen sollen. H err  v. E ynern  
w ürde gerade so wenig wie ich erw arte t haben, 
dass die D resdner B ank oder alle B anken 
Deutschlands zusam mengenom men die Aktien 
zu 196 hä tten  kaufen können. Dass der  Kurs 
alsbald steigen würde, w ar ganz natu rgem äss; 
ein gutes Beispiel dafür, dass auf ähnlichen 
Gebieten sich ganz Aehnliches vollzogen hat, 
bietet die P reisste igerung der Gelsenkirchen er 
Aktien in den Monaten vorher. Ich erinnere 
H errn  v. E y n e rn  daran, dass er bei mir ge­
wesen ist u n d  mich gefrag t h a t  —' ich weiss 
nicht, ob es im April oder Mai w ar — (Zuruf 
des A bgeordneten v. E y n e rn : am 5. Mai!) — 
gut! ich weiss das D atum  nicht, Sie haben die 
Sache nicht erzählt. Sie haben  mich gefrag t
— ich weiss nicht in welchem A ufträge —, ob

ich an eine V erstaatlichung dächte, und haben  
mir dabei erzäh lt von den Aufkäufen, die in 
Gelsenkirchener Aktien gem acht wären. Meine 
H erren, ich habe ihm da mit dem vollen B rus t­
ton der Ueberzeugung, der innersten eigenen 
U eberzeugung antworten können; ich denke 
nicht an eine V erstaatlichung der Aktien von 
Gelsenkirchen. Ich stehe vollständig auf dem 
Standpunkte, den ich b isher eingenommen 
habe: ich halte es noch nicht fü r  nötig einzu­
greifen.

D ann h a t mich aber  diese Anfrage des 
H errn  v. E ynern  doch im hohen Grade stutzig 
gemacht, (sehr richtig! rechts) und  ich habe an 
meine Behörden in der Provinz Auftrag  ge­
geben, ihre Ohren nach allen R ichtungen auf­
zusperren, was denn los wäre. Da sind all­
mählich die Nachrichten eingelaufen, zunächst 
Gerüchte, die sich aber immer m ehr verdichtet 
haben, allerdings immer n u r  Gerüchte, und 
diese Gerüchte gingen allerdings dahin, dass 
die Aufkäufe in Gelsenkirchener Aktien zu­
samm enhingen mit beabsichtigten Fusionen, 
u nd  es w urden verschiedene W erke genannt, 
auch ein Werk, das jetzt nicht mitfusioniert ist. 
Als dann  auch weiterhin die Fusion  der 
I-Iarpener Gesellschaft mit der Reederei Kannen- 
g iesser und  der Tauerei sich vollzog, da tra t 
fü r mich der Moment ein, wo ich allerdings 
mich fü r verpflichtet hielt, den H errn  F inanz ­
minister darau f aufm erksam  zu machen, dass 
je tzt die Zeit gekommen wäre, wo wir uns 
überlegen müssten, ob wir nicht zugreifen 
wollten, wenn wir uns  ü b e rh au p t je einen E in ­
fluss im K ohlensyndikat sichern wollten, (Ab­
geordneter Krawinkel: Bravo!) und, meine
Herren, ich glaube, ich habe im Interesse der 
grossen Mehrheit dieses H auses und  im In te r ­
esse des S taates gehandelt, wenn ich gehandelt 
habe, wie ich es tat.

D ann h a t  der H e rr  A bgeordnete v. E ynern  
weiterhin gesagt, es sei eine ungeheuerliche 
Z um utung gewesen, die ich den B anken gestellt 
hätte, sie gewissermassen zu verführen, zu be ­
stechen, wie er sich ausdrückte, um gegen ihre 
eigenen K unden illoyal zu verfahren, — ihre 
eigenen Kunden, die die Aktien bei ihnen 
deponiert hatten. Das soll ich den B anken zu­
muten, ihre K unden sollten sie verführen, zu 
billigen Preisen ihre Aktien herzugeben, um 
sie zu hohen Preisen einzuführen !■ N ein /m eine 
H erren, d a ran  habe  ich garnicht gedacht, 
Sondern ich bin fest überzeug t gewesen, 
dass ü b e rhaup t eine derartige grosse Aktion 
n u r  durchzuführen  sei in Gemeinschaft mit den 
grossen Banken, und die ersten E isenbahnver ­
s taatlichungen sind sam t und  sonders auch in 
Gemeinschaft mit den grossen B anken durchge­
fü h rt  worden. Ich erinnere n u r  an ein geflügelt 
gew ordenes W ort > Aron dem H errn  Minister 
Maybach aus der  dam aligen Zeit von dem 
Giftbaum der Börse, das gefallen ist, als er 
nicht dam it einverstanden  war, wie die
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damaligen Banken sich zuweilen zusammen­
schlossen, um einen höheren Preis zu be­
kommen, als der H err  Minister Maybach sich 
gedacht hatte.

Meine Herren, dann  ha t der Abgeordnete 
v. E y n e rn  auch über die Verhandlungen ge­
sprochen, die stattgefunden haben zwilchen der 
D resdner B ank und den verschiedenen Banken, 
die aufgefordert werden sollten. Ich habe diese 
V erhandlungen nicht geführt, ich habe mir nu r 
berichten lassen, und  meine Berichte stimmen 
mit dem, was der Abgeordnete v. E ynern  hier 
ausgeführt hat, nicht überein. Ich halte es für 
nicht am Platze, derartige persönliche Berichte 
h ier in scharfen Gegensatz zu stellen, ich 
widerspreche nur ausdrücklich der Version, 
die der H err  Abgeordnete v. E ynern  ge­
geben hat.

Auf eine Aeusserung. nu r muss ich zurück­
kommen, trotzdem  sie eine Person betrifft, die 
ich in allerhöchstem Masse hochschätze, und  die 
ich in hohem Masse bedaure, hier persönlich 
mit hereinziehen zu müssen, das ist der General­
konsul Schwabach, der angeblich mir gesagt 
haben soll, auf solche Geschäfte g inge er nicht 
ein. Meine Herren, er ha t mir lediglich gesagt, 
wir können das Geschäft nicht machen, wir 
akzeptieren es nicht. Irgend einen Ton der 
Missachtung, wie er in den Aeusserungen des 
H errn  v. E ynern  lag  mir gegenüber, h a t  H err 
Schwabach nicht gebraucht, und ich stehe mit 
dem H errn  Generalkonsul Schwabach heute 
gerade so freundschaftlich, wie ich je mit .ihm 
gestanden habe.

Meine Herren, der Abgeordnete v. E ynern  
h a t bei der B esprechung der Beeinflussung der 
B anken mehrfach Ausdrücke gebraucht, die in 
der Tat so weitgehende sind, dass ich sie in 
schärfster Weise zurückweisen muss. Das Wort, 
dass sie sich weigerten, Bestechungsgelder zu j  
nehmen, habe ich schon zurückgewiesen. Aber 
den weiteren Ausdruck, den er brauchte, sie 
lehnten eine Teilung des Raubes ab, ist auch 
in der Tat ein höchst ungewöhnlicher und  un ­
gehöriger. E s  ist von Teilung des Raubes 
g a r  keine Rede gewesen, sondern die Tat- j 
sachen haben bewiesen, dass der Durchsclinitts- 
lturs, der  genannt ist, ein angemessener war. 
Bei ähnlichen Aufkäufen von Aktien sind die 
Aktien auch in ähnlicher Weise gestiegen. Wenn 
der Kauf von bestimmten Aktien durchgesetzt 
w erden soll, so steigen die Aktien rapide. W er 
diese Dinge an deii Börsen verfolgt — man 
ha t auch gegenw ärtig  wieder Gelegenheit, 
solche Dinge zu verfolgen —, der weiss, wie 
solche Steigerungen, wenn einmal Meinung 
vorhanden  ist, in rascher Weise entstehen.

Meine Herren, die Behauptung, dass die 
A ktionäre benachteiligt, dass schwere Ver­
m ögensverluste herbeigeführt sein sollen, heisst 
doch die Sache vollkommen auf den Kopf ! 
stellen. (Sehr richtig! rechts.) Niemand hat 
Geld verloren: sondern manche haben nicht |

so viel verdient, wie sie nachher hätten ver­
dienen können. (Sehr wahr! rechts. Grosse 
Heiterkeit.)

Meine H erren, dann darf ich noch auf einige 
weitere Bem erkungen eingehen, die ich lediglich 
berichtigen will. H err  v. Eyneim sagt, der 
E in tr i t t  ins Syndikat sei mir angeboten. Die 
Sache ist ja  in der P resse genügend ausge­
tragen; man ha t sie schliesslich dahin zurück­
geschnitten, mir zu sagen, man hätte mir ein 
Vetorecht angeboten. Wenn dieses Vetorecht 
mir übei’hau p t ernsthaft angeboten worden 
wäre — ich habe es nicht ernsthaft aufgofasst, 
weil ich den H erren  von vornherein gesagt 
habe: es kann überhaup t von einer V erhand ­
lung über den E in trit t  ins S yndikat mit Glad­
beck nicht die Rede sein, da ich im A bgeord­
netenhause die positive E rk lä rung  abgegeben 
habe, dass wir nicht eintreten werden, und 
ohne eine E ntlas tung durch das Hohe H aus 
kann ich nicht eintreten; darum kann  ich auch 
nicht verhandeln. Wenn dann nachher in einer 
U nterhaltung, die trotzdem geführt worden ist, 
beiläufig diese Sache gestreift ist, so kann  mir 
nicht zugemutet werden, dass ich sie als ein 
ernsthaftes Angebot ansehen sollte. Ausser- 
dem wäre die G ewährung eines Vetorechts fü r 
den Staat nichts als eine Abwälzung der Ver­
antwortlichkeit für P reissteigerungen auf den 
S taa t gewesen, (sehr richtig!) und die würde 
ich niemals akzeptiert haben; denn von einer 
E inw irkung auf Preiserm ässigungen, die etwa 
notwendig wären, ist auch nach der Version 
des Generaldirektors Kirdorf nicht die Rede.

Dann h a t der H err  A bgeordnete v. E ynern  
noch von W idersprüchen gesprochen, in die 
ich mich verwickelt hätte, dass ich auf die 
Preisbildung keinen Einfluss haben und doch 
ins Syndikat eintreten wollte. W enn H err 
v. E y n e rn  die Güte gehab t hätte, meinen 
gestrigen A usführungen besser zuzuhören, 
wäre ihm dieser Irrtum  n ich t passiert. Ich 
habe gestern ganz ausdrücklich ausgeführt: 
ich perhorresziere  fü r den S taa t die V erant­
wortlichkeit für die Gesamtpreisbildung; 
und habe weiter ausgeführt, dass ich es fü r 
richtiger halte, dass die Gesamtpreisbildung 
durch die Einflüsse des W eltm arktes erfolge 
und nicht willkürlich; das etwa sind meine 
Ausführungen gewesen.

A ber dass ich es für nützlicher halte, im 
Syndikat gelegentlich einen guten R at zu geben, 
zur M ässigung zu reden, das habe ich als et­
was Vernünftiges und auch als etwas fü r  das 
Syndikat selbst Nützliches bezeichnet. Der 
jetzige Vertreter, des Syndikats ha t sich immer 
mit Recht etwas darau f zugute getan, ein Ver­
tre ter dos gemässigten Prinzips zu sein, und 
er h a t  zweifellos häufig  mit minder gem ässig­
ten E lem enten im Syndikat zu kämpfen ge­
habt. Ich habe gestern n u r  gesagt, es könnte 
diesen ruhigen, staatsmänniseh veranlag ten  
Elementen n u r  nützlich sein, wenn sie in den
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Vertretern des S taates eine ruhige Beihilfe 
hätten. Ich habe es abgelehnt, die V erant­
w ortung für das gesam te Syndikat haben zu 
wollen, und ich habe  gesagt, es sei vollständig 
ausreichend, wenn ich mit dem bescheidenen 
Anteil, den H ibern ia  im Syndikat hat, meinen 
guten R at erteilen könnte. Und, meine Herren, 
das halte ich auch jetzt noch aufrecht.

Dann möchte ich den H errn  A bgeordneten 
von E y n e rn  n u r  ganz nebensächlich auf einige 
recht verfehlte Beispiele aufm erksam  machen, 
die er gebrauch t hat, um die Verderblichkeit 
des S taatsbetriebes darzulegeu. E r  h a t ge­
s a g t /d a s s  bei den E isenbahnen  die Beseitigung 
der N iveauübergänge Vf.2 Milliarden kosten 
würde, und  ich habe es ,sp auffassen müssen, 
als wenn der Abgeordnete v. E ynern  der Mei­
n u n g  wäre, das sei Schuld der S taatsverwaltung. 
Meine Herren, wenn der H e rr  A bgeordnete v. 
E y n e rn  besser unterrich te t wäre ü ber  die Ge­
schichte der E n ts teh u n g  der E isenbahnen in 
den verschiedenen Ländern, dann wäre er 
nicht in den Irr tum  verfa llen ; er würde ge­
w usst haben, dass z. B. in E ng land  nach der 
Konstitution keine E isenbahnkonzession erteilt 
werden darf, ohne dass das Parlam en t die Ge­
nehm igung dazu gegeben hat, und das englische 
P arlam en t ha t von A nfang an den Grundsatz 
ausgesprochen, das es in der Nähe irgend eines 
Ortes einen N iveauübergang nicht duldet. In ­
folgedessen ist das Kilometer E isenbahn in 
E ngland  von Anfang an um das Vierfache 
teurer gekommen als in Deutschland, und  ich 
habe- bei früheren Gelegenheiten, als ich noch 
Mitglied dieses Hohen H auses und  Bericht­
e rs ta tte r  fü r  den E isenbahneta t war, Ihnen  
einmal ausgeführt, dass wir leider bei, dem 
Beginn des Baues der E isenbahnen nicht in 
der wohlhabenden V erfassung gewesen seien, 
in der wir uns gegenw ärtig  befänden, u n d  d ass '  
wir darau f hätten  verzichten müssen, ebenso 
Avie E ngland  zu handeln ; das sei leider nicht 
wieder g u t zu machen. Aber, meine Herren, 
dafür kann  H err  a t .  E y n e rn  die S taa tsverw al­
tung  nicht verantwortlich m a ch en ; das w ar die 
A rm ut D eutschlands (A bgeordneter K raw inke l: 
sehr r i c h t ig !) und  nicht etwas anderes.

Weiterhin h a t  H err  a t . E ynern  g esag t:  wozu 
will der H e rr  Minister ü b e rh au p t die Betriebe 
erwerben, die E isenbahn  braucht an west­
fälischen Kohlen 2 '/ä Millionen Tonnen, die 
H ibernia  fö rdert 6 M illionen! H err  v. Eynern 
möge entschuldigen, wenn ich ihn, den Auf­
sichtsrat der  Hibernia, berichtige : H ibernia 
fö rdert nicht 6 Millionen, sondern  etwa 4,6 
Millionen und ha t 5,3 Millionen Anteil am Syn­
dikat. (Heiterkeit.) Gladbeck, sag t er, fördert 
1 Million Tonnen. Leider noch nicht, erst 
700000. Item, es ist die F ö rd e ru n g  von H ibern ia  
und  Gladbeck zusam m en 5,3 Millionen, denen 
2Vä Millionen gegenüberstehen. A ber nicht alle 
Kohlen, die H ibernia  fördert, sind b rauchbar  
fü r  die Eisenbahn, sondern n u r  Arerhältnis-

mässig wenige, und  selbst wenn wir H ibernia 
in unserem  Besitz hätten, würde es kaum  aus­
reichen, um die Kohlen fü r  die E isenbahn  in 
der Qualität zu liefern, Avie sie sie nötig, hat.

D ann muss ich noch eine besonders kühne 
B ehaup tung  von H errn  Ar . E y n e rn  zu rück weisen. 
E r  ta t so, als ob wir durch unsere V erstaat­
lichungsaktion das Karnickel gewesen wären, 
das die Fusion von Gelsenkirchen mit Schalke 
und  Rote E rd e  horvorgebrach t hat. Meine 
Herren, das ist eine Naivetät, wie ich sie H errn  
Ar. E ynern  nicht zu gem utet hätte. (Heiterkeit 
rechts.) Die Sache ist lange vo rher  beschlossen 
geAvesen. Da einmal Privatggspräche vor das 
F orum  gezogen sind, darf  ich sagen, dass meine 
Quelle dafür, dass die Fusionen beschlossen 
sind, am Tage der Veröffentlichung durch den 
R eichsanzeiger der H err  G eneraldirektor K ir­
dorf selbst geAvesen ist. (Lebhafter Beifall.)

Vizepräsident Dr. Porsch: Das W ort h a t  der
A bgeordnete Hirsch (Essen).

Hirsch (Essen), A bgeordneter: Meine Herren, 
die Em pfindung, als Avenn ich h ie r  in Japan  
lebte und den Gefahren ausgesetzt Avär.e, die 
dein schlichten B ürgersm ann  dort Adelleicht 
noch drohen mögen, habe ich vorläufig nicht. 
(Heiterkeit.) Ich habe auch keine V eran ­
lassung, zwischen dem Amte und  der Person 
des H errn  Handelsm inisters zu scheiden, Avenn 
ich die Frage, die hier zu r V erhandlung steht, 
erörtere. Ich meine —-'und  damit, g laube ich, 
spreche ich im Sinne meiner F raktionsgenossen

dass hier eine Angelegenheit vorliegt, bei 
der m an sich nicht an den einzelnen Minister 
zu Avenden braucht, sondern  bei der man sich 
an das gesam te Staatsministerium Avenden 
muss; denn das ist werantAvortlich fü r die 
Hiberniaaktion. (Sehr richtig!)

Meine Herren, Avenn ich an mir A-orüber- 
ziehon lasse, Avas in der letzten Zeit über  diese 
Angelegenheit in der Oeffentlichlceit verlau t­
b a r t  ist, und  Avas auch gestern und  heute  in 
diesem Hohen H ause zur A ussprache gekommen 
ist, so fällt m ir ein Ausspruch ein, den ich 
dieser Tage hörte, und  der dahin lau tete: das 
K ohlensyndikat kommt mir Aror Avie eine Ju n g ­
frau, ü b e r  deren Zukunft entschieden Averden 
soll; das Kollegium ist einig: ihre V ergangen­
heit ist makellos. Aber sie könnte Avenn sie 
älter Avird, doch noch einmal einen Feh ltritt  
tun ; darum  soll sie ins Kloster! Aehnlicli steht 
es in der T a t auch hier. N ahezu allgemein — 
auch Â on seiten der R egierung — wird an ­
erkannt, dass die bisherige H altung  und  P re is ­
politik des Syndikats einAvandsfrei geAyesen ist 
und zu einem staatlichen Eingreifen keinerlei 
V eranlassung gegeben hat. Trotzdem ist man 
allgemein der Meinung, der S taa t müsse sich 
einen Einfluss Arerschaffen, dam it für die Zu­
kunft Unheil v e rhü te t Averde.

Nun, meine H erren, wäre ja  gegen  ein 
solches Vorgehen, m ag  man es auch nicht g e ­
rade fü r  notAvendig halten, an sich vielleicht
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wenig einzuwendeii: Ich selbst bin weit en t­
fernt, dem Staat daraus  einen Vorwurf zu 
machen, dass er einen derartigen Einfluß an ­
strebt. Aber, meine Herren, wir müssen doch 
hier scharf scheiden, und das ist meines E r ­
achtens bei den bisherigen V erhandlungen nicht 
geschehen.

W enn der S taa t es weit von sich abweist, 
einen wirklich maßgebenden Einfluß auf die 
Kohlenpreise haben zu wollen — und der H err 
Minister h a t das ja  sowohl gestern als auch 
je tzt eben noch getan; er h a t es als ein b itter­
böses D anaergeschenk bezeichnet, wenn dem 
S taa t etwa der entscheidende Einfluß auf die 
Kohlenpreise zuteil werden sollte — ich s a g e : 
wenn der S taat das verschmäht, wenn er 
weiter nichts will, als sicli einen Einfluss v e r ­
schaffen, ähnlich wie er ihn im Kalisyndikat 
besitzt, so kann  er das jeden Tag haben. E r  
b rauch t ja  bloss mit seinem Gladbeckbesitz und 
meinetwegen auch mit der Saar in das Syn­
dikat e in zu tre ten ; die Tür dafür ist doch weit 
offen. Ich bin überzeugt, dass der Staat sich 
über einen Mangel an Entgegenkommen nicht 
w ürde beklagen können. Ich meine auch, dass 
der Einwand, den der H err Minister eben noch 
erhoben hat, dass er seinerzeit, bei dem E r ­
w erbe der Glackbeckfelder, in diesem Hohen 
Hause' ausgesprochen habe, er gedenke nicht, 
mit diesem neuen Bergwerksbesitz dem Syn­
dikate beizutreten, nicht stichhaltig ist; denn 
nach der Stimmung, die wir in den jetzigen 
zweitägigen V erhandlungen haben hervortre ten  
sehen, kann  fü r  mich kein Zweifel bestehen, 
dass, wenn die Regierung an das H aus käm e 
und dem H ause vorschlüge, mit dem west­
fälischen Bergwerksbesitz dem Syndikat bei­
zutreten, um dort einen Einfluss zu gewinnen, 
dieser Vorschlag zweifelsohne genehm igt werden 
würde.

Meine Herren, es ist ja  gelegentlich gegen 
den Beitritt des Staates zum Syndikat auch 
der E inw and erhoben, dass der S taa t seine 
preisregulierende Tätigkeit am besten ausser­
halb des Syndikats- ausüben könne. Meine 
H erren, auch dieser E inw and scheint mir nicht 
stichhaltig angesichts der Preispolitik, die der 
F iskus an der S aar von jeher verfolgt hat, 
u nd  die immer darauf gerichtet gewesen ist, 
die Preise um m ehrere Mark pro Tonne höher 
zu halten, als sie in Westfalen betragen. F ü r  
eine solche preisregulierende Tätigkeit werden 
sich die Kohlenkonsumenten bestens-bedanken! 
So aber ist der Saarfiskus b isher verfahren. 
E r  h a t  unter dem Schutz der Frachten  den 
V erbrauchern, besonders der Saarindustrie ab ­
genommen, was er irgend  bekommen konnte. 
Die Stellung, die der S taa t mit seinem Saar-' 
besitz dem Kohlensyndikat gegenüber einnimmt, 
lässt sich mit einem W ort dahin kennzeichnen 
dass sie die eines O u t s i d e r s  ist, D er Staat 
hat, soweit die F rach ten  ihm dies gestatteten, 
als Outsider von der Preisgestellung des Syn­

dikats profitiert, und wenn hier gesagt ist, dass 
der beste Beweis fü r die Richtigkeit deif s taa t­
lichen Preispolitik der sei, dass der Absatz an 
der Saar gestiegen sei, dass eine E inschränkung  
der Produktion dort nicht vorgenommen zu 
werden brauchte, so, verdankt der Saarfiskus 
diese glückliche Lage lediglich dem Verfahren 
des Kohlensyndikats; weil das Kohlensyndikat 
der K onjunktur entsprechend die F örderung  
einschränkte, darum  hatte der S taa t nicht nötig, 
einzuschränken; der Staat, mit ändern Worten, 
zog Nutzen von dom Zusammenschluss der  
westfälischen Grubenbesitzer, ohne zu den 
Lasten, die dieselben auf sich nehmen mussten, 
beizutragen.

Also ich sage: der S taat kann sich den 
Einfluss, den er braucht, der meines E rachtens 
überhaup t n u r  in F rag e  kommen kann, in 
jedem Augenblick verschaffen auf Grund, seines 
bisherigen Besitzes und  ohne dass es des E in ­
setzens der ganzen S taa tsautoritä t bedurft 
hätte, ohne dass es eines so gewaltigen Eingriffs 
in die Privattä tigkoit bedurft hätte, wie die 
Verstaatlichung der H ibernia ihn darstellt.

Meine Herren, was würde denn der Staat 
m ehr erreichen, wenn es ihm gelänge, die 
ganze H ibernia  in seinen Besitz überzu ­
führen V Ich will von den Schwierigkeiten, die 
der E rre ichung dieses Zieles entgegenstehon, 
einmal absehen, insbesondere auch von der 
Lage unserer  handelsgesetzlichen Bestimm­
ungen, über die der H err Abgeordnete Spahn 
mit solcher Leichtigkeit fortgegangen ist, indem 
er bezüglich der Bestimmung in § 252 unseres 
Handelsgesetzbuches meinte, dass der S taa t 
als Aktionär eine ganz andere Stellung eih- 
nelnnen könnte als irgend ein gewöhnlicher 
Aktionär. — So leicht, meine ich, kommen wir 
da rüber  nicht hinweg, und es scheint mir eine 
sehr bedenkliche Ebene zu sein, die wir be­
treten, wenn wir den Sinn des Gesetzes in 
solcher Weise, ich möchte fast sagen, zu v e r ­
gewaltigen versuchen. (Sehr wahr!) Aber ich 
will davon absehen; ich will annehmen, es ge ­
länge dem Staat, die ganze H ibernia in seinen 
Besitz zu bringen. Was h a t er dann m ehr?  
Is t  er dann in der Lage, einen s tä rkeren  E in ­
fluss auszuüben auf die Preispolitik des Syn­
dikats als beim Kalisyndikat? Is t  er in der 
Lage, einen m ehr als moralischen Einfluss 
auzuüben?  Ich glaube dies nicht.

Die Frage, nach welchen Fak to ren  sich der 
Einfluss der einzelnen Mitglieder des Kohlen­
syndikats bestimmt, ist bereits wiederholt an ­
geschnitten worden. Ich weise deswegen n u r  
kurz darau f hin, dass im Kohlensyndikat der 
Einfluss der einzelnen Mitglieder sich richtet 
nach der Grösse der Beteiligung, und dass 
mithin, wenn der S taa t m it H ibernia  und  Glad­
beck beitreten würde, er vielleicht, bei den 
6lja Millionen Tonnen, die dann etwa auf seinen 
Teil entfallen, nicht mehr als ‘.12 der Stimmen 
beherrschen würde. Dass mit einer relativ so
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geringen Beteiligung kein entscheidender E in ­
fluss auszuüben ist, liegt auf der Hand. Mit­
hin b rauch t der Staat, wenn er lediglich einen 
Einfluss ausüben will, ähnlich wie er ihn beim 
K alisyndikat hat, wenn er es abweist, einen 
wirklich entscheidenden Einfluss auszuüben, 
die H ibernia  nicht. Will der S taa t aber einen 
wirklich entscheidenden Einfluss ausüben, will 
er über die M ajorität der Stimmen verfügen, 
dann würde er das n u r  können, wenn er in 
seinen staatlichen E rw erbungen  weiter geht, 
wenn e r  über die H ibernia  hinausgreift, auch 
noch andere Bergw erke in seinen Besitz bringt 
und so schliesslich die M ajorität beherrscht. 
Meine Herren, dies ist die eine E rw ägung. 
Nun eine andere, die mit dieser bei den bis­
herigen V erhandlungen immer zusam m en­
geworfen ist.

Mir scheint doch, als wenn es sich keines­
wegs lediglich darum  handelt, einen solchen 
m ehr moralischen Einfluss zu gewinnen, ähn ­
lich dem Einfluss des S taates im Kali­
syndikat, dass es sich keineswegs lediglich 
darum  handelt, einen Einfluss zu gewinnen, 
den ich dahin charakterisieren möchte, dass es 
dem S taa t darau f ankommt, mit in dem Konzert 
zu sitzen, um, wie der H err  Handelsm inister 
bemerkte, seine w arnende Stimme erheben zu 
können. Mir scheint vielmehr, dass h ier doch 
auch noch andere Dinge in F rag e  kommen. 
Meine Herren, sehen Sie sich doch die Gründe 
an, die in der Vorlage angegeben sind. Ich 
will mich an diese Gründe h a l te n ; ich will 
nicht andere Gründe supponieren. E s  m ag ja 
sein, dass fiskalische E rw ägungen  mitgesprochen 
haben ; es m ag sein, dass auch bezweckt wurde, i 
den fiskalischen Besitz abzurunden  und  ihn 
rascher rentabel zu gestalten, als sich im nor- 1 
malen Verlauf der Dinge gestalte t haben würde. 
Ich schalte dies aber aus, ebenso wie ich mich 
über die A rt des V erfahrens nicht weiter ver ­
breiten will, die bei dem Versuch, die Hibernia 
zu verstaatlichen, innegehalten ist. M einelierren , , 
ich halte mich an die halbamtlichen und am t­
lichen Aeusserungen. Nach diesen halbam t­
lichen und amtlichen V erlau tbarungen  ist die 
ganze Aktion hervorgegangen  aus der sich 
immer m ehr vers tärkenden  U eberzeugung der 
Regierung, dass innerhalb  des Syndikats P läne 
heranreiften, deren Verwirklichung den Rahmen 
des Syndikats  weit über  seine ursprünglichen 
Dimensionen hinaus ausdehnen, ja, die Natur, 
des Syndikats von G rund aus verändern  
würden. Und in der  Vorlage .heisst es Seite 4, 
dass sich im laufenden Ja h re  eine bem erkens­
werte V erschiebung der Kräfte in der  rheinisch- 
westfälischen Industr ie  vollzogen h a b e ; eine 
erhebliche Anzahl von W erken sei mit anderen 
grösseren verschmolzen; sodann sei auch innor- 
halb der  grösseren  U nternehm ungen durch 
U ebergang bedeutenden Aktienbesitzes in 
wenige H ände eine Bildung von In teressen ­
gemeinschaften zwischen grossen Kohlen- und

Eisenwerken, sowie K ohlengrosshandel und 
Reederei angebahn t worden. Dieser Entw icke­
lung  gegenüber — so heisst es weiter — den 
staatlichen Einfluss durch A usdehnung des 

| staatlichen B ergbaubetriebes zu verstärken, sei 
als eine unabw eisbare N otwendigkeit erschienen, 
und um diesen staatlichen Einfluss möglichst 
bald wirksam werden zu lassen, habe man, im 
Gegensatz zu der früheren  Stellungnahme, zu 
dem Mittel der  E rw erb u n g  einer der grossen, 
im vollen Betriebe befindlichen Gesellschaften 
gegriffen. Meine H erren ,  da liegt also der 
springende Punkt. Die neuen Gesellschafts­
bildungen sind es, die dem Staate Pein  machen, 
und ihnen scheint man, wenn anders  die Be­
g rün d u n g  zutreffend ist, en tgegentre ten  zu 

i wollen.
Ich frage nun, meine Herren, ist es not­

wendig und zweckmässig, der Entwickelung, die 
sich anzubahnen scheint, von Staats wegen ent­
gegenzutreten? Und weiter : ist dies ü b e rh au p t 

I auf dem von der R egierung  boschrittenon W ege 
möglich? Ich meine, dass beide F ragen  ver- 

; ne in t werden müssen.
Um was handelt es sich denn bei jenen Bil- 

i düngen, bei jenen Interessengem einschaften und 
N euorganisationen? H andelt es sich denn bei 
diesen Bildungen um solche ungesunder N atur? 
Nach der B egründung  müsste man daS beinahe 

| annehm en; aber, meine H erren, ich bin nicht 
dieser Meinung und befinde mich ja  dabei in 
Uebereinstimm ung mit dem H errn  H andels ­
minister, der gestern  ausdrücklich hervor- 

i gehoben hat, was hoffentlich k lärend  wirken 
wird, dass die geschäftliche K onzentration not­
wendig, sei, damit wir i n d e m gewaltigen Ringen 
der Industriestaaten , das auch nach seiner An­
sicht zweifellos bevorsteht, mit E h ren  bestehen. 

• T a t s ä c h l i c h ,  m e i n e  H e r r e n ,  h a n d e l t  e s  
s i c h  b e i  d i e s e n  B i l d u n g e n  in  l e t z t e r  
L i n i e  d o c h  u m  n i c h t s  a n d e r e s  a l s  u m  
e i n e  Z u s a m m e n f a s s u n g  v o n  K r ä f t e n  
z u r  E r z i e l u n g  g r ö ß t m ö g l i c h e r  W i r t ­
s c h a f t l i c h k e i t  u n d  g r ö s s t m ö g l i c h  e r  
V e r m i n d e r u n g  d e r  P r o d u k t i o n s k o s t e n  — 
(sehr richtig! links) e in  Ziel ,  d e m  m i t  w e i t e m  
B l i c k  z u z u s t r e b e n ,  a n g e s i c h t s  d e r  i m m e r  
m e h r  u n d  m e h r  e r s t a r k e n d e n  u n d  i m m e r  
m ä c h t i g e r  a n d r ä n g e n d e n  K o n k u r r e n z  
d e s  A u s l a n d e s  a l s  e i n e  d e r  w i c h t i g s t e n  
A u f g a b e n  u n s e r e r  N a t i o n a l w i r t s c h a f t  b e ­
z e i c h n e t  w e r d e n  m uss .

Es herrsch t ja  in vielen Kreisen die Ansicht, 
| und  diese Ansicht ist ja  auch hier gestern  zum 

A usdruck gelangt, dass die B ildung jener  Inter- 
essengemeinschaffin l e d i g l i c h  — ich möchte dies 
W ort betonen — die Folge jener Bestimm ung 
im Syndikatsvertrage  gewesen sei, die den im 
Besitz von H üttenw erken befindlichen Zechen 
gestattet, fü r  ihren eigenen B edarf ad libitum 
zu produzieren, eine Bestimmung, von der ich 
nicht bestreiten will, dass sie auf den reinen 
Kohlenwerken schwer lastet. Aber, meine
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Herren, die Ansicht, dass die Verhältnisse, wie 
sie sich entwickelt haben, l e d i g l i c h  eine Folge 
dieser Bestimm ung seien, verm ag  ich nicht zu 
teilen. E s  handelt sich bei jener In teressen­
gemeinschaft um Bildungen, die ihre g rundsä tz ­
liche E n ts tehung  der eisernen Notwendigkeit 
verdanken, voranzuschreiten auf dem Wege der 
grösstmöglichen Verbilligung unserer  P ro d u k ­
tion. Vielleicht würde, wenn nicht jene Be­
stim mung im Syndikats-Vertrage geAvesen
Aväre, wenn nicht jener „Konstruktionsfehler“, 
der allerdings damals nicht zu vermeiden
Avar, gem acht Avorden wäre, die Bildung
noch einige Zeit verzögert Avorden sein, 
vielleicht Avürde nicht gerade die Form 
gew ählt Avorden sein, die geAvählt ist. Aber, 
meine H erren, kommen mussten diese oder 
ähnliche Bildungen, darüber kann doch niemand 
im ZAveifel sein, der offenen Auges um sich 
blickt und  der beispielsweise ins Auge fasst 
Avas es fü r  unsere Industrie zu bedeuten hat, 
Avenn es sich einmal darum handeln wird, einem 
ernsthaften  WettbeAverb der amerikanischen 
Industrie  die Spitze zu bieten. Niemand kann 
ja  Avissen, Avie nahe  oder Avie fern dieser Zeit­
p u n k t sein AA'ird ; aber dass er kommen Avird, 
d a rü b er  kann kein ZAveifel herrschen, und das 
h a t  ja  auch der H err  Handelsminister mit ge­
nügender Deutlichkeit ausgesprochen. Meine 
H erren, wenn dieser Zeitpunkt kommt, und 
wenn für diesen Zeitpunkt nicht Vorsorge ge ­
troffen Avird, dass jenen energischen K onkur­
renten, die mit unvergleichlich viel grösserer 
Kapitalkraft, mit uhvergleffiilich viel s tärkerer 
Aktionsfähigkeit ausgerüstet; sind, gleichwertige. 
Gegner gegenübergestellt, a verden, die ihnen 
geAAraclisen sind, so könnte sich doch sehr Avohl 
der Fall ereignen, dass der Kampf, der dann 
en tbrennen Avird, sich bis hinter unsere Zoll­
g renzen  erstreckt und  hinter unseren Zollgrenzen 
ausg'efochten av erden muss.

Der H err  Minister ha t gemeint, dass der 
Zauber, der sich um jene grossen am erika­
nischen G ründungen geAvoben habe, gebrochen 
sei. Meine Herren, andere fürchten, dass dies 
n u r  zum Teil der Fall ist, und dass n u r  eine 
kurze Spanne Zeit vorübergehen Avird, bis Avir 
dam it rechnen müssen, dass dieser Zauber uns 
in schärfster Form  entgegentritt. (Sehr richtig! 
links.)

Ich meine also, die Bildung jener grossen 
O rganisationen entspricht einer «wirtschaftlichen 
Notwendigkeit, und  sie aufhalten zu Avollen, 
w ürde — von der Frage, ob das überhaup t 
möglich ist, einmal ganz abgesehen — nichts 
anderes bedeuten, als unserer Industrie^ eine 
Waffe aus der H and schlagen, deren sie im 
Kampfe mit ihren Gegnern um so mehr bedarf, 
als ja  bekanntlich bei uns einer der Avichtigsten 
Produktionsfaktoren, die Frachten, in der H and 
des Staates sich befindet und damit ausserhalb 
des W irkungskreises der Industrie liegt.

E ine NotAvendigkeit, sich gegen diese Bil­

dungen zu Avenden, liegt daher meines E rachtens 
nicht Aror .

Man spricht immer Aron Trustbildungen. 
Meine Herren, Avas heisst denn das ? Mit dem 
Begriff des Trusts ist doch die Vorstellung 
eines Aufgebens der selbständigen Leitung, ist 
die Vorstellung einer Monopolstellung ver ­
bunden. H ier handelt es sich aber doch zu­
nächst um die Bildung von Unternehm ungen, 
die sich dadurch, dass sie die von ihnen be­
benötigten R ohprodukte  selbst erzeugen und 
die von ihnen geAvonnenen Rohprodukte selbst 
Arerarbeiten, in  einem geAvissen Grade un ab ­
hängig  machen von den Verhältnissen der 
Konjunktur, die geAvissermassen in sich selbst 
lebensfähig sind, die sa tt  sind, Avenn Sie so 
av ollen, und die um desAvillen Avahrscheinlich 
viel w illiger geneigt sein Averden zu Abkommen, 
die ihre Selbstständigkeit beschränken, als dies 
der Fall ist bei Unternehm ungen, die sich in 
Aveniger glücklicher Lage befinden. In jedem 
Falle liegt auf der Hand, dass die Bildung 
eines Kohlentrusts, \ror dem man sich immer 
fürchtet, mit dem ZAveck, die Monopolstellung 
in scharfer Weise auszunutzen, durch die Bil­
dungen, die sich in dieser Weise vollziehen, 
geradezu erscliAvert Avird, denn die Möglichkeit 
der Beteiligung der auf diese Weise mitein- 

! ander verbundenen  Gesellschaften an einem 
solchem Trust und ihr Interesse an solchem 
Trust ist selbstverständlich Avesentlich geringer.

Schliesslich aber meine ich auch, dass ein 
Staat, der die E isenbahntarife  beherrscht, der 
durch Zollmauern der Industrie  den In lands ­
markt, von dem sie in der H auptsache ab- 
hängen, garantiert, es vollständig in der H and  
hat, etAvaigen Missbrauchen, die sich entAvickeln 
könnten, in schärfster und Avirksamster Weise 
entgegenzutreten.

Der Weg, den die Regierung hier einschlägt, 
Avürde aber auch nicht zum Ziele führen. Durch 
Eiuverb Aron 27 Millionen Aktien der Hibernia, 
ja  selbst der ganzen Hibernia, w ürde der Staat 
einem Aveitern Umsichgreifen der Konzen­
trierung, wie sie sich jetzt zu vollziehen be ­
gonnen hat, nicht entgegenwirken können. 
Einen Einfluss auf Fusionen, auf In teressen ­
gemeinschaften, auf Zusam menlegungen von 
Eisenvverken mit KohlenAverken, auf die Ver­
einigung beider mit Reedereien, Avird der Staat 
kaum  auszuüben in der Lage sein, er müsste 
denn Aveit über den Rahm en hinausgreifen, der 
heute seiner Tätigkeit gesteckt und der auch durch 
die Vorlage gekennzeichnet ist. E r  müsste, 
wenn er auf die Fusionen einAvirken Avollte, 
Avenn er sie hindern  Avollte, Fusionsobjekte in 
Aveitern Umfange in seine H and bringen  oder, 
um es anders auszudrücken, entAveder die ge­
samte Kohlenindustrie oder samt der Kohlen­
produktion auch noch die Eisenproduktion und 
die Binnenschiffahrt dazu verstaatlichen, und  

i da ran  kann, Avenn man von Sozialdemokraten
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und  staatssozialistischen Schw ärm ern absieht, 
heute doch kein Mensch denken.

Aus diesen, ich möchte sagen, rein geschäfts- 
m ässigen E rw ägungen  heraus  h a t  sich die 
elementare Bew egung entwickelt, die wir im 
ganzen Westen gesehen haben, und die sich 
gegen die Verstaatlichung der H ibernia  geltend 
gem acht hat. In  diesem Sinne h a t m an und 
m usste man nicht n u r  in den Kreisen des B erg ­
baues, sondern in den Kreisen aller Kohlen 
verbrauchenden Industrien  ü b e rhaup t die Ver­
s taatlichung der H ibernia als den Beginn einer 
w eitergehenden V erstaatlichung des B ergbaues 
ü b e rh au p t ansehen, u nd  von diesen E rw ägungen  
ausgehend, ha t die Industrie  gegen den Ankauf 
der" H ibernia durch den S taa t in scharfen 
Resolutionen und E ingaben  Stellung genommen.

• D er A bgeordnete Spahn h a t ja  in einer 
dieser E ingaben  vermisst, dass in derselben 
nicht auch eingegangen wurde auf die F rage  
der Stilllegung der Zechen, auf die Schädigungen, 
die seiner Ansicht nach die Arbeiter, die Ge­
meinden, ja  auch die kleinen Zechenbesitzer 
durch diese Stilllegung von Zechen erleiden. 
Ich will nun  auf die F rag e  der Zechenstilllegung, 
entsprechend dem Wunsch, der gestern  ge- 
äussert worden ist, nicht im einzelnen eingehen, 
aber soviel möchte ich doch dem A bgeordneten 
Spahn erwidern : nach dem Material, welches 
in der amtlichen E nquete  zusam m engetragen 
und das dem Hohen H ause in einer Denkschrift 
un terbre ite t worden ist, steht fest, dass es 
sich bei den stillgelegten Zechen bis auf eine 
durchw eg um Verlustzechen handelt. E s  steht 
fest, dass eine Schädigung der Arbeiter nicht 
s tattgefunden hat, dass dieselben vielmehr auf 
anderen  W erken untergekom m en sind. Es 
steht fest, dass eine Schädigung der Gemeinden 
n u r  in ganz geringem  Umfange stattgefunden 
hat. Die Gemeinde W eitm ar z. B. ist mit einer, 
ich möchte fast sagen, zu H erzen sprechenden 
E ingabe  hierher gekommen, und der  ganze 
Steuerausfall dieser Gemeinde be träg t nach 
amtlicher Feststellung  insgesam t 323 Mk. (Hört, 
hö r t!)  U nd darum  das Lamento! Aehnlich 
s teht es nach den amtlichen Erm itte lungen mit 
der Gemeinde Kirchhörde. Meine H erren, die 
eine V erstaatlichung der H ibernia  dürfte, was 
den Steuerausfall und die Verlegenheit von 
Gemeinden angeht, in ihren W irkungen  weit 
h inausgehen  über  das, was durch die sämtlichen 
Zechenstilllegungen den davon betroffenen Ge­
meinden zugefügt ist. (Sehr richtig!) Und was 
schliesslich die nach Ansicht des A bgeordneten 
Spahn geschädigten Besitzer der  kleinen Zechen 
angeht, so sind sie sämtlich froh gewesen, 
durch den Verkauf ihre Zubussen ers ta tte t zu 
erhalten  u n d  fü r  die Zukunft von solchen frei 
zu werden.

Vielleicht ist es von Interesse fü r manche, 
h ier die Ansicht zu hören, die in sachver­
ständigen Kreisen des W estens gerade  hinsicht­
lich der kleinen Riihrzechen verbreite t ist. Mir

ist ein Geschäftsbericht des S teinkohlenberg­
werks Louise Tiefbau zugegangen, aus welchem 
ich eine ganz kurze  B em erkung hier verlesen 
m ö c h te :

Die G esundung unseres ganzen südwest­
fälischen Bergbaues h ä n g t  von einer ver­
nünftigen Zusam m enlegung des verzettelten 
Felder besitz es un ter gleichzeitiger Stilllegung 
einer Reihe von kleinen Schachtanlagen ab, 
Zechen von 500 bis 600 t Tagesförderung 
sind im allgemeinen nicht m ehr lebensfähig, 
denn es ist ganz undenkbar, fü r eine solch 
geringe F ö rd e ru n g  alle die komplizierten 
Einrichtungen, die eine moderne Zechenan­
lage in sich vereinigen muss, zu schaffen 
und in Betrieb zu halten. S ta tt  in blödes 
Geschrei gegen die Zechenstillegungen über­
h au p t auszubrechen, sollte man lieber d a r ­
über nachdenken, wie m an die kleinen süd ­
lichen Zechen zu grossen leistungsfähigen 
Anlagen zusam m enbringen kann. D arin  liegt 
das w ahre In teresse  nicht n u r  der Gewerke 
und Aktionäre, sondern auch der Gemeinden 
und Arbeiter. Wenn die Grube nichts v e r ­
dient, zahlt sie schlechte Löhne und keine 
Steuern, b r in g t  vielmehr der Allgemeinheit 
nu r Lasten.

Der Bericht bem erkt fe rner:
Unsere B ergbehörden  kennen  diese Verhält­
nisse ganz genau, und es ist im höchsten 
Grade bedauerlich, dass sie nicht die Macht 
haben, die irregeleitete öffentliche Meinung 
zu berichtigen.

Meine Herren, ich sollte meinen, wenn sie dieser 
öffentlichen Meinung entschlossen genug  ent­
gegenträten , würde die Berichtigung sich wohl 
ermöglichen lassen. Weiter will ich auf diese 
F ra g e  nicht eingehen.

Ich kehre zurück zu dem W iderstande, der 
geleistet worden ist gegenüber den Versuchen, 
die H ibern ia  zu verstaatlichen. Ich weiss, der 
W iderstand  ist den betreffenden Kreisen s ta rk  
verübelt worden. Aber, meine Herren, wenn 
eine F rag e  von einer solchen Tragw eite auf­
gerollt wird, wie es die V erstaatlichung eines 
auch n u r  überw iegenden Teiles unseres B erg ­
baues ist, dann  ist es nicht n u r  das Recht, 
sondern es ist die Pflicht der In teressenten  und 
wirtschaftlichen Korporationen, ihre  warnende 
Stimme zu erheben. E s  ist eine Pflicht, die 
aus der' Pflicht der Selbsterhaltung  des ein­
zelnen wie der  E rh a l tu n g  des Ganzen sich er­
gib t und  die um so zwingender ist, je grösser 
die drohende Gefahr erscheint.

E s  wird ja  behauptet, dass eine solche Ge­
fah r  g a r  nicht vorliege, dass es sich lediglich 
um W ahngebilde, um schreckhafte H irngespinste 
handle, E s  wird auf die Stellung des Fiskus 
im K alisyndikat und  in Oberschlesien h inge­
wiesen, und es w ird hoch und teuer versichert, 
dass ,die Regierung, g a r  nicht d a ran  denke, 
über den E rw erb  von H ibernia  h inaus noch 
weitere B ergw erke in ihren Besitz zu bringen.
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Vorab, meine H erren : die Verhältnisse in 
Oberschlesien liegen doch wohl etwas anders 
als im Westen. Es handelt sich dort vor allem 
um  überkom mene Verhältnisse. Und was das 
K alisyndikat angeht, so habe ich ja  bereits be­
merkt, dass, wenn dem Staate es lediglich d a r ­
auf ankommt, sich einen Einfluss inr Kohlen­
synd ika t zu verschaffen ähnlich dem Einfluss, 
den er im K alisyndikat hat, er hierzu jeden 
Augenblick in der Lage ist.

Sodann aber, meine Herren, handelt es sich 
liier schliesslich doch um eine' Ansichtssache, 
um eine Ansicht darüber, welchen Weg die 
ganze wirtschaftliche Entwickelung in Zukunft 
gehen wird. Genau wie die Regierung die An­
sicht hat, dass die wirtschaftliche Entwickelung 
in der Kohlenindustrie eine so'lche sein werde, 
dass V eranlassung zu einem staatlichen E in ­
greifen vorliege, genau so ist man in den 
Kreisen der westlichen Industrie  der Ansicht, 
dass, wenn die Regierung sich nicht damit be­
gnügen will, den Einfluss zu erlangen, den 
sie durch Anschluss ihres westfälischen Gruben­
besitzes an das Syndikat jederzeit erlangen- 
kann, wenn sie den Plan verfolgt, sich einen 
massgebenden Einfluss im Synd ika t zu ver­
schaffen, oder sagen wir, die weiter oben ange­
deutete wirtschaftliche Entwickelung aufhalten 
zu wollen, dass es dann beim staatlichen E r ­
werb bei H ibernia nicht sein Bewenden haben 
könne, sondern dass weitere Verstaatlichungen 
folgen müssen. Darum  wehrt man sich bis aufs 
äusserste, und daraus  sollte man billiger­
weise jenen Kreisen keinen Vorwurf machen. 
(Sehr gut!)

Der H err  Minister ha t von einem „Trotz­
tru s t“ gesprochen. Mir scheint die Bezeichnung 
richtiger, 'die ich gestern  hier gehört habe: der 
„Trosttrust“. " W as wollen denn die Leute anders 
machen? Es stehen ihnen doch keine Mittel 
zur V erfü g u n g , 's ich  gegen den Angriff des 
Staates und den allgemeinen Ansturm zu 
wehren, als die, die sie schliesslich gew ährt 
haben, die Mittel, die i n ' einem festen Zu­
sammenschluss liegen und in der Bekundung 
des Entschlusses, beieinander zu stehen gegen­
über  allen Bemühungen, die sich auf ein 
weiteres Fortschreiten der Bem ühungen des 
Staates richten. Und schliesslich, meine Herren, 
ist doch unser ganzes Staatswesen auf dem 
Prinzip  des Privateigentum s und der Individual­
w irtschaft aufgebaut. Man kann doch nicht 
verlangen, dass ohne zwingenden Grund und 
ohne dass grosse vaterländische Interessen vor­
liegen, eine Gesellschaft wie die H ibernia ihr 
E igentum  abgeben, noch viel weniger n a tü r ­
lich, dass eine ganze Industrie  auf ihr E igen ­
tum verzichtet.

Dass die R egierung die Absicht nicht hat, 
weitere Verstaatlichungen vorzunehmen, das 
wird nicht bezweifelt; das bezweifle ich auch 
nicht. Ich erkenne vielmehr dankbar  an, dass 
vom Regierungstisch mit Entschiedenheit er­

k lä r t  worden ist, eine Verstaatlichung des B erg ­
baus könne überhaup t nicht in F rag e  kommen. 
Was aber bezweifelt wird und mit E rn s t  be ­
zweifelt werden muss, ist, ob die Regierung die 
V erhältnisse so in der H and hat, dass sie den 
E ntw ickelungsgang der Dinge bestimmen kann, 
(sehr richtig !) wenn der Stein erst einmal .ins 
Rollen gekommen ist. Das bezweifelt man, 
und hierzu ha t man guten Grund.

Ich will nicht auf den W iderspruch ein- 
gehen, in dem die heutige Vorlage zu der 
Stellungnahme steht, die die Regierung 1902 
bei dem E rw erb  der Gladbecker Felder einge­
nommen hat. Ich möchte n u r  auf folgendes 
hinweisen. Ganz abgesehen davon, dass die 
Regierung, wenn sie wirklich nichts anderes 
anstreb t als eine Art moralischen Einflusses, 
mit dem Vorgehen in Sachen der H ibernia 
weit über  das Ziel hinaussehiesst; ganz ab ­
gesehen davon, dass Staatsministerien kommen 
und gelien, sich aber nicht immer gleichen, 
können doch auch Verhältnisse eintreton, die 
s tä rker sind als der beste Wille unserer leitenden 
Staatsmänner. Und da komme ich auf einen 
Punkt, der einen schweren Vorwurf, nach meiner 
Em pfindung sogar den schwersten, in sich b irg t 
fü r unsere Regierung, nämlich den Vorwurf, 
dass sie, wenn sie wirklich nicht an weiter­
gehende Verstaatlichungen denkt, die Ver­
staatlichungsfrage in einem Augenblick aufge­
rollt hat, wo die V erstaatlichungstendenzen 
gewissermassen in der Luft liegen, wo weite 
Volkskreise von dem Irrg lauben  erfüllt sind, 
in der Verstaatlichung des K ohlenbergbaues 
läge das Heil, wo weite' Kreise der Gelehrten­
welt und der von ihnen seit einem Vierteljahr­
hundert  erzogenen und ausgebildeten Beamten, 
die zum Teil heute in hohen Stellungen sind, 
der Ansicht sind, von der Verstaatlichung des 
K ohlenbergbaues habe die Allgemeinheit wie 
der einzelne Nutzen, und es sei höchste Zeit, 
mit dem Privateigentum  auf dem Gebiete des 
B ergbaues aufzuräumen, in einem Augenblicke, 
wo politische Parte ien  rad ikaler O bservanz die 
Verstaatlichung propagieren, und wo politisch 
mächtige G ruppen im Parlam ent vorhanden 
sind, die bereit sind und dahin drängen, der 
Verstaatlichung des Bergbaues in weiterem 
Umfange näher  zu treten. Dass die Regierung 
in einem solchen Augenblick die F rag e  der 
Verstaatlichung aufgerollt hat, ist der schwerste 
Vorwurf, der meinerseits zu erheben ist, denn 
hiermit ha t sie den Anstoss gegeben zu einer 
Bewegung, die, wenn ihr nicht schroff E inhalt 
geboten wird, zu Zielen führen muss, die weit 
hinausgehen über das, was unsere leitenden 
S taa tsm änner im Auge gehab t haben. (Sehr 
richtig! links.) Darin liegt eine Gefahr, die in 
ih rer wirtschaftlichen und politischen Bedeutung 
nicht leicht geschätzt werden darf.

Meine Herren, um zu wissen, wie in dieser 
Beziehung die Situation ist, b rauch t m an doch 
n u r  einen Blick zu werfen auf die Pressorgane,

9
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die die verschiedenen Parte irich tungen  v e r ­
treten. Ich will nicht die Aeusserüngen, die 
nach dieser R ichtung hin in den P ressorganen  
der verschiedensten Parte irich tungen  zum Aus­
druck gekommen sind, ausführlich zitieren. 
A ber ich hebe folgendes hervor.

•Die „Frankfu rte r  Zeitung“ schreibt am
29. Juli zu dem bereits öfter angezogenen 
Artikel der  „Berliner K orrespondenz“, in 
welchem die Absichten der R egierung k la rge ­
legt w u rd e n :

Vorläufig heisst es, dass weitere V erstaat­
lichungen von B ergw erken  nicht in Aussicht 
genom men sind. Das wird ja  auch im 
Augenblick richtig sein. A ber die ganze 
Entwickelung kann dam it nicht abge­
schlossen sein.

Die „Kreuzzeitung“ bem erkt zu dem Artikel 
der „Berliner K orrespondenz“ un te r  dem 
18. August:

Allseitigen Beifalls darf die Betonung der 
Ausnahm estellung des K ohlenbergbaus in 
unserem  industriellen Leben sicher sein. Der 
Artikel

— nämlich der Artikel der „Berliner K orre ­
spondenz“ —

spricht das W ort „Privatmonopol“ nicht aus, 
aber er meint es. In  der B ekäm pfung  eines 
solchen Privatmonopols wird der Minister der 
Mehrheit des A bgeordnetenhauses gewiss nicht 
zu weit gehen können, eher h a t er das Gegen- : 
teil zu besorgen. Doch d a rü b er  schweigt man 
vorläufig  besser.

Gewiss, meine Herren, d a rü b e r  schweigt 
man vorläufig besser, das ist auch meine 
M ein u n g !

Endlich noch ein Beispiel! Die „Deutsche j 
Tageszeitung“ vom 29. Juli begriisst ebenfalls 
die A nkündigung, dass der  S taa t beabsichtige, ! 
H ibern ia  zu erw erben  und bem erkt w e ite r : 

U nsere Befriedigung würde noch grösser sein, 
wenn die offiziöse Mitteilung nicht mit dem 
Satze geschlossen hätte, dass weitere Ver- j  
staatlichungen von B ergw erken nicht in Aus- j  
sicht genom men seien. W ir hoffen aber, dass j 
dieser Satz n u r  für die nächste Zukunft gilt j  
und dass er vo r allen Dingen taktische Be- j 
deu tung  hat. E s  w äre nicht k lug  und nicht 
geschäftsm ännisch gehandelt, wenn der S taa t | 
etwaige weitere Ankaufsabsichteii sofort urbi 
et orbi verkünden  würde.
Meine H erren, die Beispiele liessen sich 

leicht verm ehren. Ich denke aber: diese Schlag­
lichter genügen, um  fü r  jeden, der  etwas zu 
verlieren hat, das Bedenkliche der Situation 
Idar werden zu lassen.

Nicht unterlassen kann  ich auch, an die 
gestrigen  A eusserungen  des H errn  A bgeord­
neten v. Kessel zu erinnern, der ja  auch seiner­
seits k la r  ausgesprochen hat, dass er gew ünscht 
h ä t t e : die R egierung  hätte  sich hinsichtlich der 
Zukunft nicht so festgelegt, wie das geschehen 
sei, indem sie e rk lärt habe: sie denke nicht

daran, über die V erstaatlichung der H ibernia 
hinauszugehen.

Meine H erren, es ist m ir entgegengehalten 
worden, dass ja  auch aus industriellen Kreisen 
die V erstaatlichung des B ergbaues  gefordert 
sei. Die Tatsache stimmt, meine Herren. Es 
h a t sich tatsächlich ein industrieller V erband 
gefunden, der  eine Resolution gefasst hat, in 
der  es heisst: „Die K ohlengew innung kommt 
für jede Verstaatlichung in erster Linie in 
F ra g e “. A ber meine Herren, wenn man etwas 
D erartiges h a l t  aus einer industriellen V er­
sammlung, so hält es doch wirklich schwer, 
e rns t zu bleiben. Was heisst denn das, „die 
K ohlengew innung verstaatlichen ? “ Meine 
H erren, das heisst doch: dem Staate die H err ­
schaft über die K ohlenproduktion und die 
Kohlenpreise einräumen, mit anderen  W orten : 
die gesam te Industrie  abhängig  machen von 
dem Staate als U nternehm er. (Sehr richtig!) 
Meine H erren , es heisst : einen der  wichtigsten 
Produktionsfaktoren , die fü r  unsere  Gestehungs­
kosten und  dam it fü r unsere  K onkurrenzfähig ­
keit vornehmlich ins Gewicht fallen, aus der H and 
geben und  einer Macht ausliefern, die als Beherr- 
scherin des V erkehrswesen ohnehin schon über 
einen anderen  wichtigen Produktionsfaktor, 
nämlich die Frachten, bestimmend ist und  die in 
ihren Massnahmen in weitem Umfange von fis­
kalischen Rücksichten geleitet wird und ge ­
leitet werden muss. Dass h ierzu  die auf den 
V erbrauch von Kohlen angewiesenen Industr ie ­
zweige nicht ihre  Zustim m ung geben können, 
liegt, doch fü r  jeden  k la r  auf der Hand. U eber 
die B ew ertung  eines derartigen  Beschlusses 
b rauche ich dem nach wohl kein weiteres W ort 
zu verlieren. Alle führenden  O rganisationen 
der Industrie  sind denn auch darin  einig, dass 
ein Zustand, in welchem die" Kohle ver ­
b rauchenden  Industriezweige allein auf den 
S taa t als Kohlenproduzenten angewiesen wären, 
allgemein und  namentlich im Hinblick auf die 
E rh a l tu n g  unserer  W ettbew erbsfähigkeit mit 
dem A uslande als' höchst verhängnisvoll an ­
gesehen werden müsste.

Meine Herren, der Beschluss gerade  dieses 
industriellen V erbandes legt Zeugnis dafür ab, 
welche Begriffsverw irrung in weiten Kreisen 
heute herrscht. D afür zeugt auch das Schlag­
wort, welches der H err  Minister gestern  zitierte 
und das einem heute so häufig  in die Ohren 
klingt, das W ort nämlich: lieber Staatsmonopol 
als Privatmonopol. Nun, meine H erren, die 
dieses Schlagwort gebrauchen, mögen sich über ­
legen, was das heisst, in einem Staate, in dem, 
— ich möchte mich gelinde ausdrüclcen — weite 
und  einflussreiche Kreise sind, denen ein wohl­
wollendes E ingehen  auf die Bedürfnisse der 
Industrie  nicht gerade  vindiziert werden darf, 
die K ohlenproduktion u n d  die Kohlenpreise dem 
Fiskus ausliefern, der ohnehin schon die Frachten  
beherrscht.

Ich will darau f  nicht näh er  eingehen, hebe
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aber hervor, dass man es im W esten fü r zweck­
m ässig und fü r ' das Gedeihen der Industrie 
dienlicher hält, wenn die p riva te  Kohlenindustrie 
und das Kohlensyndikat erhalten bleiben; denn 
das Kohlensyndikat ist, wenn es selbst gedeihen 
will, gezwungen, in seinen Preisstellungen und 
Forderungen  dem Interesse der kohlever­
brauchenden Industrien  in ausreichendem Maße 
R echnung zu tragen, weil sein Gedeihen mit 
dem Gedeihen dieser Industrien eng verbunden | 
ist. Der Kohlenverbraucher geht jedenfalls | 
sicherer, wenn er nicht auf Versprechungen und 
allgemeine Redensarten vertraut, sondern wenn 
er mit den Tatsachen der Vergangenheit 
rechnet. Und, meine Herren, diese Tatsachen 
sprechen dafür, dass unter der H errschaft des 
Fiskus die Kohlenpreise n i c h t  niedriger, son­
dern  höher werden.

Ich will auf die schwerwiegenden allgemeinen 
Gesichtspunkte, die gegen eine Verstaatlichung 
des B ergbaues vom kaufmännischen und 
technischen Standpunkte, sowie auch vom 
S tandpunkte  der Arbeiter und Gemeinden an ­
geführt werden könnten, hier nicht weiter ein- 
gehen; ich habe Veranlassung, anzunehmen, 
dass das vielleicht noch von anderer Seite ge­
schehen wird. Ich möchte aber meine g ru n d ­
sätzliche Stellung gegenüber einer V erstaat­
lichung des Bergbaues dahin zum Ausdruck 
bringen, dass ich sage: die Verstaatlichung des 
K ohlenbergbaues würde dem preussischen Staat 
einen s ta rk  sozialistischen Zug verleihen; 
die Zahl der Menschen, die vom Staate ihren 
U nterhalt und  alle Verbesserungen des Lebens 
fordern; würde ins Ungemessene wachsen. In 
weiten Kreisen des Volkes würde die V erstaat­
lichung des B ergbaues als ein Sieg des s taa ts ­
sozialistischen und demokratischen Prinzips 
angesehen werden. Das ist mit grösstem Nach­
druck  zu betonen und  zu betonen ist auch, j  
dass, wenn der B ergbau  verstaatlicht würde, 
neue Verstaatlichungsprobleme, die heute schon 
von Theoretikern aufgestellt werden, zur poli- j  
tischen E rö r te ru n g  gelangen und sich zu For­
derungen  verdichten würden, die abzuweisen 
sehr schwer halten würde. Auf allen möglichen 
Gebieten m acht sich die Verstaatlichungstendenz 
heute breit. Ich brauche ja n u r  zu verweisen 
auf die Idee des Schleppzugmonopols mit 
ihren Konsequenzen. Meines E rachtens kann 
diesen Tendenzen aus ganz grundsätzlichen 
E rw äg u n g en  heraus nicht scharf genug ent­
gegengetre ten  werden.

Zum Schluss, meine Herren, noch ein W ort 
über zwei Punkte. Zunächst möchte ich noch­
mals betonen, dass es mir bei aller g rundsä tz ­
lichen Stellungnahme gegen die Vorlage durch ­
aus fern  liegt, den S taa t vom Kohlensyndikat 
ü b e rh au p t ausschliessen zu wollen. Ich er­
achte es als durchaus gerechtfertigt, dass der 
S taa t den W unsch hegt, im Kohlensyndikat 
mitzusprechen. Ich hebe aber wiederum her­
vor, dass er diesen Wunsch sehr leicht erfüllen

kann, ohne dass der L and tag  60 bis 70 Milli­
onen bewilligt, dadurch  nämlich, dass e r  mit 
seinem westfälischen Grundbesitz beitritt. Das 
Kohlensyndikat selbst ha t ja durch den be­
k an n t gewordenen Beschluss die H and geboten, 
die T ür ist auf, man ergreife die Hand, und 
ich bin überzeugt, dass der S taa t in keinem 
Punkte  weniger erreichen wird, als er durch 
diese Vorlage erreichen würde. Auf diese 
Weise würde einerseits der öffentlichen Meinung 
Rechnung getragen, und andererseits  würde 
die überaus tiefgreifende B eunruh igung  und 
Verstimmung, welche die Ilibernia-Angelegen- 

I heit in die weitesten Kreise unserer Industrie  
: getragen hat, eine im allgemeinen Interesse 

sehr erwünschte Abm ilderung erfahren.
Sodann noch ein W ort über das, was hier 

bezüglich der K artellgesetzgebung gesag t ist. 
Meine H erren, es ist, nicht hier im Hause, aber 
ausserhalb das Wort, gefallen, dass, wenn die 
Obstinazität der Kohlenindustrie in punkto  
H ibernia fortdauere, die Industrie  damit rechnen 
müsse, dass man ihr mit einem Kartellgesetz 
zuleibe gehen werde. Nun, meine Herren, 
dieser Gefahr wird man, glaube ich, ruh ig  ins 
Auge sehen können und müssen. An sich
w ürde es ja  nicht ganz billig sein, die Gesamt­
heit büssen zu lassen für die vielleicht unbe­
queme H artnäckigkeit, welche, eine einzelne 
Industrie  zeigt. Aber, meine Herren, darüber  
dürfen wir uns doch nicht täuschen: Billig­
keitserw ägungen w erden die Industrie nicht 
schützen. Die Industrie  schützt vor einem ab 
irato erlassenen Kartellgesetz lediglich der Um­
stand, dass es überaus schwer ist, die Formel 
für ein solches Gesetz zu finden. W ürde der 
Begriff des Kartells zu eng gefasst, so dürfte 
sich ergeben, dass viele Kartelle sich von den 
Fesseln des Gesetzes frei zu machen ver­
möchten ; würde um gekehrt der Begriff des 
K artells’ zu weit gefasst, so würde sich zum 
Schrecken vieler, die heute mit dem Gedanken 
eines Kartellgesetzes spielen und sehr leb­
haft nach einem Kartellgesetz rufen, zeigen, 
wie sehr die Kartellbildung nicht n u r  in der In ­
dustrie, sondern auch in der Landw irtschaft 
bereits Fuss gefasst hat, und w ie  t i e f  e i n  
K a r t e l l g e s e t z  n i c h t  b 1 o s s i n  i n d u s ­
t r i e l l e ,  s o n d e r n  i n  a l l e  V e r h ä l t n i s s e  
u n s e r e s  w i r t s c h a f t l i c h e n  L e b e n s  
e i n  s c h n e i d  e n  w ü r d e .  Das schützt uns 
vor einem ab irato erlassenen Gesetz, aber 

; keineswegs Wohlwollen und billiges Ermessen.
; Denn, meine Herren, das darf man ruh ig  aus ­

sprechen : in weiten Kreisen scheint jede Re­
flexion über  volkswirtschaftliche Zusam m en­
hänge, jede Reflexion darüber, was denn In ­
dustrie und industrielles Gedeihen fü r  L and ­
wirtschaft und  Handel, fü r  Mittelstand und 
H andwerk, fü r unsere ganze Nationalwirtschaft 
zu bedeuten hat, verschw unden zu sein.

Kommen wird aber diese Kartellgesetz­
gebung, davon bin ich ü b e rz e u g t ; aber es wird
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noch vieler und um fassender E rfah rungen  be­
dürfen, bis die Sachlage soweit gek lärt ist, dass 
ein Rechtsboden geschaffen ist fü r eine gesetz­
geberische Regelung, eine Unterlage, die ge­
stattet, mit auch n u r  einiger Sicherheit zuzu­
greifen, ohne das Gemeinwohl tiefgreifend zu 
schädigen.

Meine H erren, ich kann  Sie n u r  bitten, die 
E rw ägungen , die ich hier angestellt habe, bei 
den Verhandlungen, die in der Kommission 
stattfinden werden, zu würdigen. (Bravo! 
links.)

Präsident v. Kröcher: E s ist der Schluss der  
B esprechung b ean trag t  von den A bgeordneten 
v. Bandemer, F rh r . v. Zedlitz u nd  Neukirch 
und  Dr. Dittrich (Braunsberg).

Ich bitte, dass diejenigen H erren  sich er­
heben, die diesen A ntrag  unterstü tzen wollen. 
(Geschieht.) Die U nterstü tzung genügt. — Zum 
W ort sind noch gemeldet die Abgeordneten 
Oeser, S tackmann (Wetzlar), Hilbck, Cassel, 
Schmieding (Dortmund), Krawinkel, H aarm ann, 
Dr. Beniner, Schulze-Pelkum, Peltasohn,Franken, 
Dr. Hahn, v. Strombeck, Dr. v. Campe, Fuchs.

Ich bitte nunm ehr, dass diejenigen H erren  
aufstehen, welche den Schluss herbeiführen 
wollen. (Geschieht.) Das ist. die M ehrhe it; die 
B e s p r e c h u n g  ist g e s c h  l o s s e n .

Zu einer persönlichen B em erkung h a t das 
W ort der  A bgeordnete Cassel.

Cassel, A b g eo rd n e te r : Der H err  Abgeordnete 
Gamp h a t  gegen mich den Vorw urf erhoben, 
dass Angaben, die ich über  die üblichen P ro ­
visionen gem acht hätte, nicht richtig wären. 
Ich bin im Rahm en einer persönlichen Bem er­
kung  nicht imstande, ,im einzelnen darzulegen, 
dass meine B ehauptung  richtig gewesen ist, 
bleibe aber dabei und werde bei den weiteren 
B eratungen  darau f  zurückkommen.

F ern e r  h a t der H e rr  A bgeordnete Gamp be­
hauptet, ich hätte  erklärt, ich verstände nichts 
von diesen Dingen; ich müsste aber  von diesen 
Dingen etwas verstehen, wenn ich über die­
selben spräche. Das ist eine vollkommene u n ­
richtige W iedergabe m einer A eusserung; ich 
habe  nicht gesagt, dass ich von den Geschäften, 
um die es sich bei dieser Vorlage handelt, 
nichts verstände, sondern  ich habe n u r  gesagt, 
dass ich nicht verstände, solche Geschäfte zu 
machen, wie der H err  Handelsm inister sie nach 
dieser Vorlage gem acht hat. Das ist natürlich 
etwas ganz anderes.

Präsident v. Kröcher: Zur Geschäftsordnung
ha t das W ort der A bgeordnete Oeser.

Oeser, A bgeordneter: Meine H erren, ich lege 
W ert darau f festzustellen, dass mein persön ­
licher S tandpunk t zu dieser Vorlage in prinzi­
pieller Hinsicht abweicht von den Ausführungen, 
die mein v ereh rte r  F reu n d  Cassel in der 
gestrigen Sitzung im A ufträge der F rak tion  
gem acht hat. Da m ir n u n  heute das W ort 
abgeschnitten ist, so hoffe ich meinen S tand ­

;

p u n k t bei nächster Gelegenheit darlegen zu 
können.

Präsident v. Kröcher: Das w ar nicht eigent­
lich zur Geschäftsordnung. Z ur Geschäfts­
ordnung  h a t das, W ort der A bgeordnete Franken.

Franken, A b g e o rd n e te r : Meine Herren, der 
H err  A bgeordnete v. W oyna zog gestern  in 
seine Besprechung über die Vorlage den W asser­
werksprozess von Gelsenkirchen hinein und 
meinte, dass auch der Bergw erksfiskus nach der 
R ichtung hin auf gesundheitlichem Gebiete wirken 
könne. — Meine H erren, ich bedaure  sehr, das 
dadurch, dass die B e s p r e c h u n g  geschlossen, 
nicht widerlegen zu können, und behaupte, dass 
die S tadt Gelsenkirchen voll und  ganz ihre 
Schuldigkeit getan  hat. In meiner Eigenschaft 
als S tad tverordneter werde ich Gelegenheit 
haben, den H erren  eine Uebersicht nächstens 
zu überreichen.

Präsident v. Kröcher:  Das w ar weder zur Ge­
schäftsordnung noch persönlich.

Zu einer persönlichen B em erkung h a t das 
W ort der A bgeordnete v. Eynern .

v. Eynern, A bgeordneter: Meine H erren, nach ­
dem der H err  Minister seine A eusserung über 
die Aufsfchtsräte der H ibernia in einer so 
loyalen Weise richtig gestellt und  zurückge­
nommen hat, stehe ich nicht an, zu erklären, 
dass mir selbst nichts ferner gelegen hat, als 
in die E in le itung  zu m einer Rede, wo ich von 
der A chtung vor dem Amte sprach, irgend  eine 
persönliche Spitze zu legen. (Heiterkeit.) Ich 
bedaure  deshalb sein*, dass der H e rr  Minister, 
anscheinend durch einen Zwischenruf ve ran ­
lasst, diese A eusserung so aufgefasst hat, wie 
das aus seiner E rw iderung  hervorging, und 
stehe nicht an, in derselben Weise, wie dies 
der H err  Minister bezüglich seiner A eusserung 
getan hat, auch die meinige richtigzustellen 
und ebenfalls zuriickzunehmen. Ich kann  es 
n u r  aufrichtig bedauern, dass m eine Aeusse­
ru n g  dera rt ig  unrichtig  verstanden  worden ist.

Präsident v. Kröcher: E s ist erstlich beantragt, 
die Vorlage de r  Budgetkommission zu ü ber ­
weisen, und dann h a t der A bgeordnete Schiffer 
bean trag t, sie einer besonderen Kommission 
von 21 Mitgliedern zu überweisen; einen 
anderen  Vorschlag habe  ich nicht gehört. Ich 
werde zuerst fragen, ob das H aus die Vorlage 
einer besonderen Kommission von 21 Mitgliedern 
überweisen will; sollte das abgelehnt werden, 
werde ich ohne weitere A bstim m ung annehmen, 
dass das I iaus  dieVorlage der Budgetkommission 

I überweist.
Ich bitte, dass die H erren  sich erheben, die 

eine besondere Kommission von 21 Mitgliedern 
einsetzen wollen. (Geshieht.) Das ist die 
Minderheit; d ieV orlage  g e h t  an  d i e  B u d g e t ­
k o m m i s s i o n .

Ich sclilage dem H ause vor, sich je tzt zu 
v e r t a g e n .  — Damit ist das H aus  einver­
standen.

Thaden & Schmemann, Essen Ruhr-


